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Zweite Ausgabe: 
gloſſirt, ergänzt und ſtyliſirt, 


von 


Prof. Dr. Karl Eduard Morſtadt: 


Lehrer der Rechte und der Nationalökonomie, in Heidelberg. 8 
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„Selbſt Gebildetes it Stoff nur dem bildenden Geiſt.“ 
’ Schiller. 


Vorrede des Herausgebers. 


Des Bedürfniſſes der Anpreiſung vom dorlie 
genden Lohrbuche ſteh' ich glücklich äberhoben. 
Einſummig iſt das Urtheil der Sachkenner und ver 
Studierenden, daß kein anderes Compendiam: des 
Criminalproceſſes ihm an Klarheit nah komme, 
und keines eine Minderzahl von Fehlern be 
herberge. Auch if die Thatſache notoriſch, daß es ſchon 
zahlloſen Rechts⸗Candidaten, welche fic beim Durch⸗ 
denken von anderen Leitfaden und Handbüchern einen 
moraliſchen Schwindel geholt, bei ihrer Vorberei⸗ 
tung zum Staats eraman, augenſtärkend gedient hat, 
wir ein verkleinernder Metall- Spiegel. 

Mit Vergnügen übernahm ich daber, als deſſen 
eigener Benutzer, die Mühe ſeiner Neu ⸗Ausgabe, 


nachdem in des jüngſten Munters Anfang, bald nach 


Beginn meiner Vorträge darüber, die Berlage⸗ 
handlung mich mit der Nachricht vom Vergriffen⸗ 


2 ſeyn der erſten Edition überraſcht hatte, 
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v Vorrede des Herausgebers. 


Schon darum aber weil, ſeit Erſcheinung von 
Letzterer, Dutzende von Angriffen, und zwar in ver⸗ 
breiteten Rival⸗ Schriften, gegen deren Inhalt find 
gemacht worden, konnte ich mich mit bloßen Ergan- 
zungen und Styl⸗ Feilungen unmöglich begnügen. 
Jene Angriffe mußten, im Intereſſe der Wahrheit 
und des Buches, entweder zurückgeſchlagen oder ho⸗ 
norirt werden. Dieſer Pflicht habe ich mit eifrig 
großer Sorgſamkeit nachgeſtrebt, wie auch mit un⸗ 
deſtochener Strenge. Hinzugekommen ſind aber aller⸗ 
dings auch manchfaltige Correctur⸗Verſuche von mir 
ſelber, die ich der Aufmerkſamkeit der Experten und 
ihrer ſchonungsloſen Kritik hiermit empfehle. Lite⸗ 
rariſche Gevatterſchaften find mir verächtlich; 
und der wechſelſeitigen Lob⸗Aſſecuranzbank habe. ich 
den Fehdehandſchuh lan gſt zugeſchleudert; aber der 
ſchaͤrfſte Tadel, wenn er mit Gründen gewaffuet 
ſteht und mit offenem Viſire ficht, wie Gaupp) 


contra Mittermaier, iſt meiner Achtung andurch 


voraus verſichert. Ce qui résiste appuiel 

Auch erklärende Noten habe ich viele bei⸗ 
gefügt: ſo daß dieſes Lehrbuch jetzt wohl überall in 
und durch ſich ſelber wird verſtändlich ſeyn: zu nam⸗ 
hafter Dictatur⸗Erſparniß für jeden darüber eom⸗ 
weutlrenden Ratheder - Lehrer. 5 ja. ses) Ay 
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Vorrede tes Deransgeberd. * 

dieſen noch üppig reicher Stoff übrig: an der Spe 
geſe von dunkeln Geſetzſtellen; an der hiſtoriſch⸗ 
kritiſchen Schilderung vom Geiſt unſerer Criminal 
procoß⸗Normen; an der Skizze von deren Anwen⸗ 
dung auf das Gerichtsleben (durch kurze Relationen) 
und an der rechts phitoſophiſchen Abwägung 
von deren Weisheit, oder Thorheit: das heißt, von 
deren Wohlthätigkeit, oder Verderblichkeit! — 

Bei Gelegenheit von dieſer Bilanz, und zum 
Belege von deren — trübſeligem — Reſultate, 
mag ſich der Docent — nach Bentham's, meines 
Lehrers und Vorbildes, Muſter — auch einen verglei⸗ 
chenden Griff in die Haupt⸗Differenzen der Crtminal- 
proceß⸗Ordnungen des Auslandes erlauben: vor⸗ 
züglich Großbritanniens und Frankreichs; aber das 
Compendium ſelber mit ſolchem Parallelen⸗Ballaſte 
durchgängig zu überladen, hatte mir eine Ball⸗ 
horniſade gedünkt. Truffaldino — der Diener 
zweier Herren — iſt (nach Bibel⸗Fluch) ein 
ſchlechter Bedienter; und wer fünferlei Ge⸗ 
ſichter gleichzeitig will portraitiren, wird zuverläſſig 
kein einziges treffen. Ausflüge aus ſeiner Hei⸗ 
math kann man mit Nutzen unternehmen; aber der 
Allerweltsbürger iſt nirgends heimiſch, und bleibt 
überall Vagabund! 

Deſto unentbehrlicher aber iſt, für die Orien⸗ 
tirung in jedem einzelnen Gemache des vaterlaͤn⸗ 


vi Boriede bes Herrandyeders. 

diſchen Geſetz⸗Baues, die Vertrautheit mit all deſſen 
ubrigen Kammern und Gewölben: weil fle nicht 
unabhängig voneinander ſtehen, gleich den Polieri⸗ 
Schildhauſern der Orford⸗Straße; ſondern ſich ge 
genſeitig ſtützen und tragen, wie die Balken vom 
Hinge und Sprengwerke des Scala⸗Theaters. Wer 
das engliſche Staats recht nicht keunt, kann Eng⸗ 
lands Schwurgericht nicht begreifen; und der Schluͤſ⸗ 
ſel zum gemeindeutſchen In qulſitions⸗Proeeß 
heißt belanntlich Clavis Sancti Petri Pisoatoris! 

Drink deap; our taste not! . 


Heidelberg, den 18. Jul. 1848. 


Morſtadt. 


n Vorrebe bes Verfaſſers, 


zur erſten Ausgabe. 


Die von mir im Jahr 1805 herausgegebenen 
„Grundſätze der Criminalproceſſes“ wa⸗ 
ren das erſte ſelbſtfeinvige Lehrbuch des ſtraf⸗ 
gerichtlichen Verfahrens: indem dieſes ſonſt gewöhn⸗ 
lich nur als ein Anhang zu den Lehrbüchern des 
Straf rechtes, oder als eine Art der ſummari⸗ 
ſchen (Civils) Proceſſe, abgehandelt, und daher 
nicht mit der feiner großen Wichtigkeit entſprechen⸗ 
den Sorgfalt bearbeitet, wurde. 


Während des ſeitdem verfloſſenen dreißigjahri⸗ 
gen Zeitraumes hat die Ausbildang dieſes Rechts⸗ 
thelles große Fortſchritte gemacht. Die wichtigſten 
Lehren deſſelben find fleißig und vielſeitlg bearbelttt 
worden; man hat in mehreren Ländern neue Gefege 
über einzelne Gegenſtaͤnde, oder ganze Proceß⸗ 
ordnungen, erlaſſen, oder doch entworfen; und die 
Wiſſenſchaft des Strafproceſſes hat, — unter dem 


vill Vorrede des Berfaffers. 


vereinigten Einfluſſe der theoretiſchen Bearbeitung, 
des Gerichtsgebrauches und der Geſetzgebung, — 
eine gapz andere Geſtalt erhalten. Ich ſelber habe 
mich inzwiſchen theils mit der Theorie des 
Strafverfahrens, für und durch meine Vorleſungen, 
fortwährend beſchäftigt, theils (als Mitglied der 
Spruchfacultäten zu Marburg und Göttingen) eine 
ſehr große Zahl aus den verſchiedenſten Gegenden 
Deutſchlands eingeſendeter Eriminal acten bearbei⸗ 
tet“), und dadurch, während der ſeltſam langen 
Dauer dieſer zwiefachen Berufsthätigkeit, fruchtbare 
Rechtserfahrungen gemacht. 


Meine oben gedachte aie iſt läugſt v er⸗ 
griffen: ſo daß ich ſie ſchon ſeit zehn Jahren 
den Vorleſungen ni 15 mehr zu Grunde en 
getonnt. 


Nachdem ich lange Zeit hudurch auf Si 
Weiſe verhindert gewefen, ihrer Verbeſſerung die 
nöthige Sorgfalt zu widmen, habe ich fie endlich 
einer gänzlichen Umarbeitung unterworfen: wes⸗ 
halb ſie denn jetzt, unter verändertem Titel, 
als ein ganz neues Werk erſcheint. Dieſem 
habe ich die, in nenerer Zeit erffagkea, Aufklä⸗ 


— . 
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Vorrede des Berfeffers, m 
rungen und Bereicherungen des Faches / an⸗ 
geeignet, und demſelben durch natürliche An ord⸗ 
nung des Ganzen und des Einzelnen, durch ſach⸗ 
reiche Kurze, verbunden mit Beſtimmtheit und Klarheit 
der Darſtellung, durch reiche und gewählte Litteratur, 
und durch den in die Noten niedergelegten Stoff 
zu weiterem Nachforſchen, die Eigenſchaften eines 
dem jetzigen Standpuncte der Wiſſenſchaft eutſpre⸗ 
chenden Lehrbuches zu geben geſucht: welches jedoch 
zugleich auch zur Sel b ſt belehrung und zum prac⸗ 
tiſchen Gebrauche geeignet iſt. 


So wie darin übelhaupt die neueren Landes⸗ 
geſetze fleißig angeführt ſind, habe ich insbeſondere 
auch des revidirten Hannoverſchen Entwurfs 
einer Strafproceßordnung haufig gedacht, und daruber 
(in den Noten) manche Bemerkungen mitgetheilt, 
welche vielleicht geeignet ſeyn dürften, bei der be⸗ 
vorſtehenden Berathung deſſelben beachtet zu werden. 


Mit den Vorleſungen über den Strafproceß 
verbinde ich ſeit langer Zeit eine Anleitng zur 
Criminalpraxis. Ich trage nemlich, an ſchick⸗ 
lichen Stellen, genaue Regeln über die verſchiedenen 
Zweige der Praxis des Strafrechtes und des 
Strafproceſſes vor; theile den Zuhörern, aus 
meinem reichen Vorrathe, Stoff und Muſter zu 
Aufſätzen mit, und übe fle im Inquiriren, Pro- 


x Borreve bes Gerfaffers. 

tocolliren) Abfaſſen von Vertheidigungsſchriſten u. ſ. w. 
Die Zuhörer zeigen großen Eifer bei vieſen prac 
tiſchen Uebungen; die raſchen Fortſchritte der 
großen Mehrzahl ſind ſehr erfreulich; und es 
werden mir nicht ſelten muſterhafte Arbeiten ein⸗ 
geliefert. Durch dieſe Verbindung der Prarts mit 
der Thevrie erhalten die Vorleſungen mehr In⸗ 
tereſſe, und der Studtrende wird auf dieſe Weiſe 
beſſer zur practiſchen Laufbahn vorbereitet. 


Göttingen, am 28. Maͤrz 1835. 
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Notizen. 


1) Sammtliche Noten von Bauer, und fle allein, führen einen Heinen 
Buchſtaben an der Stirne. Alle Gloſſen des Herausgebers ſind 
durch eine Ziffer oder ein * davon unterſchieden. 

2) Folgende Schriften find, daß Oftwiederkehr wegen, meiſtens nur mittelſt 
des Namens vom Verfa (ſammt Zahlen ⸗Angabe) citirt. 

a) Henkes Handbuch des Criminalrechts. Band IV. 1838, 

b) Martin's Lehrbuch des Criminalproceſſes. Ausg. IV. 1836. 

c) Müller's Lehrbuch des Criminalproceſſes. 1837. 

d) Mittermaier: das deutſche Strafverfahren. Ausg. IV. 2 Bde. 
1845. 

e) K. H. Zacharik's Grundlinien des Criminalproceſſes. 1837. 


Allgemeine ueberſicht. 


Allgemeine Einleitung. . 

Erſter Theil. Von der Strafgerichtsverfaſſung. 
Erſter Abſchnitt. Von der. Strafgerichtsbarkeit. 
Zweiter Abſchnitt. Von den Strafgerichten. 


Zweiter Theil. Von dem ſtrafgerichtlichen Ver⸗ 

fahren. f 

Einleitung. Von dem Verfahren im Allgemeinen, . 

Erftes Bud. Bon den Beftandtheilen des 5 

ohne Rückſicht auf beſtimmte Arten des Straf- 
proceſſes. 

Erſter Hauptabſchnitt. Von der Inſtruction. 
Erſter Titel. Von den Handlungen, um Perſonen und Sachen 


der Gewalt des Gerichts zu unterwerfen, und deren Identität 


aus zumitteln. 
Zweiter Titel. Von Erforſchung der Wahrheit der Thatſachen: 
oder Theorie des Beweiſes im Strafproceſſe. 
Dritter Titel. Von der Vertheidigung. 
Zweiter Hauptabſchnitt. Von den Erkenntniſſen. 
Dritter Hauptabſchnitt. Von den Rechtsmitteln. 
Vierter Hauptabfchnitt. Von Vollziehung der urtheilt. 


Zweites Buch. Darſtellung der verſchiedenen Ar⸗ 
ten des Strafproceffes. 
Erſter Titel. Von dem ordentlichen Unterſuchungsproceſſe. 
Einleitung. 


Erſtes Capitel. Von der Vorunterſuchung. 
Zweites Capitel. Von der Hauptunterſuchung. 
Crum.⸗ Proc. A. 1. \ 


Allgemeine Ueberſicht. 


Zweiter Titel. Von dem Anklageproceſſe. 
Dritter Titel. Von einigen beſonderen Arten des Strafver⸗ 
fahrens. , 
) Bon dem gemiſchten Strafproceffe. 
II) Von dem ſummariſchen Proceſſe. 
III) Von dem Ungehorſamsverfahren. 
IV) Von dem Franzöſiſchen Strafverfahren. 


Drittes Buch. Von den peinlichen Koſten. 


— 


Genayere Suboltenuseige. 


Allgemeine Einleitung. 


1) Hegriff des Sirgfyroceſſas §. l. 

2) Stellung im Syßeme der Kechtewiſſenfchaft f. 2. 
3) Unterſchied von verwandten Fächern §. 3. 

4) Finthetlungen 4. 4—8. 

5) Gemeinrechtliche Quellen des Streafpreceffes 5. 9. 
6) Hülfsmittel deſſelhen 6. BEY be 

7) Lehrplan §. 12. 


Erſter Theil. Von der Snaſgerichtsperfaſſeng 


Erſter Abſchnitt. Von der Strafzerichtsbaxkeit. 
I) Begriff der Strafgerichtsbarkeit §. 13. 14. 
II) Beſtandtheile derſelben §. 15. 16. 
II) Eintheilungen der Sfrafgerichtsbarkeit 5. 17—20. 


Zweiter Abſchnitt. Von den Strafgerichten. 


Erſtex Titel. Bon den Arten der Strafgerſchte, und teva Se- 
ſetzung. 
I) Begriff eines Strafgerichtes §. 21. 
Y Arten der Strafgericht: 
A) Ober⸗ und Untergerichte §. 22. 
B) Unterſuchende und erkennende Gerichte §. 23. 
C) Reine und gemiſchte Strafgerichte §. 24. 
D) Ordentliche Strafgerichte und Commiſſtonen §. 25. 
ID) Beſetzung der Strafgerichte: 
A) Der erkennenden Gerichte §. 28. . 
B) Der Unterſuchungsgerichte: 
: 1) Im Allgemeinen §. 27. 
2) Von den einzelnen Gerichtsperſonen §. 28—30. 
- IV) Von den Dienern des Strafgerichts §. 31. 
) Bon Aaklägern und Staatsauwälten §. 32. 
VI) Von Apretien und Veriheidigern S. 33. 105 


Genauere Inhalts anzeige. 


Zweiter Titel. Von der Zuſtändigkeit der Strafgerichte. 


Erſtes Capitel. Arten der Gerichtsſtände. 
D Im Allgemeinen §. 34. 35. 
II) Insbeſondere: 
A) Vom gemeinen Gerichtsſtande: 
1) des begangenen Verbrechens §. 36. 
2) des Wohnortes §. 37. 
3) der Betretung §. 38. 
B) Bom befreiten Gerichtoſtande §. 39. 
Zweites Capitel. Von Colliſion der Gerichtsſtände. 
I) Im Allgemeinen §. 40. 41. 
II) Im Einzelnen: 
A) Colliſion zwiſchen Gerichten deſſelben Staates §. 42. 
B) Colliſion zwiſchen Gerichten verſchiedener Staaten §. 43. 
II) Von Auslieferung der Angeſchuldigten §. 44. 


Dritter Titel. Von dem Verhältniß der Strafgerichte uns 
tereinander und zu den Polizeibehörden. 


1) Verhältniß unter den Strafgerichten: 
A) Zwiſchen Unter⸗ und Obergerichten §. 45. 
B) Zwiſchen gleichſtehenden Gerichten §. 46. 
II) Verhaͤltniß der Strafgerichte zu den Polizeibehörden §. 47. 


Vierter Titel. Von den Unter ſuchungsgefͤngniſſen. 


D Einrichtung derſelben §. 48. 
I) Behandlung der Verhafteten §. 49. 
III Aufſicht auf die Gefängniſſe §. 50. 


Zweiter Theil. Von dem ſtrafgerichtlichen Ver⸗ 


fahren. 
Einleitung. Von dem Verfahren im All gemeinen. 


I) Gegenſtand des Strafverfahrens §. 51. 
Il) Zweck deſſelben . 52. 
III) Beſtandtheile 5. 53. 54. 
IV) Bedingung der Statthaftigteit eines Strafverfahrens §. 55. 
M Allgemeine Grundſätze: 
A] Des Strafproceſſes überhaupt. 
1) Gerechtigkeit §. 56. . i: 
2) Zweckmäßigkeit 5. 57. / 
Ausſchließung des Einfluſſes jeder Willkür §. 68. 
4) Gehörige Begründung des Fortſchreitens im Verfahren §. 59. 
5) Allgemeine Bedingung einer Beſtrafung §. 60. 


Genauere Inhaltsangeige. 7 oes 


B) Des Drutſchen Strafproceffes ‘inebefondere : 
1) Unterſuchungsform §. 61. 
2) Schriftliche Formen F. 62. 
a) Von Protocollen §. 63. 
b) Von Criminalacten §. 64. 
3) Innere Oeffentlichkeit §. 65. 
4) Aufftellung einer geſetzlichen Beweistheorie §. 66. 
VI) Verhältniß einer Strafſache zu andern Rechtsſachen. 
A) 2 Verhältniß zwiſchen verſchledenen Strafſachen 
B) Verhältniß zwiſchen Strafſachen und bürgerlichen Sachen: 
1) Bei Verſchiedenheit der Entſtehungsgründe §. 68. 
2) Bei Einheit des Entſtehungsgrundes §. 69. 
VII) Hauptabſchnitte des Strafverfahrens §. 70. 


Erſtes Buch. Von den Beſtandtheilen des ſtrafgericht⸗ 
lichen Verfahrens, ohne Rückſicht auf beſtimmte 
Arten des Strafproceffes. 


Erſter Hauptabſchnitt. Von der Inſtruction, 55 dem Ver⸗ 
fahren zur Vorbereitung eines Erkenntniſſes. 
Vorerinnerung §. 71. 

Erſter Titel. Von den Handlungen, um Perfonen und Sachen 
der Gewalt des Gerichts zu unterwerfen und deren Identität 
aus zumitteln. 

Erſtes Capitel. Von den Mitteln, einen Angeſthuldigten vor 
Gericht zu ſtellen. 
Einleitung §. 72. 
I) Von den Mitteln gegen einen Anweſenden: 
A) Falls er der Flucht nicht verdaͤchtig iſt §. 73. 
B) Mittel gegen einen der Flucht Verdächtigen: 
1) Sicherheitsleiſtung §. 74. 
2) Verhaftung §. 75. 
I) Von den Witteln gegen einen Flüchtigen: 
A) Im Allgemeinen §. 768. 
B) Im Einzelnen: 
1) Nacheile §. 77. 
2) Hülfsſchreiben §. 78. 
3) Steckbriefe §. 79. 
0) Oeffentliche Ladung §. 80. 
5) Güterbeſchlag §. 81. 
6) Sicheres Geleit §. 82 —85. 
Zweites Capitel. Von den Mitteln, Sachen der Gewalt des 
Gerichts zu unterwerfen. 
Einleitung §. 86. 


, Genaueve Fuhaltsanzeige. 


1) Von der Pausſachung §. 87. 88. 
II) Bon den Mitteln, Urkunden zu erhalten: 
A) Ueberhaupt §. 89. 
B) Insbeſondere: 
1) Von Beſchlagnahme der er 5. 90. 
2) Von Brieferbrechung § 91. 
Drittes Capitel. Von den Mitteln, die Identität der Perſonen 
oder Sachen zu bewahren. 


I). Von Bewährung der Identität der Perſonen §. 92. 
I) Bon Bewährung der Identität der Sachen S. 93. 


Zwelter Titel. Von Erfotrſchung der Wahrheit der 
Thatſachen — Theorie des Beweiſes im Straſproceſſe. 


Voterinnerung §. 94. 
Exftes Capitel. Bon dem Beweiſe im Allgemeinen. 
1) Begriff des Beweiſes §. 95. 96. 
I) Eintheilungen des Beweiſes: 
A) In Hinſicht des Gegenſtandes: 
1) Anſchulvigungsbeweis 8. 97. 
2) Entſchuldigungsbeweis §. 98. 
B) In Hinſicht der Richtung. — Bewets und Gegenbeweis 
§. 99. 
C) In Rückſicht der Art, wie die Wahrheit erkannt wird. — 
Natürlicher und künſtlicher Beweis §. 100. 
D) Ju Anſehung der Kraft: 
1) Vollſtändiger Beweis §. 101. 
2) Unvollſtändiger Beweis §. 102. 
II) Unterſchied zwiſchen dem Civils und Criminalbeweiſe §. 103. 
IV) Allgemeine Grundſätze vom Beweife im Deutſchen Strate 
proceſſe: 
A) Geſetzliche Beweistheorie §. 104. 
B) Beweislaſt und Beweisſatz §. 105. 
C) Beweismittel §. 106. 
D) Währheitserforſchungsmittel J. 107. 
E) Beweisverfahren §. 108. 
E) Kraft des Beweiſes §. 109. 
6) Wirkungen des Beweiſes: 
1) Des Anſchuldigungsbeweiſes, und zwar 
a) des vollſtändigen §. 110. 
b) des unvollſtänvigen §. 111. 
2) Des Entſchuldigungsbewriſes §. 112. 113. 


Zweites Capitel. Von dem directen (natürlichen) Beweiſe. 
Vorerinnerung §. 114. 
Erſte Abtheilung. Von dem Geſtändniſſ t. 


Genauere Jugalteangeige. 7 


I) Von dem Geſtändniſſe, an Kh betrachtet: 
A) Begriff „ 115. 
B) Eintheilungen: 
a) Ueberhaupt §. 116. 
b) Insbefondere vom qualificirten Geſtändniſſe §. 117. 
0) Exjorverniffe eines rechtsgültigen Bekennen iſſes §. 118. 
D) Beweiskraft ¢ 119, 120. 
E) Widerruf des Geſßzändniſſes §. 121. ö 
II) Von dem Verfahren zur Exlangung eines gültigen Ge⸗ 
ſtändniſſes. 
Einleitung §. 122. 
A) Von der Vernehmung der bebte überhaupt: 
1) Aeußere Einrichtung §. 123 
2) Innere Einrichtung 8. 124. 
B) Von dem ſummariſchen oder Generalverhöre 8. 125. 
C) Von den ordentlichen oder Speeialeerhdren: 
1) Vorbereitung zu denſelben §. 126. 
2) Erforderniſſe der Fragen §. 127. 
3) Mängel der Fragen 5. 128, 129. 
D) Von den Mitteln, den leugnenden Angeſchuldigten zum 
Geſtändniſſe zu Seftinunen : 
1) Erlaubte Mittel: : 
a) Im Allgemeinen §. 130. 
‘ bh) Jusbeſondere von der Confrontation §. 131. 
2) Unerlaubte Mittel: 
a) Ueberhaupt §. 132. 
b) Insbeſondere von der Folter §. 135. 
Zweite Abthenung. Bon dem Augenſcheine uud den Sach⸗ 
verſtändigen. 
D Bom Augenſcheine im Allgemeinen: 
A) Vom einfachen Augenſcheine §. 134. 
B) Vom Augenſch. unter Mitwirkung Sachverſtändiger § 135. 
Il) Von einigen beſonderen Arten des Augenſcheins: 
A) Bei Tödtungen. Leichenſchau §. 136— 139. 
B) Bei einigen anderen Arten von Verbrechen 9. 140. 
Dritte Abtheilung. Von den Zeugen. 
I) Von den Zeugen, an ſich betrachtet: 
A) Verbindlichkeit jum Zeugniſſe §. 141. 
B) Erforderniffe eines vollgültigen Zeugen §. 142. 
C) Beweiskraft der Zeugniſſe §. 143. 
DY Wirkung der Zeugniſſe 5. 144. 
II) Von der Vernehmung der Zeugen: 
A) Beimmung der Zeugen, and Stellung ee vor 
Gericht §. 145. 
) Giihtung ver Zeugenvernehmung 8. 146 147. 
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Bierte Abtheilung. Von den Urkunden. 
I) Von den Urkunden, an ſich betrachtet: 
A) Begriff und Arten §. 148. 
B) Erforderniſſe §. 149. 
C) Beweiskraft der Urkunden §. 150. 
Il) Von dem Verfahren in Hinſicht des Urkundenbeweiſes: 
A) Herbeiſchaffung der Urkunden §. 151. 
B) Herſtellung der Aechtheit derſelben §. 152. 
Fünfte Abtheilung. Von dem Eide. 
I) Im Allgemeinen §. 153. 
II) Insbeſondere von dem Hiilfseive: 
A) Vom Reinigungseide §. 154 —157. 
B) Vom Erfüllungseide §. 158. 
Drittes Capitel. Von dem indirecten (künſtlichen) Beweiſe. 


Vorerinnerung §. 159. 
I) Begriff und Weſen einer Anzeige §. 160. 
II) Eintheilungen der Anzeigen §. 161. 162. 
III) Claſſification derſelben. 
Einleitung §. 163. 
A) Anſchuldigungsanzeigen §. 164 — 166. 
B) Entſchuldigungs anzeigen §. 167. 
IV) Von der Kraft der Anzeigen: 
A) Jede einzelne Anzeige, für ſich betrachtet: 
1) Zuverläſſigkeit des Oberſatzes §. 168. 
2) Beweis des Unterſatzes §. 169. 
3) Richtigkeit der Schlußfolge §. 170. 
B) Im Berhältniſſe zu andern Anzeigen §. 171. 
V) Von dem vollſtändigen Anzeigenbeweiſe §. 172. 
Viertes Capitel. Von dem zuſammengeſetzten Beweiſe: 
1) Begriff und Arten §. 173. 
II) Wirkungen der zuſammengeſetzten Beweife §. 174. 
Dritter Titel. Von der Vertheidigung. 
Vorerinnerung §. 175. 
Erſtes Capitel. Von der Vertheidigung im Allgemeinen. 
J Begriff und Arten §. 176. 
II) Nothwendigkeit der Bertheidigung §. 177. 
HI) Rechtsgunſt derſelben §. 178. 
IV) Von dem Vertheidiger §. 179. 180. 
Zweites Capitel. Von der Hauptvertheidigung insbeſondere: 
I) Von den Vertheidigungsgründen: 
A) In Hinſicht der formalen Bedingungen des Strafurtheils 
§. 181. 
B) In Hinſicht der materiales Bedingungen §. 182. 
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II) Von der Vertheidigungsſchrift: 
A) Allgemeine Erforderniſſe und Mängel derſelben 8. 183. 
B) Vorbereitung der Defenfion §. 184. 
C) Theile der Vertheidigungsſchrift: 8 
1) Geſchichtlicher Theil §. 185. i 
2) Kechts ausführung: 
a) In Rückſicht der abſoluten Strafbarkeit §. 186. 
b) In Rückſicht der relativen Strafbarkeit §. 187. 
III) Von dem Vertheidigungsverfahren § 188. 


Zweiter Hauptabſchnitt. Von den Erkenntuiſſen. 
Vorerinnerung §. 189. 
I) Begriff und Eintheilungen der Erkenntniſſe §. 190. 
II) Gattungen und Arten: 
A) Vorerkenntniſſe §. 191. 
B) Endurtheile: 
1) Im Allgemeinen 8. 192, 
2) Im Einzelnen: 
n) Vom unvollkommenen Endurtheile §. 193. 
b) Vom vollkommenen Endurtheile §. 194. 
II) Erforderniſſe der Urtheile §. 195. 
IV) Urtheilsfällung: 
A) Behörde 5. 196. 
B) Relation 8. 197. 
C) Abstimmung 5. 198. 
D) Beſtätigung des Urtheils §. 199. 
» Eröffnung des gefällten Urtheils §. 200. 
I) Wirkſamkeit der Erkenntmiſſe: 
A) Vollſtreckbarkeit §. 201. 
B) Rechtskraft §. 202. 
Dritter Hauptabſchnitt. Von den Rechtsmitteln. 
Vorerinnerung §. 203. 
I) Von den Rechtsmitteln im engeren Sinne: 
A) Ueberhaupt 5. 204. 
B) Von den einzelnen Rechtsmitteln: 
1) Von der Appellation §. 205. 
2) Bon der weiteren Vertheidigung §. 206. 
3) Bon der Nichtigkeitsbeſchwerde §. 207. 
A) Von der Wiedereinſetzung in den vorigen Stand §. 208. 
I) Von Begnadigungsgeſuchen und Anträgen §. 209. 


Vierter Hauptabſchnitt. Von Vollziehung der Urtheile 
Vorerinnerung §. 210. f 


I) Bon der Vollſtreckung im Allgemeinen §. 211. . 
Tl) Bon Vollpiehung der verſchiedenen Arten der Urtheile: 
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2 A) Der Vorerkenntniſſe §. 212. 
B) Der Endurtheile: 
1) Der losſprechenden §. 213. 
2) Der Strafurtheile: 
a) Ueberhaupt §. 214. 
5) Insbeſondere der Todesurißeile §. 215. 


Zweites Buch. Darſtellung der verſchiedenen Ar⸗ 
ten des Strafproceſſes. 


g Vorerinnerung 8. 216. 


Erſter Titel. Von dem ordentlichen Unterſuchungs⸗ 
proceſſe. 
Einleitung: 
1) Bon dem Unterſuchungsproceſſe überhaupt §. 217219. 
n) Bon den Theilen der Unterſuchung. — Bor ⸗ und Haupt⸗ 
unterſuchung §. 220— 222. 
Erſtes Capitel. Von der Sn 
1) Begründung der Vorunterſuchung §. 224 —226. 
II) Verfahren in der Vorunterſuchung. 
Einleitung §. 227. ; 
A) Verfahren in Hinſicht des Thatbeſtandes J. 228. 229. 
B) Ausmittelung der Beweiſe in Hinſicht des Thäters: 
1) Ueberhanpt §. 230. 
2) Jusbsſondere von der ſummariſchen Vernehmung des 
Verdächtigen 5. 231. 
III) Schluß und Erfolg der Vorunterſuchung §. 232. 
Zweites Capitel. Von der Hauptunterſuchung. 
I) Begründung der Hauptunterſuchung: 
A) Bedingungen ihrer Statthaftigkeit 5. 233. 
B) Mittel zur Abwendung derſelben §. 234, 
C) Erkenntniß auf die Hauptunterſuchung §. 235. 
II) Verfahren in der Hauptunterſuchung: 
A) Ueberhaupt §. 236. 
B) Insbeſondere vom articulirten Verhör §. 237. 
IH) Schluß der Hauptunterſuchung §. 238. 


Zweiter Titel. Von dem Anklageproceſſe. 
Einleitung §. 239. 


I) Bon dem Ankläger §. 240. 
II) Beſtandtheile der Inſtruction: 
8 A) Anklage 5. 241. 
B) Berſetzung in den Anklagezuſtaud §. 242. 


* 
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C) Vernehmaffang des Angetiagten ;. 248. 
D) Beweisverfahren und Schluß F. 244. 


Dritter Titel. Ben einigen beſonderen Artew des Saß, 
proceſſes. 


I) Von dem gemiſchten Strafprocefft: 
A) tia des Unterfudungs + und Anklageverfahrens 
5. 
B) Miſchung des Civil⸗ und des Strafverfahrens. — Adha⸗ 
fionsprocefi 5. 246—248. 
u) Von dem ſummariſchen Strafproceffe : 
A) Ueberhaupt §. 249. 
B) Insbeſondere vom Standrechtsverfahren §. 250. 
III) Von dem Ungehorfamsproceffe: 
A) Statthaftigkeit §. 251. 
B) Verfahren: : 
1) Während der Abweſenheit des Angeſchuldigten §. 252. 
2) Nach deſſen Rückkehr §. 253. 
IV) Von dem Franzöſiſchen Strafverfahren. 


* 


Vorerinnerung §. 254. ‘ 


A) Strafgerichtsverfaſſung. 
I) Ueberhaupt: 
A) Gerichte §. 255. 
B) Staatsbehörde §. 256. 8 
C) Beamten der gerichtlichen Polizei §. 257. 
II) Insbeſondere von den Aſſiſenhöfen: 
A) Von den dazu gehörigen Gerichtsperſonen §. 258. 
B) Von dem Geſchwornengerichte: 
1) Bildung deſſelben §. 259. 
2) Beſtimmung der Jurp §. 260. 
B) Strafgerichtliches Verfahren: 
1) Vom Verfahren im Allgemeinen §. 261. 


II) Insbeſondere vom Verfahren in eigentlichen Criminal⸗ 
ſachen: 
A) Vorverfahren §. 262. 263. 
B) Hauptverfahren: 
1) Eröffnung der Sitzung §. 264. 5 
2) Theile des Haupwerfahrens: 
a) Verhandlung und Entſcheidung der Thatfrage §. 265. 
p) Verhandlung und Entſcheidung der Rechtsfrage 
§. 266. 
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Drittes Buch. Bon den Criminalkoſten. 
Vorerinnerung §. 267. 

Y Segriff der Criminalkoſten §. 268. 

II) Arten derſelben §. 269. 

III) Koſtenvorſchuß §. 270. 

IV) Koſtentragung: 
A) Hauptverbindlichkeit §. 271. 272. 
B) Subſidiarverbindlichkeit §. 273. 
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Allgemeine Cinleitung. 


§. 1. 
1) Begriff des Strafproceſſes. 


Bu möglichſter Verhütung die Rechtsordnung ftdrender oder 
gefährdender Handlungen bedroht die Staatsgewalt die⸗ 
ſelben, durch Geſetz, mit Strafe: um hierdurch die Bür⸗ 
ger vor deren Begehung zu warnen, und ſo den Entſtehungs⸗ 
gründen derſelben entgegenzuwirken a). Hierauf darf fie 
ſich aber nicht beſchräͤnlen; ſondern fie muß auch für 
richtige und ſichere Anwendung der Strafgeſetze ſorgen: 
damit den wirklichen Uebertreter die gedrohete Strafe 
gewiß und ſchnell treffe; der beargwohnte Unſchuldige 
aber gegen Richterwillkür und unverdiente Strafe geſchätzt 
werde. Dazu bedarf es theils der Anordnung zweckmäßig 
organiſirter Straf- Gerichte; theils der geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmung des bei Ausmittelung, Aburtheilung und Beſtra⸗ 
fung der Verbrechen zu beobachtenden gerichtlichen Ver⸗ 


) Bauer, Lehrbuch des Strafrechts. u. Ausg. Gstt. 1833. 
§. 8 — 29. Bauer, die Warnungstheorie, nebſt einer 
Darſtellung und Beurtheilung ſämmtlicher Sraf- 

5 rechtstheorieen. Gött. 1890 *). 

) Eine ausführliche Expoſition und Kritik dieſer Bauer ſchen 
Warnungstheorie ſindet man in Hepp's Darſtellung und Beur⸗ 
theilung der d. Strafrechts ⸗Syſteme. II. Ausg. Heidel. 1844. 
Bd. II. S. 393 — 480. Eine kurze aber in E. L. Wie ⸗ 
gand's Erörterungen der wichtigſten Lehren des Kriminal ⸗ 
Rechts. Stuttg. 1836 (einem ſehlerwimmelnden Schleichdrucke 
von Mitter maier's Dietaten) S. 37 u. 45. 
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fahrens. Auf Letzteres bezieht ſich der Begriff des 
Strafproceſſes. Dieſer bedeutet J) das ſtrafgericht⸗ 
liche Verfahren ſelber (Strafproceß, Criminal⸗ 
proceß, ordo judiciorum criminalium): d. h. den 
Inbegriff der ſich auf die gerichtliche Verfolgung der Rechte 
des Staats, gegen die Uebertreter der Strafgeſetze, bezie⸗ 
henden geſetzlichen Handlungen. Gegenſtand dieſes Ver⸗ 
fahrens find alle je ne Steaffaden, weche nicht, durch be⸗ 
ſondere Rechtsnormen, den Strafgerichten entzogen, und 
den Civil⸗ oder Policeigerichten überwieſen, ſind b). II) Die 
Theorie des Strafproceſſes, oder das Strafproceß recht: 
d. h. die wiſſenſchaftliche Darſtellung der poſitiven Zwangs⸗ 
normen über das * elie c) *). 


. U 


3 
2) etn des Strafproceffes tm Syfteme der Rechtsmiffentipaft 


Die Theorie pes Strafproreſſes ſchüdert theils die 
Stiafgtrichtsverfaſſung, theils die ſtrafgerichtlichen 
Handlungen; und zwar Letztere yon Seiten ahrer Statt⸗ 
haftigkeit und Notwendigkeit, ihrer Ferm, und ihrer Rei⸗ 
bepfolge. Auf alle diefe Gegenſtände beziehen ſich wichtige 
Nechts ver haltuiſſe; und es bildet alſo die Strafproceß theomie 


— ——— —ů—w— 


b) Dieſe Beſchränkung wird ſchon durch den Ausdruck „ſtrafgericht⸗ 

liches Verfahren“ bezeichnet. Eine genauere Grenzbeſtimmung 
macht wider die Natur der Sache, noch das gemeine Recht 

(S. 14). Es kommt alſo hierbei blos auf landesgeſetzliche 
Vorſchriften an. Eſchenbach, ausf. Abhandl. der Gene⸗ 
ralinaniſition. Cap. I. 5. 3. eee das de us ſche 
Strafverfahren. § 5. Sa. 

e) In gegenwärtiger allgemeinen Einleitung in hauptſächlich nur von 
der Theorie des Strafproceſſes die Rede. Einige Gegenſtände 
derſelben  begiehen ſich jedoch auch auf das Strafberfahren 
felbar, Dieſenigen allgemeinen Fahren hingetzen, welche Letz⸗ 
cat bg en, gehören in die Einleitung des zweiten Theils 

1) Aus geleſſen iſt hier der Beiſatz: „und über den Organismus 

Her defür autgeſtellten Tribunale: ſowie über die Eigenſchaften 
„der Anopcaten und Proturatoren.“ S. F. 2. 
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überhaupt einen Theil der Rechtswiſſenſchaft. JIus⸗ 
beſondere iſt ſie ein Theil des Proceß-Rechtes, und ge⸗ 
hort, inſofern man, bei Beſtimmung ihrer Stelle im 
Rechtsſyſtem, auf den Unterſchied zwiſchen öffentlichem 
Recht und Privat⸗Recht Rückſicht nimmt, gleich dem 
(theoretiſchen) Strafrechte, zu Erſterem; weil Straf⸗ 
ſachen öffentliche Sachen find"): — aus welcher Eigen⸗ 
ſchaft derſelben wichtige rechtliche Folgen für das ſtraf⸗ 
gerichtliche Verfahren entſpringen ). Mit der Straf⸗ 
rechtswiſſ enſchaft ) ſteht der Strafproceß zwar un⸗ 
verkennbar in der innigſten Verbindung: indem Beide ſich 
gegenſeitig bedingen, und nur vereint die nöthige Garantie 
ber Rechtsordnung darbieten. Letzterer bildet jedoch, wie 
ſchon die Verſchiedenheit der Begriff e Beider zeigt 
(S. 3. I), keinen Theil der Erſteren a): inſoſern nicht 
von dieſer (Strafrechtswiſſenſchaft) ein ſehr weiter, und 
daher der nöthigen Deſtimmtheit ermangelnder, Begriff 
aufgeſtelt wird PIA 


eg U— 


1) Dies leidet jedoch bekanntlich mehrere Ausnahmen. Bgl. §. 217. 
N f. und Henke IV. S. 206 — 211. 

2) S. bierüber den §. 58. 

3) Hierunter verſteht Bauer die Lehre vom theoretiſchen Crimi⸗ 
nalrechte! 

a) Daher iſt es ger wenn Manche dem Strafproceſſe die 
(ohntdies zweideutigen ) Namen hes „ pra et iſchen“, oder des 
„pragmatiſchen, Theils vom St afr echte“ geben. 3. B. 
Tittmann, Handb. des peinl. R. III. F. 607. v. Feuer ⸗ 

n bach, Lehrb. des peinl. R. Buch II. ““) 

) Vermuthlich deß halb, weil braltiſch denn lago fo viel heißt, 
als: geeignet zur Anwendung im Reiche des Handelns über⸗ 
haupt (alſo auch außerhalb der Gerichts ⸗ Sphäre); sensu 
stricto aber mur: berechnet auf die Anwendung im Kreiſe des 
gerichtlichen Handelus; während doch letzterer Sas hier 
der ausſchließliche iſt und ſeyn ſoll. 

**] In Heffter 's Lehrbuch, welches ebenfalls. den Pooees mitbe⸗ 
faßt, heißt Das, was nicht proceſſnaliſcher Stoff it, „Straf⸗ 
recht im engeren Sinne.“ F. 19. 

b) Mine ſolche Vermittelung der verſchiedenen Anſichten verſucht 

S. Jordan: Iſt der Criminalproceß ein integriren⸗ 
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§. 3. 
3) Unterſchied des Strafproceffes von verwandten Fächern. 


Der Strafproceß unterſcheidet ſich durch ſeinen Be⸗ 
griff I) vom Strafrecht: als welches die dem Staate, ver⸗ 
möge der Strafgeſetze, gegen deren Uebertreter zukom⸗ 
menden Rechte beſtimmt; während der Strafproceß das, 
bei der gerichtlichen Verfolgung dieſer Rechte, zu be⸗ 
obachtende Verfahren regelt. II) Von der (gerichtli⸗ 
chen) ). Criminal⸗Polizei, deren Aufgabe es iſt, durch 
alsbaldige Entdeckung begangener Verbrechen und Ver⸗ 
folgung ihrer Urheber, das ſtrafgerichtliche Verfahren zu 
veranlaſſen und zu befördern ). III] Von der Cri⸗ 
minal⸗Praxis ). Hierunter verſteht man theils die 
Geſchicklichkeit, die auf das ſtrafgerichtliche Verfahren 
ſich beziehenden Geſchäfte gehörig zu verrichten; theils 
die Anleitung zur Erlangung dieſer Geſchicklichkeit ), 
durch Darſtellung der, bei Verrichtung jener Geſchäfte, zu 


der Theil der Criminalrechtswiſſ. oder des Proceß⸗ 
rechtes? Im N. Archiv des Er.⸗R. Bd. XI. S. 230 f. 
1) Muß beißen: nich t adminiſtrativon! 4 
2) Hierüber ſ. §. 47. Warum hat Bauer die präventiven Func⸗ 
tionen der Criminalpolizei hier ganzlich außer Augen gelaſſen ? 
3) Bauer wollte ſagen: Criminal⸗Proceß⸗Praxis. Hierunter aber 
verſteht man blos zweierlei. Nämlich 
a) den criminalproceſſualiſchen Gerichts gebrauch; 
b) und die wirkliche Anwendung der Eriminalproceß⸗Normen 
auf concrete Fälle. Geſchieht dieſe Anwendung nun 
a: zum Behufe der unmittelbaren Einwirkung im Staatsleben, 
ſo heißt ſie wirkliche Eriminalpraxis. 
5. Geſchieht fie aber zur bloßen Einübung des Lehrlings, fo beißt 
ſie Criminal⸗ Schulpraxis. 


4) Dieſe heißt nicht Criminal⸗Praxis; ſondern entweder Criminal⸗ 
Praktik: im objectiven Sinn; oder beſſer: Theorie der Cri⸗ 
minal⸗ Praktik. Piermit beſchaftigt ſich Bauer's Anleitung zur 
Criminalpraris. Gött. 1837. Vergl. §. 11. N. f. 
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beobachtenden, Regeln). IV) Von dem Civil proceß 
unterſcheidet ſich der Strafproceß weſentlich durch den Ge⸗ 
genſtand. Erſterer betrifft Privatſachen (das Mein und 
Dein). Letzterer hingegen bezieht ſich auf das Rechtsver⸗ 
haltniß des Staats gegen Uebertreter der Stra fgeſetze: 
hat mithin öffentliche Sachen zum Gegenſtande; wes⸗ 
halb der Privatwillkür der Betheiligten kein Einfluß auf 
denſelben gebürt (S. 51). Dieſe Grundverſchiedenheit hat 
mehrere andere Unterſchiede, — beſonders auch in Hinſicht 
der Begründung und der Form des einen und des 
andern Verfahrens, — zur Folge b). 


§. 4. 
4) Eintheilungen des Strafproceffes: a) Anklage⸗ und Unterſuchungs⸗ 
proceß. . 


In Hinſicht der Begründung und Fortführung 
des Verfahrens iſt der Strafproceß, dem gemeinen Rechte 
zufolge, entweder Anklage⸗ oder Unterſuchungsproceß ). 
D Der Anklageproceß (proc. accusationis s. accusatorius) 
wird durch die von einem Ankläger erhobene Anklage 
veranlaßt und zwiſchen dem Ankläger und dem Angeklagten, 
als den Parteien, verhandelt. Der Ankläger, welcher 
immer) im Namen des Staats die Rechte deſſelben 


— 


a) Dieſe „Criminalpraxis“ im uneigentlichen Sinne, oder Theorie 
der Er.⸗Praxis, läßt ſich zweckmäßig mit der Theorie des Straf⸗ 
proceſſes zu einem einzigen Collegium vereinen: womit dann 
zugleich, um daſſelbe vollſtändig nützlich zu machen, practiſche 
Uebungen zu verbinden find: wie ſolches von mir feit Jahren, mit 
gutem Erfolge, geſchieht“). 

) Schade nur, daß gerade das Schwierigſte und Wichtigſte ent⸗ 
weder gar nicht, oder fo gut wie gar nicht, einübungsweiſe prak⸗ 
tieirt wird: namlich das Inquiren, durch Verhöre; und das Ent⸗ 
werfen von Inquiſitions -Planen! 

b) v. Wendt: Grundzüge des Criminalproceffes. §. 5. 

a) A. IL. Hombergk: de diversa indole processus inquisitorii et ac- 

- cusatorii, Marb. 1754, (Plitt: analect. jur. crim. N. 10.) 

1) Dies tft falſch. Vergl. §. 2. Rote 1. 

Cru. roc. 4 2. 2 
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verfolgt, iſt entweder ein Privat ankläger (fey dies nun 
per Beleidigte, oder ein Dritter); oder ein öffentlicher 
Ankläger (§. 218). MW) Bei dem Unterſuchungspro⸗ 
ceffe (proc. inquisitionis 8. inquisitorius) iſt die Eröffnung 
und Fortführung des Verfahrens dem Richter überlaſſen, 
welcher die Rechte des Staats wider den Uebertreter von 
Amts wegen zu verfolgen hat (§. 217 f.). Dieſer Pro⸗ 
ceß findet zwar, an ſich, nur dann Statt, wenn kein An⸗ 
kläger auftritt: mithin blos aus hülfsweiſe; bildet jedoch 
jetzt, da der reine Anklageproceß in Deutſchland außer 
Gebrauch iſt, die ordentliche Form des ſtrafgerichtlichen 
Verfahrens b). 


§. 5. 
b) Reiner und gemiſchter Strafprocef. 


Die Eintheilung des Strafproceſſes in reinen und ge⸗ 
miſchten bezieht ſich auf die Form des Verfahrens. 
Hier heißt gemiſchter Proceß ) derjenige, worin eine 
Verbindung des Anklage- und des Unterſuchungsverfah⸗ 
rens Statt findet: indem A) entweder im Unterſuchungs⸗ 
proceſſe, nach beendigter (General- oder Special⸗) Ju⸗ 
quiſition, ein öffentlicher Ankläger auftritt und eine 
förmliche Anklage überreicht: welche dann entweder eine 
weitere Verhandlung zur Folge hat, oder dem Vertheidiger 
alsbald zur Abfaſſung und Einreichung der Vertheidigungs⸗ 
ſchrift mitgetheilt wird a). B) Eine audere Miſchung be⸗ 
ſteht darin, daß im Anklageproeeſſe thetfweife ein 


b) Ueber die Verſchiedenheit beider Proceßarten und die Vor⸗ 
züge des Unterſuchungsproceſſes unten §. 218. 219. 

1) Siehe darüber §. 245 — 248, 

2) Tritz hierbei der Facal als öffentlicher Ankläger anf, fo nennt 
man dieſe Art des gemiſchten Verfahrens auch wohl den fis ca⸗ 
liſchen Procef e). Dorn: pract. Commentar über das, peinl. 
R. II. f. 314. Meiſter: Einleitung in den Crim.⸗Pr. S. 193 f. 
Eſchenbach a. a. O. Cap. I. 5. 6. 

*) S. 5. 245. N. a. 
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inqniſttoriſches Verfahren Statt findet: wie z. B. im frau⸗ 
zöſiſchen Straſproceſſe jenes ganze Verfahren, wodurch 
die Sache zem Erkennmiß Aber die Statthaftigheit der An⸗ 
klage vorbereitet wird, inquiſitoriſch iſt ). 1) In 
Hinſicht des Gegenſtandes heißt der Strafproceß ge⸗ 
miſcht, wenn der durch das Verbrechen Verletzte dem 
Strafverfahren zu dem Ende beitritt, um ſeinen Anſpruch 
auf Privatgenugthuung geltend zu machen — Ad häſions⸗ 
proceß ). Beftehen gleich hier beide Proceßarten in 
ihren eizenthümlichen Formen nebeueinander, ſo iſt 
duch die gleichzeitige Verhandlung beider Gegenſtände nicht 
ohne allen Einfluß auf das Verfahren. 


§. 6. 
c) Feierlicher und ſummariſcher Strafproceß a). 


D Bei dem ſtrafgerichtlichen Verfahren über ſch we⸗ 
rere Verbrechen müſſen ſämmtliche geſetzlich beſtümmte 
Förmlichkeiten beobachtet werden: — daher feierlicher — 
ordentlicher Strafproceß, auch peinlicher Proceß 
im engeren Sinne. II) Bei leichteren Verbrechen b) 
hingegen werden manche Förmlichkeiten weggelaſſen oder 
beſchränkt: woraus dann der minder feierliche oder 
ſummariſche Proteß ) entſteht e). Sowohl die Beſtim⸗ 


2) S. darüber §. 262. 

3) S. darüber §. 246 — 248. 

a) Verſchieden hiervon iſt die Unterſcheidung zwiſchen ordentlichem 
und auß erordentlichem Strafproceſſe. Letzterer beſteht in 
ſolchen Eigenthümlichkeiten des Verfahrens, welche a us nah ms⸗ 
weiſe, für gewiſſe Arten von Verbrechen oder Verbrechern, durch 
Landesgeſetze vorgeſchrieben find: z. B. das kriegsgerichtliche Ver⸗ 
fuhren; das Standrecht ») u. a. m. Stelzer: Lehrb. d. Erimt- 
nalr. §. 700. 701. Eſchenbach a. a. O. Cap. I. S. 11. N. H. 
Vergl. z. B. das Baier. Strafgefeps. Th. II. B. I. Tit. 7 u. 8. 

*) S. darüber 6. 250. , 

b) Cs ic Her immer vom ftrafgerichtlichen, und nicht ewa vom 

f politeigerichtlichen, Verfahren die Rede. 
1) S. dauer 5. 249. 
c) Es war e eee eee 
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mung der Gegenſtände, bei welchen ſummariſcher Proceß 
Statt findet, als auch der Abweichungen deſſelben vom 
feierlichen Proceffe 4), beruht auf Landesgeſetzen e). 


§. 7. 
d) Proceß wider Anweſende und wider Abweſende. 


Das Verfahren gegen einen abweſenden Angeſchuldig⸗ 
ten beſteht I) entweder blos in Anwendung der Mittel, 
denſelben vor Gericht zu ſtellen: um gegen ihn, als 
Anweſenden, die Unterſuchung führen zu können (§. 72 
—85). I) Oder es bezweckt die Fällung eines Er⸗ 
kenntniſſes über den Abweſenden. Nur Letzteres bildet 
eine eigne Art des ſtrafgerichtlichen Verfahrens: nemlich 
den Contumacialproceß: d. h. dasjenige Verfahren, 
welches gegen einen abweſenden — ungehorſamen An⸗ 
geſchuldigten zu dem Ende Statt findet, daß über ihn ein 
Urtheil fällbar fey a). 


§. * 8. = 
e) Oeffentlich + mündlicher, und nichtöffentlich ⸗ ſchriftlicher, Strafproceß. 


Dieſe Eintheilung bezieht ſich auf die äußere (oder 
politiſche) Oeffentlichkeit, welche darin beſteht, daß 


des 19. Jahrhunderts den Strafprocef überhaupt zu den „ſum⸗ 
„mariſchen Proceſſen“ zählte. v. Gönner: Handb. des d. g. 
Proc. B. I. §. 52. Linde; Lehrb. des Civilproc. §. 10. 

d) 3. B. Weglaſſung der Specialinquifition (welche auch „der feier⸗ 
„liche Criminalproceß“ genannt wird), falls bereits ein glaubwür⸗ 
diges Geſtändniß vorhanden iſt; Weglaſſung der förmlichen Ver⸗ 
theidigung: wenn ſolche der Angeſchuldigte nicht verlangt 2. 

e) 3. B. Strafgeſetzb. für das K. Baiern. Th. II. B. II. Von dem 
Proceß bei Vergehen. Hannov. Entw. Art. 123, 

a) Der altdeutſche Achtsproceß, welcher ſpäterhin noch in Sachſen 
üblich war (Winkler: vom Achtsproceſſe. In deſſen Handbuch 
des ſächſ. peinl. Proc. Anh. III. S. 337. Stübel: Straſverfah⸗ 
ren. Bd. II. 5. 624), iſt jetzt außer Gebrauch. Eine Darftel- 
lung des Contumacialproceſſes folgt unten §, 251 — 253, 
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dem Publikum Zutritt und Anweſenheit bei der Verhand⸗ 
lung erlaubt iſt. Es findet ſolche jedoch nur bei der, nach 
Verſetzung des Angeſchuldigten in den Anklageſtand eintreten⸗ 
den, feierlichen mündlichen Schluß verhandlung 9) Statt a); 
während hingegen das Verfahren bis zu dieſer nicht⸗ 
öffentlich iſt. In jenem Sinne iſt das gemeine deutſche 
Strafverfahren nichtöffentlich; hat jedoch den wichti⸗ 
geren Charakter der inneren Oeffentlichkeit (S. 65): 
welche beſteht in der Anweſenheit der vollſtändig beſetzten 
Gerichtsbank bei allen wichtigeren gerichtlichen Hand⸗ 
lungen; im durchgängigen gehörigen Protocolliren; in der 
Nothwendigkeit der Gegenſtellung; Zulaſſung des Verthei⸗ 
digers zur Acteneinſicht und zur Unterredung mit dem An⸗ 
geſchuldigten; in Mittheilung der Entſcheidungsgründe; und 
Geſtattung von Rechtsmitteln gegen nachtheilige Erkennt⸗ 
niſſe b). 8 


1) S. darüber §. 264 — 266. Vergl. mit §. 262 u. 263. 

a) Ein Ueberbleibſel der, auch im altdeutſchen Verfahren üblich 

= geweſenen, öffentlichen Schlußverhandlung iſt der, in der P. G. O. 
Art. 78 f. vorkommende „endliche Rechtstag.“ *) 

*) ©. 5. 215. No. II. 

b) Es würde daher nicht nur ganz unrichtig ſeyn, ſondern auch zu 
Mißverſtändniſſen führen, wenn man den deutſchen Strafproceß, 
wegen des Mangels jener äußeren Oeffentlichkeit, den heim⸗ 
lichen nennen, und ihn, wegen der vollſtändigen Protocolli⸗ 
rung aller mündlichen Verhandlungen, für ein blos ſchriftli⸗ 
ches Verfahren halten wollte ). 

*) Vergl. meine Noten zu §. 65. 

Anmerkung. 1) Die Eintheilung in geſetzlichen und willkürli⸗ 
chen Strafproces (Stelzer: Lehrb. des Crim.⸗R. §. 701) iſt 
ganz unſtatthaft: da jeder Proceß, ſchon ſeinem Begriff zufolge, 
ein geſetzliches Verfahren ſeyn muß. 2) Die Eintheilung in 
gemeinen und partieulären Strafproceß bedarf keiner Er⸗ 
klärung, und hat auch keine beſondere Wichtigkeit: da Erſterer 
vorzüglich wiſſenſchaftlich bearbeitet und ausgebildet worden iſt, 
und die Grundlage des Letzteren ausmacht“): indem neuere 

*) Hier hat Bauer außer Acht gelaffen, daß auch der Code din 

struction criminelle von Frankreich eine particulare Criminal⸗ 
proceß⸗Ordnung Deutſchlands vorſtellt! 


e 


Allgenieine Cinkeitung. §. 9. 


§. 9. 
5) Oemeturechtliche Quellen des Straſproceſſes. 


Hierzu gehört I) die Carolina: welche theils Straf⸗ 


-gefepbud iſt, theils und hauptſächlich Straf pro ceß ord⸗ 
nung ). Sie ſetzt zwar den Anklageproceß, als die Regel, 
voraus; billigt jedoch zugleich den Unterſuchungsproceß. 
Die Beſtimmungen derſelben über die Eine dieſer Proceß⸗ 
arten gelten, inſofern die beſondere Natur der anderen 
nicht entgegenfiebt, auch von dieſer b). II) Die frem⸗ 


on) 


Lan desgefepe *) meiſt nur vereinzelte Abweichungen beſtim⸗ 
men, von denen wir die wichligeren an paſſenden Stellen ange ⸗ 
ben werden. 


Hierüber vergl. §. 10. No. V. 


a) Die Charakteriſttt der P. G. O. wird hier voraus geſetzt, 


oA 


als aus dem Straf rechte ſchon bekannt. Bel. Bauer: Lehrb. des 
Strafr. §. 5 u. die daſ. angeführten Schriften. Ueber den Werth *) 
derſelben, als einer Straf proceß ordnung, mündlich! In an⸗ 
dern Reichsgeſetzen finden ſich nur wenige und unwichtige Be⸗ 
ſtimmungen über Strafproceß: z. B. R. C. G. O. v. 1555. Th. II. 
Tit. W. F. 5. 


Instar omnium vergleiche man hierüber Henke's Geſchichte d. 
d. peinl. Rechts (Sulzbach, 1809. Bd. II. S. 114 f., beſonders 
118 — 131), deffen polemiſcher Panegprikus dieſen Werth als 
einen rekativ hohen anpreift: verglichen mit der deutſchen 
Vorzeit. „Nicht wie mit einem Zauberſchlage:“ — fo ſagt 
er, zu dieſer ſcheußlichen Foltrrordnung Apokogie: — „läßt ſich 
„das Ideal eines vollendeten Rechtsorganismus in die Zeit ein⸗ 
„führen: in leifen, kaum bemerlbaren Uebergängen muß das 
Vollkommenert an die Stelle des Nangelhaften treten.“ Ver⸗ 
gleiche aber uͤber dieſes jämmerliche Sophisma des Pfeudo⸗ 
Rechts phitoſophen Ben tham' s tactique des assemblées légis- 
latives. Par. 1882, Bd. H. S. 89 — 94. — Auch vergeſſe man 
nicht bei Abwägung jenes (blos) relativen Werthes, daß 
Graf Joh. v. Schwarzen bers (geb. 1464, + 1428) zu lands 
männiſchen Zeltgenoſſen eintu Reuchlin und einen Me⸗ 
lanchthon hatte; zu ausländiſchen aber einen Alc iat, einen 
Kopernikus, einen Machiavelli und einen Erasmus. 


b) P. G. O. Art. 8. 9. 


@ 
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den Hülfsrechte: inſofern deren Inhalt mit den deut⸗ 
ſchen Sitten und Einrichtungen vereinbar iſt: und zwar 
zunächſt das canoniſche Recht c): weil das römiſche 
Recht d) theils durch daſſelbe modifieirt in Deutſchland 
bekannt ward und Eingang fand, theils ſich blos auf den 
Anklageproceß bezieht. II) Die Analogie des Civil⸗ 
proceſſes: ſoweit die verſchiedene Natur beider Proceßar⸗ 
ten deren Gebrauch geſtattet (§. 3. No. IV). IV) Die 
Doctrin und der Gerichtsgebrauch: inſofern ſolche 
als Beweiſe einer herrſchenden und als geltend anerkannten 
Rechtsanſicht zu betrachten finde), y) Die allgemeinen 
Grundſätze: welche ſich aus Zweck und Weſen des 
Strafproceſſes ableiten laſſen (Natur der Sache, allgemeine 
Rechtsanalogie) t). Wie wichtig, in dieſer Hinſicht, das 
Princip der Zweckmäßigkeit auch iſt, ſo muß daſſelbe doch, 


c) Vorzüglich das V. Buch der Decretalen von Gregor IX. C. A. 
Tittmann: Diss. II. de caussis auctoritatis juris canonici in jure 
criminali germanico. Lips. 1798. Mittermaier: das deuſche 

Strafverfahren. I. §. 13. Abegg: Lehrb. des Crimin.-Proceffes. 
Königsb. 1833. §, 14. 


d) Schweppe: Römiſche Rechtsgeſchichte u. Alterthümer. III. Ausg. 
Gött. 1832. Ty. IV. Hauptſt. III. §. 618 — 637. Mittermaier 
a. a. O. I. 5. 12 u. die daſ. angef. Schriften. — Es fehlt noch 
an einer ausführlichen hiſtoriſch⸗dogmatiſchen Darſtellung des rö⸗ 
miſchen Strafproceſſes ). 


8 Sie ſteht jetzt gellefert von Guſt. Geib: Geſch. d. rm. Crimi⸗ 
nalproceſſes. Leipz. 1842: womit noch verglichen werden muß 
Ed. Laboulaye’s essai sur les lois crim. d. Romains concer- 
nant la responsabilité des magistrate. Par. 1845. In dieſer 
Preisſchrift Borrede ((- XXII) findet ſich auch eine umfaſſende 
Muſterung der ganzen früheren Literatur: von Sigenius ( 1584) 
u. Ayrault an (t 1601). 


e) Vergl. Puchta: über das Gewohnheitsrecht. Erl. 1828. Bauer: 
Lehrb. des Strafr. II. Ausg. S. 4. N. f. 


1) Die allgemeine Rechts analogie bildet nur materielles Recht, 
und kann daher nicht gegen das formelle Recht angewendet wer⸗ 
den; wenngleich Letzteres, unter dem Einfluſſe des Erſteren, 
durch Doctrin und Praxis häufig modificürt wird. 


2 
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in feiner Anwendung, ſtets den Forderungen des Rechts 
unter geordnet werden 8). 


§. 10. 
6) Hülfsmittel des Strafproceffes: 2) überhaupt. 


Zu den Hülfsmitteln, welche das Studium, oder die 


Anwendung, des Strafproceſſes erleichtern, gehoren: 
D die Strafrechtswiſſenſchaft), I Criminal⸗ 
pſychologie, II) gerichtliche Heilkunde ), IV) Ge⸗ 
ſchichte des Strafproceſſesc), V) Kenntniß deut⸗ 


80 


a) 


b) 


c) 


1 


Bei Colliſionen der Strafproceßgeſetze, und zwar 1) verſchie⸗ 
dener Länder, kommen die Geſetze desjenigen Landes zur An⸗ 
wendung, worin die Sache anhängig iſt. 2) Collidiren alte 
und neue Proceßgeſetze deſſelben Landes, fo iſt das Strafver- 
fahren, auch wegen eines früheren Verbrechens, nach dem neuen 
Geſetze einzurichten, in deſſen Sphäre es fällt; nur mit Ausnahme 
des Falles, wenn das Proceßgeſetz ſolche Beſtimmungen gibt, 
welche dem Strafrecht angehören; z. B. daß bei un vollſtändigem 
Beweiſe außerordentliche Strafe Statt finde: welche Vorſchrift 
den Grundſatz: „keine Strafe ohne Verbrechen“ theilweiſe auf⸗ 
hebt. Van de Poll: de vi legis novae in criminum antea com- 
missorum poenas, condemnationes et persecutiones. Amstelod. 1834. 
A. M. iſt zum Theil H. A. Zacharià: über die rückwirkende 
Kraft neuer Strafgeſetze. Gött. 1834. S. 54 f. 


Daß es den Unterſuchungsrichtern häufig an hinreichender Kenutniß 


des Straf rechtes gebreche, zeigt ſich oft an der mangelhaften 
Inſtruction der Strafſachen. 
S. die in Bauer's Lehrb. des Strafrechtes §. 6. N. a u. h über 
Beides angeführten Schriften. 
Ein noch wenig cultivirtes Feld )! Schätzbare Materialien finden 
ſich in folgenden Schriften: G. L. Maurer: Geſchichte des alt⸗ 
germaniſchen — öffentlichen mündlichen Gerichts⸗Verfahrens. Hei⸗ 
delb. 1824. F. A. Biener: Beiträge zur Geſchichte des Inqui⸗ 
quiſitionsproceſſes. Berlin 1827. J. Grimm: deutſche Rechts⸗ 
alterthümer. Götting. 1828, C. A. Tittmann: Geſchichte der 
deutſchen Strafgeſetze. Leipzig 1833. Mittermaier: das deutſche 
Strafverfahren. §. 12 — 16. 
Ein mit Geiſt abgefaßter Umriß — aber freilich mit vorzugs⸗ 
weiſem Hinblick auf Frankreich — tft enthalten in Hélie’s théorie 
du code d instruction criminelle, Brüſſel, 1745. S. 1— 178: 
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fder Landes geſetze ) und fremder Gefegee) über das 


wo mit Alt⸗Athen begonnen wird. Das Buch von Albert du 
Boys: Histoire du droit criminel des anciens peuples. Par. 1845. 
hebt mit Noah an und reicht bis auf Constantinus M. Die lehr⸗ 
reichſte — aber freilich unvollſtändige — kritiſche Geſchichte der 
Criminalprocedur von Neu⸗ Europa (von Augustus an) iſt ent⸗ 
halten in J. D. Meyer's esprit origine et progres des institu- 
tions des principaux pays de I Europe. Paris, 1835. 5 Bde. 8. 
denke's Geſchichte des deutſchen peinlichen Rechts. Sulzbach 
1809. 2 Bde. begreift auch den Cr.⸗Proceß. Eine hiſtoriſche 
Skizze von der neueſten Legislation dieſes Faches in Europa 
und Amerika findet ſich in Mittermaier's Schrift: Die Münd⸗ 
lichkeit, das Anklageprincip x. Stuttg. 1845. 


d) In mehreren deutſchen Staaten finden ſich ganze Strafproceßord⸗ 
nungen: 1) Hannover, Criminalinſtruction vom 11. Mai 1736. 
In wichtigen Puncten abgeändert durch Verordnung vom 25. März 
1822. (E. Pufendorf: introd. in proc. cr. Luneburg. Ed. III. 
Hannov. 1768. G. H. Oeſterley: Handbuch über das Verfahren 
in Straffällen. Gött. 1820.) Geſetz v. 8. Sept. 1840 über das 
gerichtl. Verfahren in Criminalſachen. (v. Bothmer: Erörterungen 
aus dem Gebiete d. hann. Er. R. u. Cr. Proceſſes. Hann. 1843.) 
2) Oeſterreich, Geſetzbuch über Verbrechen und ſchwere Policei⸗ 
übertretungen. Wien 1803. Thl. II. (Darüber die Commentare 
und Beiträge von Jenull, Hannamann, v. Wagersbach, 
v. Zeiller, Pratobevera und Wagner. Auch alle No⸗ 
vellen zum obigen Codex finden ſich in J. K. L. Maucher's 
ſpſtematiſchem Handbuch des dfterr. Strafgeſetzb. Wien 1844.) 
3) Preußen, Criminalordnung vom 11. Dec. 1805. Unter dem 
Titel: Allgemeines Criminalrecht für die preuß. Staaten. Berlin 
1806. (Dazu der Commentar von Paalzow, die Handbücher 
von Richter und Hofmann, die Sammlung ſpäterer Berord⸗ 
nungen von Neugebaur und von Mankopf, und Hitzig's 
Zeitſchriſft. — Ein neues Compendium iſt Alker' s Handbuch d. 
preuß. Criminalproc. Berl, 1842.) 4) Baiern, Strafgeſetzbuch 
vom J. 1813. Tht. II. nebſt den Anmerkungen. (Hierzu die Jahr⸗ 
bücher von Gönner und Schmidtlein, und von Zurhein, 
und v. Wendt: Grundzüge des deutſchen, beſonders baieriſchen, 
Crim.⸗Proc. Erlangen 1826. Die Novellen finden ſich in Dop- 
pelmater's Samml. der Erläuterungen u. Reſcripte.) 5) Ol⸗ 
den burg, Strafgeſetzbuch v. J. 1814. Hierzu die Erläuterunge, 
novelle v. 11. Oct. 1821. (Iſt der verbeſſerte batleriſche Coder! 
— Alle Novellen mi tbefaßt: Strafgeſetzb. mit Einſchlagung der 
neueren Beſtimmungen bis 1836. Oldenb. 1837.) 6) Mecklen⸗ 


2 
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Strafverfahren, VI) Strafproceßpolittt und Phi⸗ 


*) 


* 


29 


10 


) 


1 


burg⸗Schwerin, Criminalgerichtorwnung v. 31. Jan. 1817. 
(S. N. Archtd des Cr. +R. Bd. J. G. 642 f. und Nichter's 
Handb. v. mecklenb. Criminalproc. Güſtrow 1830.) 

In andern deutſchen Staaten finden ſich neuere Geſetze über 
einzelne Moterien des Strafproceffed: z. B. Würtemberg 
(Litteratur des würt. Nechts von Wohl, Scheurlen u. Wäch⸗ 
ter. S. 333 f. CJ. Hofacker: foft. Ueberſicht des deutſchen ge⸗ 
meinen u. des würtemb. Strafproceffes. TAb. 1820). Baden, 
Strafedict v. 1803 wit Exläuterungen v. 1812. Carlsrube 1821 ). 
Bra unſchweig, Verordn. v. 15. Jan. u. 9. Febr. 1814 u. v. 
26. März 1826 u. a. m. ) Ueber den ſächſiſchen Strafpro- 
ceß ſ. Jul. Volkmann: Lehrb. des im K. Sachſen geltenden 
Criminalrechts. H. Bd. Leipz. 1832 u. Weiske's Handb. des Cri⸗ 
minalpr. mit Rückficht auf ſächſ. R. Leiyz. 1840 +). 

Wörtemberg hat am 22. Juni 1843 eine neue Straſproceß⸗ 

ordnung erhalten. Stuttg. 8. S. darüber Hol zinger's Com⸗ 

mentar. Ellwangen 1844. 

Baden hat einen neuen Codex erhalten: der vom 6. März 

1845 datirt, aber noch immer nicht in Wirkſamkeit, iſt: „Straf⸗ 

proceßordn. für d. Großh. Baden.“ — Mit Gloſſen edirt von 

W. Thilo. Karlsr. 1845. 

Scholz: Abriß der Gerichtsverfaſſ. u. d. Verfahr. in Straff. 

in Braunſchw. Altenb. 1841. N 

Ebenfalls nur fragmentariſche Reformen ſind gemacht wor⸗ 

den, ſeit der Folter⸗Abſchaffung in Oeſterreich (Januar 1776), 

im Großh. Heffen, in Weimar, Holſtein u. Schleswig, 

Anhalt⸗Deſſau, Altenburg und Schwarzburg. 

1) Frankreich. Cede d’instruction criminelle v. 17. Nov. 1808. 
Paris 1809, mit Zugaben 1817. (Darüber viele Commentare u. 
Kritiken: beſonders von Dufour, Pigeau, Carnot, Berens 
ger, Dupin, Cottu, de Serres, Legraverend u. a. m.) 
Mittermaier a. a. O. I. §. 17%. 2) In England beſteht 
keine allgemeine Strafproceßordnung. Nur Weniges tft durch 
Statute geordnet; das Meiſte beruht auf Gerichtsgebrauch. 
Mittermaier a. a. O. I. 5. 18 im N. Archiv des Cr. R. Bd. 
IX. S. 524 . 3) Toscana ). J. Carmiguani: hbiſto⸗ 

Vergl. §. 254. Note a, und die in den folgenden 88, bis 266, 

empfohlene Literatur. 


Instar omumm f. hierüber Stephen's Handb. des engliſchen 
Strafrechts u. Strafverf., überſ. v. Mähr y. GIR 1913 und 
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loſophie der poſitiven Strafyrsteßzeſetze l), 


* 


+) 
f) 


*) 


— 


riſch juriſt. Darſtellung der Criminalproceßgeſetzgebung Peter Leos 
pold II., Großherz. von Toscana. In der kritiſchen Zeitſchrift für 
RW. u. Geſetzg. des Auslandes von Mittermaier u. Zachariä. 
Bd. I. N. 19. 4) Holland. Criminalordnung vom 3. 1830 +). 
(Darüber E. A. den Tex in der kritiſchen Zeitſchrift für ausländ. 
Geſetzgeb. Br. V. S, 171. — 5.) Auch für einige Cantone der 
Schweiz (St. Gallen, Baſel, Teſſin, Luzern und Waatland) fir 
neue Strafgerichtsordnungen erſchienen ). a 

Jos. Rey: des institutions judiciaires de Angleterre compares 

aveo cotles de la France. Poris 1826. 2 Bde. 5 


Toscana's Criminalverfapren iſt umgeſtultet burt ein Geſetz 
vom 2. Aug. 1838. (Mündlichkeit u. Staats anwaltſchaft; aber 
keine Jury! Keine Appellation; nur Caſſation!) S. darüber 
Au g. Ademotto: Je guidizio criminale in Toscana seconds la 
riforma del 1838. Fiorenza 1840. 8. i 


Eine neuere, weſentlich verbeſſerte, rührt vom Jahr 1836: „Wet 
„book van Strafvordering.“ Haag 1837. 8. Statt aller Anderen 
ſ. m. darüber: J. de Bosch- Kemper Weib. v. Sirfv. naar 
deszelfs beginselen ontwikkeld etc. Amsterd. 1810. 3 Bde. gr. 8. 


Waat hat 1836 ſeine neueſte Criminalproceß ordnung erhalten; 
Genf aber 1844: und zwar mit Schwurgerichts ⸗Inſtitut. 
Beiträge ur Strafy ro ce ppolinik enthalten theils die Schriften 
über Criminal politik überhaupt ») (ſ. Bauer: Lehrb. d. Strafr. 
5. 6. N. c.), theils folgende Werke: Meyer: esprit, origine et 
progrés des Institations judiciaires etc. à la Haye 1819. VI. Vol., 
u. Paris 1823. 5 Bde.: bef. der Schluß⸗Band. I. E. a Globig: 
consura rei judicialis Eurepee liberae, praesertim Germaniae. P. I. 
Lips. 1820. v. Weber: über die Haupibedingungen einer zeitge⸗ 
mäßen Strafproceßordnung. Im N. Archie für das Cr.⸗R. B. IV. 
S. 604 f. v. Feuerbach: wer Oeffentlichleit und Mündlichkeit 
der Gerechtigleitayflege. 2 Thle. Gießen 1821. 1825. Mitter⸗ 
mater: der Straſproceß nach den neneſten legislativen Erſchei⸗ 
nungen mit Prüfung. Im N. Archiv B. XI. S. 152 f. Auch 
gehören hierher die neueſten Entwürfe zu Straſproceßordnun⸗ 
gen, insbefondere für Sachſen v. J. 1827 (voa Stübel), Wür⸗ 
temberg 1820 um 1828, Hannover 1880, Baiern 1831, 
Nieverlande (wit Anmerk. v. Mittermaier, in ver kritiſchen 
Zeitſchr, für N.⸗ W. vis Auslandes. B. I. X. 20. B. II. N. 6. 
N. Archiv B. XII. S. 491), für Loutfiana von Livingſton 1825. 
Dahin gehört bekanntlich auch Henke's Handbuch: wovon der 
Schlnßband IV. (Berlin 1838) den Proceß betrifft. 
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VI) das deſen gutgeführter Criminalacten und der 
Sammlungen von Strafrechtsfällen (§. 11. N. e). 


§. 11. 
b) Jusbeſondere Litteratur des Strafproceffes. 


Zu den allgemeineren Schriften gehören, außer 
den bereits (§. 9. 10) in Hinſicht der Quellen und Hülfs⸗ 
mittel angeführten, J Lehrbücher), D Handbücher 


(Nachrichten hierüber von Mittermaier, im Archiv des C.⸗R. 
B. IX. S. 677. B. XI. S. 150. B. XII. S. 488.) ). 

6 S. Edward Livingston: A System of penal law for the 
State of Louisiane. Philadelphia 1836. Lehrreich iſt auch der 
Schluß ⸗Band IV von Giov. Carmignani's Theoria delle leggi 
della sicurezza sociale. Pisa, 1831 & 32. 8. 

a) Die compendiariſchen Darſtellungen des Straſproceſſes zerfallen in 

drei Claſſen: 

1) Solthe, die denſelben nicht felbfiftandig, ſondern als eine 
Art der ſummariſchen Proceſſe, behandeln. Dazu gehören: J. F. 
Ludoviel: Einleitung zum peinlichen Proceß. Halle 1707. mit 
Anmerk. von Schlitte. 1770. 4. J. J. Claproth: Einleitung 
in ſämmtl. ſummariſche Proceſſe. Abſchn. v. Danz: Grund⸗ 
ſätze der ſummariſchen Proceſſe. Herausgegeben von v. Gön⸗ 
ner. Stuttg. 1806. 

2) Solche, die den Strafproceß nur als einen Anhang des 
Strafrechtes, und daher mit einer der Wichtigkeit und dem 
Umfange deſſelben nicht entſprechenden Kürze, darſtellen. Da⸗ 
hin gehören die meiſten älteren und neueren Lehrbücher des 
Strafrechtes: vorzüglich die von Meiſter, v. Grolman, v. 
Feuerbach und Peffter. 

3) Beſondere Lehrbücher des Strafproceſſes. Dazu ge⸗ 
hören: A. Bauer: Grundſätze des Eriminalproceſſes. Marburg 
1805. C. Martin: Lehrbuch des gemeinen deutſchen Straf⸗ 
proceſſes. I. Ausg. Götting. 1812. III. Ausg. Heidel, 1831. 
IV. Ausg. 1836. E. Henke: Darſtellung des gerichtlichen Ver⸗ 
fahrens in Strafſachen. Zürich 1817. C. E. von Wendt: 
Grundzüge des deutſchen, beſonders baieriſchen, Criminalproceſſes. 
Erl. 1826. J. F. H. Abegg: Lehrbuch des gemeinen Crimi⸗ 
nalproceſſes mit beſonderer Berückſichtigung des preußiſchen Rechts. 
Königsberg 1833). Ueber die blos den Unterſuchungs⸗ 
proceß betreffenden Werke ſ. §. 217. N. a. 

) Auch Wilh. Müller's Lehrb. d. Criminalproc. Braunſchw. 1837. 
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(Gyfteme)b), II) Commentare über die Quel⸗ 
len e), IV) Sammlungen von Abhandlungen a), 


515 


*) 
c) 


*) 
d) 


*) 


Ein bloßer Conſpectus — jedoch mit vielen fragmentarifden 
Streiterörterungen — tft H. A. Zachariä's Büchlein: „Grund⸗ 
„linien des Criminalproc.“ Gott. 1837. 

I. E. Pistorii: tractatus de processu criminali tam inquisitorio 
quam accusatorio. Tub. 1764. 8. Chr. G. F. Meiſter: ausführl. 


Abhandl. des peinl. Proc. in Deutſchland (als I. Band ſeiner 


vollſt. Einleitung zur peinl. Kechtsgelehrſ.) Göttingen 1764. IL 
Ausg. 1776. 4, — Enthält nur die Lehre von der peinl. Ge⸗ 
richtsverfaſſung. Nach einem veränderten Plane fortgeſetzt 
v. J. C. Eſchenbach. Schwerin u. Wismar 1795. 4. (Auch 
unter dem Titel: ausführliche Abhandl. v. der Generalinqui⸗ 
ſition. I. Th.) J. C. v. Quiſtorp: Grundfage des peinlichen 
Rechts. TH. II. (VI. Ausg. von Roß. 1821. II. WL) J. 3. 
Dorn: pract. Commentar über das peinl. R. THI. II. Leipz. 1791. 
C. A. Tittmann: Handbuch der Strafrechtswiſſ. u. der deutſchen 
Strafgefeptunde. Halle 1806 f. Bd. IV. Zweite Ausg. 1824. Bd. III. 
C. C. Stübel: das Criminalverfahren in den deutſchen Gerichten 
mit beſonderer RNückſicht auf das Königreich Sachſen. V Bände. 
Leipzig 1811. Mittermaier: Handbuch des peinlichen Proceſſes 
u. ſ. w. 2 Bde. Heidelberg 1810. 1812. Deſſelben deutſches 
Strafverfahren in der Fortbildung durch Gerichtsgebrauch und 
Particulargeſetzbücher und in genauer Vergleichung mit dem eng⸗ 
liſchen und franzöſiſchen Strafproceffe, in 2 Abtheilungen. 
2. Ausg. Heidelberg 1832. 33. (4. Ausg. 1845.) ) 
Hierzu kommen noch: 1) der Bd. IV von Henkes Handbuch 
des Criminalrechts. Berlin 1838; 2) und C. A. Weiske's 
Handb. des Cr.⸗Proc. mit vorzügl. Rückſ. auf ſächſiſches Recht. 
Leipz. 1840. 


Matthaei: de criminibus und die Commentare von Kreſſ und 


von Böhmer über die P. G. O.“) : 
Vergeſſen find die Commentare fiber die Decretalen. S. 
meine Ausg. VI. v. Wieſe's Kirchenrecht. 1848. S. 55. 

G. A. Kleinſchrod: Abhandlungen aus dem peinl. R. und peinl. 

Proceſſe. III. Thl. Erl. 1797. 1798. 1805. J. F. H. Abegg: 

biſtor, pract. Erörterungen aus dem Gebiete des ſtrafrechtlichen 

Berfahrens. Thl. J. Berlin 1833 ). Auch die Note g bemerkten 

Zeitſchriften enthalten manche hierher gebdrige Abhandlungen. 
Ferner Bauer's (eigene) Abhandlungen a. d. Strafrecht u. 
d. Strafproc. Gott. 1840 — 43. 3 Bde. 8. 
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VY) Sommlunzen von Strafrechtsfälles , VI) An⸗ 
leitungen zur Crininalpraris ), VU) Zeitſchrif⸗ 
ten g). . 8 


*) 


e) Die in Bauer's Lehrbuch des Straferdhies §. 7. N. £. angeführ⸗ 


ten Sammlungen, welchen noch hinzuzufügen: Merkwürdige Eri⸗ 
minalfälle, herausgegeben von Biſcho fk. Hamever 1893 bis 37. 
3 Bde. 8. Mit gegenwartigem Lehrbuche erſcheint zugleich eine 
Sammlung: Strafrechtsfälle, brarbeitet und herausgegeben von 
A. Bauer. Gott, 1835. I. Bd.) 


Dem, bis 1839, noch 3 weitere Bände gefolgt find. 


f) An einer guten Anleitung zur Criminalpraris überhaupt fehlt es 


*) 


=) 


noch ). Materialien dazu finven ſich in folgenden Schriften: 
Brunn emen: tr. de inquisitorio precessu. Vit. 1670. Deutſch 
Leipzig 1717. Heil: jadex et defenser in causs. crim. Hildburgh. 
1768. 4. P. E. F. Bolley: theoret.⸗practiſche Anwelfimg zum 
Verfahren in Strafſachen. Stuttgart 1809. Die beſonderen An⸗ 
leitungen zum Inqutriren *) und Defendiren werden unten ange⸗ 
führt werden. e geren hierher auch die Schilderungen von 
Ränber⸗ um GSaunerbanden, um daraus die Kunſtgriffe 
kennen zu lernen, wodurch dergleichen gewerbmäßige Verbrecher 
die Unterfuchung zu vereiteln ſuchen. Pfiſter: Geſchichte der 
Näuberbande an beiden Ufern des Mains. Heidelb. 1812. 2 Bde. 
v. Grolman: Geſch. der Vogelsberger und Wetterauer Näuber⸗ 
bande. Glefen 1813. S wenken: v. dem Ganner⸗ und Vaga⸗ 
bundengeſtndel zwiſchen Nhein und Elbe. Caffel 1622. Pfeiffer: 
fiber das Gaunergeſtndel am Rhein u. Main. Frankf. 1838. u. a. 
von Chriſtenſen, Brill u. Stuhl müller. — Deiſe Schrif⸗ 
ten liefern auch Beitrige zur Kenntnis der eigentlichen Die⸗ 
besſprache oder des ſ. g. Jäniſchen. Vergl. v Orolman: 
der in D. üblichen Spitzbubenſprachen. Gießen 1822. 
NB. Erſt 2 Jahre nach dieſem Ausſpruch (1897) hat Bauer 
ſeine/eigens „Anleitung zur Praxis“ (Gottingen, bei B. u. N.) 
herausgegeben. 
Weitaus der wichtigſten, ſchwierigſten und ſeltenſten Kunſt des 
Crimtnalpraktikens! Was Bauer, l. e., darüber lehet, iſt faſt 
wörtlich und gänzlich aus Pfiſter's (alphabetiſcher) Anleitung, 
im Bande V von deſſen Criminalfaten, abgeſchrieben. Dieſer 
Band war 1835 ſchon 15 Jahre alt! Wie konnte er ſonach — 
frag’ ich — obigen Ausſpruch bei ſeinem Gewiſſen verantworten ? 


8) Die in Bauer's Lehrbuch des Strafrechtet 8. 7. N. h ange⸗ 


*) 


führten Zeitſchriften ). 
Unferem vorliegenden Specialſach aueſchliaßend in gewidmet: 


Alzenefar Eultiang. 5. 1. d. 


§. 12. 
8) Lehrplan a). 


Die Theorie des Strafproceſſes zerfallt, ihrem Gegen⸗ 
ſtande nach, in zwei Haupttheile: nemlich in die Lehre D von 
der Strafgerichtsverfaſſung, und 1) von dem ſtraf⸗ 
gerichtlichen Verfahrenb). Der ſehr umfaſſende Stoff 
dieſes zweiten Theiles läßt ſich am natürlichſten ſo ord⸗ 
nen, daß, nach einer — die allgemeinen Lehren enthal⸗ 
tenden — Einleitung, das Ganze in zwei Bücher 
zerlegt wird. Nemlich vorerſt iſt zu reden A) von den Be⸗ 
ſtandtheilen des Strafverfahrens, ohne Rück⸗ 
ſicht auf eine beſtimmte Art des Strafproceffes 
(Theorie der Proceßhandlungen): und zwar nach den 
vier Hauptabſchnitten des Verfahrens. Nemlich 1) von der 
Inſtruction: d. h. vom Verfahren zur Vorbereitung 
eines Urtheils. Dahin gehört a) die Darſtellung der Mittel, 
Perſonen und Sachen der Gewalt des Gerichts zu unter⸗ 
werfen, und deren Identität auszumitteln; b) die Lehre 
von Erforſchung der Wahrheit der Thatſachen, oder die 
Theorie des Criminalbeweiſes; und c) die Lehre von 
der Vertheidigung. 2) Von den Erkenntniſſen. 
3) Von den Rechtsmitteln. 4) Von der Vollſtre⸗ 
ckung. Dann folgt B) die Darſtellung der ver⸗ 
ſchiedenen Proceßarten, welche beſonders die Theorie 


mit weislicher Enthaltung vom begriffsverwirreriſchen Mitein⸗ 

kneten des, himmelweit verſchledenen, franzöſiſchen wie auch eng ⸗ 

liſchen Procedurweſens: v. Jagemann's und Nöllner's 

Zeitſchr. für deutiges Strafverfahren. 1841 f. Bis jetzt 6 Bde. 8. 

a) Ueber die wiſſenſchaftliche Behandlung des Criminal⸗ 

proeeſſes finden ſich belehrende Bemerkungen in Abegg's 

Lehrbuch. S. XII — XXXVL 

b) Ueber die beſte Art der Anordnung der Materien des zweiten 

Theils herrſchen ſehr verſchiedene Vorſtellungen. Das hier 

aufgeſtellte Spſtem hat ſich mir, bei meinen ſeit vielen Jahren 

über den Straſproceß gehaltenen Vorleſungen, als das angemeſ⸗ 
ſenſte bewährt (vergl. §. 216). 
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des Proceßganges ſchildert: und zwar 1) ben ordent⸗ 
lichen Unterſuchungsproceß; Y den Anklage⸗ 
proceß; 3) und einige beſondere Arten des Straf⸗ 
proceſſes c). 


e) Man vergleiche die, dem Lehrbuch vorgedruckte, doppelte In⸗ 
balts anzeige. 


Erſter Theil. 


Von der 


Strafgerichtsverfaſſung 9. 


Erſtet Abſchnitt. 
Von der Strafgerichtsbarkeit ). 


§. 13. 
I) Begriff der Strafgerichtsbarkeit: A) im weiteren Sinne. 


Das Strafrecht (Strafgewalt, Criminalhoheit) iſt das 
Recht der Staatsgewalt, Handlungen, welche die Rechts⸗ 
ordnung ſtören oder gefaͤhrden, durch Geſetz, zur Warnung 


— 


a) Die Lehre von der Strafgerichtsverfaſſung gehört zwar, an 
ſich betrachtet, in das Staats recht; ihr inniger Zuſammenhang 
mit dem ſtrafgerichtlichen Verfahren, und ihr großer Einfluß 
auf letzteres, macht es jedoch noͤthig, fle in die Strafproceß⸗ 
theorie mitaufzunehmen. 

b) I. P. Krebs: Diss. de variis jurisdictionis criminalis in Germania 
generibus. Helmst. 1730. L. Goeckel: Diss. de forma jurisdict. 
crim. apud German. Altd. 1735. F. E. de Pufendorf: de ju- 
risd. germanica. Lemg. 1740. G. L. Boehmer: Diss. de centena 
sublimi. Gott. 1746. C. F. G. Meiſter: volt. Einleit. in die 
peinl. Nechtsgel. Buch I. Abſch. 1. Cap. 10 — 12. S. 297 — 568. 
G. A. Kteinſchrod: vollſt. Einl. in die Lehre von der peinl. 
Gerichtsbark. und dem peinl. Gerichtsſtande. Frankf. 1812. 

Urim.- Prot. A. 8. 3 


34 Bon der Strafgeridtebartett. S. 13. 


Aller, mit Strafen zu bedrohen Y und folde den Ueber⸗ 
tretern des Geſetzes zuzufügen. Sie zerfällt, in Hinſicht 
der Art ihrer Wirkſamkeit, in die aufſe hende, die ge⸗ 
ſetzgebende und die vollziehen de Strafgewalt. Ver⸗ 
möge der Letzten ordnet die Staatsgewalt Gerichte an, 
und beauftragt ſie mit Anwendung der Strafgeſetze: 
woraus die Strafgerichtsbarkeit, als ein eignes“) Recht, 
entſpringt e). Die Strafgerichtsbarkeit im weite⸗ 
ren Sinn iſt das Recht, die Strafgeſetze auf vor⸗ 
kommende Handlungen rechtsgültig anzuwen⸗ 
den J. In dieſem Sinne bezieht fie ſich auf alle Stra 


— 


1) S. oben S. 13. 

2) Sollte heißen: „beſonderes“! 

c) Es dürfte eine unrichtige Anſicht ſeyn, wenn man (gewöhnlich) 
die Gerichtsbarkeit als einen Theil der Staatsgewalt, mithin als 
ein eignes Hoheitsrecht, betrachtet“), welches der Fürſt den 
den Richtern zur Ausibung übertrage, um jenes Recht dann 
die urſprüngliche Gerichtsbarkeit nennt. Vielmehr gebürt dem 
Fürſten die ganze Strafgewalt: insbeſondere die Juſtizboheit 
in Strafſachen. Erſt indem er Gerichte anordnet und ihnen die 
Anwendung der Strafgeſetze auſträgt, entſteht das beſondere 
Recht der Gerichtsbarkeit: deren Quell alſo freilich aller⸗ 

dings die Staatsgewalt if, 

*) WMittermater felt dreierlei Deſinitionen der Strafgerichts⸗ 
barkeit auf. Bd. I. S. 238. Nach der Erſten davon iſt ſie: 
„ein Theil der Juſtizhohett: als des Rechts der Staatsgewalt, 
„Strafgeſetze ju geben und die zu ihrer Handhabung ndthigen 
„Anſtalten zu treffen.“ Statt „Ju ſtiz boheit“ iſt hier, ohne 
Zweifel, zu leſen, „Straf⸗Juſthhoheit“: denn fonft wire die 
nachfolgende Begriffsbeſtimmung doch allzu einängig. Aber — 
dieſe Berichtigung vorausgeſetzt — frägt es ſich: welch ein 
Theil dieſer Straf juſtizhohelt iſt denn aber die Straf ge⸗ 
richtsbarkeit? Hierauf erhalten wir keine Antwort. 

d). Die Strafgerichtsbarkeit iſt nicht zu verwechſeln mit dem 
roͤmiſchen Imperium Y, mit der Strafgewalt e), und mit der 
ſtrafgerichtlichen Poticet (8. 3. II). 

) I. 215. Dig. 50. 16. Bethmann⸗Hollweg's Gerithtsverfaſſ. 
u. Proc. d. ſ. Röm. Reichs. Bonn, 1834, S. 36 f. u. La bo u- 
lay’s essai sur. I. leis crim. d. Remains. S. 85 f. 

] Hierunter verſteht Bauer die ganze Srrafiufttahbebeit S. 
deſſen Strafrecht. §. 14 


Vom der Strafgerichtsbarkeit. §. 19. 14. 35 


ſachen: d. h. auf jederlei Verfolgungen der Rechte des 
Staates gegen Uebertreter von Strafgeſetzen; und es 
iſt, dieſem Begriff zufolge, nur die Zuerkennung von 
Privat ſtraſen davon ausgenommen. 


§. 14. 
B) Im engeren Sinne a). 


Deutſche Landes geſetze überlaſſen jedoch die Ahndung 
leichterer Uebertretungen (Civil⸗, Policei⸗ und fis⸗ 
taliſche Straffälle) den Civils oder den Police iger 
richten b) und beſchränken hierdurch die Strafgerichtsbarkeit 
auf die Beurtheilung ſchwererer Verbrechen, oder pein⸗ 
liche Sachen (caussae criminales 8. str.). Hieraus ent- 
ſpringt der engere Sinn der Strafgerichtsbarkeit: 
als des Rechtes, diejenigen Strafgeſetze anzuwenden, 
welche ſchwerere Strafen drohen c). Es fehlt jedoch an 
einem ſicheren Merkmale für die genaue Beſtimmung 
der Grenzen der eigentlichen Strafgerichtsbarkeit: indem 
der Unterſchied auf poſitiven Rechtsnormen beruht; dieſe 


a) Hier ) iſt immer nur von der Strafgerichtsbarkeit im engeren 
Sinne die Nede. . 


) D. h. in dieſem ganzen Lehrbuche. 


b) Verſchieden davon ift die bleße Gestattung des ſ. g. „eren Ane 
griffs.“ ) 


*) St. unten §. 47. 


e) Die eigentliche Strafgerichtabarkeit kommt, beſonders in früherer 
Zeit, auch unter folgenden Namen vor: Hohe over obere Ge⸗ 
richts barkeit (jurisd. alta 3. superior), Blutbann, Kinige- 
bann, Ungericht, Halsgericht, Blutgericht, Vogtei, 
Bent, Zentbarkeit, hohe Sent, (juried. centena), Fratf, 
Fraißliche Obrigkeit u. ſ. w. Mehrere dieſer Ausdrücke be⸗ 
zeichnen jedoch auch die Landeshoheit, oder andere Regierungsrechte: 
aus welcher Zweideutigkeit manche Verwechslungen entſtanden 
find. Boehmer: ad CCC. Art. I. §. 2. Metfter: a. a. O. 
S. 301 ff. Dorn: Comment. II. 5. 296. Kleinſchrod: a. a. 
DO. S. 11 f. 

3 * 
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aber ſehr verſchiedene Beſtimmungen machen d). Im 
Allgemeinen laſſen ſich nur folgende Regeln aufſtellen: 
1) Es kommt, bei Beurtheilung des Daſeyns einer eigent⸗ 
lichen Criminalſache, blos auf die durch das Geſetz über⸗ 
haupt (in thesi) angedrohte ), nicht aber auf die etwa 
in dem einzelnen Fall (in hypothesi) ver wirkte, Strafe 
anf): welches folgerichtig auch da gelten muß, wo von 
Beſtrafung des Verſuches, oder der Beihülfe, die 
Rede iſt. ) Im Zweifel ſtreitet die Vermuthung 
für die Straf gerichte: da es gegen die Natur der Sache, 
und gegen die Regel, verſtoͤßt, daß Civil gerichte die 
Straf gerichtsbarkeit ausüben. 


— ee 


d) Wenn man von denen außer Gebrauch gekommenen Strafarten 
(Verſtümmelungen, Vermögens confiscation, Ehrloſigkeit — als be- 
ſonderer Strafe, — und ewiger Landes verweiſung) abſieht, fo möͤch⸗ 
ten wohl nur a) Lebensſtrafen, b) und lebens längliche, oder 
viel jährige, Freiheitsſtrafen, allenthalben zu den peinlichen 
Sachen gehören. Nach dem hanno verſchen Entwurfe gehoren 
alle durch das Strafgeſetzbuch bedrohte Handlungen zu den Ge⸗ 
genſtänden der Strafgerichtsbarkeit. Doch unterſcheidet derſelbe, 
in mancherlei Hinſichten, zwiſchen Verbrechen, die mit ſchweren, 
und Verbrechen, die mit leichteren, Strafen bedroht find: z. B. 
Art. 123. 251. 268. 277. 

e) Stübel: a. a. O. § 158. Martin: a. a. O. 5. 19. a. E. 
Mittermaier: a. a. O. I. S. 5. Heffter: a. a. O. §. 560 
u. die daſ. angeführten Schriften. Andere zählen es hieher, wenn 
für das mit einer leichteren Strafe bedrohte Verbrechen in 
concreto auf eine ſchwerere Strafe zu erkennen iſt. Feuer⸗ 
bach: Lehrb. §. 496. Dies kann indeſſen überhaupt nicht Statt 
finden »). Mit der Unterſcheidung zwiſchen Criminalſachen im 
engeren Sinne, und Civilſachen, in Hinſicht der Gerichts bar⸗ 
keit, verwechſele man jedoch nicht die auf das feierliche, oder aber 
ſummariſche, Verfahren ſich beziehende Eintheilung der Straf⸗ 
ſachen. §. 6. Stübel: a. a. O. S. 394 — 396. Wie aber, 
wenn das geſetzliche Maximum eine ſchwere, das Minimum 
hingegen eine leichtere, Strafe iſt? 

*) D. h. dtefer Fall iſt ein juridiſch unmöglicher. 


1) Dies leidet nur bei gänzlich unbeſtimmten Strafgeſetzen eine 
Ausnahme. . 


Von der Strafgerichtsbarkeit. §. 15. 16. 1 


§. 15. 
II) Beſtandtheile der Strafgerichtsbarkeit. A) Hauptbeſtandtheile. 


Die Strafgerichtsbarkeit enthält, als Hauptbeſtandtheile, 
I) folgende Rechte: A) das Recht, zu unterſuchen: d. h. 
die Thatſachen auszumitteln, auf deren Daſeyn die An⸗ 
wendbarkeit des Strafgeſetzes bedingt iſt; B) das Recht, zu 
entſcheiden: d. h. die ausgemittelten Thatſachen nach 
dem Strafgeſetze rechtsgültig zu beurtheilen; und O) das 
Recht, zu vollſtrecken: d. h. die durch die Entſcheidung 
beſtimmten rechtlichen Folgen zu verwirklichen). 
Alle dieſe Rechte ſind aber II) zugleich Pflichten: indem 
die Strafgerichtsbarkeit ſtets die Natur eines öffentli⸗ 
chen Rechtes hat, und alfo deſſen Ausübung weder an 
ſich, noch in Hinſicht der Art und Weiſe, von der Will⸗ 
kür des Berechtigten abhängt b). Insbeſondere enthält 
alſo die Strafjurisdiction 4) die Pflicht, alle zur Unter⸗ 
ſuchung geeigneten Uebertretungen der Strafgeſetze zu 
unterſuchen; B) ſolche nach Wahrheit und Recht zu 
beurtheilen; O das gefällte Urtheil zu vollziehen, 
und, bei allen dieſen Verrichtungen, die Regeln des ſtraf⸗ 
gerichtlichen Verfahrens zu beobachten. 8 


§. 16. 
B) Abgeleitete Aus flüſſe. 


Auch dieſe beſtehen theils in Rechten, theils in Rechts⸗ 
pflichten. D Zu den abgeleiteten Rechten gehoͤrt A) das 


a) Wenn v. Feuerbach: Lehrb. S. 497 fagt: das Recht der Voll⸗ 
ſtreckung ſey nicht in der Natur der Strafgerichtsbarkeit enthal⸗ 
ten, fo bat dies ſeinen Grund wohl nur in dem, von ihm 8. 495 
aufgefteliter, zu engen Begriffe der Strafgerichtsbarkeit ). 

*) Feuerbach hat ſehr Recht: wie dies, für den ſinnigen Denker, 
ſchon ans dem Inhalte von Bau er's eigenen 88. 18. 209 u. 256 
einleuchtet: denn was in eines Dinges Natur (Weſen) liegt, 
kann niemals von demſelben abgetrennt ſtehen. 

p) Stübel a. a. O. 8. 93. : 
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Recht auf den gehörigen Gebrauch aller zur Ausübung der 
Strafgerichtsbarkeit nothwendigen Mittel: insbeſondere 
1) die Anordnung der Strafgerichte, und Ernennung 
der dazu gehörigen Perfonen, ſowie der Diener des Gerich⸗ 
tes: ſammt dem Gerichtszwange; 2) die Vornahme 
ber ſtraf gerichtlichen Handluntzen; 3) die Anlegung 
gehörig eingerichteter Unterſuchungsgefängniſſe und 
der nöthigen Strafanſtalten ). B) Das Recht auf 
die, aus der Beſtrafung entſpringenden, Einkünfte (Ge⸗ 
richtsgefalle, Gerichtsnutzungen, commoda s. fructus juriad. 
orim.). Dieſe beſtehen 1) der Regel nach nur in den 
Gerichtsſporteln: als einer Vergütung für die Ar⸗ 
beit. 2) Nicht ſelten find aber mit der Strafgerichts bar⸗ 
keit auch gewiſſe fiscaliſche Rechte verknüpft: wohin 
beſonders die Beziehung der Strafgelder und die Zu⸗ 
eignung aller der Confiscation unterworfenen Sachen b) 
gehört ). II) Die aus der Strafgerichtsbarkeit fließenden 


a) Die Patrimonialgerichtsbarkeit gibt jedoch nicht das Necht, Zucht⸗ 
häuſer, und ähnliche öffentliche Strafanſtalten, zu errichten: alg 
welches in der Regel mit der höͤchſten Staats policei) ver⸗ 

bunden iſt. 6. I. T. Meister, D.: de jure ergastula instituendi 
ex jurisd. crim. baud Auente. Got. 1784. Deſſelben practiſche 
Bemerkungen. Thl. I. S. 34. v. Bülow: über die Befugniß 
Zuchthäuſer anzulegen. Gött. 1802. Klüber: öffentl. Recht des 
deutſchen Bundes. III. Ausg. S. 378. 

8) Nicht Policet; ſondern Straffuſtiz hoheit! S. Note 1. 

b) Tittmann a. a. O. F. 652. Alle dergleichen zufällige Rechte 
bedürfen jedoch eines beſonderen ] Rechtsgrundes, und des 
Beweiſes von demſelben. Sie haben die Natur von Privat⸗ 
rechten des Gerichtsherrn *). 

*) Dies iſt nicht wahr, und auch keineswegs von Tittm ann bes 

hauptet worden. Vielmehr: „cui onus, eidem et commodum !“ 

Vergl. Klein ſchrod: peinl. Gerichtsbarkeit. S. 57 ff. 

Quid inde? Iſt doch deren ganze (ſogenannte) „Gerichtsbarkeit“ 

ſelber, in toto, himmelſchreiendermaßen, eine Privat⸗Ge⸗ 

rechtſame a 

1) Dieſe beiderlei Rechte unter A und B entflieg en keineswegs 

der Strafgerichtsbarkeit; ſondern vielmehr der Strafjuſtiz⸗ 
boheit: und zwar demjenigen Jugredlenzühetle diefer Hoheit, 


6 
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Verbindlichkeiten beſtehen in Uebernahme der mit der⸗ 
felben verbundenen Laſten (onera jurisd. crim.). Dahin 
ſind zu rechnen 4) die allgemeinen Criminalkoſten: 
nemlich die Beſoldung des Gerichtsperſonals, und die Er⸗ 
richtung und Unterhaltung der zur Ausübung der Strafge- 
richtsbarkeit erforderlichen Anſtalten. B) Die befonderen 
Criminalkoſten aller Art: d. h. die, welche durch einen ein⸗ 
zelnen Criminalproceß verurſacht werden ). Dieſe iſt der 
Gerichtsherr, aus hülflich zu tragen, verpflichtet. 


s §. 17. 
II) Eintheilungen der Strafgerichtsbarkeit. A) In Hinſicht ihres 
Grundes a). 


Die Ausübung der Strafgerichtsbarkeit iſt D entweder 
als öffentliche Function übertragen — Amts ſtrafgerichts⸗ 
barkeit Cjurisd. crim, administratoria 8. officialis s. 
personals) im weiteren Sinne. Dieſe ift A) entweder 
eine ordentliche: d. h. ſie wird vermöge eines für alle 
Kalle fraglicher Art verliehenen Amtes ausgeübt — Amts⸗ 
ſtrafgerichtsbarkeit im engeren Sinne. B) Oder 
eine außerordentliche — delegirte: d. h. vermöge 


welcher in der Executiv⸗Gewalt beſteht (im Gegenſatze von 
den 3 übrigen Ingredienztheflen: nämlich der infpectiven, legis⸗ 
lativen und urtheflenden richterlichen] Gewalt!). 

Die Urſache dieſer Begriffsconfuſton liegt in dem verwünſchten 
Umſtande, daß man die patrimoniale Criminal-Potestas fäl ſch⸗ 
lich Criminal gerichtsbarkeit nennt. 

Vergl. meinen Civilproceß⸗Schlüſſel. S. 54 u. 55. 

2) Vergl. die §. 268 u. 273. 

1) Als kritiſcher Commentar dieſes §. dienen die §§. 68 — 72 mei⸗ 
nes Civilproceß⸗Schlüͤſſels. 

a) Die Eintheilung a) in juried. sublimis, und b) sabalterna s. 
vulgaris, iſt unrichtig (S. 13. N. o). Die Rechte, welche man 
dem Regenten vermdge der Erſteren beilegt, find vielmehr Aus⸗ 
flüſſe der Juſtiz gewalt: insbeſondere des, in dirſer enthaltenen, 
Rechts der O ber aufſicht: z. B. die Controle der Strafge- 
richte, und die Berichts erſtattung über die Strafurthetle, vor 
deren Vollziehung; — nicht aber die Selbſtentſcheidung. 
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eines beſonderen, für einzelne Fälle ertheilten, Auftrags 
beſtellte (eommiſſariſche Gerichtsbarkeit). II) Oder die 
Strafgerichtsbarkeit hat die Natur eines Privatrechtes — 
eigne Strafgerichtsbarkeit (jurisd. petrimonialis, Ge⸗ 
richtsherrlichkeit) b). Dieſe geburt A) entweder einer Fa⸗ 
milie; B) oder einer Perſonengemeinheit; oder O dem 
jedesmaligen Beſitzer eines gewiſſen Grundſtücks — 
Guts gerichtsbarkeit (jurisd. patrimon. realis 8. prae- 
dialis) c). ft gleich die Patrimonialjurisdiction, in Hin⸗ 
ſicht der Zuſtändigkeit, ein privates Recht, ſo hat 
ſie doch in Betreff der Ausübung die Natur eines öf⸗ 
fentlichen Rechtes d). Der Gerichtsherr kann fie, wenn 
er die ndthigen Eigenſchaften beſitzt, ſelber ausüben; 
iſt jedoch berechtigt, deren Ausübung einer dazu geeigneten 
Perſon zu übertragen: — Gerichtshalter, Juſti⸗ 
tiarius (jurisdictio mandata). Der Gerichtshalter iſt, 
da er ein öffentliches Recht verwaltet, mittelbarer 
Staats diener. Hieraus folgt 1) die Mitwirkung, der 
Staats gewalt bei deſſen Ernennung; 2) die Verant⸗ 
wortlichkeit deſſelben gegen die höheren Landes ge⸗ 


b) Ueber die Patrimonial⸗Strafgerichtsbarkeit ſ. Meiſter a. a. O. 
S. 402 f. — Vergl. B. W. Pfeifer: über die Grenzen der 
Civil⸗Patrimonialjurisdiction. Gött. 1806. — Wegen der, ebenſo 
großen als unverkennbaren, Mängel der Patrimonialgerichtsbar⸗ 
keit iſt dieſe, in neuerer Zeit, in vielen Ländern, ganz oder zum 
Theil, aufgehoben, oder doch ſehr beſchränkt, worden. 
Stübel: de jurisdictione criminali patrimoniali tollenda: Viteb. 
1801. §. 8. Mitttermater a. a. O. S. 32. a. E. *) 

) St. vorzugsweiſe noch Alex. Müller's letzte Gründe wider 

. alle Eigenthums gerichte. Rudolf, 1826. und E. R. M ch: 

die Suftittarien. Charlottenb. 1846, , 

c) Die Strafgerichtsbarkeit kann auch als ſtaatsrechtliche Dienſt⸗ 

barkeit“) vorkommen. Meiſter a. a. O. S. 329. Ueber das 


Recht der peinlichen Gerichtsbarkeit auf fremdem Gebiete. Im 
N. Archiv des C.⸗R. B. V. St. 1. S. 35 f. 


) Nämlich als eine active Staatsſervitut. 
d) Stübel a. a. O. § 83, 


. 
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richte; und 3) die Unſtatthaftigkeit ſeiner willkürlichen 
Entlaſſung oder Abſetzung o). 


q §. 18. 
B) Rüͤckſichtlich der Beſtandthelle. 


Hiernach iſt die Strafgerichtsbarkeit entweder vollſtän⸗ 
dig, oder unvollſtändig. I) Die vollſtändige Strafge⸗ 
richtsbarkeit (jurisd. plena) enthält ſämmtliche oben (S. 15) 
bemerkte Rechte. II) Unvollſtändig (minus plena) iſt 
ſie, wenn Eins oder das Andere dieſer Rechte mangelt. 
Es findet ſich nemlich oft, A) daß Strafgerichte nicht das 
Recht der Entſcheidung haben; ſondern die Urtheile von 
einem höheren Landesgerichte, oder von einem Spruchcolle⸗ 
gium, einholen müſſen. Auch fehlt es ihnen B) zuweilen 
an dem Vollſtreckungs rechte ): indem einem anderen 
Gerichte die Vollziehung der, von ihnen gefällten, Urtheile 
gebiirt a). 


5 §. 19. 
C) In Anfehung: des Umfanges. 


In dieſer Hinſicht iſt die Strafgerichtsbarkeit entwe⸗ 
der unbeſchraͤnkt, oder beſchränkt. ) Uneingeſchränkt 
(allgemein, jurisd. illimitata, omnimoda, omnigena) iſt die 
Strafgerichtsbarkeit alsdann, wann fie keine andere 
Grenzen hat, als die natürlichen. Dieſe findet ſich in 
der Wirklichkeit ſelten. II) Eingeſchränkt (jurisd. limi- 
tata 8. specialis) aber iſt fie, wenn fie zugleich an poſi⸗ 
tive Schranken gebunden iſt. Dergleichen Grenzbeſtim⸗ 
mungen beruhen auf beſonderen Rechtsnormen: als, Bees 
trägen, Herkommen, Privilegien, Verjährung. Es gehoren 
dazu A) objective Grenzen: nämlich indem gewiſſe Arten 


e) Leiſt: deutſches Staatsrecht. §. 140. S. 448. 
1) Vergl. oben §. 15. N. a. 


„B. ſtädtiſche Strafterichte müſſen, an manchen Orten, dem 
2 0 Schultheißen u. ſ. w. die Vollziehung überlaſſen. 


* — 
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von Verbrechen ausgenommen finda). B) Oertlige 
Grenzen. Dergleichen finden ſich beſonders bei den f. 8 
Hofs, Pfahl⸗, Zaun- oder Binnen⸗Gerichten Curisd. palaris 
8. circunsepta): indem dieſe auf einen, innerhalb eines 
anderen Gerichtsbezirks gelegenen, kleinen Raum (Höfe, 
oder Wohnungen) beſchränkt ſind, und dadurch zugleich die 
Gerichtsbarkeit dieſes letzteren Bezirkes oͤrtlich ein⸗ 
ſchränken. C) Subjective Grenzen: welche durch 
perſönlich⸗privilegirte Gerichtsſtände entſtehen (§. 39). 
D) Grenzen in Hinſicht der Strafgerichts⸗ Handlungen. 
Dahin gehören beſonders die Fälle, we einem Gerichte 
nur die Vor unterſuchung gebürt; oder wo die Vornahme 
gewiſſer Unterſuchungshandlungen eines vorgängigen Er⸗ 
mächtigungs⸗Beſchluſſes vom hoheren Gerichte bedarf: 
z. B. der Hauptunterſuchung; des ſicheren Geleites u. 
dergl. m.) n 


§. 20. 
D) In Hinſicht des Inhabers. 


) Die Strafgerichtsbarkeit geburt A) entweder nur 
einer einzelnen (phyſiſchen oder moraliſchen) Perſon — 
jurisdictio solitaria s. separata; B) oder einem Vereine 
von Mehreren — jurisd. communis, Sammtgerichts⸗ 
barkeit. Bei Letzterer bedarf es beſonderer Beſtim⸗ 
mungen über die Form der Ausübung. I) Von dieſer 
Eintheilung iſt diejenige ſehr verſchieden, wonach ſie in 
ausſchließliche (privatira) und in zuſammentref⸗ 
fende (concurrens) zerfällt. A) Jurisdictio privativa iſt 
diejenige, welche, innerhalb der beſtimmten Sphäre, Einem 
ans ſchließlicherweiſe zukommt. B) Jurisdictio si mul - 
tanen s. concurrens hingegen iſt da vorhanden, wo, in 


— 


a) Im Mittelalter beſchränkte ſich die eigentliche Eriminalgerichtsbar⸗ 
keit gewöhnlich auf die ſ. g. vier Haupt⸗Brogen (Rigen), 
oder vier hohen Wände: Mord, Brandſtiftung, Nothzucht und 
Diebſtaßl. Grupen: obs. rer. et and. germ. p. 442. 

1) Vergl. auch den §. 23. 


— 
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Hinſicht der nemlichen Gegenftinde, verſchiedenen 
Berechtigten Gerichtsbarkeit gebürt h. Cs lh Ae meh⸗ 
rere Gerichtsbarkeiten vorhanden; während die Saumt⸗ 
gerichtsbarkeit eine und dieſelbe iſt. II) In Hinſicht des 
Subjectes und des Objectes iſt die Strafgerichtsbarkeit ent⸗ 
weder weltliche, oder kirchliche ). Letztere geburt der 
Kirche, über die Bergehen der Geiſtlichen; und aber 
die kirchlichen Bergehen Di in Hinſicht der Statthaſtig lei 
kirchlicher Strafen). 


Zwtiter Abſchzitt. 
Von den Srafgerichten. 


— — 


Erſter Titel. 
Von den Arten der Strafgerichte und deren 
Benutzung. 


§. 21. 
1) Begriff eines Strafgerichtes. 


Strafgericht (Criminal geridt, peinliches Ge⸗ 
richt, judicium poenale 3. criminale) tft ber Jubegriff der 


1) Ueber die Gerichtsbarkeits⸗Coneurenz ſ. §. 40 — 43. 

2) ueber die yeivtlegirte Gerichtsbarkeit der Kirche ſ. 8. 39. 

3) Mébgen dieſe nun von Geiſtlichen verübt ſeyn, oder von Nicht⸗ 
geiſtlichen. 

a) C. 8. Eichborn: Granvlige des Kirchenrechts. B. H. Gött. 1833. 
S. 67 — 131. 

Anmerkung. Die Lehren vom Erwerd und vom Verluſte der 
Strafgerichtsbarkeit, fo wie vom Beweiſe derſelben, gehoren 
nicht in die Theorie des Strafpreceſſes; ſendern find als Ge⸗ 
genſtände anderer Rechis⸗Jacher zu betrachten. 
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zur Ausübung der Strafgerichts barkeit, innerhalb 
eines Bezirks, angeordneten Perſonen (Gerichtsperſo⸗ 
nen). Auch verſteht man unter Strafgericht die wirkliche 
Berſammlung der Gerichtsperſonen. Außerdem haben 
die Ausdrücke „Strafgericht“ oder „Judicium criminale“ noch 
folgende uneigentliche Bedeutungen: 1) Das ſtrafge⸗ 
richtliche Verfahren. 2) Der Gerichtsſprengel⸗). 
3) Die Gerichts ſtel le b) oder Gerichts ſt u be c). 


§. 22. 
II) Arten der Strafgerichte: A) Ober⸗ und Untergerichte. 


In Hinſicht der Abſtufung ſind die Strafgerichte 
I) entweder O ber gerichte. — Hierzu gehören die landes⸗ 
herrlichen Juſtizeollegien: und zwar A) in erſter Inſtanz ), 
als Mittelgerichte (Juſtizeanzleien, Oberlandgerichte, 
Hofgerichte, Appellationsgerichte, Kreisgerichte); B) in 
zweiter Inſtanz) aber als oberſte Gerichtshöfe 
(Oberappellationsgerichte, Obertribunale) a). II) Oder Un⸗ 
tergerichte: — nemlich a) die landesherrlichen Aem⸗ 
ter, Landgerichte, Amtsgerichte, Criminalgerichte, und b) die 


— — 


a) Strafgerichtliche Handlungen, welche außerhalb des Sprengels 
vorgenommen werden, ſind nichtig! IL. 3. D. de off. praesid. 
Beſondere Rechtsnormen geſtatten, in gewiſſen Fällen, die Ueber⸗ 
ſchreitung der Orenzen: z. B. bei der Nacheile ). 

*) S. unten 5. 77. 8 

b) Stübel a. a. O. F. 443. 

c) Alle gerichtliche Handlungen, deren beſondere Natur nicht das Ge⸗ 
gentheil ndthig macht, müſſen an der Gerichtsſtellt vorge⸗ 
nommen werden. N 

1) D. h. als un mittelbare Ober⸗Gerichte (erſter Stufe). 

2) D. b. als mittelbare Ober⸗Gerichte (zweiter Stufe). 

a) Ein Caſſationsgerichtshof bildet zwar ein oberſtes Gee 
richt; aber kein Inſt anz gericht: da er nicht über die Sache ſelber 
zu erkennen hat 6). 

*) Beſſer geſagt: weil er Untergerichts⸗Urtheile nur annulliren 

kann; aber nicht verbeſſern darf. S. 8. 258, No. 3. 


Von den Sraſgerichten. F. 92.99.24, 15 


Patrimonialgerichte der Städte, Körperſchaften d) und Guts⸗ 
beſitzer. 8 


§. 23. 
B) Unterſuchende und erkennende Gerichte. 


In Anfebung des Umfanges der ihnen übertragenen 
Strafgerichtsbarkeit find die Strafgerichte I) entweder Un⸗ 
terſuchungs gerichte. — Dieſe Eigenſchaft haben die 
landesherrlichen Untergerichte, ſo wie die nicht mit 
der geſetzlichen Zahl rechtsverſtändiger Richter beſetzten 
Patrimonial gerichte. II) Oder erkennende Gerichte. 
— Dieſes allein find die unmittelbaren Obergerichte ): 
in der Regel. Die Vollſtreckung der von ihnen gefaws 
ten Urtheile geburt hinterher dem Unter ſuchungs gerichte. 
III) Oder unterſuchende und erkennende Gerichte 
zugleich. Dahin gehören u) theils die Obergerichte “), als 
privilegirter Gerichtsſtand ſchriftſäſſiger Perſonen ): 
wo ſie dann entweder Einem aus ihrer Mitte, oder einem 
Untergerichte, die Unterſuchung auftragen; b) theils die 
mit der geſetzlichen Zahl rechtsverſtändiger Glieder beſetzten 
Patrimonialgerichte. f 


§. 24. 
C) Reine und gemiſchte Strafgerichte. 


D Nach der gewöhnlichen Gerichtsverfaſſung iſt den 
Civilgerichten zugleich die Ausübung der Strafge⸗ 
richtsbarkeit übertragen: ſo daß ſie theils Civilgerichte, 
theils Strafgerichte, ſind. Auf dieſe Weiſe ſind die lan⸗ 


b) Das Univerſitätsgericht zu Göttingen iſt jedoch ein Obergericht. 

1) D. h. die Mittelgerichtshöͤfe. S. §. 22. N. 1. 

2) D. h. abermals die Mittelgerichtahöfe. 

a) Nach dem Hannover. Entw. Art. 10. S. 3. follen die Juſtiz⸗ 
canzleien ſogar in Hinſicht folder Verbrechen, die auf einem 
ihrer Gerichtsbarkeit unmittelbar unterworfenen Grundſtücke bee 
gangen werden, als privilegirter Gerichtsſtand, für die Unters 
ſuchung, zuſtändig ſeyn (). 


46 Ven ben Cirafgeriien. S. 24. 25. 


desberrlichen Memter zugleich die unterſuchenden, und 
die Obergerichte zugleich die erkennenden, Straf gerichte. 
Doch beſteht in manchen Ländern bei den Obergerichten ein 
beſonderer Senat für die Beurtheilung der Straf⸗ 
ſachen (Criminalſenat). I) Nach der beſonderen 
Gerichtsverfaſſung mehrerer Länder beſtehen für die Un⸗ 
terſuchung eigne Gerichte ): unter dem Namen „Eri⸗ 
„minalgerichte“ oder „Criminalcollegien“ b). 


§. 25. 
D) Ordentliche Strafgerichte und Commiſſionen 1). 


Die verfaſſungsmäßig beſtehenden Strafgerichte bilden 
die Regel (ordentliche Gerichte). Nur als Aus: 
nahme von der Regel werden auch wohl Criminal eo m⸗ 
miſſionen angeordnet ). Dieſe find dann I) entweder 
blos mit der Unter ſuchung beauftragt; ober zugleich auch 
mit der Entſcheidung: in welch letzterem Falle ſie auch 


a) 3. B. in Qurbeffen, und im Herzogthum Naſſau. Bei den 
preußiſchen Oberlandgerichten beſteht theils ein Criminal⸗ 
ſenat, für die Urtheils fällung; theils eine flindige Deputa⸗ 
tion dieſes Senats, für die Unter ſuchung. Letztere unter dem 
Namen „Inquiſitoriat.“ 

b) Die Zweckmäßigkeit eigner Unterſuchungsgerichte iſt ſtreitig. 
Zwar pat die Verbindung der Civil⸗ und der Criminalgerichts⸗ 
barkeit, in unterer Inſtanz, manche Vorteile (Tittmann: über 
die Verbindung der Criminal⸗ und Civilgerichtsbarkeit. Dresden 
1817); allein die Vortheile, welche die Trennung gewährt, find 
überniegend. Merlels über die Vortheile einer von der Ci⸗ 
viltuſtiz getrrunten Extminalrechtspflege. Halle 1817. 

1 er kritiſchen Commentar hiervon dient mein Civilproc.⸗Schlüͤſſel. 
§. 69. 

a) Von Commiſſarten find die bloßen Gerichtadeputirten zu un⸗ 
terſcheiden: d. h. einzelne Glieder, oder Subalternen, des Gerichts, 
denen die Verrichtung einer einzelnen Handlung), wobei es der 
Mitwirkung des Gerichtes nicht bedarf, aufgetragen ist. 

) Pier iſt der Zufatz einzuſchalten: „oder einer gewiſſen Gruppe 

„von Handlungen (z. B. der Inſtruttion, mit Ausnahme der 
Zwiſchenurtheile).“ S. unten Note 2 


Bon den Sivefgeribien. 6. 20. ag 


„abgeordnete Richter“ genannt werben b). Beiderisi 
Commiſſionen find, in der Regel, zur Besbachtung des ge 
ſetzlichen Strafverfahrens verpflichtet e). II) Ihr Auftrag 
deſchrankt ſich entweder auf eine einzelne Sache oder 
Handlung (beſondere oder zeitige Commiffionen ); 
oder erſtreckt ſich auf alle Sachen einer gewiſſen Art 
(allgemeine oder ſtäudige Commiſſionen — commissiones 
perpetune). Jeder Bürger hat auf den, ihm bei den or⸗ 
deutlichen (unabhängigen) Strafgerichten durch die Ge⸗ 
ſetze angewieſenen, Gerichtsſtand, und jedes Gericht auf 
den ihm zuſte henden Gerichtszwang, ein Recht: welches 
Beiden ohne einen beſonderen, von der Beförderung einer 
guten Juſtizpflege entlehnten, Grund nicht darf ents 
zogen werden d). Ein folder Grund zur Anordnung einer 
beſonderen Commiſſion liegt vorzüglich A) in den Berhaͤlt⸗ 
niſſen des ordentlichen Gerichts: indem dieſes 1) oft ein 
Collegium iſt: mithin nicht ſelber die Unterſuchung 
führen kann, und ſolche deshalb Einem, oder Einigen, ſeiner 
Mitglieder, oder einem Untergericht, aufträgt ). Oder 
indem 2) die Ausſchließung deſſelben aus rechtlichen Grün⸗ 
den nothwendig tft: insbefondere wegen erfolgter Necuſation, 


b) Meiſter a. a. O. S. 147. 
c) Arg. Art. 186 der P. G. O. Me iſter a. a. O. S. 171. Dorn: 
Commentar. II, S. 23. Tittmann a. a. NE 5. 660, 

d) Mittermaier a. a. O. §. 25. Meiſter a. a. O. &. 160 f. 
Titimann 4. a. O. II 8. 615. v. Grolmen: Crim. N 
Riff. §. 410. N. o. Martin a. a. O. § 40. Abegg a. a. 
O. §. 32. S. 57. Dieſer Grundfatz findet ſich auch in den neue⸗ 
ren Verfaſſungesur kunden aufgeſtellt. 

2) Hier verübt Ba ner eine grelle Begriffs verwechſekung. Ein ſolches 
einzelnes Mitglied iſt ein bloßer Gerichts deputirter (Man⸗ 
datar des ordentlichen Richtereollegimns); aber kein Commiſ⸗ 
ſarius: d. § kein außerordentlicher — von höherer Be- 
Horde delegirter — Richter, auf eigenen Namen! Vel. meinen 
Clvilproceß⸗Schlüſſel S. 51 u. 52. — Und doch hat er ſelber, in 
der Rote a, vor dieſer Confuſlon gewarnt! 

In ſeiner Note e zeigt ſich, daß er für die Berſchiedenar ⸗ 
tigteit des Galles A 1 ven allen übrigen ein iuſtinctartiges 
Dunkelgefühl gehabt! a 


18 a Bun den Gévafgeridhien. 8. 25. 26. 


oder wegen pflichtwidriger Verzögerung der Rechtspflege. 
Oder 3) weil es bei dem Gericht an dem erforderlichen 
Umfange „und der ndthigen Sicherheit, der Unterſuchungs⸗ 
gefängniſſe mangelt. B) Oder der Grund iſt von der 
beſonderen Beſchaffenheit der vorliegenden einzelnen 
Strafſache entlehnt: indem 1) Angeſchuldigte ver ſchie⸗ 
denen Standes in dieſelbe verwickelt ſind, und deshalb 
eine gemiſchte Unterfudungécommiffion niedergeſetzt wird. 
2) Wenn, wegen der großen Zahl der Theilnehmer 
von verſchiedenem Gerichtsſtand, und des (bei ihrem 
Berbrechen obwaltenden) Zuſammenhanges, eine ver⸗ 
einigte, — das Ganze umfaſſende — Unterſuchung 
nothwendig iff. Oder 3) wenn örtliche Beziehungen eine 
Erſchwerung oder Störung der Unterſuchung, mit Grund, 
beſorgen laſſen e). 


§. 26. 
Il) Befegung der Strafgerichte: A) Der erkennenden Gerichte. 


Die landesherrlichen Obergerichte ſind Colle⸗ 
gien rechtsverſtändiger Richter, deren Beſetzung und Orga⸗ 
niſation aber in den deutſchen Staaten verſchieden iſt. 
Insbeſondere bildet in manchen Ländern der ganze Ge⸗ 
richtshof das erkennende Strafgericht; in andern hingegen 
nur der Criminalſenat deſſelben. Die Patrimonial⸗ 
gerichte müſſen, um Urtheile fällen zu können, mit der ge⸗ 
ſetzlich beſtimmten Zahl rechtsgelehrter Beiſitzer beſetzt ſeyn a). 


e) In den unter A 2 u. 3 und unter B genannten Fällen ſollte jedoch 
die Ernennung der erforderlichen Commiſſion immer nur von 
Seiten des zunächſt höheren Richters geſchehen. S. Jordan: 
allgemeines Staatsrecht. S. 414. Pfeiffer: pract. Ausführungen. 
B. III. S. 426. — Die gänzliche Unſtatthaftigkeit und große Ge⸗ 
faͤhrlichkeit einer Cabinets⸗Strafjuſtiz iſt allgemein anerkannt. 
Leiſt: Lehrb. des d. Staatsrechtes. §. 137. 148. Martin a. a. 
O. § 11. Pfeiffer a. a. O. S. 398. Klüber: öffentl. Recht 
des d. Bundes. §, 373. 

2) Zur Fällung eines Erkenntniſſes find immer wenigſtens drei 
Richter erforderlich. 


Von den Strafterichten. §. . 19 


52 §. 27. 
| ‘ BY Der Unterſuchungsgerichte: 1) Im Allgemeinen. 


Nach gemeinem Rechte ⸗) muß das Unterſuchun icht 
mit vier Perfonen beſetzt ſeyn. Es gehören N 
(mindeſtens). 1) ein Richter, Y. werigſtens zwei Shöf⸗ 
fen und 3) ein Gerichtsſchreiber (Acmar) v). Dieſe 
Perſonen mäſſen mit den, nach der Natur ihres Berufes, 
erforderlichen Eigenſchaften und Keuntniſſen ) ver⸗ 
ſahen und auf ihr Amt, fou vor deſſen Mnéhhung, ver- 
eidet ſeyn. Unter dieſer Vorausſetzung bildet die vereinte 
Gegenwart derſelben die gehörig beſetzte Gerichts- 
bank (judicium rite constitutum): deren Anweſenheit aber, 
nach der Praxis, nur in eigentlichen Criminalſachen ), 
und zwar blos bei den Haupthandlungen (d. h. wodurch 
ein rechtsgültiger Beweis bagründet werden (ok), wäh⸗ 
rend dor ganzen Dauer derſelben, erforderlich if. Bei 
Neben handlungen genügt die Gegenwart des Richters 
und, — je nach Umſtänden, — gigleid des Actuars. 
Der Mangel an Einer jener vier Perſonen bei einer 
ſolchen Handlung, wozu die beſetzte Gerichtshank ge⸗ 
hort, die feblende-Beeidiguug von Einer derfelben, fo 
wie der Mangel eines geſetzlich beſtimmten Erforder⸗ 


— oa 


a) P. G. O. Art. 1. 3. 4. 5. 46. 47. §. 2. 149. 181. 
bp) Landesgeſetze enthalten abweichende Beſtimmungen. 3. B. in 
Preußen gehören zur beſetzten Gerichtsbank ein Richter und ein 
Protocollführer: oder, ſtatt des Letzteren, zwei beeldigte unbe⸗ 
ſcholtene Männer, welche leſen und ſchreiben können, als Beiſttzer. 
In Baiern der Unterſuchungsrichter und ein Actuar. In Han⸗ 
nover zwei Gerichtsperſonen: von denen Eine mit dem Richter⸗ 
amte bekleidet, die Andere aber auf das Protocoll beeidigt, tft; 
aushülflich aber ein Notar, oder zwel unbeſcholtene, des Leſens 
und Schreibens lundige, nicht im perſönlichen Dienſte des Inaui⸗ 
renten ſtehende, Männer. Hanno v. Entw. Art. 12. 
1) S. den 6. 28. Rete b and ween Note de. 
2c) Boehmer: ad CCC. An. 101. §. 3. v. Quiſtorp a. a. O. 
§. 545. Tittmann a. a. O. § 659. - arr 
Crun.- Proc. 4 4, 4 


8 Bie din Stuafgerichten. 8. 27. 28. 


niſſes (3. B. des ndthigen Alters), macht die Handlung 
von ſelber nichtig; während der bloße Mangel einer, 
vermoͤge der Natur ihres. Berufes, erforderlichen Eigen⸗ 
ſchaft der anweſenden Gerichtsperſonen dieſe Wirkung nicht 
Hat 4). Jene Nichtigkeit iſt zwar abſolnt, und wird alſo 
durch Eutſagung, — fey ſolche ſtillſchweigend oder aus⸗ 
vrücllich, — nicht geheilt. Es kann jedoch deren Heilung 
nicht felten auf andere Weiſe erfolgen: beſonders durch 
die, etwa mögliche, Wiederholung der Handlung, in 
geſetzlicher Form. 

Saͤmmtliche Serichtsperſonen ſind zur Brrſchwiegenheit 
verpflichtet e). , 


§. 28. 
2) Bon den einzelnen Gerichtsperſonen: a) Von dem Unterſuchungsrichter. 


Richter (Unterſuchungsrichter ), Jaquirent) 
iſt die jenige Gerichtsperſon, welche das frrafgeridMide 
Berfahren zu leiten) hate). Der Inquirent muß 1) im 
Allgemeinen a) die, vermöge ber Natur feines — 
ehruſo wichtigen als ſchwierigen — Amtes, nothwendigen ), 
fo. wie ) alle durch Geſetz erheiſchten pyyſiſchen, morali⸗ 
ſchen und rechtlichen, Eigenſchaſten und Keuntniſfe, in ſich 


d) Hat ein ſolcher Mangel wirklich eine Geſetzwidrigkeit des 
Verfahrens zur Folge gehabt, fo kann wegen dieſer, richt aber 
wegen jenes Perſonalmangels, die Handlung für nichtig 

5 erklärt werden *). 
9) Ebendeßhalb ſollte man dieſe Eigenſchaft, ſtatt „erforder⸗ 
liche“, nur „wünſchenswerthe“ nennen. Vergl. Henke: 

. S. 326 f. 

e) P. G. O. Art. 189, 
1) Seit wann ſind denn die Worte „Richter“ und „Unterſu⸗ 
chung richter! ſpnonym d 

Wer entſcheidet denn etwa) Over gehört denn etwa die Ent⸗ 
ſcheivung mit zur Leitung Interdum bonus dormitat Homerus! 

a) Der Beruf und die Pflichten ves unterſuchungsrlipters ergeben 

ſich voſlſündis aus der Theorie des Strafverfahrens (Th. If). 

3 S. den §. 27. Note 1, wad d, 


> é 


Bon den Sixafyeripien, 6. 28, 29. 61 


verkinigen b). Sein Amt erfordert Klugheit Enriite 
ett, Beharrlichſeit, mit frenger Kechtlic tut e 
Humanitat, Selbßbeherrſchung, practiſche Menſchenkenntuiß, 
gründliche Keuntniß des Strafrechtes und des Strafpro⸗ 
teſſes 0. Außerdem darf den Richter, D in beſonberer 
Beziehung auf den einzelnen Fall, lein gegründeter 
Berdacht der Parteilichkeit treffen, Mangelt es deme 
ſelben an irgend einer diefer Eigenſchaften, fo gebären dem 
Angeſchuldigten die Einredan des unfähigen, oder aber 
des verdächtigen ), Richters 41). 


§. 29. 
b) Von den. Schöffen a). 


Schoͤffen oder Schöppen (soabini), im wets 
teren Sinne, beißen die Beiſitzer eines Strafgerichtes v). 


b) Der Schwab enſplegel Att. 132 ecfordert einen „we ifen, 
„gerechten und ſtarken Mann.“ Nach der P. G. O. Art. 1. 
ſollen die Gerichtsperſonen „fromme, ehrbare, verſtändige 
„Perſonen“ ſeyn, „ſo tugendlichſt und beſt dieſelben — zu be⸗ 
„onmen :! *). - 


6) Dies tht es, was man vulgo nennt „quatuor virtutes judicis 
om 42 * „ 
c) T. G. Reinharth, D.: de judicis criminalis qustuor virtutibus. 
Erf. 1734. Klaubold: Bild eines vollkommenen Richters. Gieß. 
798. Ueber das Weſen imd vie Bedeutung des Strafrichteramtes 

und die Eigenſchaften des Straſrichters. Marburg 1830. 

9 Es gilt, in jedem Lande, vom Perhorreſtenz⸗Eide gegen den Eri 
minalrichter billig das Nämlich e, was im Civ il forum: Vergl. 
meinen Civilproceß⸗Schlüſſel, 8. 80—82. u. Spangenberg, im 
neuen Archive d. Cr. R. Bd. XII. S. 100 f. n 

d) 8. M. Seuffert: von dem Rechte des peinlich Angeklagten, ſei⸗ 
nen Richter auszuſchließen. Nürnb. 1787. Mittermaier a. a. 
O. S. 26. — Zum Beweiſe der anzugebenden (Bater, St. 
G. B. H. 33) Verwerfungsgründe finoet auch der Perhorrks⸗ 
cenetd Statte da der Umſtand, daß der Angeſchuldicte eines 
Verbrechens verdiijtig th, ihn nicht auch des Mi ineides 
verdächtig macht. A. M. iſt Tittmann a. a. O. § 664. 

*) And ebenfo grundlos auch Müller: 8. 47. a 
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52 Ben den Sträfgerichten. F. 29. 


Deren Beruf beſtand ehemals 1) theils und hauptſächlich 
in der Theilnahme an der Urtheilsfällung (daher 
auch „Urtheiler,“ „urtheilsſprecher,“ und „Fin⸗ 
„der“ genannt): zu welchem Ende deren wenigſtens vier 
ndthig waren c); 2) theils darin, daß fie, des Beweiſes 
und der Feierlichkeit wegen, den Gerichtsſitzungen bei⸗ 
wohnten: wozu es deren, in der Regel, zwei bedurfte d). 
Letzteres iſt die alleinige Beſtimmung der heutigen 
Schöffen. Dieſe ſind Beifiger der Unterfuchungsgerichte — 
oͤffentlich beſtellte Zeugen des Straf verfahrens —: d. 
b. Urkundsperſonen (deshalb auch „ſtu mme Schöffen“ oder 
„Horcher“ genannt). Es bedarf daher, in Hinſicht der⸗ 
ſelben, nur der Eigenſchaften eines glaubwürdigen Zeu⸗ 
gen. Sie ſchwören einen blos dieſem Berufe entſpre⸗ 
chenden Eid; und es finden gegen ſie die nemlichen Ein⸗ 
reden Statt e), wie gegen Zeugen. Sie find für die 
Richtigkeit und Vollſtändigkeit der, vom Protocoll⸗ 
führer geſchehenen, Aufzeichnung der in ihrer Gegenwart 
geſchehenen Handlungen verantwortlich. 


a) Fr. Brummer: de Scabinis medii sevi ob receatioribus (Brumme- 
meriana ed. Beyer. Lips. 1712. p. 263.). E. Bluemner: Sea- 
bini judiciorum criminalium ad legem Carolinam descripti. Lips. 
1799. Meiſter a. a. O. S. 67—82, Stübel a. a. O. I. 
§. 408 — 415. 

- b) „Gute Männer, erbare frumme Piderlente.” v. Feuerbach: über 
Oeffentlichkeit u. Mündlichk. S. 66. 

e) P. G. O. Art. 196. Auf dieſen Beruf bezieht ſich der in der 
P. G. O. Art. 4. vorgeſchriebene, Eid: an deſſen Stelle bei den 
heutigen Schöffen natürlich ein anderer Schwur tritt ). 

) Hierüber vergl. Jarke: im neuen Archive d. Cr. R. Bd. IX. 

S. 76 — 99. — Eine Spur davon iſt noch übrig geblieben in 
der Hegungsform des hochnothpeinlichen palsgerichtes. §. 215. 


: d) P. G. O. Art. 47. a. E. 


e) In manchen Ländern iſt es eine f 5 Function eigends 
a dazu befielltexr Dorfrichter, Gerichtsſchöffen u. ſ. w. 


Bon den Strafterichten. F. 30. $2 


§. 30. 
e) Bon dem Gerichtsſchreiber a). 


Der Gerichtsſchreiber — Actuarius iſt die 
Gerichtsperſon, welche Das, was bei dem Gerichte ) vor⸗ 
geht, ſchriftlich aufzuzeichnen hat. Sein Beruf 
beſteht hauptſächlich in Führung der Protocolle und 
Aufnahme der Regiſtraturen (daher auch „Proto⸗ 
collführer“ genannt); außerdem aber auch in Anle⸗ 
gung und Aufbewahrung der Unterſuchungsacten ). 
In Hinſicht des Protocollirens iſt der Actuar weſent⸗ 
liche Gerichtsperſon b), und fein Beruf umfo wichtiger, 
ba die Acten ) die Grunplage des Urtheils bilden. 
Es kann daher weder der Richter, noch ein Schöffe, deſſen 
Stelle pertreten: und zwar ſelbſt dann nicht, wenn 
Jener zugleich auf das Amt des Gerichts ſchreibers be⸗ 
ſonders wäre vereidetc). Nach der P. G. O. bedarf 
es bei dem Actuare dexfelben Eigenſchaften, wie beim 
Richter d). Insbeſondere muß er vor Ausäbung ſeines 
Amtes bei dem Gerichte, vereidet ſeyn e). Es finden 


a) Meiſter a. a. O. S. 82 — 118. Stübel a. a. O. L 5. 146. 
Tittmann a. a. O. S. 668 — 672). 

) Sein Name in Frankreich iſt: Greffier. S. 258 

0. „und durch das Gericht,“ muß beigefügt werden! 

2) Warum nur der Unterſuchungs⸗Acten ? Auch die Endurtheile, 

die Rechtsmittel⸗Aeten und die Vollziehungs⸗Keten gehoren dahin! 

b) Sowohl nach der Natur der Sache, als vermöge der Geſetze. 
P. G. O. Art. 1. 5. 46. 47. 56. 94. 181 f. 

3) „und nur die Acten“ hatte Bauer ſollen beifügen! Den Ge⸗ 

genſatz davon liefert der §. 260 von Note b an bis f. 

e) Wo eine folche Verbindung, bei den Patrimonialgerichten, 

"pure beſondere Normen, geſtattet ift, da muß wenjgſtens noch 
ein dritter Schöffe zugezotzen werden *). 

*) Weil ſonſt die Mindeſtzahl 4 nicht complet ſtünde. §. 27 a. A. 

d) P. G. O. Art. 1. 

e) Dies ergibt ſich aus der im Art. 5 der P. G. O. vorgeſchriebenen 
Eidesformel. Auch gewährt die nachfolgend Betidigung uicht 


$4 Boa den Srrafterichten. §. 80, 81. 


daher auch diefelben Einreden wider ihn Statt, und der 
Mangel eines geſetzlich beſtimmten Erforderniſſes hat die 
nemlichen Wirkungen (S. 28). Wird, beim Mangel oder 
bei Verhinderung des Actuars, ein Notar für den einzelnen 
Fall zugezogen, ſo muß dieſer erſt noch beſonders vereidet 
werden. Der Actuar iſt zwar dem Richter untergeordnet; 
jedoch für die gewiſſenhafte Erfüllung ſeines Berufes ver⸗ 
antwortlich, und alſo in ſo weit unabhängig. 


7 §. 31. , 
IV) Von den Dienern der Strafgerispte. 


Zu den (ſabalternen) Bedienten des Strafgerichts 
gehören: 1) der Gerichtsdiener Cadparitor): welcher 
bei den Sitzungen aufwartet, Ladungen und Verhaftungen 
beſorgt, und bei Handlungen, welche außerhalb der Ge⸗ 
richtsſtelle zu verrichten find, Hülfe lefftet ). M) Der Ge⸗ 
fangen wärter (commentariensis, carcerarius’): welchem 
vie Sorge für Verwahrung und Verpflegung der in Unter⸗ 
ſuchung befindlichen Perſonen, und die ‘Muffet über dieſel⸗ 


— — — 


diefelbe Garantie, wie die vorausgehende). Boehmer ad CCC. 
Art. 5. v. Grolman a. a. O. F. 415. Martin a. a. O. 
§. 42. N. 2. A. M. it Lepfer Sp. 71. M. 8. und Mitter⸗ 
maier a. a. O. I 5. 35. Letzterer nimmt an, daß die, aus der 
fehlenden Beeidigung entſpringende, Nichtigkeit durch deren Nach 
bolung konne geheilt werden, wenn nur dann die Eides for mel 
zweckmäßig mobdificirt **) werde. . 
) Dieſe Wahrheit ſteht auch anerkannt in Martin's Nechtsgut⸗ 
achten d. Heidelb. Sprucheoll. 1808. S. 113. a 
) Mittermaier hat dabei nichts Gerjngeres vorgeſßen, als daß 
fold ein eigenmächtiges Modificiren, wodurch der Ver⸗ 
ſprfchungs⸗Eid muthwillig in einen Aſſertions⸗Eid umge⸗ 
wandelt werden ſoll, als ein Attentat gegen den solitus (et be- 
galis — CCC. Art. 5) judicii ordo, ſelber eine Nullität wäre: 
nach J. 4. Cod. 7. 45., u. Cap. 7. X. 2. 30! 
1). Sein Name in Frankreich iſt: Huissier. — Niemals ſpielt dieſer 
nebenher noch die Rolle des Gefangenwärters (Concierge 
over Gardien ). : 


Son den Strelgwigien. g. 31. 42. 855 


ben, obliegt ). 8) Der Gerichtskretzt (Baste lie⸗ 
far, Frohn, lictor): deſſen Semptaethaft in Saigon ver 
Verhafteten beſteht. Nicht ſelten find Mehrere diefer 
Armter auf eine Perſon gehäuft. 4) Der Scharf⸗ 
richter oder Nachrichter (carnifex): welcher blos die 
Enthauptung vollzieht); die Bollfiredung anderer kee 
bansſtrafen aber nur leitet b). 5) Der Henker (Scharf⸗ 
richtersknecht), welcher die übrigen Lebensſtrafen vollzieht). 
Alle dieſe Diener des Strafgerichtes müſſen mit Inſtruc⸗ 
tionen verſehen und vereidet ſeyn, und ſtehen unter 
der Aufſicht des Gerichtes. 


§. 32. g 
Y) Von Anklägern und Stnatsauwülten. 


D Im Anklagproceſſe gehört zu den weſentlichen Per⸗ 
fonen noch der Ankläger, welcher die Rechte des Staats 
wider die Uebertreter der Strafgeſetze, vor Gericht, ver⸗ 
folgt ⸗). Er iſt entweder Privat ankläger, oder öffent⸗ 
licher Ankläger: welcher Letztere gewöhnlich Fiscal ge⸗ 


a) Dem Gefangenwärter tft jeder unſtatthafte Berkehr mit den Ber⸗ 
bafteten, — insbeſondere die Unterhaltung über Gegenftdnde der 
Unterfuchung, — zu verbieten ). Eine gute Inſtruction ſ. im 
A. Archiv des C.⸗R. B. V. St. 3. N. 3. 

) St. Pfiſter's Criminalfälle. Bd. V. S. 555 f. 

2) Vormals war er auch der Vollſtrecker der Tortur. 5. 133. 

) Der Scharfrichter gehört nich t mehr zu den befleckten Perfonen, 

0 de Beehmer, R: de eecstionis ppenarem capitalinm henestate. 
Hal. 1738. 1745. Qulſtorp: vow Urſpeung der Scharfrichter in 
Deutſchl. u. ſ. w. In deſſen Beitragen N. 50. S. 767. Dorn: 
Comment. II. S. 295. S. 39. Tittmann a. a. O. 5. 672. S. 136. 

c) Mit dem Henker iſt nicht zu verwechſeln der Schinder, oder Ab⸗ 
decker (Caviller). Nur dieſen zählt der Reichsſchluß vom 
30. April 1772 zu den befleckten, anrüchigen Perſonen. 
Weil aber Beides meiſt in Einer Perſonen verbunden iſt, fo 
bezieht man dieſe geſetzliche Beſtimmung irrigerweiſe auch auf den 
Henker als ſolchen. Stübel a. a. O. I. S. 434. 

a) Wit dem Ankläger iſt der bloße Denunciant, um der Adhä⸗ 
rent, uicht zu verwechſeln. 8. 224 u. 246. : 


56 Ben ben Strefgerichten. §. 88. 88. 


nannt wird b). Seitdem jedoch der Anklageproceß in 
Deutſchland faſt gänzlich außer Gebrauch iſt, kommen auch 
vieſe Fiscale nur noch felten, am häufigſten aber im ge⸗ 
miſchten Strafproceffe (§. 51. A), vor. II) Auch im 
reinen Unterſuchungsproceß äußert ſich, hin und wieder, die 
Einwirkung einer ſiscaliſchen Behörde: als einer Staats⸗ 
anwaltſchaftc), deren Beruf hauptſächlich in Anfechtung 
eines nichtigen Verfahrens, ſo wie geſetzwidriger Urtheile, 
beſteht (S. 205). 


§.: 333 
VI) Von Anwälten und Vertheidigern. 


) Ein Anwalt (Bevollmächtigter, Procu⸗ 
rator) wird 4) für den Angeſchuldigten, — ſey es 
im Unterſuchungs⸗ oder im Anklageproceß, — in der Regel, 
nicht zugelaſſen: weil hierbei auf die Perſönlickeit, die 
Aeußerungen und das Benehmen deſſelben, ſehr viel an⸗ 


33 Meifter a. a. O. S. 179 ff. 


c) 3. B. Strafgeſetzb. für Baiern U, Art. 368. — In der 
franzöſiſchen Gerichtsverfaſſung beſteht ein ſehr wichtiges eigen⸗ 
thümliches Inſtitut, unter dem Namen des ministère public 
(Staatsbehörde, Staatsanwaltſchaft): deſſen Beruf es iſt, das In⸗ 
tereſſe des Staats bei der Rechtspflege zu wahren, und über das 
geſetzmäßige Verfahren zu wachen. In Hinſicht auf die Straf⸗ 
rechtspflege insbeſondere tritt der Staats auwalt als öffentlicher 
Ankläger auf; tft berechtigt und verpflichtet, gefetzwidrige Er⸗ 
kenntniſſe anzufechten; und trägt Sorge für die Bollſireckung 
der Urtheile. Bauer: Abriß der Gerichtsverfaſſung des König⸗ 
reichs Weſtphalen. Marb. 1811. 5. 5. S. 12—17. Mitter⸗ 
mater a. a. O. §. 44 *). 


) Vergl. unten §. 256. Die klarſte deutſche Charakteriſtik dieſes 
Ministére public ſteht in Feuerbach's „Gerichtsverfaſſung 
„Frankreichs.“ Gießen, 1825. S. 131—148; vie klarſte franzö⸗ 
fife aber in Henrion's de Pansey Schriſt: De lautorité 
judiciaire. Ein ausführliches pragmatiſches Handbuch für einen 
„königlichen Procurator“ tft J. F. L. Massabiau’s manuel du 
procureur du roi. II. Ausg. Paris, 1844. 3 Boe, 8. 


Von den Straſgerichsen. f. 89. 34. ST 


kommt 2). Dies leidet nur bei ſolchen Handlungen 

(wie z. B. die Acteninrotulation) die ee 
wart des Angeſchuldigten nicht erheiſchen, eine Ausnahme b). 
Hingegen darf B) im accuſatoriſchen Verfahren far den 
Ankläger ein Anwalt auftreten o): ausgenommen bei 
folden Handlungen, welche (wie z. B. die Gegenſtellung), 
ihrer Natur nach, die perſönliche Gegenwart des An⸗ 
klägers erfordern. II) Ein Bertheidiger wird jedem 
Angeſchuldigten auf ſein Verlangen geſtattet; und in eigent⸗ 
nee pans fogar von Amts wegen beſtellt 


Zweiter Titel. 
Von der Zuſtändigkeit der Strafgerichte. 


— — 


Erſtes Capitel. 
Arten des Gerichtsſtandes ). 


§. 34. 
I) Im Allgemeinen: A) Begriffe. 


D Peinlicher Gerichtsſtand (forum criminale) iſt 
das Verhältniß zwiſchen einem Strafgerichte und einem 


- a) I. H. Boehmer: de potestate procuratoris in caussis eriminalibus. 
In Exerc. ad Pand. T. II. Ex. 32. 33. Tittmann a. a. O. 
6. 674. Stübel a. a. O. III. 5. 1512 f. 

b) Hingegen begründet weder der Stand des Angeſchuldigten, noch 
die Natur des Verbrechens, eine Ausnahme. Doch läßt man 
wohl auch bei ſehr geringfügigen Vergehen, wobei es nur auf 
eine Geldbuße ankommt, wegen beſonderer Verhindertheit 
ves perſönlichen Erſcheinens, einen Bevollmächtigten zu. 

c) Arg. Art. 12. 14 ver P. G. O. Quiſterp a a. O. IL S. 551. 
Das römiſche Rect geſtattete Solches, in der Regel, nicht. I. i. 

P. en per am (49, 9). I. 19. 6. 1. de publ jed. 


5 Mon. dew Staſgerihtn § 84 


Ange(hulbigten, vermöge defen Letzterer der Ge⸗ 
richtsbarleit des Erſteren unterworfen iſt. Es liegt 
doch hierin nicht blos eine Pflicht (Dingpſtichtigkrit) des 
Augeſchuldigten; ſondern zugleich ein Recht deſſelben auf 
ſeinen ver faſſunga mäßigen ) Gerichtsſtand (S. 25). 
I) Gerichts zu ſt än digkeit (Gerichts zwang, fori com- 
pesentia) if das Recht und die Pflicht eines Ge⸗ 
richtes, die Strafgerichtsbarkeit in einem be⸗ 
ſtimmten Fall b) auszuüben. Es gelten ven derſelbhen 
folgende Regeln: A) Die Gerichts zuſtändigleit tritt cin, 
wenn die fubjectiven und objectiven Bedingungen des 
Gerichts ſtandes in dem fraglichen Falle vorhanden find. 
B) Sie erſtreckt ſich zugleich über die Entſchädigungs⸗ 
anſprüche ſowohl a) eines böslicherweiſe Angeſchul⸗ 
digten, als auch b) des durch das Verbrechen Verletzten o). 
C) Die von einem nicht⸗zuſtändigen Gerichte, mithin un⸗ 
befugterweife, vorgenommenen Handlungen find nichtigz 
und dieſe Nullität kann auch, — da es ſich hier um eine 
öffentliche Angelegenheit handelt, — durch . 
des Angeſchuldigten nicht geheilt werden d). 


a). C. Chr. Wetzel (A. Bauer), D.: de foro in causs. criminal. 
compet. Marb. 1806. Kleinſchrod: von d. peinl. Gerichtsb. u. 
dem peinl. Gerichtsſtande. Frankf. 1812. Stub el a. a. O. I. 
§. 196 — 388. 

1) Hierunter if freilich vorzugeweiſe die Juſtiz⸗Verfaſſung (das 
Juſtiz⸗Organiſationsgeſetz) zu verſtehen; aber keineswegs aus ⸗ 
ſchließlich! 

b) Nicht gerade wider eine beſtimmte Perſon: indem ein Ver⸗ 
fahren oft ſchon Statt findet, ohne daß noch ein Angeſchuldigter 
oder Verdoͤchtiger vorhanden iſt. 

c) P. G. O. Art. 12. 13. 99. 201. 207. 208. 213. Heffter: Lehrb. 
5. 576. Von andern Arten der Connerität und von Prdinvictale 
und Sucidentpuncten ſ. §. 35. 68. 69. 

d) Martin a. a. O. § 35. A. M. it Miitermater ») a. a. O. 

*) Arnd zwar (I. 392) in grelem Selb ſtwiderſpruche: denn im 

§. 51. Note 6 —8 hat er gefagt: „Im Strafverfahren kann 
„keine Prerogation zuläſſig ſeyn, fo daß durch frelwil⸗ 

oblige Unterwerfung des Angeſchuldigten unter ein unguſtändiges 
„Gericht vaffalbe. zuſtandig werden könnte, = ba, wo ~Offentli= 


Den den Steafgeviien. 4. 5. e 


§. 35. 
B) Eintheilungen. 


) In Hinſicht des Grundes iſt der peinliche Grrichte⸗ 
ſtand A) entweder gemeiner (ſorem commune}: b. h. cm 
folder, der auf der Regel des gemeinen ) Rechtes bee 
ruht: und auf Borausſetzungen, vie bei allen Perſonen 
und Sachen eintreten können. Es gehören dazu ver Ge⸗ 
thhtéfiand des Negantzenen Verbrechens, des Wehn⸗ 
ertes, und der Vetretung ). Immer wird aber vere 
andgefeyt, daß dem Gerichte aberhaupt, und an ſuß, die 
Strafgerichts barkeit für dergleichen Fälle zuſtrhe. B) rer 
befreiter (ertmirter) Gerictsſtand (forum privilegis- 
tam 8. exewtam): d. h. ein fotther der, als Ans nahme 
vom gemeinen Rechte, durch beſondere Rechtenormen, 


5 58. S. 273. Dach if jedes. Unterſuchungagericht berechtigt 
und verpflichtet, falls in ſeinem Sprengel fig Spuren eines Ber⸗ 
brechens finden, oder der Verdächtige darin betroffen wird, den 
Thatbeſtand zu conſtatiren und den Verdächtigen zu ergreifen. — 
Das incompetente Gericht wird jedoch, durch ſein Verfahren, dem 
Bethelligten nur dawn zur Entſchüdig ung verpflichtet, wenn es 
dieſem zugleich materiales unecht zugefügt hat. 


„cher Antheil in Frage ſieht, kein Verzicht der Parthelen ent⸗ 
ſcheidet.“ 
Vergl. Henke IV. 246. 


1) Sellte heiden: „reiz eks weiſen“ oder „norwaltn“. 


a) Die Gerichtsſtände des Wohnortes und der Betretung find aus dem 
deutſchen Gerichtsgebrauch entſprungen, welcher in der (aus 
der Zertheilnng Dentſchlands in kleine Gebiete entſtanden) Noth⸗ 
wendigkeit ſeine Veranlaſſung hat, und durch Rrichsgeſetze beſtätigt 
ft. K. Commiſſ. Derr. vom 19. Sept. 1608. N. A. v. 1559, 
5. 161. 162. R. P. O. v. 1577. Tit. 23. §. 2. Die Unterſchei⸗ 
dung zwiſchen generellem und fpecteltem Gerichtsſtande (gu 
welch letzterem das forum delicti, und das f. deprehensionis gehö- 
ren) iſt unerheblich. Das forum rei sitae iſt nur für einzelne 
Handlungen (z. B. Hausſuchung) zuſtändig, und agirt, in der 
Regel, nur auf Erſuchen! 


0 Dem den Staſgerichten. 8. 36. 


für gewiſſe Verhältniſſe, begründet ) iſt. Das gemeine“) 
Recht kennt ſolchen nur als ein jus singulare gewiſſer Stände. 
I In Hinſicht des Umfanges feiner Statthaftigkeit iſt 
ber Gerichtsſtand A) entweder ordentlicher Cregel- 
mäßiger): d. h. welcher bei allen, ſeinem Begriffe nach, 
far ihn geeigneten Sachen eintritt; B) oder außeror⸗ 
dentlicher: d. h. welcher, aus beſonderen Gründen, bei 
einer einzelnen Sache eintritt. Zu dieſen Gründen ge⸗ 
hören diejenigen Umſtände, welche die Anordnung einer 
Commiſſion rechtfertigen (§. 25). Hingegen begründet 
gemeinrechtlich weber die Con nerität — [fey fie nun 
objectiv, d. h. die Theilnahme Mehrerer an demſelben 
Verbrechen, oder fubfectiv, d. b. der Zuſammenfluß meh⸗ 
rerer Verbrechen derſelben Perſon d)] —, noch die freiwil⸗ 
lige Erſtreckung der Gerichtsbarkeit e), einen 9 
deutlichen Gerichts ſtand. ’ 


2) Sollte, — im Gegenſatze von der Definition bei A, — heißen: 
„der auf aus nahmswelſen oder anomalen (fingulären) Nor⸗ 
„men berußt.“ 


3) D. h. das univerſell⸗deutſche Recht. 


) Lepſer Sp. 118. M. 2. Meiſter a, a. O. S. 665, Weſtphal: 
FEriminalrecht. Anmerk. 113. S. 634. Quiſtorp a. a. O. §. 577. 
Tittmann a. a. O. §. 632, 647. Stübel a. a. O. I. 5. 253 f. 
Martin a. a. O. § 26. Mittermaier a. a. O. S. 52. Die 
Strafpolitik empfiehlt jedoch, der Connexität dieſe Wirkung bei⸗ 
zulegen: wie dies auch in neueren Landesgeſetzen nicht ſelten ge⸗ 
ſchehen iſt: z. B. Baier. G. B. I. Art. 24. Preuß. Crim. 
O. §. 77. N. 2. Vergl. Sächſ. Entw. §. 907 ff. Hanno. 
Entw. Art. 34. Nur iſt es nicht rathſam, eine ſolche Vorſchrift 
mit unbedingter Allgemeinheit aufzuſtellen. Mittermaier: 
In wiefern iſt das Forum der Connexität im Strafproceſſe zuläſſig? 
N. Archiv. 1834. S. 267 5). 


*) Vergl. Plank: Die Mehrheit d. Reshtsfieitighetten, 1844, S. 432f. 


c) Die Unſtatthaftigkeit der Prorogation beruht auf der Eigenſchaft 
der Strafſachen, als öffentlicher Sachen: welche die e 
tir igh F. 34. i. f. i 


Von den Straſgerlchten. J. 36, Bi 


§. 36. 


1) Insbeſondere: A) vom gemeinen Gerichtsſtande: 1) des begangenen 
Verbrechens. 


Der Gerichtsſtand des begangenen Verbre⸗ 
chens (foram delicti commissi) iſt bei dem Gericht, 
in deffen Bezirk diejenige ſtrafgeſetzwidrige Handlung be⸗ 
gangen worden, welche zunächſt den Gegenſtand ver 
Unterſuchung und Beſtrafung ausmacht. Wenn daher 1) ein 
vollbrachtes Verbrechen vorliegt, ſo iſt dieſer Gerichts⸗ 
ſtand da, wo die Uebertretung beendiget worden iſt =); 
nicht aber da, wo blos der Anfang der Ausführung ge⸗ 
ſchehen iſt; oder da, wo der, zur Vollendung diefes Ver⸗ 
brechens erforderliche, Erfolg eingetreten iſt d). 2) Im 


a) Sf die That gerade auf der Grenze zweier Gerichtsſprengel 
vorgefallen, fo fine beide Gerichte lei competent. Meiſter 
a. a. O. S. 624 f. Stibel, D.: de fre del. ig confinio civita- 
tum commissi. Vit. 1799. Sind in verſchiedenen Bezirken vollen⸗ 
dete Usbertretuntzen geschehen, fo iſt jedts Gericht in Hiuſicht der 
betreffenden That zuſtändig. Bei mehreren Theilnehmern kommt 
es auf die That eines jeden Einzelnen an. 


b). Iſt alſo das Verbrechen vollendet, fo kann von einem f. del. 

. inchoati nicht die Rede ſeyn ); und ein f. del. consummati, 
d. h. wo der verbrecheriſche Erfolg eintrat, gibt es nicht ). 
Meiſter a. a. O. S. 628 f. d 


) Das heißt: es kann ein ſolches foram nicht ſtatthaft ſeyn neben 
a dem foro delicti consummati — und in Con currenz mit dies 
ſem letzteren foro. Denn dieſes Letztere iſt das allein eompe⸗ 
tente: „weil“ — ſagt Stübel (5. 277) — „bei der idealen 
„Concurrenz der Verbrechen nur das größere beſnaft wird.“ 
Feuerbachs peinl. R. §. 131. Die l. 3. Cod. III. 15, woe 
mittelſt diefer Satz oft iſt beſtritten worden, wird mißdeutet. 

S. Birnbaum: im neuen Archive: Bd. WII. S. 690. 


et) E, iſt dies die von Bauer adoptirte Meynung Kleinſchrod's 
und Feuerbach's, welche bei Letzterem ſich §. 512 deutlicher 
fo ausgeſprochen findet: „Auf den Ort, wo die rechtswidrige 
„That erſt ihre Wirkung geäußert hat (oder wo die vorbe⸗ 
„reitenden Handlungen geſchehen find) tft nicht zu ſehen.“ 


G2 Ber den Grahgerifier. C. 86. 87. 


Falle eines zu beſtrafenden Verſuches iſt der Gerichts ⸗ 
ſtand bei dem Gerichte, in deſſen Bezirk die Verſuchs hand⸗ 
lung vorſiel: mithin, wenn ein beendigter Berfad 
(eonaius perfecius) o) vorliegt, da, wo die den Verſuch 
beendigende Handlung geſchah. Der Gerichtsſtand des be⸗ 
gangenen Verbrechens iſt der zwed mäßig ſter weil er die 
Unterſuchung erkrichtert und den Eindruck erhöht d). Nach 
romiſchem Rechte it derſelbe, wo nicht der aus ſchlie ßlich 
mutige ); doch wevigzſtens der vorherrſchende ). 


§. 37. 
D Geridteftiand ves Wohnortes. 


Das forum domioilii iſt bei dem Gericht, in deſſen 
Sprengel der Angeſchuldigte ſeinen Wohnſitz pata) Ie 
den Ländern, wo voller Landſaſſiat gilt, begründet ſchon 


Martin mderßwricht ihr: §. 36; iB aber wideriegt von Mil. 
let: & 56. Rote G. a 

) Bauer: Lobe. des Strafr. II. Ausg. 5. 8. 

d) Die Allgemeinheit vieſes Vorzugs befitetet Tittmann im N. 
Archiv d. C.⸗R. II. S. 151 f. 

1) Wie dies Mittermaier (I. 371. Note 8) mit Grolman (6. 419. 
Note a). aus Nov. 60. cap. 1. u. Nov. 134 cap. 5 irrig heraus- 
lieſt. S. Cujacii: expositie Novelerum, his locis; meinen Cis 
vilproceé - Slated; S. 74, u. Geth’s Geſchichte des rdm. Eri⸗ 

minalproc. 1842. S. 490 f. 

e) L. 7. & 4 5. L. 22. D. de accu. IL. 28. 5. 15. D. de poenis. 

. I. 7. D. de costud. reor. Vergl. mit IL. 3. 6. 13. D. de offic. 
pruesid. L. 1. C. ubi de erimin. Boehmer: de del. extra territ. 
admissis. §.2. Meiſter a. a. O. S. 618. Auch mguche deutſche 
Landesgeſetze erklären das for, delieti für den aus ſchlleßlichen Ge⸗ 
richtsſtand; z. B. Hannov. Crim.⸗Inſtr. C. 4 S. 3. Hane 
nov. Entw. Art. 25, Baier. St. G. B. II. Art. 22; oder gee 
ben demſelben doch das Recht, die Auslieferung zu verlangen. 
Preuß. Crim.⸗O. 5. 87. — Vergl. Abeg g: Lehrb. des Crim.« 
Proc. 5. 53. S. 78. §, 54. S. 79. 

„) Bet Beurtheilung des Wohuſitzes find diejenigen Grundfage anzu⸗ 
wenden, welche die Civilproceßtheorie hierüber aufſtellt +), 

) S. meinen Civilproe.⸗Schlüſſel. f. 88 u. 102, 


Ben den Strafterichten. 8. 37. 38, 8 


Der Befig von Grundſtücken dieſen Gerichtoſtand v) ); und 
in Ermangelung eines Wo huſttzes vertritt ver genie 
der Herkunft deffen Stelle). Ob auch im Auslande 
begangene Verbrechen von dem Gerichtsſtande des Wohn⸗ 
ortes in Unterfuchung zu ziehen find, hangt von der Vor⸗ 
frage ab: ob und in wie fern das Beſtrafungsrecht über⸗ 
Haupt, und an ſich, in Anſehung der, von einem Unter⸗ 
thanen, im Auslande verübten Verbrechen als begründet 

-anzuſchen fey)? 


§. 38. 
3) Gerichtsſtand der Betretunz a). 

Als forum deprehensionis iſt das jenigt Gericht 
zu betrachten, in deſſen Bezirke ſich dor Angeſchuldigte, 
nach der That, aufhält ev). Zur Begründung dieſes 
Gerichtsſtandes genügt der bloße Aufenthalt e); zur Be⸗ 


by v. Nam er! Stantoretht und Geatthit von Supfen. Th. I. 2. 14. 

1) Dies tH in Bezug auf Criminalia unwahr. S. meine Ausg. 
IV. von Klüber's Völkerr. §. 79. Note b. 

2) Mittermaier läugnet (II. S. 375) die Exiſtenz dieſes forum 

briginis, nach Stübel (5. 206); aber ohne Angabe eines Grun⸗ 
des: im Widerſpruche mit Klein ſchrod (peinl. Gerichtsbark. 
S. 136) und mit Grolman 5. 419. N. f.) S. meinen Civilpr. 
Slüſſel, §. 89. 

c) Bauer: Lehrb. des Strafr. II. Ausg. §. 44 5). 

) Vergl. meine Ausg. v. Klüber's Völkerr. 5. 61 u. 63. 

a) Außer einigen alteren Diſſertationen ſ. Klein ſchrod: v. dem Ge⸗ 
richtsſtande der Deprehenfion in peinl. Fällen. Im K. Archiv des 
C. -R. Bd. II. H. 3. N. 3. 

b) Ob und in wie fern dieſer Gerichtstand ſchan nach roͤmiſchem 
Rechte Statt gefunden habe, iſt ſtreitig. Nan beruft ſich deshalb 
auf D. 1. C. ubi de crim L. 7. D. de enstod. & exh. reor. 
L. 3 et 13. D. de off. praes. Nov. 134 c. 3. Mattheei: tr. de 
criminib, L. 48. ti. 13. 0. 5. n. 3 . Boekmer: BL jun civ. 
T. 3.0 20. Meiſter 4. a. O. S. 621. Klein ſchrod: v. d. 
peinl. Gerichtsbarl. §. 64. a 

„ Diefes bringt theils vie Natur der Sache mit fig: indem ſchon 
- pie ven Aufenthalt vie naterwarſgteit unter d Staats⸗ 


Von den Gteafgerigter. 8. 38. 


feſtigung deſſelben und zur Prävention bedarf es 
aber ver wirklichen Ergreifung und Verhaftung; und nur 


gewalt begründet wird und die Ergreifung bereits eine Folge 
der Zuſtändigkeit ») iſt; theils die Analogie des Gerichtsſtandes 


des Wohnortes *); theils die eignen Worte der Reichsgeſetze, 


— 


oe 


0 


welche ſagen: „wo der Thdter anzutreffen if” und „wo der 
„Thäter zu betreten iſt“ ). Auch würde ja ſonſt dieſer Ge- 
richtsſtand wegfallen, fo oft die Sache nicht zur Berhaftung t) 
des Angeſchuldigten geeignet iſt. Meiſter a. a. O. S. 646. 
v. Feuerbach: Lehrb. 5. 513. v. Grolman: Lehrb. §. 419. 
Stübel a. a. O. I. 5. 25. A. M. find Kleinſchrod: v. d. 
peinl. Gerichtsbark. S. 138. Martin a. a. §. 38. Tittmann 
a. a. O. §. 628. Abegg ea. a. §. 55. 

Der amtlichen Zuſtändigkeit allerdings; aber nicht gerade der 

criminalamtligen: denn auch die Polizei ⸗ Nenner dürfen fa 

verhaften! §. 47. Dieſes Argument beweiſt alſo zuviel: mit⸗ 

hin nichts. f 

Dieſe Analogie exiſtirt nicht! Denn dem Forum des Wohn⸗ 

ortes hat der Inculpat ſich (wenigſtens factiſch) unterwor⸗ 
fen, dich ſeinen (mantfeſtirten) animus des Dableibens; 


keineswegs aber ebenſo dem foro des momentanen Aufenthalts- 


platzes. 5 
Vielmehr beſteht, als Adtes Analogon, der Gerichtsſtand des 
Arreſtes in Civil ſachen; und dieſes führt zum gegenthei⸗ 
ligen Satze. Denn für die causa principalis macht den 
Richter bekanntlich nicht die Möglichkeit, ſondern nur erſt die 
Vollzogenheit, der Perſonalverhaftung des Schuldners com⸗ 
petent. S. meinen Civilpr. Schlüſſel §. 96. 
Iſt unwahr! Vielmehr ſagt, z. B., die R. Poliz. O. v. 1577. 
Tit. XXIII. §. 2. (Bankerottirer ſollen) „wo die (dieſelben) be⸗ 
„treten, zu Hafften angenommen ꝛc.“ - Ausgelaſſen iſt das 
Wort „ſind“ oder „werden“. Betreten aber iſt = Finden 
— Antreffen: alſo ein verbum transitivum, welches hier eine 
Amts ⸗ Handlung bezeichnet; ſtatt daß das degere (ſich auf⸗ 
halten) ein intranſitiver Zuſtand jener Perſon if, die man 
betreten möchte. — Kaſpar Hauſer hat ſich lange aufge⸗ 
halten, ohne betreten zu werden! 
Seit wann iſt denn Betreten gleichbedeutend mit Berhaften? Die 
wenigen reichsgeſetzlichen Exterptworte der Note * ſchon bes 
weiſen das Gegentheil! Ohne Betretung tein Verhaften! Wohl 
aber eine Möglichkeit des Betretens, dem keine Verhaftung 
nachfolgt (ſondern eine bloße Citation)! Sonnenklar erhellt 


Won ben Steaggeridien. C. 38. 39. 68 


in dieſer Hinſicht iſt der Aus bruck „Gerichtsſtand der Er⸗ 
„greifung“ für entſprechend zu halten. Es wird jedoch 
vorausgeſetzt, daß die Ergreifung von dem Gerichte in eig⸗ 
nem Namen, und nicht etwa auf Erſuchen eines anderen 
zuſtändigen Gerichtes, geſchah. Meiſt wird dieſer Gerichts⸗ 
ſtand bei den von Fremden oder im Auslande begangenen 
Verbrechen zur Sprache kommen, und kann alsdann uur 
unter der Borausfegung Statt finden, daß das Beſtrafungs⸗ 
recht dieſes Staats überhaupt begründet fey (S. 37. N. c). 


§. 39. 
B) Vom befreiten Gerichtsſtande a). 


) Gemeinrechtlich gibt es blos in Hinſicht auf 
einen gewiſſen Stand der Perſonen privilegirte Gerichts⸗ 
ſtände. Dergleichen haben A) die meDiatifirten Füͤrſten 
und Grafen: als welchen durch die deutſche Bundesacte 
eine Austrägalinſtanz zugeſichert iſt bp). B) Geiftlide: 
vor den kirchlichen Gerichten o); jedoch [in der katholi⸗ 
ſchen Kirche, nach neueren Rechtsnormen a), in der pro⸗ 


dieſer Unterſchied aber aus der Betretung der Galgen⸗Zimme⸗ 
rer im Axt. 215 der Carelina. 

Abſurderweiſe nennt Henke dieſe Controverſe, ©. 268, einen 
„müſſigen Streit“ (d. h. eine disputatio de lana caprina)! 

a) Verſchieden hiervon iſt die Exterritorialität der ſouverainen 
Fürſten und der Geſandten. Tittmann a. a. O. §. 640. 641 *), 

— S. meine Ausg. v. Klüber's Völkerr. §. 49. 54 u. 136. 

b) Deutſche Bundes aete Art. 14. N. 3. Wiener Schluß⸗ 
acte Art. 63. Die Beſtimmungen über die Einrichtung des 
Auſträgalgerichtes find in den einzelnen Staaten verschieden: z. B. 
A. Preuß. Juſtruction vom 30. Mat 1820 wegen Ausführung des 
Ediets vom 21. Jun. 1815. §. 17. (Geſetzſamml. v. 1820. N. 9). 
Batertſche Verfaſſungsurkunde. Beil. IV. Badiſches (diet v. 
23. April 1818. 5. 10. 

c) Cap. 4. 8. X. de jud. Cap. 2. 12. X. de fore comp. Council. Trid. 
Sess. 23. de reformat. Cap. 6. Dom peinlichen Gerichesſtande geift- 
licher Verbrecher in D. (ohne Druckort) 1802. 

d) Oeſterr. Geſetzb. über Verbrechen ꝛc. I. §. 221. N, 1. H. . 284. 
Preuß. allg. Landrecht. Th. U. Tit. XI. 5. 536. 537. 

Urim.⸗Prot, A. 5. : 5 


68 Bon ven Stuurterithen. §. 80. 40. 


teſtantſſchen aber (don ihrer Verfaſſung gafolge 
und vermsge des Herkemmens] um bei Amts vergehen 
und Verletzung der zeiſtlichen Standes pflichten ). O Mi- 
titairperſonen, in Hinſicht der Dien ſt verbrechen, und 
auch der im Dienſte verübten gemeinen Verbrechen 1): 
vor den Kriegsgerichten. I) Nach Landes geſetzen gibt es 
außerdem noch andere privilegirte Gerichtſtande, und zwar 
A) in Hinſicht des Ortes der That: wie z. B. auf der 
Heerſtraße. B) In Anſehung der Art der Verbrechen: 
z. B. Forſt⸗ und Jagdfrevel, Steuervergehen u. dergl. m. 
C) In Rückſicht des Standes der Perſon: wohin insbe⸗ 
ſondere der befreite Gerichtsſtand der hoheren Staats⸗ 
diener, der Edelleute und der akademiſchen Bürger gehort 60. 


Zweites Capital. 
Bon Collifton der Gerichtsſtändr. 


§. 40. 
1) Im Allgemeinen: A) Begriff. 


Ein Zuſammentreffen der Gerichtsſtünde tritt 
ein, wenn in einem Falle, bei verſchiedenen Strafge⸗ 
richten die Bedingungen der Gerichtszuſtändigkeft gleich⸗ 
zeitig vorhanden finda). Es kann dies entweder der 


e) Eichhorn: Grundf. d. Kirchenrechts. Th. II. Gött. 1833, S. 109 f. 
f) L. 2. 3. pr. D. de re militeri. I. 22. D. de accus. L. 9. D. de 
; custod. reor. Nov. 8. c. 12. G. H. Ayrer, D.: de foro militis 

delinquentis. Gott. 1762. J. C. Greilich, D.: de competentia 
Jud. ord. in puniendis milit. delict. Giess. 1762. Landesgefetze deh⸗ 
nen dieſen Gerichtsſtand meiſt auf alle gemeine Verbrechen aus: 
z. B. Baier. St.⸗G. B. II. Art. 27. 

6) Nach dem Haunsver. Entw. Art. 10 gehöten dahie auch die 
5 Verbrechen, welche auf einem dem Obergericht umnlttelbar unter⸗ 

worfenen Grundſtücke verübt werden. ° 
h) - Tittmaqan a. a. Q. §. 686—645, 


a) Zwiſchen einem competenten und einem inrompetenten Gerichte 


fon ten Steakgevidilan. S. 49. 41. G7 


nemliche, oder bei jedem Gerichte ein anderer, Grund der 
Duſtänvigkeit ſeyn b). Wollen dann die zuſammentreffenden 
Gerichte — Jedes, für ſich, ertluſiv — den Gerichtszwang 
geltend machen, fo eutfebt unter ihnen ein Widerſtreit 
(Lolliſion) ber Gerichtsſtände. Dieſer Widerſtreit be⸗ 
trifft jedoch nur das im Gerichtszwang enthaltene Recht; 
nicht aber die Pflicht, die Gerichtsbarkeit auszuüben. 
Daher ift 1) jeder zuſtändige Richter, welcher ſich zuerſt in 
der Lage befindet, ſein Amt ausüben zu können, dieſes 
zu thun verpflichtete). 2) Das jenige zuſtändige 
Gericht, welches den Angeſchuldigten zu dieſem Ende er⸗ 
griffen hat, iſt nicht befugt, von dem andern Gerichte 
beffen Abnahme zu verlangen, oder denſelben, ohne Un 
terſuchung und Urtheil, zu entlaſſen d). 


§. 41. 
B) Regeln über Entfchetdung der Colliſtonen. 


In einem wirklichen Colliſionsfalle gebürt dem Ange⸗ 
ſchuldigten weder ein Wahlrecht, noch ein Widerſpruchsrecht. 
Vielmehr bedarf es, um einem der zuſtändigen Gerichte den 
Vorzug vor dem andern zu geben, eines heſonderen Rechts⸗ 
grandes. Dieſer kann aber entweder 2) in der Natur 
der collidirenden Gerichtsſtände, b) oder in der Beſtimmung 
beſonderer Rechtsnormen, c) oder, bei ganz glei⸗ 
chen Verhältniſſen, in der Prävention, liegen ). Die 
Prävention beſteht in einer ſolchen ſtrafgerichtlichen 
kaun baher von einer Collifion der Gerichtaſtände nicht die 
Reve ſeyn. 

p) v. Feuerbach a. a. O. S. 514 bezeichnet viefe Berſchiedenheit 
durch die Ausdrücke: ſubfective und objective Colliſion. 

c Stübel a. a. O. 8. 345. 

4) Qutforp aa O. 5. 572. a. E. 


1) TDeißſig bat Henke, G. 280, tügend bewerkt, daß in den Fällen 


von a & b nut eine Concurrenz], aber keine Colliſion, vor⸗ 
welte: well eben nur allein zwiſchen ganz gleichen Ercluſtpge⸗ 
rechtſamen ein Widerprall möglich iſt. Pergl. Thibaut's Pan- 
dekt. §. 86. * 
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Handlung, durch welche eine Sache bei dem Gerichte a n⸗ 
hängig wird (caussa s. lis pendens). Diefe Wirkung 
haben aber alle jene Handlungen, welche darauf abzwecken, 
den Angeſchuldigten, als ſolchen, vor Gericht zu ſtellen a): 
insbeſondere die (demſelben zugeſtellte) Ladung), und 
die Ladungs⸗Stelle ) vertretenden Handlungen (5. 75— 
85). Die Wirkung der (geſchehenen) Prävention erſtreckt 
ſich nicht auf die Mitſchuldigen; dauert jedoch fort, 
wenn auch der Angeſchuldigte nachher wieder entfliehen 
ſollte. Sind zur Prävention geeignete Handlungen 
gleichzeitig geſchehen, fo iſt keine Prävention vorhau⸗ 
den, und es geht dann dasjenige Gericht vor, welches 
die nächſte Gelegenheit zur Fortſetzung des Verfahrens 
hatte und weitere Schritte that b). Entſtehen Strei⸗ 
tigkeiten über die richtige Anwendung dieſer Entſchei⸗ 
dungsgründe über Colliſionen, ſo ſind ſolche nur durch die 
höhere Behörde zu ſchlichten. 


t §. 42. lit 
II) Im Einzelnen: A) Collifion zwiſchen Gerichten deſſelben Staates. 


Wenn peinliche Gerichtsſtände des nemlichen Landes 
in Colliſion kommen, und Landesgefege oder Verträge leine 


a) L. 7. D. de jud. L. ult. C. de veteranis. L. ult, C. de in jus 
voc. c. 20. X. de off. jud. del. c. 10. X. de off. leg. Meister: 
princ. jur. crim. §. 82. v. Feuerbach a. a. O. 5. 516. Titt⸗ 
mann a. a. O. §. 632. — A. M. iſt Martin a. a. O. 5. 41, 

nach welchem zur Prävention jede gültige Verfügung genügt, wo⸗ 
durch ein Gericht, in dem Falle, als ſelbſt⸗ competent verfährt *). 

). Namentlich ein folder Act der Vor unterſuchung, welcher ledig⸗ 

lich nur den objectiven Thatheftamd bezielt. S. § 223. u. 
226. No. II. 

2) Dies paßt nicht auf das Deprehenſions⸗Forum: denn dieſes wird 
durch ſeinen Ladungs⸗Aet erſt competent: alfe den beiden 
andern Foris gleich. Soll es alſo dieſelben überwiegen, fo 
muß es noch einen weiteren Procedur⸗Schritt gemacht haben. 

3) Dies. tt zwar richtig; aber nicht erſchöpfend: wie Mart in (Nora 

a eit.) triftig bemerkt hat. tert 

b) Stübel a. a. O. 5. 356. 
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beſondere Beſttmmungen geben, ſo entſcheidet 1) zunächſt die 
Natur der collidirenden Gerichtsſtände: wonach 4) der 
befreite Grrichtsſtand dem gemeinen, und, beim Zu⸗ 
ſammentreffen eines perſönlich und eines ſachlich be⸗ 
freiten, dieſer Letztere vorgeht. B) Unter den gemei⸗ 
nen Gerichtsſtänden hat der Gerichtsſtand des begange⸗ 
nen Verbrechens den Vorzug vor dem des Wohnortes 
und der Ergreifung: indem das röͤmiſche Necht, welches 
ihm wegen ſeiner größeren Zweckmäßigkeit dieſen Vorzug 
cinrdumt, auf das gegenfeitige Verhältniß von Gerichten 
deſſelben Landes ſeine Anwendung findet (5. 36) ). 
Wenn hingegen ) II) keiner dieſer Gründe ſeines Vorzuges 
eintritt, mithin die Anſpruͤche der collidirenden Gerichte 
ganz gleich ſind, ſo entſcheidet die Prävention. Dieſes 
findet alſo dann Statt: A) wenn zwei befreite Gerichts⸗ 
ſtände gleicher Art zuſammentreffen; oder B) zwei fora 
delicti commissi; oder C) zwei fora domicilii; oder D) der Ge⸗ 
richtsſtand des Wohnortes und der der Betretung (§. 38). 


§. 43. 
B) Colliflon zwiſchen Gerichten verſchiedener Staaten a). 


Von den beſonderen Rechtsgründen, welche den Wi⸗ 
derſtreit zwiſchen Gerichten deſſelben Landes aufheben 


1). Wäre dies auch, nach roͤmiſchem Recht, erweislich wahr, fo weiß 
doch unſere Reichsgeſetzgebung vom Vorrange des Deliets⸗ 
forum gar nichts! S. z. B. den Reichsabſch. v. 1559. §. 26. u. 
vergl. Hente: S. 291. N. 4. f 
2) Nach § 41. N. 1 iſt dies eigentlich der alleinige Colliffonsfall! 
a) C. T. Gutj aht de exhibitione delinquentium. Sp. I. II. Lips. 1795. 
1797. E. Bueschleb, D.: de principiis jur. publ. et gent. cirea 
comp reh ensionem, punitionem vel remissionem peregrinor., qui in 
aliento terrk. deliquorunt ete. Gott. 1800. 4. v. Ramps: Jahr- 
bader, Heft 47. S. 19. Abegg: wher die Beſtrafung der im 
Auslande begangenen Verbrechen. Lands. 1819. Stübel a. a. 
D. b. 379 f. Le Clerꝗ, D.: de transfugis reddendis. Lugd. 1823. 
Kluit, D.: de deditione transfugarum. Lugd. 1829. Mitteemater 
a. 4. O. I. f. 55. Abegg: Lehrb. des Strafproc. §. 63 *). 
4) S. meine Ausg. IV. von Klüber's Völker. . 66 u. vergl. 


10 Don den Straſgerieen! 8. 493. 


können (§. 42), findet bei Coliſton der Gerichtsſtände ver⸗ 
ſchievener Lander kein anderer Anwendung b), als uur 
die Beſtimmung der ausſchlaggebenden Kraft beſenderer 
Rechtsnormen ): welche hier hauptſächlich in Staatsver⸗ 
tragen beſtehen, deren Inhalt ſehr verſchieden iſt; ſich 
jedoch melſt nur auf fremde Uebertreter bezieht ); wäh⸗ 
rend die Auslieferung von Unterthanen an auswärtige 
Gerichte als unſtatthaft anerkannt, und meiſt auch gex 
ſetzlich verboten, iſt J). Ohne einen ſolchen Staatsver⸗ 
trag iſt die Auslieferuntz eines fremden Angeſchuldigten, da 
ſich aus dem natürlichen Bolkerrechte keine Rechts pflicht 
birrzu ableiten läßt e), blos Sache gegenſeitiger Gefalligtest: 
welche ſich Staateu zwar meiſtens, gegen die Zuſage der 
Erwiederung, erweiſen; die jedoch bei beringen Bers 
gehen, bei Steuer⸗ oder Zolldefraudationen, und bei ſ. 8. 
politiſchen Verbrechen, verſagt zu werden pflegt f). 


Feelix: droit international privé. Parts, 1843. S. 578 — , 
wo die neueſte Praxis aller Hauptvölker quoad exdraditionem 
angegeben ſteht. 

b) Privilegia fori gelten nur im Lande. Das roͤmiſche Recht 
findet nur auf Gerichte veffelben Landes Anwendung; und der 
Grundſatz der Litispendenz iſt poſitiv rechtlich. Mithin be⸗ 
gründet die Prävention ebenfalls nur unter den Gerichten des 
nemlichen Landes eine Ausſchliefung. Stübel a. a. O. S. 35. 

1) S. 5. 41. princ. . . 

e) Bon einer Collifion der Gerichtsſtände kann, in Hinſicht fremder 

„ Angeſchuldigter, nur in fo fern die Rede ſepn, als überhaupt das 
Beſtrafungsrecht eines Staates durch von Ausländern ver⸗ 
übte Verbrechen begründet if. S. Bauer: Lehrb. des Strafr. 
H. Ausg. §. 44 u. die daſ. angef. Schriften *). 

2) S. Klüber: L. c. 5. 61 — 63. 

d) 3. B. Baier. S. G. B. II. Art. 30. 

e) A. M. tt Tittmann a. a. O. 5. 634 und in ſeiner Schrift: die 
Strafrechtspflege in völlerrechtlicher Hinſicht. Dresd, 1817. 

) Da die deutſche Bundesacte und die Wiener Schlußakte uber dieſen 
Gegenſtand keine befondere Beſtimmungen entpalten, fo gelten obige 
Regeln auch bei Collifion der Gerichtsſtände verſchiedener deutſcher 
Bundesſtaaten t). 

*) Durch Bundesdeſchlaß vom 18. Aug. 1886 find fe zur Auslie⸗ 

ferunz poliiiſcher Verbrecher ſich cinanter verpeichtet! 


- 
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e 
ng Til). Ben Auslieferung der Angeſchulvigtrn a). 


. Wenn nach den bisher aufgeſtellten Regeln einem der 

collidirenden Gerichtsſtände der Vorzug gebürt oder be⸗ 
williget wird, ſo kommt es, auf Verlangen und auf 
Koſten deſſelben, zur Auslieferung des in dem anderen 
Gerichtsſprengel ſich aufhaltenden, oder bereits verhafteten, 
Angeſchuldigten. I Zu den allgemeinen Bedingun- 
gen. der Statthaftigkeit der Auslieferung gehort dann 
A) ein gerichtliches Erſuchungsſchreiben; 3) Beſcheinigung 
der Zuſtändigkeit des erſuchenden Gerichtes, fo wie C) des 
wider den Angeſchuldigten, wegen des (beſtimmt anzuge— 
benden) Verbrechens, vorhandenen Verdachts: welches 
Alles der erſuchte Richter ſorgfältig zu prüfen, und nöthi— 
genfalls den Angeſchuldigten deshalb zu vernehmen, hat. 
II) Zur Statthaftigkeit der Auslieferung an ein auswär⸗ 
tiges Strafgericht iſt außerdem noch erforderlich A) die 
Anfrage bei dem höheren Gerichte, welches die landes— 
herrliche Genehmigurg einzuholen bath), und B) die 
Ausſtellung eines Reverſes, worin das erſuchende Gericht 
ſich zur Erwiederung verpflichtet. 


Von dem Verhaͤltniß der Strafgerichte untereinander, 
und zu den Policeibehörden. 
N 8. 45. 


J Mechta unter den Strafgerichten: A) Der Untergerihte zu den 
Obergerichten. 


Den Obergerichten gebürt über alle Untergerichte ihres 
Bezirks die Aufſicht, welche ſich, A) im Allgemeinen, 


— — 


a) Verſchieden hiervon iſt die bloße Stellung (Siſtirung) eines An⸗ 
geſchuldigten, zu einzelnen gerichtlichen Pandlungen: z. B. zur 
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darin äußert, daß bei Erſteren Beſchwerden über Letztere 
angebracht werden konnen, wegen deren Jene das Noͤthige 
zu verfügen haben ). B) Was insbeſondere die bloßen 
Unterſuchungsgerichte betrifft, ſo zeigt ſich deren Un⸗ 


terordnung in folgenden Stücken: 1) Sie haben in den 


durch Geſetze beſtimmten d), ſowie überhaupt in allen zwei⸗ 
felhaften, Fällen e) bei dem nächſten Obergerichte Ber⸗ 
baltungsregeln einzuholen. Auch kann ihnen daſſelbe, 
von Amts wegen, Inſtructionen ertheilen, ohne jedoch 
in den geſetzmäßigen Gang des Verfahrens einzugreifen. 
Beiderlei Vorſchriften ſind die Untergerichte, zu befolgen, 
verpflichtet. 2) Den Unterſuchungsgerichten iſt es, durch 
die meiſten Landesgeſetze, zur Pflicht gemacht, in beſtimmten 
Zeiträumen an das Obergericht Strafproceßtabellen, 
über den Stand aller bei ihnen anhängigen Unterſuchungs⸗ 
ſachen, einzuſenden d). 3) Die Obergerichte find befugt, 
wider die Unterſuchungsgerichte, wegen Verſäumniß, Fahr⸗ 
läſſigkeit oder Ungehorſam, Zwangsmittel und Ord⸗ 
nungsſtrafen zu verhängen; auch nöthigenfalls die Un⸗ 
terſuchung einem anderen Gericht aufzutragen. 


§. 46. 
B) Verhältniß zwiſchen gleichſtehenden Strafgerichten. 


1) Sämmtliche Strafgerichte deſſelben Landes ſind ver⸗ 
pflichtet, ſich, auch ohne vorgängige Aufforderung, gegen⸗ 
ſeitig zu ee 2 Jedes Gericht iſt berechtigt, 


Confrontation: mere kein deutſches Gericht dem andern zu ver⸗ 
ſagen pflegt. 


d) Dies pffegt auch 2 87 vorgeſchrieben zu ſcya: z. B. Preuß. 
Crim. O. §. 96. N 

a Die Statthaftigteit saat @ Rechtsmittel gegen die Ur⸗ 
theile der erkennenden Untergerichte gehört nicht hierher (S. 203 f. )e 


b) 3. B. über die Statthaftigkeit der . Hannov. 
Rev. Entw. Art. 108. 


c) P. G. O. Art. 7. 219. 
d) 3. B. Oeſterr. G. B. 8. 550. Preuß. Crim. O. 5. 99 f. 
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gehörig eingerichtete Erſuchuntzsſchreiben ) ummttel⸗ 
bar an andere zu erlaſſen; worauf das erſuchte Gericht 
verpflichtet iſt, — wenn ſich aus der von ihm vorzunehmen⸗ 
den Prüfung kein rechtliches Hinderniß ergibt, — dem 
Hülfsgeſuche Folge zu leiſten; jedenfalls aber, daſſelbe zu 
beantworten. 3) Entſteht zwiſchen zwei coorbimirten 
Strafgerichten ein Competenzſtreit, fe hat ſolchen das 
junds ft zuſtändige Obergericht zu entſcheiden. 


§. 47. 
II) Verhältniß der Strafgerichte zu den Policelbe hörden a). 


Die Criminalpolicei hat zwar zunächſt und hauptſäch⸗ 
lich die Aufgabe, durch ihre Wachſamkeit und geeignete 
Maasregeln, Verbrechen yu -verhAten; doch bezieht ſich 
ihre Thätigkeit auch auf begangene Verbrechen: indem 
die Policeibehörden, als Hülfsbeamten der Juſtiz, den be⸗ 
gangenen Verbrechen nachzuſpüren, Beweiſe aufzuſuchen, 
zu erhalten und zu ſammeln (ſ. g. Informativverfah⸗ 
ren!), die Flucht bes der That Verdächtigen zu vers 
hindern, hierdurch die gerichtliche Unterſuchung vor⸗ 
zubereiten und zu erleichtern, dem betreffenden Gerichte als⸗ 
bald Anzeige zu machen, und ihm die verhafteten Thater — 
nebſt den aufgenommenen Verhandlungen — zu übergeben, 


verpflichtet ) ſind b). Zum ſtraf gerichtlichen Berſahren 


—— 


a) Stübel a. a. O. HI. 5. 1517 — 1825. 

a) Dauner: über das Verhältniß der Poticet zur Strafgewalt. Würzb. 
1826. Schmidt: Lehrb. des d. Staatsr. S. 118 ff. Pfeiffer: 
practifhe Ausführungen aus allen Theilen der Nechtswiſ. Bd. III. 
S. 414 ff. Nittermaier a. a. O. 5. 25 u. 42). 

2) Vorzüglich Nohl' s Syſtem der Präventiv⸗Juſtiz. Ausg. II. Tid. 

1845. u. Guſt. Zimmermann: Die deutſche Policel. Hannov. 
1845. 2 Bre, 

1) Dieſe Pflicht, und die daraus erwachſende Befugniß, führt den 

Lunfinamen: „Recht des erſten Angriffes“. S. Titt⸗ 
A mann. III. §. 635. i 

v) Nach ver franzöſiſchen Straſerichtsverfeſſung find zur Aus⸗ 

übung dieſer Art der Eriminalvolicri verſchiedene, über das ganze 
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gehörige Handlungen ſtud Hingegen die Polireibe hörden mur 
auf Requlfition der Gerichte (welcher le Folge zu leiſten 
haben), oder wo Gefahr beim Verzug iſt, vorzunehmen 
berechtigt: welche Handlungen dann aber der Unter ſa⸗ 
hungsrichter, falls es thunlich iſt, in gerichtlicher 
Form zu wiederholen hat. Rechtskräftige frrafgericht⸗ 
liche Urtheile müſſen von den Poticeibehdrden geachtet 
werden. Es findet daher die policeiliche Gefangenhaltung 
eines Losgeſprochenen nur dann Statt, wenn das zu⸗ 
ſtändige Strafgericht auf die Stellung deſſelben unter be⸗ 
ſondere Policeiaufſicht erkannt hat c). 


— 


Sierter Titel. 
Bon den Unterſuchungsgefängniſſen ). 


§. 48. 2 
1) Einrichtung der Gefängniſſe b). 


Die Unterſuchungsgefängniſſe (Berwahrungs⸗, 
Sicherungs-, ODetenttonsgefaͤngniſſe) find zur Verhinderung 


’ 


Staatsgebiet verbreitete, nlenthalben gegenwärtige und fhitige - 
Beamten“) der gerichtlichen Policei (im Gegenſatze der Ber⸗ 
waltungspolicei) beſtimmt. Code d' instruction criminelle. 

Livr. I. de la police jaditiaire et de officiers de police qui l'exer- 
ö cem. Bauer: Abriß der Gerichts verfaſſung das Königreichs Meſt⸗ 
yhaten. Marb. 1811. 5. 19. Mittermaier a. a. O. § 42. 
) Muß heißen „Hülfe Beamten“! Den Grusd blerton erſieht 
man aus §. 257. Vergl. Massabiau: Manuel da procureur 
du roi. Paris, 1944, Bd. II. S. 219 — 250. 
e P. G. O. Art. 176. Meifters practiſche Bemerkungen. Th. I. N. 22. 
a) Von den Verwahrungsgefängniſſen, als Anſtalten zur Ausübung 
der Straffuſtiz, iſt Ger, in der Lehre von der Strafgerichts ver⸗ 
faſſung, umd nicht erſt beim ſtrafgerichtlichen Verfahren, zu 
handeln! : 
by) Rlappenbaw: fiver Gefangene und deren Aufbewahrung. Huld⸗ 
burgh. 1825. (Kauf nann)t über nlage und innere Einrich⸗ 
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bes Entſſlehens der Angeſchulvigten, fo whe zur Berßntung 
der Colluſionen, beſtimmt. Dieſem doppelten Bwette gemap 
muß die Einrichtung der Gefangniffe folgenden Anforde⸗ 
rungen entſprechen: D Feſtigkeit: dergeſtalt, daß fie ſchon 
an ſich, das Entfliehen zu verhindern, geeignet ſind. Sollte 
aber dennoch die Perſönlichkeit eines Verhafteten die 
Flucht ober Gewaltthatigteiten brſorgzen laſſen e), fo findet, 
auf beſondere Verfügung des Inquirenten, und auf ete 
fit die Gefandheit unſchädliche Weiſe, auch das Feſſeln 
deſſelben Statt; während hengegen die bloße Mangels 
buaftigkeit des Gefängniſſes kleinen Grund dazu enthalt; 
ſondern durch -forgfiltige Bewachung erſetzt werden muß. 
). Ausſchließuntz fedes Verkehrs der Gefangenen, 
im Inneren und nach Außen. Susbefondere muß das Ges 
faͤngniß geraͤumig genug ſeyn, um die Verhafteten veneinan⸗ 
der getrennt halten zu können. Auch durfen die Fenster, 
nach ihrer Lage und Höhe, fo wie die Zwiſchenwände, leine 
Mittheilungen zmaſſen. I) Verſchonung der Berhafter 
ten mit jedem Leiden, welches nicht, vermöge des 
Zwecks der Sicherungshaft, als nothwendig anzuſehen 
{td}. Insbeſondere A) Schonung ber Geſund hett 
weshalb die Behöliniſſe hell, trocken und heitzbar eingerichtet 
ſeyn, und rein zehalten werden, müſſen. B) Moͤglichſe 
Schonung der Ehre: zu welchem Ende theils das Un⸗ 
terſachungs gefängniß von der Stra fanſtalt getrennt 
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tung eines allgem. Gefangenhaufes.. Hamburg 1806. Julius: 
Vorleſungen über Gefängulßkunde. Berlin 1828. Oeſterr. St. 
G. B. § 309. Preuß. Crim. O. § 2. Baier. St. B. U. 
§. 51. Hanno v. Entw. Art. 48 f. 

c) Ueber die Statthaftigteit, und die Art, des Feſſelns eutſcheidet 
die Beſchaffenheit der beſonderen Gründe, welche das Eniftiehen 
beſorgen laſſen: wozu aber weniger die Größe des Verbrechens, 
oder der Grad des Verdachtes, gehören, als vielmehr die Stärke 
und Liſt des Angeſchuldigten. Stübel a. a. O. V. §. 17161718. 

d) I. 1. 5. C. de custod. reor. P. G. O. Art. 11: „und iſt dabei 
ſonderlich zu merken, daß die Gefangniffe zu Behaltung und nicht 
zu ſchwerer geverlicher Peinigung der Gefangen ſollen gemacht 
und zugericht ſeyn.“ Boehmer ad CX. M. 11. S. 6. 
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ſeyn e), cheils auch der Stand des Angeſchulbigten beachtet 


werden, ſollte. 


§. 49. 
1 Behandlung der Verhatteten a). 


KF) Die Aufnahme eines Angeſchuldigten in das Ge⸗ 
fäntniß ſollte in der Regel nur auf eine gerichtliche ſchrift⸗ 
liche Weiſung geſchehen dürfen b), Der' Aufzunehmende 
wird genau viſitirt, und ihm Alles, was als Anzeige, 
oder als Mittel des Entfliehens, dienen kann, abge⸗ 
nommen, verzeichnet und aufbewahrt. II) Die Verpfle⸗ 
gung der Gefangenen geſchieht auspülflich auf Koſten des 
Gerichtes ). Es gehört dazu Bekleidung, Erwärmung, 
Beko ſtigung und Krankenpflege. Alles mit Rückſicht auf 
Stand, Köͤrperbeſchaffenheit und Alter! Auch iſt den Ver⸗ 
hafteten, von Zeit zu Zeit, der Genuß der friſchen Luft zu 
gewäßbren. III) Beſchäftigungen, welche weder die 
Ruhe und Ordnung des Gefangenhauſes ftdren, noch Miß⸗ 
brauch (beſonders als Mittel zur Flucht) beſorgen laſſen, 
ſowie auch Bücherleſen (Letzteres jedoch unter Aufſicht “) 
des Inquirenten) ſind den Gefangenen zu geſtatten. Ob 
und unter welchen Vorſichtsmaasregeln der Gebrauch von 
Schreibmitteln zu erlauben fey, iſt nach den Umſtänden 
zu beurtheilen. IV) Bei Zerſonderung der Mitge⸗ 


fangenen Le beſonders dahin zu ſehen, daß e 


e) Code d' instruction crim. Art. 604. Daß auch die Settings 

niffe für die in der Vo runterſuchung, und für die in der Haupt⸗ 

unterſuchung, Befindlichen getrennt ſeyn ſollen, iſt wenigstens im 
Baker. St. G. B. II. Art. 123 vorgeſchrieben. 


a) Oeſterr. G. B. §. 311-331. Preuß. Trim.⸗Ord. 8. 26—33. 


Baier, St. G. B. I. 5. 52—57. Kleinſchrod: Entwurf eines 


peinl. Geſetzb. für die Kurpfalz⸗ Baier. Staaten. §. 2271 — 2304. 
Tittmanna a. O. S. 704. Stübel a. a. O. IV. §. 1728 — 
1736. Mittermaier a. a. O. §. 46. 


b) Code d' instr. crim. Art. 608. 609. 
1) S. unten F. 273. 
2) D. h. unter Controle. 
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deſſelben Verbrechens e) und Perfonen verſchledenen Gee 
ſchlechts d) von einander getrennt, fo wie daß Verbeſſerliche 
nicht mit fehr Verdorbenen, und Perſonen gebildeten Sane 
des nicht mit rohen Menſchen, zuſammengebracht werden. 
V) Um Colluſionen zu verhüten, iſt es nöthig, jede Art 
der Mittheilung unter den Gefangenen zu verhindern; den 
Zutritt anderer Perſonen, in der Regel, nur aus beſonde⸗ 
ren Gründen und in Gegenwart einer Gerichtsperſon zu 
geſtatten; keine Sachen an die Verhafteten, oder von ihnen 
an Andere, ohne beſondere Bewilligung und genaue Durch⸗ 
ſuchung gelangen zu laſſen; dem Gefangenwärter jede Un⸗ 
terhaltung mit den Verhafteten über Gegenſtände der 
Unterſuchung ſtrenge zu unterſagen; und ihn zu genauem 
Bericht über das Betragen derſelben zu verpflichten; auch 
das Gefängniß von Zeit zu Zeit zu wechſeln. VI) Un⸗ 
gebürliches Benehmen der Gefangenen, und Verſuche 
zu entweichen, hat der Unterſuchungsrichter disciplin a⸗ 
riſch zu ahnden: worüber jedoch ſtets eine Regiſtratur 
aufzunehmen iſt e). . 


§. 50. 
Il) Aufſicht auf die Gefängniſſe und die Behandlung der Gefangenen. 


Der Unterſuchungsrichter a) iſt zur ſteten ſorgfältigen 
Beaufſichtigung der Gefängniſſe, — ſowohl in An⸗ 
ſehung der Sicherheit, Ordnung und Reinlichkeit, als in 
Rückſicht der Behandlung der Gefangenen, — verpflichtet. 
Dazu gehört, 1) daß er die Gefängniſſe von Zeit zu Zeit 
unvermuthet beſucht, und 2) ſowohl hierbei, als auch zu⸗ 
weilen am Ende der Verhöre, die Gefangenen, ohne Bei⸗ 
ſeyn des Gefangenwärters, über ihre Behandlung befragt; 


c) P. G. O. Art. 11. a. E. 

d) L. 3. C. de custod. reor. 

e) Oeſterr. G. B. §. 329. 330. Baier. St. G. B. II. Art. 56. 
Code d’instr. crim. Art. 614. | 

2) Landesgeſetze machen es auch gewiſſen höheren Berwaltungabeamten 
zur Pflicht, jährlich alle Gefingnifie ihres Bezirks zu unterſuchen. 
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3) beobachteten Mängeln, fe wie gegründeten Beſchwerden, 
alsbald abhilft: über welches Alles ein Protocoll aufyuneh 
men ißt), Auch muß der Inqnirent 4) ſtrenge darauf 
haben, daß der Gefangen wärter jrdes einzelne Gefangniß 


tali unterſuche. 


b} Die Haltung vollkaͤndiger Berzeicniſſe des Bandes der Ge 

N fangenen, mit Hinzufügung der erforderlichen beſauderen Bemerkun⸗ 

gen und der erfolgten Veränderungen, iſt zweckmäßig und auch 

durch Particulargeſetze vorgeſchrieben: z. B. Oeſterz. G. B. 

§. 332. Code d’instr. crim. Art. 607. Schon das römiſche 

Recht verpflichtet den Cemmentarionsis, monatlich einen Sefange⸗ 
nenbericht zu erſtatten. IL. 5. C. de custed reer. 


Zweiter Theil. 


Von den — 


ftrafgerichtlichen Ver · 
fahren. 


ape Mops 
ae: Verfahren im Allgemeinen. 


: §. 51. 
D Gegenfiond.des Steotoeriaheens. 


Der all genieine Gegenſtand des ſtrafgerichtlichen Verfahrens 
deſteßt in Strafſachen: d. h. ſolchen Caussis, welche 
das Rechtsverhältniß des Staats zu Uebertretern der 
Strafgeſetze betreffen ). Dieſe haben, ihrem Begriff zu⸗ 
folge, die Natur öffentlicher Sachen (caussae puhlicae). 
Hierdurch wird aller Einfluß der Privatwillkür auf das 
ſcrafgerichtliche Verfahren ausgeſchloſſen!); und es 
finden daher diejenigen Regeln des Civelproceffes, welche 
var in ihren Grund haben, daß das Mein and Dein der 


a) Es tft hier nicht die Rede von Be ſtimmung des engeren Begriffes 
peinlicher Sachen: im Gegenſatz gegen die (den Civil⸗ und 
„Pol ſfrelgerichten Gberlaffenen) geringeren Shaſſachen (S. 14); 
ſonvern von Swaflahen berhaupt, und im Segenſaß von Civil ⸗ 
ſachen. 
) IL. SR D. de puctis. - 
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Verfügung der Betheiligten unterworfen iſt, leine An- 
wendung auf den Strafproceß (§. 58). 


§. 52. 
I) Zweck des Strafverfahrens. 


Der Endzweck des Strafproceſſes beſteht in der 
ſicheren und richtigen Anwendung der Straf⸗ 
geſetze (S. 1). Hierin liegen drei nad ſte Zwecke: nem⸗ 
lich ) Ausmittelung der Wahrheit aller der That⸗ 
ſachen, durch welche die Anwendbarkeit des Strafgeſetzes 
bepingt iſt: insbeſendere a) des Thatbeſtandes, d) des THe 
ters und c) der den Grad der Strafbarkeit beſtimmenden 
Umſtände. Das Ergebniß des, auf wlefen Zweck gerichteten, 
Verfahrens kann ſowohl im Daſeyn, wie im Nichtdaſeyn, 
jener Thatſachen beſtehen; und das Verfahren darf weder 
blos auf Ausmittelung der Schuld, noch blos auf Aus⸗ 
mittelung der Unſchuld, ſondern muß, — fern von aller 
Einſeitigkeit, — auf Erforſchung der Wahrheit gerichtet, 
ſeyn 2). II) Richtige Sub ſumtion der anusgemittelten 
Thatſachen unter das Strafgeſetz: deren Reſultat ent⸗ 
weder in Losſprechung des Unſchuldigen, oder in Verurthei⸗ 
lung des Schuldigen zu der verdienten Strafe, beſtehen 
kann. III) Gehoͤrige Vollſtreckuntg des gefällten Urtheils. 


§. 53. 
11) BeRtandtheile des Strafverfahrens. A) An ſich betrachtet. 


In Hinſicht ihres Einfluſſes find die Beſtandtheile 
des Strafverfahrens entweder weſentlich, oder außerweſent⸗ 
lich. Weſentliche Beſtandtheile (essonlialia s. substan- 
tialia) find diejenigen, welche als Bedingungen der Rechts⸗ 
gültigkeit des Strafverfahrens anzuſehen finda). Dazu 


- a) Nach Martin 4. a. O. 5. & ſoll die Entdeckung der unſchuld 
eines Ungeſchuldigtan nur als ein zufälliger Erfolg des 
Strafderfahrens anzuſehen ſeyn. ‘ 


a) Verſchieden davon find die materiellen Bedingungen der Rechtsgül⸗ 
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können theils weſentliche Perſonen, theils wefenttide 
Handlungen, theils weſentliche Formen, gehoren. Es 
findet ſich unter denſelben eine doppelte Verſchiedenheit. 
A) In Hinſicht des Grundes ihrer Nothwendigkeit ſind 
fie 1) entweder natürlich weſentliche Stöcke: d. h. ſolche, 
deren Nothwendigkeit ſchon aus dem Begriff und Zwecke 
des Strafproceſſes fließt (§. 52); 2) oder poſitiv we⸗ 
ſentliche Stücke: d. h. ſolche, die durch Geſetz für weſem⸗ 
lich erklart find. B) In Hinſicht des Umfanges ihrer 
Nothwendigkeit find fie 1) entweder unbedingt weſentliche, 
welche in keinem Strafverfahren fehlen dürfen; 2) oder 
bedingt weſentliche Stücke: d. h. ſolche, deren Nothwen⸗ 
digkeit a) entweder auf der beſonderen Lage einer gewiffen 
Strafſache, b) oder auf der beſonderen Natur einer be⸗ 
ſtimmten Art des Strafproceſſes, beruht b). I Au ßer⸗ 
weſentliche Beſtandtheile find ſolche, durch welche 
die Rechtsgültigkeit des Verfahrens nicht bedingt iſt. Die 
Erreichung vom Zwecke des Strafproceſſes wird durch fie 
nur befördert. Auch dieſe find, in Rückſicht ihres Grun⸗ 
des, A) entweder natürliche Erforderniſſe: welche auf 
dem Grundſatze der Zweckmäßigkeit beruhen; B) oder 
poſitive Erforderniſſe: d. hb. durch Geſetz vorgeſchrie⸗ 
bene, welche meiſt in geſetzlich beſtimmten Förmlichkei⸗ 
ten beſtehen: die dazu dienen ſollen, dem Strafverfahren 
Feierlichkeit, Bedaͤchtlichkeit und Gleichförmigkeit zu geben. 


§. 54. 
B) Folgen vom Mangel eines Beſtandtheils. 


D Der Mangel irgend eines weſentlichen Stückes 
Hat Nichtigkeit, und zwar, — je nach der Beſchaf⸗ 


— — —U—ä— — — 


tigkeit eines Strafurtheils: d. h. die Watſachen, welche aus 
dem Verfahren hervorgehen müſſen, um den Angeſchuldigten ver · 
urtheilen zu können (5. 193. 194.) . eee 
b Unterſcheidung zwiſchen abſolut und bed 
5 * hat . ort Frage: ob etwas weſentlich fey; mithin 
auch auf die Frage: ob ſein Mangel Nichtigleit zur Folge habe. 
Crim.-Proc, 4 6. 6 
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fenheit deffelben, — Nichtigkeit a) einer einzelnen Hand⸗ 
lung, b) oder eines ganzen Abſchnitts vom Verfahren, 
o) oder des ganzen Verfahrens, zur Folge ). Die Rid- 
tigkeit kann niemals durch Entſagung des Angeſchuldig⸗ 
ten b) geheilt werden ); wohl aber, nach Umſtänden, 
auf andere Weiſe: z. B. durch Nachholung des Man⸗ 
gelnden, oder gehörige Wiederholung des Fehlerhaf⸗ 
ten. II) Ein außerweſentlicher Mangel, — fey er 
materiell, oder formell, — bewirkt keine Nichtigkeit d). 
Ob deshalb Ordnungsſtrafen Statt finden, iſt nach dem In⸗ 
halt der beſonderen Geſetze zu beſtimmen; und ob daraus 
Unſicherheit der Ergebniſſe der Unterſuchung entſpringe, 
iſt, in jedem Fall, am Schluſſe des Verfahrens zu be⸗ 
urtheilen. 


2 — 


A. M. ſind Henke a. a. O. §. 69. N. 1. und Abegg a. a. O. 
„S. 92. a ; 

a) Gröning, D.: de eo quod justum est circa nullit. judicii crim. 
Gott, 1795. Mittermaier, D.: de nullitat. in caussis crim. 
Heidelb. 1809. Derf. a. a. O. § 31. Stübel a. a. O. 5. 
325 ff. §. 480 ff. Hannover. Entw. Art. 305. C. Sund⸗ 
heim: über die Nichtigkeitsgründe eines Erkenntniſſes in Crimi⸗ 
nalſachen. Gieß. 1822. 

b) Daher gibt es, in dieſem !) Sinne, keine relative Nullität. 

*) = Heber den eivilproceſſualiſchen Sinn des Heilbarkeits⸗Prädicates 

einer Nullität ſ. meinen Civilproc.⸗Schluſſel. S. 252. 

c) Inſofern find alſo die Nullitäten entweder heilbare, oder un⸗ 
beilbare. 

. d) Wollte man jedem außerweſentlichen Mangel, insbeſondere jedem 
Formfehler, durch geſetzliche Vorſchrift die Wirkung beilegen, 
Nichtigkeit zu erzeugen, ſo würden aus einer ſolchen, nicht in 
der Natur der Sache gegründeten, Beſtimmung die größten Nach⸗ 
theile entſpringen. Nur der Mangel weſentlicher Formen, d. 
b. ſolcher, die (entweder ihrer Natur nach, oder vermige gefeplicher 

Vorſchriſt) als Bedingung der R echtsg ültig kett einer Handlung 
anzuſehen find, hat Nichtigkeit zur Folge. A. M. tft H. J. Sie⸗ 
gen („über die Förmlichkeiten im peinlichen Proceſſe“ in deſſen 

juriſt. Abhandl. Gött. 1834. N. 1.), welcher annimmt, daß jede 

BVernachlaͤſſigung irgend dais aciebtiees Ante ee ~ 
dvr * habe. 


Dem Verfahren te Allgrawinen. S. 38. BB 


555. 
IV) Bedingungen der Statthaftigkeit eines Strafverfahrens. 


D Zu den allgemeinen Voransſetzungen, und zwar 
A) in Hinſicht der Sache, gehört: 1) daß ſolche ein pein⸗ 
liches Verbrechen (S. 1. 6.) zum Gegenſtande hat, 
2) in Hinſicht deſſen das Beſtrafungsrecht dieſes Ge⸗ 
richtes begründet ſteht (§. 37 a. E.), und welches 3) noch 
nicht getilgt iſt ). B) In Rückſicht der beſtimmten Per⸗ 
ſon, gegen welche das Verfahren gerichtet werden ſoll, iſt 
erforderlich, daß ſolches rechtlich begründet ſey: wozu es 
1) im accuſatoriſchen Proceß einer gehörig geeigenſchafteten 
Anklage, 2) im Ynquifitionsproceffe aber eines hinrei⸗ 
chenden Fußes der Unterſuchung (5. 223 f.), bedarf. 
II) Bei manchen Arten von Verbrechen wird aber außerdem 
noch irgend eine beſondere Vorausſetzung erfordert: 
nemlich A) bei Verbrechen, welche nicht von Amts wegen 
unterſucht werden b), die vorausgehende Aufforderung durch 
den Betheiligten. B) Bei Amtsverbrechen bedarf es, nach 
neueren Landesgeſetzen, erſt einer Veranlaſſung oder Ermäch⸗ 
tigung e) von Seiten der zuſtändigen Verwaltungsbehöoͤrde d). 


— 


) Ob und iawiefern die, durch Los ſprechung oder Beftrafung erfolgte, 
Tilgung eines Verbrechens ein weiteres Strafverfahren aus ſchließe ? 
davon unten 5. 202 ff. Von den Tilgungsarten, welche das Recht 

des Staats aufheben (als: Begnadigung, Verjährung und Tod 
des Schuldigen), handelt das Strafrecht. Vergl. Bauer: Lehrb. 
d. Strafr. §. 130—135. u. Feuerbach's peinl. R. §. 61— 70. 

b) 3. B. Ehebruch, Nothzucht, Schändung, Familiendiebſtahl und Pri⸗ 

vatinjurien. Auch gehört hierher die Vorſchrift der L. un. C. si 
quis imperatori maledixerit. Ziegler, D.: de delictis non nisi 
ad querelam laesi coércendis, Gott. 1806. ; 

c) Dieſe Autorifation, und die ſ. g. Garantie oder Vertretung 
der Staatsdiener, hinflchtlich pflichtmäßiger Amtshandlungen, 
darf fede nicht in einen rechtswidrigen Schutz ftrafbarer 
Beamten ausarten. Pfeiffer: pract. Ausführungen. II. S. 430. 
Heffter im N. Archiv. XIII. S. 157 f. Bauer: kehrb. d. Strafr. 
§. 132. 194. 217. 220. 242. 


00 Der Angeſchuldigte iſt daher berechtig, ſich 7 Anſtellung 


a 
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§. 56. 


Vv) 2 See Grundfage: A) des Strafproceffes überhaupt: 
1) Gerechtigkeit. 


Das ſtrafgerichtliche Verfahren muß, vor allen Dingen, 
den Forderungen der Gerechtigkeit durchaus entſprechen; 
daher ebenſo ſehr auf Erhaltung der Rechtsordnung im 
Ganzen, als auf Sicherung der Rechte des Einzelnen, 
gerichtet ſeyn; und darf weder jene Ordnung, noch dieſe 
Rechte, auf irgend eine Weiſe gefährden. Dieſe An⸗ 
forderung iſt umſo wichtiger, je größer die Ueberlegenheit 
des, mit allen Mitteln des Angriffs ausgeſtatteten, Staats 
über den Angeſchuldigten iſt, und je mehr es die Rechts ord⸗ 
nung gefdbrdet, wenn der Einzelne, gerade durch die Form 
eines gerichtlichen Verfahrens, welches vielmehr ihn 
ſchützen ſollte, verletzt wird. Insbeſondere iſt dem An⸗ 
geſchuldigten ſtets rechtliches Gehör, der Gebrauch aller 
Rechtsmittel, ſo wie die Zuziehung eines Rechtsbeiſtandes, 
zu geſtatten; und es muß das Verfahren, unter ſtrenger 
Beobachtung der geſetzlichen Beſtimmungen und Vermeidung 
aller Einſeitigkeit, geeignet ſeyn, auf gleiche Weiſe zur 
Ausmittelung der fur den Angeſchuldigten nützlichen, wie der 
ihm nachtheiligen, Ergebniſſe zu führen, und denſelben mit 
jedem Leiden zu verſchonen, welches nicht durch die (aus 
dem Zwecke des Strafproceffes ie Nothwen⸗ 
digkeit gerechtfertigt wird. 


§. 57. 
2) Zweckmäßigkeit. 


Der Grundſatz der Zweckmäßigkeit erfordert eine ſolche 
Einrichtung des ganzen Strafverfahrens, vermöge deren es 


eines Strafverfahrens wider ion, durch Kagwetſung des Mans 
gels einer der obigen Bedingungen, zu vertheidigen: zu wel⸗ 
chem Ende er auch mit dem hierauf abzweckenden Beweiſe zu hören 
iſt: falls nicht ſeine ſchikanöſe Abſicht, das Verfahren blos au ver⸗ 
1 vorliegt. 


ea 
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geeignet iſt, ſeinen Zweck (welcher in Sicherung einer rich⸗ 
tigen Anwendung der Strafgeſetze beſteht) möglichſt zu be⸗ 
fordern. Dieſes Princip iſt umfo. wichtiger, je unvermeid⸗ 
licher es iſt, daß theils die Geſetze (im Strafverfahren) 
Manches unbeſtimmt laſſen, thetls die Art der von ihren 
Beſtimmungen (in den einzelnen Fällen) zu machenden An⸗ 
wendung dem Urtheil und der Klugheit des Unter⸗ 
ſuchungsrichters überlaſſen bleiben muß 2). Der Grund⸗ 
ſatz der Zweckmäßigkeit beſchränkt ſich auch nicht etwa blos 
auf das durch den Zweck als nothwendig Gebotene, ſon⸗ 
dern begreift auch das Räthliche, deſſen Beachtung jedoch 
großere Vorſicht erfordert. Immer müſſen aber die Rückſich⸗ 
ten der Zweckmäßigkeit den Forderungen der Gerechtigkeit 


und den Beſtimmungen der Geſetze unter geordnet feyn. 


§. 58. 
3) Ausſchließung des Einfluſſes jeder Willkür. 


Auf das ſtrafgerichtliche Verfahren darf weder die 
Willkür des Fürſten⸗) (wodurch die Unabhängigkeit des 
Richteramtes, und der Schutz, welchen dem Angeſchuldigten 
die geſetzlichen Formen gewähren ſollen, gefährdet würde), 


= 


) So tft es z. B. unmoglich, einen allgemeinen Plan für jederlei 
Unterſuchung durch Geſetz vorzuzeichnen; ſondern es bleibt der 
Klugheit des Inquirenten überlaſſen, je nach den Umſtänden des 
einzelnen Falles, den zweckmäßigſten Plan ſelber zu entwerfen. 


) Außer der gehörigen Ausübung des Oberaufſichtsrechtes, fo 


wie des Rechtes der Begnadigung, iſt jede Einwirkung der 
Regierung auf eine einzelne Strafſache unſtatthaft. Selbſt 
die Abolition (durch Niederſchlagung eines anhängigen“) 
Strafverfahrens) ſollte nicht Statt finden: wie ſolches auch in 
mehreren Verfaſſungs urkunden, für gewiſſe Verbrechen, ausdrück⸗ 
lich feſtgeſetzt iſt: z. B. Baier. Verfaſſungs⸗Urk. VIII. 5. 4. 
Kurheſſ. Verfaſſ.⸗Urk. 5. 126. 
+) Wozu dieſes beſchränkende Prädicat? Die Abolition iſt ja auch 
gegen noch un anhängige Straffaden möglich! S. Feuer⸗ 
bach's peinl. N. F. 62 u. 63. u. Zirkler: in Weis te's 
Rechtslextk. L 806, wo auch, aus gutem Grunde, dieſes Bauer'⸗ 
ſche pium desiderium getadelt ſteht. 


— 
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noch die Willkar des Richters, einwirken. Aber auch der 
Einfluß der Privatwillkür des Angeſchuldigten 
ſelber iſt von dem Verfahren, da deſſen Gegenſtand in einer 
öffentlichen Sache beſteht, ganz ausgeſchloſſen (§. 51). 
Dieſem leßteren Grundſatz zufolge findet im Strafproceſſe 
1) keine Heilung der Nichtigleit durch Genehmiguntz 
des Angeſchuldigten Statt (§. 54). Es find 2) keine Rechts⸗ 
nachtheile des Ungehorſams zulaͤſſig b): mithin weder 
wahre zerſtörliche Friſten, noch Rechtskraft der Straf⸗ 
urtheile (8. 202). 3) Als Beweismittel dient weder 
Eideszuſchiebung, noch erdichtetes Bekenntniß ), noch die 
bloße Anerkennung der Wahrheit einer Thatſache, von 
Seiten des Angeſchuldigten ). Es genügt folglich nicht 
4) formale Wahrheit und formales Recht; ſondern es 
kommt lediglich auf wirkliche (materielle) Wahrheit und 
wirkliches (materielles) Recht an. 


§. 59. 
4) Gehorige Begründung des Fortſchreitens im Verfahren. 


Jeder Fortſchritt von der einen Handlung oder Ab⸗ 
theilung des ſtrafgerichtlichen Verfahrens zur anderen be⸗ 
ruht auf einer doppelten Vorausſetzung. Derſelbe muß 
nemlich 1) gehörig vorbereitet ſeyn: damit die neue 
Handlung oder Abtheilung auf eine ihrem beſonderen 
Zweck und den geſetzlichen Vorſchriften entſprechende Weiſe 
vornehmbar wird. Außerdem muß Y der Fortſchritt, inſo⸗ 
fern er irgend etwas Nachtheiliges für den Angeſchuldigten 
enthält, rechtlich begründet ſeyn: wozu das Daſeyn der 
(natürlichen und geſetzlichen) Bedingungen der Statthaf⸗ 
tigkeit derjenigen Handlung erforderlich iſt, zu welcher 
das Verfahren fortſchreiten ſoll. 


— ee 


b) Mittermaier a. a. Q. S. 76. 


o) Abegg Ua. a. O. §. 106. 206. Mittermaier: die Lehre vom 
Beweiſe im deutſchen Strafproceffe, Darmſt. 1894. S. 54 f. 
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os , 8. 60. 
5) Allgemeine Bedingung der Beſtrafung. 


Eine Beſtrafung des Angeſchuldigten fiuded nur vers 
möge eines, nach vorgängigem rechts gültigem Siraſpverfah⸗ 
ren, von dem zuſtändigen Gerichte, gefällten, auf ein Straf⸗ 
geſetz und auf vollſtändigen Beweis gegründeten, Urs 
theils Statt. 


§. 61. 


B) Allgemeine Grundſätze des deutſchen Strafproceffes insbeſondere: 
* 1) Unterſuchungsform. 


Im deutſchen Strafverfahren herrſcht das Unterſu⸗ 
chungsprincip: und zwar im Inquiſitions proceß 
ausſchließlichermaßen: dergeſtalt, daß das Gericht 
nicht nur, in der Regel (§. 55. II.) unaufgefordert, das 
Verfahren beginnt, ſondern auch daſſelbe von Amts 
wegen fortſetzt: indem es alle geſetzliche Mittel, welche 
in dem gegebenen Falle die Erreichung vom Zwecke des 
Strafproceſſes befördern können, anwendet, und ſeine Tha⸗ 
tigkeit auf Erforſchung ſowohl der Unſchuld als auch der 
Schuld richtet. Selbſt im Anklageproceß iſt der Richter 
venpflichtet, für Ausmittelung materieller Wahrheit, in Hine 
ſicht aller erheblichen Thatſachen, von Amts wegen Sorge 
zu tragen ). 


§. 62. 
2) Schriftlich eit des Verfahrens. 

Da die erkennenden Richter bei den gerichtlichen 
Verhandlungen, in der Regel, nicht gegenwärtig ſind, 
mithin zur Keuntniß perfelben und ihrer Ergebniſſe nicht 
unmittelbar gelangen, ſo bedarf es der genauen Auf⸗ 


— — — — — — 
— * 


1 S. unten §. 239, Note 3. 
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zeichnung alles Deffen, was vor dem Unterfudungsgeridte 
vorgeht, und der Sammlung aller auf die Sache ſich be⸗ 
ziehenden Schriften: woraus die Unterſuchungsacten 
gebildet werden): welche dazu beſtimmt find, dem erken⸗ 
nenden Gericht ein edenfo getreues und vollſtändiges Bild 
der Verhandlungen zu geben, als ob es bei denſelben an⸗ 
weſend geweſen wäre ). Hierin beſteht die ſchriftliche 
Form des Berfahreus; und darauf beruht der Grund⸗ 
fag der Actenmäßigkeit: vermöge deſſen der Inqui⸗ 
rent dafür ſorgen muß, alle erheblichen Thatſachen acten⸗ 
kundig zu machen b); und welchem zufolge Das jenige, 
was aus den Acten nicht hervorgeht, rechtlich als nicht 
vorhanden zu betrachten iſt: mithin weder zur Grundlage, 
des Weiterfortſchreitens im Verfahren dienen kann (§. 
59), noch bei Fallung des Urtheils berückſichtigt wer⸗ 
den darf c). 


§. 63. 
a) Von Protocollen a). 


Protocoll heißt die firmlidhe ſchriftliche Aufzeichnung 
aller zum ſtrafgerichtlichen Verfahren, in einer einzelnen 


a) Martin a. a. O. 5. 14. Tittmann a. a. O. 5. 688. Mit⸗ 
termater a. a. O. §. 30. . 


1) S. unten 5. 64. 
2) Als ob dies menſchmoͤglich wäre! 
b) Stübel a. a. O. §. 3144. 5. 2214. 5. 3155. 


c) Meiſter: ausfüßrl. Abh. des peinl. Pr. S. 60 f. Stübel a 
a. O. 5. 1856. 2214. 3148. 


a) P. G. O. Art. 181. 187. 188. Meiſter: ausführl. Abh. d. peinl. 
Pr. S. 99 f. Gönner: Grundſ. der juriſt. Praxis. §. 162170. 
Tittmann a. a. O. 5. 688. 689. Stübel a. a. O. S. 418 
420. Martin a. a. O. 5. 60. Mittermaier a. a. O. 79. 
Oeſterr. G. B. §. 297 — 299. Preuß. Cr. O. 5. 55 — 57. 
Baier. St. G. B. II. Art. 41 — 44. Hannover. Entw. Art. 
16 — 22, (u. Bauer's Anleit. zur Criminalpraxis. §. 13 — 21. u. 
Pfifter’s Criminalfälle. Bd. v. S. 612 f.) 
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Sache, gehoͤrigen Handlungen und Ergebniſſe bv). Ihr 
Zweck beſteht im Feſtbewahren vollſtändiger glaubwürdiger 
Nachrichten. Aus dieſem Zweck ergeben ſich die Erforder⸗ 
niſſe: I) Das Protocoll muß von der zu ſeiner Führung 
beftimmten Perſon (§. 30) eigenhändig, auf der 
Stelle (d. b. gleichzeitig mit dem Vorgange ſelbſt) und 
in Gegenwart des Gerichtes, aufgenommen, auch rein und 
leſerlich geſchrieben, werden. II) Aus dem Eingange 
deſſelben müſſen der Ort, die Zeit und die Anweſen⸗ 
beit der Gerichtsperſonen zu erſehen ſeyn. II) Zum In⸗ 
halte des Protocolls gehört die Angabe alles Deſſen, was 
durch das Gericht geſchehen und beobachtet, oder bei dem⸗ 
ſelben angebracht worden, iſt. Dieſe Aufzeichnung muß fo 
treu, klar und vollſtändig ſeyn, daß ſie dem erken⸗ 
nenden Gericht eine ebenſo richtige Vorſtellung von dem 
Hergange zu geben vermag, als ob es dabei gegenwärtig *) 
geweſen wäre c): zu welchem Ende es rathſam iſt, die Pro⸗ 
tocolle durchgängig im poſitiven Style zu führen 4). 
IV) Der Schluß des Protocolls enthält, falls Jemand 


b) Von förmlichen Protocollen unterſcheidet man Regiftraturen: 
als bloße Aufzeichnungen geſchehener Anbringen, Vorfälle und Neben“ 
handlungen ). Doch werden auch dieſe oft Protocolle genannt 

2) Fal ſch iſt der Begriff, welchen Mittermaier (I. 550) ſeinem 

Leſer von Regiſtratur beibringt. Nämlich 

1) ſeine Definition ſelber: „einfache Protocolle, welche zur 
„Aufzeichnung gerichtlicher Vorgänge dienen“ (will ſagen: welche 
Aufzeichnungen ger. Borg. find!), iſt allzu Lax: denn auch jedes 
Verhör iſt ja doch wohl ein „gerichtlicher Vorgang“! 

2) und der Gegenſatz von ihnen iſt von ihm allzu knapp 
aufgeſtellt: nämlich einzig und allein dle „Vernehmungeproto⸗ 
„coll“: als ob nicht auch die Befund⸗, Publicattons⸗ 
‘und Erecutions-Protocolle eben ſogut in Antithesi ſtünden! 

S. Puchta: Der Geſchäftsmann rc. Erlang. 1818. §. 98. 

c) F. G. O. Art. 189. — „damit auf fold foͤrmliche gründliche Bee 
„ſchreibung ſtattlich und ſicherlich geurtheilt werden moge. 

„ tocoll hören die Augen 

, ichtigeren Arten der Protocole ge . 

2 1 1 6 beſonders die Bernehmungs-Protocolte 

(§. 123). 
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vernommen worden if, die Bemerkung, daß ihm ſolches vor⸗ 
geleſen und von ihm genehmigt, oder daß und warum 
Letzteres verweigert, oder welche Aenderungen und. Zufage 
gemacht, worden; außerdem aber und ſtets die Unterſchrift 
des Protocollführers, fo wie, nach dem Gerichtsgebrauch, 
aller anweſenden Gerichtsperſonen und des Vernommenen o). 


§. 64. 
b) Von Unterſuchungsacten a). 


I} Die auf eine Unterſuchung fic) beziehenden Schriften 
jeder Art muͤſſen geſammelt, und, — nach der Zeitfolge 
geordnet, — zu Acten ) verbunden werden. I) Bei 
vorhandener Mehrheit der Verbrechen oder der Theil⸗ 
nehmer ſind, wenn der Stoff von größerem Umfang iſt, 
nach einer — die Ueberſicht erleichternden — Abſonderung, 
mehrere Actenbände (General- und Specialacten) anzu⸗ 
legen. III) Die Acten werden geheftet, und mit Sei— 
tenzahlen verſehen. IV) Jeder Actenband erhält a) theils 
ein Titelblatt, welches deſſen Zahl, das Gericht, die 
Sache und deren Anfang bezeichnet, und aber die etwaige 
Verhaftung des Angeſchuldigten Nachricht gibt, b) theils 
ein Berzeichniß aller darin enthaltenen Acten⸗Stücke, 
mit Angabe der Nummern und Seitenzahlen (Repertorium, 
Actendeſignation, Rotulus). Auch iſt es bei umfaſſen⸗ 
deren Unterſuchungen rathſam, ein alphabetiſches 
Verzeichniß aller verhörten Perſonen, mit Angabe 
der Nummern oder Seitenzahlen ), hinzuzufügen. 


e) Nach dem Bater. St. G. B. U. Art. 43 miiffen Augenſcheins⸗ 
und Verhörsprotocolle am Ende einer jeden Seite mit dem Na⸗ 

menszuge des Unterſuchungsrichters verſehen ſeyn. 

a) Meiſter: ausführl. Abh. des p. Pr. S. 112 f. Dorn: von 
Verfertigung der Kriminalacten. In deffen Kommentar. FHL. II. 
Tit. 31. S. 657 ff. Titmann a. a. O. §. 690. 691. Stübel 
a. a. O. S. 3147—49. Martin a. a. O. § 59. Preuß. Cr. 
O. S. 73. Baier. St. G. B. Il. Art. 46 u. Bauer’ cke 
nalpraxis, 5. 22—24. 

1) D. h. Acten⸗Faſeikeln. 

2) Wo dieſelben fig uriren. 
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8. 65. 2 
3) Innere Oeffentlichkeit des Verfahrens. 


Acußere (formelle, polittſche) Oeffrwlichlelt *), d. h. 


Zulaſſung des Publicums bei der Schlußver handlung ), 
findet im deutſchen Strafproceſſe nicht Statt! wohl aber 


— 


innere (materielle ), rechtliche )) Oeffentlichkeit. Dieſe 


1) „Aeußere Oeffentlichkeit“ iſt ein pleonaſtiſcher Ausdruck: denn 


2 


3) 


4) 


„innere Oeffentlichkeit“ tft — mit Bauer's Erlaubniß gefagt! 
— eine contradictio in adjecto: fogut wie „öffentliches Ge⸗ 
„heimniß“. : 

Was er „innere Oeffentlichkeit“ zu nennen beliebt (a la Gens⸗ 
Ter!), tf weiter gar nichts als der Inbegriff der nothdürftigſten 
Requifite der Rechtsgiltigkeit: namentlich der Defenſions⸗MNög⸗ 
lichkeit des Inculpaten. 5 
Unter der Schlußverhand lung denkt ſich Bauer hier denjeni⸗ 
gen Abſchnitt des franzöſiſchen Criminalproceſſes, welchen er 
§. 264 — 266 ſchildert. Ueber das Schluß verhör (welches der⸗ 
malen in Prrußen und Würtemberg beſteht und im letzteren 
Staat „am erlich“ öffentlich iſt — alſo keineswegs nur dem 
Verthetdiger musänglich) ſpricht ſeine Note a. n. S. 288. Note a. 
„Materielle Oeffentlichkeit“ iſt eine Comtradictio in olgecto: denn 
die Oeffentlichkeit iſt fa ſelber nur eine Form (des Verfahrens 
und Urtheilfällens). Eine Form aber kann ſowenig körperhaft 
(materiell) ſeyn, wie es einen Schatten vom Schatten gibt. 

Iſt denn etwa die „äußere Oeffentlichkeit,“ deßhalb weil fle eine 
politiſche (will heißen: ſtaats kluge) iſt, nicht ebenfalls eine 


rechtliche: d. h. gerechte? Seit wann ſteht die Staatsklugheit 


(over Staats weisheit) im Gegen ſatze von der Staatsgerechtigkeit? 
Was iſt die Gerechtigkeit anders als der Compaß der Staaten; 
und was die Politik anders als die Kunſt, das Staatsſchiff dieſem 
Compafft gemäß zu ſteuern? Vergl. Gros: Naturr. §. 53 u. 
293. Guizot’s Ausſpruch: „Si la mauvaise politique cor- 
„rompt la justice, la justice es une bonne politique“ (Des con- 
spirations, Par. 1821. S. 110) iſt zu enge: dem er hatte ſagen ſollen: 
mest la bonne politique.“ „Le juste et l' utile se trouvent toujours 
,réanis“: lehrt der große Commentar von Montesquieu (Tracy's 
idéologie. 1818. Bd. IV. 307), und ſämmtliche Werke meines unver⸗ 
geßlichen Lehrers Jeremy Bentham find nichts Anderes als ein 
Commentar über diefen ebenſa unerſchütterlichen als nnerſihpfbaren 
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außert ſich in der nothwendigen Gegenwart der beſetzten 
Gerichtsbank (S. 27) bei allen erheblichen gerichtlichen 
Handlungen; im durchgängigen (gehoͤrigen) Protocolliren; 
in der Nothwendigkeit der Gegenſtellung; in Zulaſſung des 
Bertheidigers zur unbeſchraͤnkten Einſicht der Unterſuchungs⸗ 
acten ſowie zur Unterredung mit dem Angeſchuldigten; in 
Mittheilung der Urtheilsgründe; und in der Geſtattung von 
Rechtsmitteln gegen die Erkenntniſſe 2). 


§. 66. 
4) Aufſtellung etner geſetzlichen Beweistheorie. 


Nach dem deutſchen Strafproceſſe wird über die Wahr⸗ 
heit der, das Erkenntniß bedingenden, Thatſachen nicht 
nach dem bloßen fubjectiven Fürwahrhalten der Richter ge⸗ 
urtheilt; ſondern dieſe find hierbei auf eine, aus Vernunft 
und Erfahrung geſchoͤpfte und geſetzlich gebilligte, Beweis⸗ 
theorie hingewieſen, welche ſowohl über die zuläſſigen 
Beweismittel, als über das bei deren Gebrauch zu be⸗ 
obachtende Verfahren und die Kraft der Beweiſe, be⸗ 
ſtimmte Regeln aufſtellt, und welche, — indem fie einen 
ſicheren Prüfſtein der materiellen Wahrheit gibt, — zu⸗ 
gleich eine beſſere Gewähr leiſtung gegen den Einfluß der 
Willkür, der individuellen Anſichten und der augenblicklichen 
Stimmung darbietet (§. 104). Als das vorzüglichſte Be⸗ 


Tert. Hat doch ſogar der vielverketzerte Machiavelli gepredigt: 
„Gli principali fondamenti delli Stati sono gli. buoni armi e le 
„bone leggi*! 5 
Die Hauptbekämpfer vom ungeſalzenen Inhalte dieſes ſchwäch⸗ 
ſten §. unſeres Compendiums find Feuerbach, Rupenthal und 
‘Lene; fein geſcheiterter Apologet aber iſt Henke (IV. 121—131). 
a) Eine wichtige Ergänzung der inneren Oeffentlichkeit des Ver⸗ 
fahrens würde es feyn, wenn zur Beendigung einer jeden Unter⸗ 
ſuchung ein Schlußverhör über alle weſentliche Puncte gehalten, 
und dabei die Anweſenheit des Vertheidigers geſtattet, würde. 
Dieſe Beſtimmung enthielt der Entw. einer Straſproceßordnung 
für das K. Hannover v. J. 1826. Art. 142, welche jedoch im 
revidirten Entwurfe v. J. 1830 weggelaſſen iſt. 
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weismüttel der Schuld betrachten aber die Gefege das 
Geſtändniß ): indem es nicht nur das fiderfte und 
reichhaltigſte, ſondern auch oft das allein awendbare, Mittel 
iſt. Daher bildet das Beſtreben des Nichters, ein rechts⸗ 
gültiges Bekenntniß des Angeſchulbigten zu erlangen, 
eine Hauptrichtung ) des dentſchen Strafverfahrens a). 


§. 67. 


VI) Berhältniß einer Strafſache zu anderen Nechtsſachen. 
A) Gegenſeitiges Verhältniß zwiſchen verſchiedenen Straffachen a). 


Das . Zufammentreffen mehrerer Strafſachen beſteht 
I) entweder in einer Colliſion: indem fie oft nicht alle 
gleichzeitig können verhandelt werden. Hier beſtimmt 
ſich die Ordnung des Verfahrens A) nach der größeren 
Wichtigkeit der Sache, und BB) nach der größeren Dring⸗ 
lichkeit derſelben: wegen Gefahr beim Verzuge: entweder 
für die Sache ſelbſt, oder für die Perſon des Ange⸗ 
ſchuldigten. HM) Oder es findet zwiſchen verſchiedenen 
Straffaden ein Zuſammenhang (Connexität) Statt; 
und zwar A) entweder ein perſönlicher Zuſammenhang 
Cfubjective Connexität): beim Zuſammenfluſſe mehrerer 
Verbrechen derſelben Perſon; B) oder ein ſachlicher 
Zuſammenhang (objective Connexität): bei der Theil⸗ 
nahme mehrerer Perſonen an demſelben Verbrechenb). 
Sind nun für dergleichen zuſammenhaͤngende Strafſachen 
1) verſchiedene Gerichte guftindig, fo begründet der 


1) S. darüber §. 115 — 121. 

2) ueber die Rechtswidrigkeit und Heillofigleit dieſer Richtung ſ. aber 
Meyer's esprit, origine et progrés. Par. 1833. Bd. V. S. 305 f. 
und vergl. unten §. 115. N. 4. u. 124. N. 1. u. N. be. Wir 
danken dieſer barbariſchen Tendenz die Folter! S. 132 u. 133. 

2) v. Feuerbach: Lehrb. §. 588. Mittermaier a. a. O. §. 2. N. V. 

a) Martin a. a. O. §. 26. 

p) Der Uneftand, daß aus der einen Sache eine Anzeige — Insist 

beer Schuld oder der Unſchuld) in Hinſicht der andern abgeleitet 
werden kann, begründet, für ſich alle in, noch keine Counerität. 


* 
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Zuſammenhang zwar, nach gemeinen Rechte, keinen Ge⸗ 
richtsſtand ber Conneritdt (§. 35 a. E.); jedoch iſt das 
eine Gericht berechtigt und verpflichtet, auch die eon nexe 
Sache, inſofern dies ohne Eingriff in den Gerichtszwang 
des anderen geſchehen kann, ſo weit zu unterſuchen, 
als dies für die Beurtheilung der bei ihm anhängigen 
Sache nothwendig iſt. Gehören hingegen 2) die zuſam⸗ 
menhängenden Sachen vor daſſelbe Strafgericht, ſo hat 
ihr materieller Zuſammenhang auch eine formale 
Verbindung ) der Verhandlung zur Folge. (Vergl. jedoch 
§. 64. II.) 


§. 68. 
B) Gegenſeltiges Verhältniß zwiſchen Strafſachen und bürgerlichen Sachen a): 
und zwar 1) bei Verfchiedenheit der Entſteßungsgründe. 


Wenn auf verſchiedenen Entſtehungsgründen be⸗ 
ruhende Straf- und Civilſachen untereinander im Zuſam⸗ 
menhange ſtehen b), fo wird J jede derſelben bei dem für 
ſie zuſtändigen Richter verhandelt. I) Iſt derſelbe 
Richter für beide Sachen zuſtändig, ſo wird, was die 
Ordnung betrifft, die Strafſache, — ſie mag für die Ci⸗ 
vilſache präjudiciell ſeyn e), oder nicht, — als caussa maj or, 


1) D. h. ein formales Zuſammenhängen. 

a) I. H. Boehmer: de exceptione praejudiciali ejusque in criminali- 
bus usu, Hal. 1739. C. F. G. Meister: de ordine cognitionis — 
in caussarum civilis et criminalis concursu. In syll. opusc. T. I. 
n. 4. Kleinſchrod: über das Verhältniß des Civils und Crimi⸗ 
nalproceſſes. Im N. Archiv II. S. 257 f. Martin a. a. O. 
§. 27. Mittermaier a. a. O. § 6. (Planck: die Mehrheit 
der Rechtsſtreitigkeiten im Proceßrecht. Gött. 1844.) 

b) Daß durch ein Strafverfahren die Anſtellung einer Civilklage, und 
durch eine Civilſache die Einleitung eines Strafverfahrens, vere 
anlaßt werden kann, begründet keine Connexität zwiſchen beiden 
Sachen, und hat keine beſondere rechtliche Folgen. 

e) Wie z. B. die, in einer Civilſache zur Sprache kommende, Fale 
ſchung einer Urkunde. Doch kann der Cioilrichter, in Hinficht dieſes 
Incidentpunets, erkennen über die Zuläſſigkeit der Urkunde zum 
Beweiſe; nicht aber auch über das Verbrechen der Fälſchung 
und deſſen Beftrafung. Ebenſo wegen Beſtechung eines Zeugen. 
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in der Regel, zuerſt inſtruirt 4); ausgenommen wenn die 
Statthaftigkett eines Strafverfahrens ), oder die Na⸗ 
tur des fraglichen Verbrechens 2), von der vorhergehen⸗ 
den Entſcheidung der Eivilſache abhängig iſt (eausse prec- 
judicialis) ). : 5 


§. 69. 
92) Bei Einheit des Entſtehungsgrundes beider Rechtsſa pen. 


Eine und dieſelbe Handlung kaun, als Uebertre⸗ 
tung des Strafgeſetzes, ein Strafverfahren und, als 
Rechtsverletzung), eine Civilklage veranlaſſen. Hier 
kann nun, D was den Gerichtsſtand betriſt, die Ci⸗ 
vilklage auch bei dem Strafgericht angebracht und 
gleichzeitig mit der Strafſache a) verhandelt werden (Adha⸗ 


— 


d) L. 4. C. de ord. judicior. (3, 8.) L. 5. §. 1. D. ad L. Jul. de vi 
publ. (Vergl. auch meinen Civilproc.⸗Schlüſſel. S. 37. M.) 

1) Eine bloße Concubine 3. B. kann keine accusatio adulterii erheben. 

2) 3. B. an einem bloßen Pflegvater kann kein conatus parricidii 
verübt werden. 

e) Wie z. B. bei ſolchen Civilſachen, welche eine perſönliche Eigen ⸗ 

ſchaſt, oder das Eigenthum einer Sache, oder das Dafepn eines 
gewiſſen Rechtoverhättniſſes zwiſchen zwei Perſonen betreffen: als 
Vorfragen. 

1) Als ob die Uebertretung eines Strafgeſetzes nicht ebenfalls eine 
Rechts verletzung wäre! Bauer hätte ſagen ſollen: Private 
rechts verletzung! S. meine Ausg. v. Feuerbach's peinl. R. 

5. 22. Note 1. 
: a) P. ©. O. Art. 198. §. 5. 201. 207. 208. Es wird jedoch vorans- 
‘ gehept, daß die Civilklage nicht vor einen beſondern Gerichts. 
ſtand o) gehöre: wie z. B. die Eheſcheidungsklage. 

*) Nämlich vor ein forum privilegiatum e aus a e. Fälſchlich läͤugnet 
dies Linde (Civitproc. §. 104. Note 2), im Widerſpruche mit 
ſeinem eignen §. 98. bei Note 2, wo er die Regel der Exclufi⸗ 
vität dieſes Forums, als eine ausnahmsloſe, aufſtellt; und 
mit ſeinem §. 94. Note 7, wo er die Competenz des forum con- 

: + nexitatts.(materialis) ausnahmslos nur unter Bedingung gel⸗ 
ten läßt, wenn „der Richter fiber Sachen der Art Gerichts 
„barkeit hat.“ — Hudeliſcherweiſe beruft er ſich auf Scheuer⸗ 

— len: als einen Gewäßhresmann ſeines Irrihums. Defer ift 

: aber von einem folden Sthuiher ganzlich ſunber. f 
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flondpreces); das Civilgericht hingegen iſt nicht auch 
für die Strafſache zuständig. H) Das Verfahren in 
jeder der beiden Sachen iſt nach den eigenthümlichen Regeln 
des für fie geeigneten Proteſſes einzurichten; wobei jedoch 
das eine Berfahren das andere befoͤrdern kann. II) Die 
erfolgte Entſcheidung der einen Sache, ſie mag los⸗ 
ſprechend oder verurtheilend ſeyn, hat keine Rechtsgül⸗ 
tigkeit in Anſehung der anderen Sache; und es kann, 
— wegen Verſchiedenheit des Gegenſtandes, der Parteien und 
des Verfahrens, hauptſächlich in Hinſicht des Beweiſes 
(§. 58), — auf daſſelbe keine Einrede der Rechtskraft geſtüͤtzt 
werden b). Insbeſondere hat ſelbſt das ergangene Straf⸗ 
urtheil keine Rechtskraft hinſichtlich der Civilſache, wenn⸗ 
gleich der auf ſtrengeren Regeln beruhende Criminalbeweis 
durch den, immer zuläſſigen, directen Gegenbeweis im Civil: 
verfahren nicht wohl wird entkräftet werden können 0). 


8. 70. 
VII] Hauptabſchultte des Strafverfahrens. 


Wenngleich die Reihenfolge der zum ſtrafgerichtli⸗ 
chen Verfahren gehörigen Handlungen, je nach dew beſon⸗ 
deren Arten des Strafproceſſes, verſchieden iſt, und zum 
Theil ſelbſt durch die Beſchaffenheit der einzelnen Straf⸗ 
ſachen modifictrt wird, fo laſſen ſich doch, — auch abge⸗ 
ſehen von den verſchiedenen Arten des Proceſſes, — nach 
dem Zweck und Gegenſtande der ſtrafgerichtlichen Handlun⸗ 
gen im Allgemeinen, folgende Hauptabſchnitte oder Theile 
des Verfahrens bilden ): I) Die Inſtruction: 


‘ 
od 


b) L. un. C. quando oivilis actio criminali praejudicet (9, 31). Klein⸗ 
ſchrod a. a. O. S. 273 f. Heffter: Inſtitutionen des Civil. 
proceſſes. S. 107. Spangenberg im N. Archiv d. C. N. 
XI. S. 63. 

e) Das Baier. St. G. B. U. Art. 9 gibt zwar dem ſtrafgerichtli⸗ 
chen Erkenntniß Kraft zum Nachtheil des privatrechtlich Betheilig ⸗ 
ten; jedoch nur mit Vorbehalt des Gegenbeweiſes. 

a) Mande Handlungen find zwar an leinen der vier Theile ausſchließ⸗ 
lich gebunden, ſondern können auch in andern Theilen vorkommen: 
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d. h. das Verfahren zur Vorbereitung des Erkenntniſ⸗ 
ſes: welches theils die richterliche Erforſchung der Wahr⸗ 
heit der Thatſachen, theils die Vertheidigung, um⸗ 
faßt; ) die Entſcheidung; In die Anfechtung des 
Erkenntniſſes (Remedurverfahren) b); und IV) die Voll⸗ 
ziehung e). * 


b) 


e 1 
z. B. jene Peg welche auf · dir Stelung des stupettpuldig 


ten Sor Gericht abzwecken; fle haben jedoch ihren ordentlichen 


Platz in einem jener Theile, und find deshalb auch in dieſes Theiles 
Darſtellung mit aufzunehmen. 

Man könnte zwar die Rechtsmittel mit zu dem Theil über die 
Erkenntniſſe zählen: wonach dann nur drei Theile aufzuſtellen 
wären: wie Solches auch von Mehreren geſchieht: z. B. Titt⸗ 


„ mann a. a., Q. 5. 682, Abegg a. a. O. 5. 70. Allein das 


Remedur verfahren bildet doch einen eigenthümlichen Theil des 


Proceſſes: welcher oft wegfällt, aber auch nicht ſelten ſo 
um faſſend iſt, daß ſelbſt ein eigner Actenband dafür angelegt 
wird. Mehrere trennen daher dieſes Verfahren von dem Ab⸗ 
ſchnitte, welcher von den Urtheilen handelt, und ſtellen für daſſelbe 
einen beſonderen Abſchnitt auf: 5 8. Martin, Mitter⸗ 


mater und He ffter. - 
c) Die drei letzten Abſchnitte des sets werden zwar durch die 


befondere Natut ver. verſchiedenen Proceß arten weit wenitzer 


modiſieirt als der erde Abſchultt (die Inſtructton) ; vennod aber 


erfordern es die Regeln einer richtigen Methode, ſie ebenfalls 
ſelbſtſtändig, und ohne Bezug auf eine einzelne Art des Strafpro⸗ 


* erſſes, darzuſtellen. 


1 
be 


lim Proc. 4. 7. 1 


Erſtes Bus. 


Von den Beſtandtheilen des 
ſtrafgerichtlichen Verfahrens, ohne Rückſicht 
auf beſtimmte Arten des Strafproceſſes. 


— — 


Erſter Sauptabſchnitt. 
Von der Inſtruction, oder dem Verfahren 
zur Vorbereitung eines Erkenntniſſes. 


CS ae 


§. 71. 
Vorerinnerung. 


Die Inſtruction einer Strafſache (Unterſuchung, im wei⸗ 
teren Sinne) iſt der Inbegriff der gerichtlichen 
Handlungen, welche zur Aus mittelung derfent- 
gen Borausſetzungen dienen, durch welche die 
richtige Anwendung des Strafgeſetzes bedingt 
iſt. Ihr Endzweck beſteht in Begründung der Möͤglich⸗ 
keit eines, in der Sache zu fällenden, gerechten (d. h. auf 
Wahrheit und Recht beruhenden) Urtheils. Sie bildet 
alſo, dieſem Zwecke gegenüber, den vorbereitenden 
Theil des Strafverfahrens; wenn ſie gleich, in Hinſicht 
des Umfanges, ſowie der Schwierigkeiten und der 
Wichtigkeit, als der Haupttheil zu betrachten iſt. Das 
Inſtructionsverfahren richtet ſich zwar, — beſonders was 
den Proceßgang betrifft, — nach dem Unterſchiede zwiſchen 
den beiden Hauptarten des Strafverfahrens: dem An⸗ 
klag⸗ und dem Unterſuchungsproceſſe. Für Beide laſſenſich 
jedoch, — wenngleich immer mit Rückſicht auf die Grund⸗ 
verſchiedenheit derſelben, — gemeinſchaftliche Lehren 
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aufſtellen: nemlich 1) von den Handlungen, um Perſonen 
und Sachen der Gewalt des Gerichts zu unterwerfen und 
deren Identität zu bewähren. Das hierauf ſich bee 
ziehende Verfahren gehört mit zur Inſtruction, weil es 
mittelbar auf deren Zweck gerichtet iſt ): wenngleich 
manche Handlungen deſſelben auch in anderen Hauptab⸗ 
ſchnitten des Berfahrens vorkommen können. Y Von Er⸗ 
forſchung der Wahrheit der Thatſachen. 3) Von der 
Bertheidigung. 8 payee 


Erſter Titel. 


Von den Handlungen, um Perſonen und Sachen 
der Gewalt des Gerichts zu unterwerfen und deren 
QOdentitat auszumitteln. 


Erſtes Capitel. 
Von den Mitteln, einen Angeſchuldigten vot 
Gericht zu ſtellen⸗). 


§. 72. 
Einleitung. 


I) Der Gebrauch der dem Richter zustehenden Mittel, 
Jemanden, als Angeſchaldigten b), vor Gericht zu ſtellen, 
iſt durch gewiſſe Erforderniſſe dedingt. Es ſind dies A) theils 
allgemeine Erforberniffe: wozu Wahrſcheinlichkeit des 
Thatbeſtandes und ein genügender Verdacht gegen die 


) Die Darſtellung dieſes Verfahrens muß, weil es die Haupthand- 
jungen der Suftenction zum Theil eck möglich macht, der Whe 
„ pmwlung der übrigen Chelle der Jntruttion vorausgehen. 
a) Stübel a. a. O. § 1506-1818. Tittmann a. a. O. 8. 692 
731. Martin a. a. O. §. 100 — 107. Mittermaier a. a. 
O. 5. 66 — 74. 
b) Dieſelben Mittel dienen meiſt auch, um andere Perſonen, 
deren Gegenwart noͤthig iſt (3. B. Zeugen), vor * zu ſtellen. 
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Perfon gehören c): ein Verdacht, deſſen Grad beſonders 
durch die Härte des Mittels beſtimmt wird. B) Theils 
beſondere Bedingungen der Anwendbarkeit der einzel⸗ 
nen Arten von geſetzlich ſtatthaften Mitteln. Dahin ge- 
hort 1) die Zweckmäßigkeit des Mittels, und 2) die 
Nothwendigkeit ſeines Gebrauches für den Zweck des 
Strafverfahrens: welche auf der, in dem beſonderen Falle 
vorhandenen, Unanwendbarkeit oder Unzulänglich⸗ 
keit eines gelinderen Mittels beruht. I) Wendet der 
Richter ein nicht (durch dieſe Vorausſetzungen) gerechtfer⸗ 
tigtes Mittel an, ſo macht er ſich durch einen ſolchen Miß⸗ 
brauch der Amtsgewalt ſowohl gegen den Staat, als gegen 
den Angeſchuldigten, verantwortlich. II) Sobald die 
vorhandenen Bedingungen der Statthaftigkeit eines ange⸗ 
wendeten Mittels wieder, ganz oder zum Theil, verſchwin⸗ 
den, muß deſſen Anwendung aufhören, oder doch ge⸗ 
mildert werden, und das hierzu Erforderliche geſchehen. 


5. 73. 
D, Von den Mitteln gegen einen Anweſenden: A) falls dieſer nicht der 
g luck verdächtig tf : 

J) Nicht jeder Angeſchuldigte oder auch Ueberwieſene 
iſt, ſchon als ſolcher, der Flucht verdächtig. Die 
Gründe, welche dieſen Verdacht abwenden können, liegen 
entweder A) in den perſönlichen Verhältniſſen des An⸗ 
geſchuldigten, welche ihn, durch ein bleibendes Intereſſe, an 
den Ort des. Gerichtes feſſeln; B) oder in der Beſchaffen⸗ 
heit der von ihm, — falls er ſchuldig ſeyn ſollte, — 
verwirkten Strafe: wenn dieſe entweder unfähig iſt, jenes 
Intereſſe zu überwiegen, oder auch gegen den Abwe⸗ 
ſenden vollſtreckt werden kann. I) Solange fic nun hier⸗ 
nach erwarten läßt, daß der Verdächtige, auf Verlangen 
des Gerichtes, freiwillig erſcheinen werde, iſt dieſes nur 
zur Vornahme der ordentlichen Ladung, und erſt wenn 

c) P. G. O. Art. 6. 11. 


d) Dem Angeſchuldigten gebürt das Recht der Vertheidi 55 der 
a 8 Beſchwerdeführung, und der Genugthuung. 9 
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ſolche unwirkſam geblieben, zu deren Wiederholung, 
unter Androhung einer Geldbuße, oder des Abholens, oder 
auch zur alsbaldigen, — miglidft ſchonend einzurichtenden, 
— wirklichen Abholung (Realladung), berechtigt. Von 
der Ladung gelten im Ganzen die Regeln des Civil pro⸗ 
ceſſes: nur mit dem Unterſchiede, daß weder Ferien, noch 
geſetzliche Friſten, beachtet werden; daß dem Geladenen der 
Zweck der Labung nicht bekannt gemacht wird; und daß 
die Pflicht, der Ladung zu folgen, in der Regel unbe⸗ 
dingt iſt ). 


§. 74. 
B) Mittel gegen einen der Flucht Verdächtigen: 1) Sicherheitsleiſtung. 


D Die Cautionsbeſtellung, — als das gelindeſte 
Mittel, — findet Statt, wenn ſie als genügend an⸗ 
zuſehen iſt, um den Verdacht der Flucht abzuwenden: wel⸗ 
ches, in jedem einzelnen Fall, aus der Beſchaffenheit der 
Gründe, auf welchen dieſer Verdacht beruht (§. 73), 
zu beurtheilen ſteht. II) Ihrem Zweck zufolge iſt dieſe Cau⸗ 
tion, in der Regel, und im Zweifel, nur dar auf gerichtet, 
daß der Angeſchuldigte ſich auf jede Ladung vor Gericht 
ſtellen werde (C. de judicio sist) a). Doch kann fle aud 
auf Leiſtung Desjenigen, wozu er verurtheilt werden 
würde (Geldbuße, Koſten und Schadenerſatz), ausgedehnt 
werden (C. judicatum solvi). III) Den Betrag der Cau⸗ 
tion beſtimmt der Richter b), je nach ihrem Zweck: mithin, 
wenn ſie blos auf die Stellung vor Gericht abzweckt, 
nach dem Grund und dem Grade des vorhandenen Ver⸗ 
dachtes der Flucht. IV) Zuläſſige Arten der Sicher⸗ 
heitsleiſtung find: durch Pfand, Bürgſchaft, und Eid c). 


— 


a) Stübel a. a. O. § 1551. 1554. 2449. 

a) L. 6. §. 3. C. de appellat. (7, 62.) L. 4. D. de cust. reor. Dorn 

f a. a. O. S. 439. v. Feuerbach a. a. O. 8. 533. A. M. iſt, 
wenigſtens beim ſicheren Geleite, Kleinſchrod: Abhandl. II. S. 187. 

p) L. 4. D. de cust. reor. Neuere Landesgeſetzt beſtimmen zum Theil 
den geringſten Betrag der Summe: z. B. Baier. St. G. B. 
Art. 137 nicht unter 200 Fl. 

c) Quiſtorp a. a. O. §. 645. Daß jeder Angeſchuldigte, ſchon als 
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Die Bürgſchaft it aber nur dann zweckmäßig, wenn ſich 
nach den Umſtänden annehmen läßt, daß der Angeſchuldig te 
ſelber den Verluſt der Cqutionsfumme empfinden werde: 
alſo beſonders, wenn nahe Angehörige ſich verbürgen. 
») Stellt ſich der Angeſchuldigte nicht, auf die Ladung, 
fo verfällt die Cautionsſumme dem Gerichtsſiscus; und 
gegen den Angeſchuldigten wird nun ſo verfahren, als ob 
keine Caution geleiſtet worden wäre. VI) Die Caution 
erliſcht, ſobald dem Angeſchuldigten das Urtheil eröffnet, 
oder derſelbe aus irgend einem Grunde verhaftet, iſt. 


8 e 75. 
H Verhaftung. 


Die Verhaftung beſteht in der Einſperrung in ein 
Verwahrungsgefängniß a). A) Bedingungen ihrer Statt⸗ 
haftigkeit. Wegen der darin enthaltenen drückenden Be⸗ 
ſchränkung der perſönlichen Freiheit findet die Verhaftung 
nur da Statt, wo fie fir den Zweck des Strafverfahrens 
nothwendig iſt. Gerechte Gründe derſelben ſind: 1) ein 
ſolcher Berdacht der Flucht, welcher durch Sicherheits⸗ 
leiſtung nicht beſeitigt werden könnte: verbunden mit hin⸗ 
reichendem Verdachte der Schuldb); 2) Beſorgniß der 


ſolcher, auch des Meineides verdächtig ſey, wie Kleinſchrod 
a. a. O. §. 41. und v. Feuerbach a. a. O. §. 533. annehmen, 
läßt ſich nicht behaupten, und widerfpridt der geſetzlichen Billi⸗ 
gung des Reinigungs ⸗Eides. Nach dem Baier. St. G. B. 
Art. 137 iſt Caution durch Eid ganz unzuläſſig; nach der Preuß. 
Cr. O. §. 234. 235 bloß in der Regel. Bei ſehr geringem 
Verdachte der Flucht wird auch wohl das Angelöbniß zugelaſſen: 
d. h. das gerichtlich abgelegte (durch Handſchlag beſtärkte) Ver⸗ 
ſprechen, ſich nicht zu entfernen und auf Ladung zu erſcheinen. 
Stübel a. a. O. § 1690. Mittermaier a. a. O. 5. 70. 

a) Verſchleden davon iſt die Realladung (5. 73) und der Haus⸗ 
arreſt: welcher, als das mildere Mittel, da eintreten muß, wo 
die Verhaftung nicht für nothwendig zu halten iſt. Tittmann 
a. a. O. §. 705, Preuß. Cr. O. 5. 223. Baier. St. G. B. 

Art. 123. 

b) Der Grad dieſes Verdachts läßt ſich nicht allgemein beſtimmen. 
Die P. G. O. Art. 6. 11. erfordert redliche, gezugſame Anzeigen. 
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Colluſion, ober anderer, die Erforſchung der Wahrheit 
erſchwerender, Hanblungen. Dieſe Beſorgniß muß jedoch 
auf einem beſtimmten und hinreichenden Grunde beruhen. 
Und auch unter dieſer Vorausſetzung findet die Verhaf⸗ 
tung nur bei ſchweren Verbrechen und nicht länger Statt, 
als es für ihren Zweck nothwendig iſt o). 3) Auf hin⸗ 
reichenden Gründen beruhende Beſorgniß gefährlicher 
Handküngen des Angeſchuldigten. 4) Als pro viſs⸗ 
riſche Maasregel iſt die angenblickliche Verhaftung aller 
am Orte der That Betretenen, bis zur Ausmittelung der 
wahrſcheinlichen Theilnehmer, ſtatthaft. B) Berfah⸗ 
ren bei der Verhaftnehmung. 1) Dieſe geſchieht durch den 
Gerichtsdiener: welcher, — außer dem Falle dringender 
Eile, — mit einem ſchriftlichen Verhaftsbefehle ver⸗ 
ſehen ſeyn ſollte d). 2) Die Verhaftung muß mit mog⸗ 
lichſter Schonung, und daher nur mittelſt Anwendung 
der (nach den Umſtänden) durchaus nothwendigen Ge⸗ 
walt, geſchehen. 3) Sie iſt nicht an Zeit und Ort ge⸗ 
bunden, und kann auch, — falls zu vermuthen iſt, daß ſich 
der Angeſchulditzte noch in dem Gerichtsbezirk auf⸗ 
halte, — durch allgemeine oder beſondere Hausſuchung 
(S. 87) bewirkt werden. O Die Einrichtung der Haft 
und die Behandlung der Verhafteten richtet ſich nach 
den oben (§. 48—50) vorgetragenen Regeln. 


§. 76. 
I) Von ven Mitteln gegen einen flüchtigen Angeſchuldigten: A) Im 
Allgemeinen. 

I Zu den Mitteln, einen flüchtigen Angeſchuldigten 
vor Gericht zu ſtellen, gehoren a) theils verſchiedene Arten, 
die Realladung und die Verhaftung zu bewirken (nemlich 
Hausſuchung, Nacheile, Hälfsſchreiben und Steck⸗ 


c) Die P. . Q. Ant. 11. ſpricht nur von der abgeſonderten 
Verwahrung verhafteter Mit ſchuldigen.— Mittermaier: In 
wie fern iff die Verhaftung wegen Gefahr der Colluſi on zu recht⸗ 
fertigen? N. Archiv 18834. S. 276 f. 

d) Ausdrücklich vorgeſchrieben im Baier. St. G. B. Art. 124—126. 
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briefe): welche daher auch ſämmilich die Bedingungen 
der Statthaftigkeit einer Verhaftung (§. 75) voraus⸗ 
ſetzen; b) theils die öffentliche Ladung; c) theils 
das ſichere Geleit und d) der Güterbeſchlag. I) Un⸗ 
ter dieſen Mitteln finden ſich folgende allgemeine Ver⸗ 
ſchieden heiten: A) In Hinſicht ihres Gebrauches 
ſind ſie entweder ſelbſtſtändige (Hauptmittel); oder nur 
begleitende: wie ber Güterbeſchlag a). B) In Anſehung 
der Art ihrer Wirkſamkeit ſind ſie entweder directe 
Mittel, oder indir ecte. Zu Letzteren gehört das ſichere 
Geleit und der Güterbeſchlag. Der Gebrauch der Haupt⸗ 
mittel beſtimmt ſich, in Gemäsheit der oben (. 72) auf⸗ 
geſtellten Regel, nach der in jedem Falle zu beurtheilenden 
Zweckmäßigkeit und Nothwendigkeit derſelben d). Es können 
jedoch auch mehrere Hauptmittel zugleich angewendet 
werden. 


§. 77. 1 

B) Im Einzelnen: 1) von der Nacheile a). 
Die Nacheile (Amtsfolge, sequela judicialis s. prae- 
fectoria) beſteht in Verfolgung eines flüchtigen An- 
geſchuldigten durch Diener des Gerichts, um 
ihn zu verhaften b). 1) Zweckmäßig iſt Nacheile 
nur unter der Vorausſetzung, daß man den Flüchtigen noch 
zu erreichen hoffen darf. 2) Sie geſchieht durch Unter⸗ 
bediente des Strafgerichtes: zu deren Unterſtüzung 
daſſelbe jedoch nöthigenfalls auch bewaffnete Mannſchaft, 


a) Inſofern beim ſicheren Geleite Caution zu leiſten iſt, gehört auch 
dlieſe zu den begleitenden Mitteln. * 

b) Durch dieſe Regel wird die von Feuerbach §. 533. aufgeftelite 

UAnterſcheidung zwiſchen nächſten und aushülflichen Mitteln 
überſlüſſig. Auch iſt das ſichere Geleit nicht als ein blos aus⸗ 
bülfliches Mittel zu betrachten: da es vielmehr oft das nächſte 
und fiderfte iſt. 

a) Von der Hausſuchung zum Zweck der Verhaftung ſ. S. 75 B. 

und 5. 87. l 7 . : 

b) Chr. Wildvogel: de persecutione delinquentium. Jen. 1700. 
MH. C. Müller: de jure facinorosos sequela praefectoria perse- 
quendi. Altd. 1714. = 
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oder die Gerichtsunterthanen, aufbieten kaun e). 3) In der 
Regel beſchränkt ſich die Nacheile auf die Grenzen des 
eigenen Gerichtsbezirks; doch pflegt der Gerichtsgebrauch 
ſolche auch in die Sprengel anderer Gerichte deſſelben 
Staats zu geſtatten 4): wo dann aber dem zuſtändi⸗ 
gen Gerichte die geſchehene Ergreifung angezeigt, der Ver⸗ 
haftete ihm übergeben, und um Exlaubniß zu deſſen A b⸗ 
führung gebeten, werden muß. Die Statthaftigkeit der 
Erſtreckung der Nacheile in das Gebiet eines anderen 
Landes beruht auf Staatsverträgen. 4) Die Durch⸗ 
führung des Verhafteten durch einen fremden Gerichts⸗ 
bezirk bedarf der Anmeldung und Bewilligung des betref⸗ 
fenden Gerichtes. Zur Legitimation des Gerichtsbedienten 
dient ein offener Paß, worin alle Obrigkeiten erſucht 
werden, ihm behülflich zu ſeyn. 


§. 78. 
2) Hülfsſchretben. ae 

Hülfsſchreiben (Erſuchungsſchreiben, litterae requi- 
sitoriales) ‘find gerichtliche Schreiben an ein bes 
ſtimmtes Gericht, worin dieſes um Verhaftung 
und Auslieferung des Flüchtigen erſucht wird ⸗). 
1 Sie ſetzen voraus, daß 'der Aufenthalt des Flüchti⸗ 
gen in dem Bezirke des erſuchten Gerichtes entweher bekannt, 
oder doch wahrſcheinlich, ſey. 2) Zum Inhalt eines Hülfs⸗ 
ſchreibens gehört a) eine genügende Beſchreibung des Fluͤch⸗ 
tigen; b) die Angabe der That und ihrer Zeit, ſo wie 
c) der Gründe des Verdachts wider den Flüchtigen; 
d) die Nachweiſung der Zuſtändigkeit des erſuchenden Ge⸗ 
richtes, und, e) falls das Schreiben an ein auswärtiges 


a) C. I. de Zwierlein, D. I.: de Iitteris requisitorialibus. Gott, 17 56. 

c) Die Verfolgung des Flüchtigen durch eine Privatperſon (z. B. 
den Verletzten) tft ke ine Nacheile. 

d) Quiſtorp a. a. O. § 824. Claproth: ſummar. Prot. §. 539, 
Tittmann a. a. O. S. 716. Aeltere Reichgeſetze erlaubten we⸗ 
nigſtens, die Landfriedensbrecher und Räuber in fremde Geriches⸗ 
bezirke zu verfolgen. R. A. v. 1555. ö. 36. 37. R. A. v. 
1559. §, 22. f 
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Gericht erlaſſen wird d), das Berſprechen der Erwide⸗ 
rung der geleiſteten Sri (Reversales). 3) Der er ſucht e 
Richter iſt berechtigt, die Zuläͤſſigkeit der derlangten Halfe 
zu prüfen: worauf er das erfudende Gericht von dew 
wahrgenommenen Nuſtänden benachrichtigt und deren Er⸗ 
lebigung erwartet. 4) Findet ſich kein Hinderniß, fo 
wird der Flüchtige verhaftet, alsbald ſummariſch 
vernommen, und, wenn ſich auch hieraus kein Anſtand 
ergibt o), nebh den bei ihm gefundenen Sachen, ſammt 
dem Protocol, an den erſuchenden Richter abgeliefert: 
welcher dann, denſelben anzunehmen und die Koſten zu 


erſetzen, verpflichtet iſt J. 


§. 79. 
3) Steckbriefe a). 


Steckbriefe (litterae arrestatoriae patentes) ſind offe ene 
gerichtliche Schreiben, worin alle Obrigkeiten 
um Verhaftung und Auslieferung des Flüchti⸗ 
gen erſucht werdend). D Bedingungen der Statt- 
haftigkeit der Steckbriefe find: A) die Unanwendbarkett 
oder Unwirkſambeit anderer Mittel. Doch kann, falls 
dieſen aus beſonderen Gründen nicht zu trauen ſeyn ſolte, 
auch ſchon neben denfetben ein Steckbrief erlaſſen werden! 


b) Ob und in wiefern auswärtige Gerichte zur Hülfe verpfich tet 
ſeyen, tft nach den etwa beſtehenden Staats verträgen zu beurtheilen 
(§. 43. 44). 

c) Dahin gehört auch der Fal, wenn das erſuchte Gericht ſelber die 
Zuſtändigkeit in Anſpruch nimmt. 

d) Daß, im Fall der Grund des Erlaſſens vom Hülfsſchreiben ver⸗ 
ſchwunden ſepn ſollte, das erſuchte Gericht hiervon zu ben ach⸗ 
richtigen fey, ergibt ſich ſchon aus der oben 5. 72. H. aufge⸗ 
ſtellten allgemeinen Regel. 

a) Kleinſchrod: über die Natur und Erforderniſſe der Siecbriefe 
In deſſen Abhandlungen. Th. II. N. 11. Eine Nachleſe hierzu: 
Biedermannt über Steckbriefe. Im pele des C. a B. III. 
St. 3. S. 2 f. 


b) Von Steckbriefen find zu unterſcheiden: gülfsſchreiben, 51725 
Päſſe ), Warnungs anzeigen, Edietalladungen ) und 
Perhaftsbefehle ***), 
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B) Ein ſchweres Verbrechen. O) Hiareichender Bene 
dacht wider den Flächtigen. Unter dieſen Vorausſetzungen 
iſt auch das Unterſuchungs gericht ), ſolche zu erlaſſen, 
berechtigt ). I) Zum Inhalte der Steckbriefe gehören 
die nemlichen Gegenſtände, wie bei den Haälfsſchreiben 
(S. 78. 2); nur mit dem Unterſchiede, daß die Schilderung 
der Perſon des Flͤchtigen (Signalement) noch genauer 
eingerichtet d), anch wohl beſonders beigelegt, das Da⸗ 
ſeyn des Verdachts wider denſelben aber nur allge⸗ 
mein?) bemerkt, wird. II) Die Verbreitung der Steck⸗ 
briefe gefdiept, falls anzunehmen iſt, daß ſich der Flüchtige 
noch in der Nähe befinde, durch ſchleunige Verſendunz ge⸗ 
ſchriebener Steckbriefe an die benachbarten Gerichte; 
ſonſt aber durch Einrückung in die öffentlichen Blätter. 
IV) Die Wir ung der Steckbriefe it dieſelbe, wie die der 
Hülfsſchreiben (S. 78. N. 3. 4). Der Steckbrief bleibt 
gültig bis zum Widerruf. Unterläßt daher das Gericht dis 
öffentliche Zurücknahme des zwecklos gewordenen Steck⸗ 
briefes, fo iſt es für die Folgen verantwortlich e). 


. 80. 
4) Oeffentliche Ladung a). 


Durch die Edictalladuntz wird der Flüchtige 
öffentlich aufgefordert, vor dem Gerichte in 
erſcheinen, und ſich wegen des. wider ihn dor⸗ 
handenen, Verdachtes zu rechtfertigen b). D Zum 
Inhalte derſelben gehört, außer dem Ramen des Ge⸗ 


*) S. hierüber §. TT a. E. 
) St. darüber den 5. 80. 
) St. dar über §. 75. N. d. 
1) O. 5. nicht etwa nur das erkennende Gericht, auf vorangegan⸗ 
enen Antrag des Inquirenten. 
c) Polieelbebörden find nicht brfugt, Steckbriefe zu ane: 
d) Pfiſter: merkw. A a G. v. S. 624. N. 2— 
2) D. h. oberflächlich. 
3 83 a. a. O. §. 36. S. 398. Stübel a. a. 75 1 
a) Kleinſchrod: Abhandlungen. Th. II. Abh. II. S. 115 5 “id 
bel a. a. O. §. 159f — 1610. Mittermaier a. a. O. He 6 
b) L. 1. S. 2. D. de requirendis etc, (48, 17). Nov. 134. c. 5. 
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richtes und des Geladenen, die Angabe des Verbrechens; 
die allgemeine Bemerkung vom Daſeyn eines hinlänglichen 
Verdachtes; und die Beſtimmung einer peremtoriſchen Friſt. 
D Zweckmäßig iſt die öffentliche Ladung nur in folgens 
den Fällen: 4) Wenn ſich, nach den Umſtänden, erwarten 
läßt, daß der Geladenk erſcheinen werde, um ſich zu ver⸗ 
theidigen. — Dieſe Vorausſetzung tritt meiſt nur bei leich⸗ 
teren Verbrechen ein; und es findet hier die Edictal⸗ 
ladung, ſelbſt ohne daß vorher Hülfsſchreiben und Steck⸗ 
briefe verſucht wurden, Statt. 5) Wenn durch dieſelbe die 
Begründung eines Ungehorſamsverfahrens bezweckt wird c). 
In dieſem Falle ſetzt ſie theils ein ſchwereres Verbre⸗ 
chen, theils einen hohen Grad des Verdachtes, theils 
die Unanwendbarkeit oder Fruchtloſigkeit anderer Mittel, 
voraus d). III) Die Ladung pflegt nur ein Mal zu ge⸗ 
ſchehen, und wird, durch Anſchlag in drei verſchiedenen 
Staaten, oder auch durch Einrücken i öͤſſentliche Blätter, 
belannt gemacht. 


§. 81. 
5) Güterbeſchlag a). 

Der Güterbeſchlag (annotatio s. consignatio bono- 
rum) beſteht in gerichtlicher Aufzeichnug vom Ver⸗ 
mögen des Flüchtigen, und Entziehung ſeines 
Verfügungsrechtes darüber. D Der Zweck des⸗ 
fentgen Güterbeſchlags, von welchem hier die Rede iſt, 
geht dahin, daß der Flüchtige, durch Entziehung der Mittel 
des Lebensunterhalts, zur Rückkehr genöthigt wer⸗ 
de b). Hierdurch beſtimmt ſich theils der Umfang deſſel⸗ 


c) Auf dieſen Fall iſt, durch neuere Lanbesgeſetze, die Ediclalladung 
beſchränkt. Preuß. C. O. 5. 577 

d) Die unterlaſſene Unter ſcheidung biefer beiden Fälle tft die Quelle 
der verſchiedenen Meynungen über die Bedingungen der Statthaf⸗ 
tigkeit einer Edictalladung. 

a) IL. 5. . 3. D. de requirendis etc. (48, 17). P. G. O. Art. 206. 
Kleinſchrod: über die Aufzeichnung der Güter eines Verdächti⸗ 
gen. In deſſen Abhandlungen. Th. II. N. 7. 

b) Die Beſchlagnahme kann auch — entweder bauptſächlich, oder 
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ben: indem er das ganze Vermögen (jedoch unbefdadet 
der Rechte dritter Perſonen umfaßt; theils auch die 
Anwendung des Beſchlags: inden ſolcher auch neben 
anderen Mitteln angewendet wird. I) Das Verfahren 
dabei beſteht in Aufnahme eines Güter verzeichniſſes, 
durch das dafür zuſtändige Gericht: wobei man die 
Kächſten Verwandten des Fluchtigen zuzuziehen pflegt ;. und 
in Anordnung der nöthigen Maasregeln der Sicherung 
und Verwaltung des Vermögens, wie der Verhütung jedes 
Verabfolgens an den Küchtigen. III) Die Aufhebung 
des Beſchlags erfolgt: A) wenn der Flüchtige zurückkehrt; 
B). wenn: derſelbe in ſeiner Abweſenheit los geſprochen 
wird c); O wenn er ſtirbt, oder (als Verſchollener) far 
todt zu halten iſt. 


* §. 82. ; 

6) Sicheres Gelelt: a), Natur und, Statipaftigtese deffetben 

Sicheres Gelett (salvus conductus) ift bie einem 
Angeſchuldigten, von der zuſtändigen Behörde, 
ertheilte Zuſicherung des Verſchonens mit der 
Haft. D Der Zweck des Geleites geht dahin, dem An⸗ 
geſchuldigten, welchen die Furcht vor der Verhaftung abhält, 
ſich zu ſtellen, dieſe Beſorgniß zu nehmen, und ihn hier⸗ 
durch zur Rückkehr zu bewegen. Es iſt alfo ein indirectes 
Mittel, den Flüchtigen vor Gericht zu ſtellen. Eine Be⸗ 
günſtigung, — insbeſondere ein Privilegium des Ange⸗ 
ſchuldigten, — 1 hingegen dem Geleite nicht zu Grund b). 


nebenher — auf Sicherung des Sopeneciapes, der Privatgenug⸗ 
thuung und der Strafvollziehung abzwecken. In jenem Falle be⸗ 
ſchränkt fe ſich auf einen dazu hinreichenden Theil des Vermögens. 
ch Nach I. 2. C. de requirend. reis (9, 40) ſtel das Vermögen des 
„ „Flüchtigen, falls er erſt nach Jahr es friſt ſſch ſtellte, an den Fiscus; 
und dieſer behielt es K dann, wenn der Zurückgekehrte ſeine 
%) Kleinſchrod: Verſuch einer vollſt. Theorie der Lehre vom ſiche⸗ 
ren Geleit. In deſſen Abhandlungen. Th. I. Abh. 9. S. 133. 
Abegg: Verſuch einer geſchichtlichen Begründung der Lehre von 

dem ſ. g. ſicheren Geleite. In de ſſen hiſtoriſch⸗yract. Exört. N. I. 
) Die entgegengeſetzte Anſicht. iſt die Quelle vieler behaupteten 
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H) Ote Statthaftitzkelt des ſicheren Geleites beſchränkt 
ſich, feinem Zweck zufolge, A) nicht etwa anf den Fall der 
Unanwendbarkeit oder Fruchtloſigkeit anderer Mittel, ſon⸗ 
dern es kann auch als das erſte und ſicherſte Mittel 
gebraucht werden ). B) Es findet bei allen Arten von 
Verbrechen c), C) in allen Theilen der Inſtruetion, und 
D) auch dann Statt, wenn ein Contumacſalverfahren ein⸗ 
geleitet werden konnte. 


§. 88. 
b) Ertheilung das Geleits. 


1) Jeder zufändige Nich er iſt befugt, ſicheres 
Geleit zu ertheilen ). Der Angeſchuldigte kann ſich jedoch 
auch unmittelbar an das Obergericht, und ſelbſt an den 
Landesherrn, wenden. Hat ein nicht⸗zuſtändiges Gericht 
daſſelbe bewilligt, ſo iſt wenigſtens dieſes ſelber daran 
gebunden. I) In der Regel wird das Geleit nur auf ein 
Geſuch ertheilt D), welches der Abweſende, durch einen 
Bevollmächtigten (der zur Angabe von deſſen Auſenkhalts⸗ 
platz nicht gezwungen werden barf) überreichen läßt. Es 
kann rathſam ſeyn, das Geſuch durch einen kurzen Vortrag 
der Hanptvertheidigungs gründe gleich zu unterſtützen, 


Beſchränkungen des Geletts; ſowohl in Hinſicht der zußändigen 
Behörde, als der Statthaftigkeit und Dauer deſſelben. 
c) Stübel a. a. O. 5. 1779. A. M. it Kleinſchrod im N, Archiv 
v. S. 283 f. ; 
d) Nach der Preuß. C. O. 5. 247. fol Räubern und Dieben 
nile ein ſichttes Gelett erthellt werden. 
) Kleinſchrod a. a. O. §. 133. Stübel a. a. D. §. 1766. 
NMartin a. a. O. § 106. Tittmann a. a. D. 5. 727. N. p. 
In Folge der falſchen Anſicht, daß das fichere Geleit ein Privile⸗ 
glum enthalte, tft, nach manchen Landesgeſetzen, die Ertheilung 
deſſelben überhaupt, oder doch in gewlffen Füllen, nur den Ober⸗ 
gerichten, oder dem Juſtizminiſterium, gestattet. Preuß. Cr. O. 
& 246—248. Nach anderen kann es tur von Landesherrn, oder 
doch nur mit deſſen Genehmigung, ertheilt werden. Bater. Si. 
G. B. Art. 417. b a 
b) Das Gericht kann ſich veranlaßt ſehen, dem Angeſchuldigten das 
‘pers Geleit anbieten zu laſſen. Tittmann a. a. O. § 627. 
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und das Anbieten der Sicherheits leiſtung damit zu ver⸗ 
binden ). II) Ueber die Exeheilung des Geleits pflegt ein 
föͤrmlicher Geleitsbrief ausgefertigt zu werden: worin 
denn auch die, etwa gemachten, beſonderen Beſtim⸗ 
mungen auszudrücken find (§S. 84. ). ae, 


V. 84. 5 „ 
c) Wirkung des ficheren Geleits. 

Im Allgemeinen ſichert das Geleit den Ange⸗ 
ſchuldigten gegen Berhaftung und Auslieferung): 
wesholb, daun auch die etwa ſchon zu deſſen Ergreifung 
getroffenen Maasregeln zu rück zunehmen find. Dieſe Wir⸗ 
fung iſt jedoch theils an die allgemeine ſtillſchweigende Be⸗ 
din gung, daß der Angeſchuldigte ſich — aaf Verlangen — 
vor Gericht ſtelle, geknüpft; theils hat fie gewiſſe Gren⸗ 
zen: und zwar A) natürliche Grenzen. Das Geleit 
beſchränkt ſich nämlich 1) in Hinſicht des Ortes auf den 
Gerichtsſprengel des daſſelbr ertheilenden Gerichtes; 2) in 
Anſehung des Gegenſtandes kuf das en ige Verbrr⸗ 
chen, in Hinſicht deſſen es getzeben worden iſt; 3) und 
in Rünkſicht der Perſon auf den beſtimmten Angeſchul⸗ 
digten, dem es ertheilt iff. 4) Der Zeit uach erſtreckt 
ſich das u nbeſtimmt bewilligte Geleit auf die Dauer der 
Unterſuchung, bis zum Eintreffen eines End urtheils ). 
Außerdem pflegen dem Geleit B) auch noch poſitive 


c) Cautelen in Hinſicht des Geſuches gibt Engan an. Elem. jur. 
crim. L. II. §. 336. 397. 
a): Auch enthilt das Geleit bie Sufage des Schutzes gegen alle un⸗ 
rechtmäßige Gewalt. 5 8 
1) Hudeliſcherweiſe ſtützen die Herren Mittermater (I. S. 495, 
N. 23), Martin (5. 107. R. 3) und Müller (§. 144. N. 20) 
ihre abſurde Behauptung, daß das Geleit nicht gegen del Col lu⸗ 
ſions⸗Abwend⸗Haft ſcheltze, auf die alleinige Autorität von Titt⸗ 
mann. Dieſer fagt aber (III. §. 728. N. q) implica das verticale 
Gegentheils indem er warnend behauptet, daß bei drohender Col 
luſion mit Mitſchulvigen die Ertheil ung des Geleites unter⸗ 
bleiben ſollte. Damit iſt wohl, dünkt mir, deutlich genug aus⸗ 
beſprochen, daß das (upporſichtig) ertpetite Geleite der beftag 
ten Haft im Wege eben winde. ae 
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(beſondere) Grenzen geſetzt zu werden, welche einer aus⸗ 
drücklichen Beſtimmung bedürfen. Daſſelbe wird nemlich 
oft 1) auf eine kürzere, — entweder abſolut, oder relativ 
beſtimmte, — Zeit beſchränkt. 2) Auch wird es wohl an 
beſondere Bedingungen geknüpft: wohin vorzäglich 
die Cautionsleiſtung (§. 74) und das Verſprechen, ſich nicht 
aus dem Gerichtsſprengel zu entfernen, gehort. 


5 §. 85. 
d) Ende des ſicheren Gelels. C 

Das Geleit erliſcht J mit Fällung eines Exdur- 
theils. Wird nemlich A) der Angeſchuldigte los geſpro⸗ 
chen, oder in eine geringe Strafe verurtheilt, fo bedarf 
es keiner Berhaftung deſſelben: mithin auch keines wei⸗ 
teren Geleites. Wird ihm hingegen B) eine ſchwere 
Strafe zuerkannt, fo hat er nun nicht mehr die Haft, 
ſondern die Strafe, zu fürchten, und wird daher zur 
Eröffnung des Urtheils verhaftet. I) Mit Ablauf der 
Zeit, auf welche das Geleit beſchränkt war! II) Wenn 
der Angeſchuldigte eine Bedingung des Geleits unerfüllt 
läßt). IV) Wenn er ein neues Verbrechen begeht. 
Hingegen erliſcht das Geleit nicht dadurch, daß entweder 
der Verdacht wider den Angeſchuldigten feist oad: die: That 
alt 8 asche aries 


afr 


| Sweites Capitel. 
Bon den Mitteln, Sachen der Gewalt des Ge⸗ 
richts zu unterwerfen. 
8. 86. 
„Einleitung. 
Das Gericht iſt berechtigt, Sachen, deren es zur Er⸗ 
keihmg des Zwecks der Unterſuchung edit in ſeine Ge⸗ 


* Dahin gehort jedoch nicht ſchon fever 1 des Geletteten 
gegen richterliche Befehle; ſondern nur der Fall, wenn der Unge⸗ 
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walt zu bringen. Die Mittel hierzu müſſen jedoch 1), über⸗ 
haupt und an ſich betrachtet, rechiliche Mittel ſeyn a). 
I) Ihre Anwendung in fedem einzel nen Fall iſt theils 
durch Zweckmäßigkeit, theils durch Nothwendigkeit, 
bedingt. Hiernach beſtimmen ſich die Fragen, a) ob, und 
b) inwieweit ein gewiſſes Mittel anzuwenden fey. II) Ent⸗ 
hält der Gebrauch eines, übrigens ſtatthaften, Mittels die 
Erklaͤrung des Verdachts gegen eine beſtimmte Perſon, 
ſo erfordert deſſen Statthaftigkeit das Daſeyn eines, zur 
Rechtferttgung des fraglichen Mittels, hinreichenden Gra⸗ 
des von Verdacht. 


4 §. 87. 
D Von der Hausſuchung a): A) Statthaftigkeit derſelben. 


Haus ſuchung (perscrutatio domestica) iſt die in Be⸗ 
ziehnng auf eine Strafſache geſchehene gerichtliche Nachfor⸗ 
[Gung in Privatwohnungen b). Ihrem Umfange nach iſt 
fie entweder allgemeine, oder beſondere. D Beide 
Arten der Hausſuchung enthalten eine läſtige Störung des 


horſam in der Flucht, oder in Anſtalten zum Entfliehen, bee 
ſteht. Klein a. a. O. §. 74. S. 267. Stübel a. a. O. §. 1827. 

a) Daher z. B. keine Brieferbrechung (S. 91); keine geheime Po⸗ 
lizei u. ſ. w.) 

*) Eine relative Apologie der Geheimpolizei (namentlich z. B. 
gegen Hochverräther und Diebe) findet ſich in Zimmermann’s 
deutſcher Poliz. Bd. U. S. 604 f. und in Mohl's Praͤventiv⸗ 
juſtiz: S. 424 f. 

a) Ohlenroth: von der Hausſuchung. Witt. 1759. Kleinſchrod: 
über die Hausſuchung, als ein Mittel, den Beweis in peinl. Fällen 
zu befördern. A. Archiv des C. R. B. II. St. 3. N. 4. Pfan- 
nenberg, D.: de perscrutatione domestica. Lips. 1810. Martin 

.§ 97. Tittmann III. 5. 693, Stübel 5. 1864 ff. Kitka: 
über Erhebung des Thatbeſtandes. 8. 795—75. Mittermaier 5.61. 

p) Es iſt bier nicht von policeilichen Hausſuchungen und nicht 

von Streifereten die Rede; ſondern hauptſächlich von der gee 
richtlichen Durchſuchung der Privatwohnungen. Die Regeln 
von der gerichtlichen Hausſuchung finden auch bet der Biſitation 
beſtimmter Perſonen und ihrer Kleidung analoge Anwendung. 
CrimeProe, 4 6. 8 


* 
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häuslichen Friedens; und in Letzterer liegt meiſt auch 
die Erklarung des Verdachts wider den Hausbewohner, 
als einen Urheber oder Begünſtiger. Daher bedarf es zur 
Statthaftigkeit der beſonderen Hausſuchung, inſo⸗ 
fern fie den Hausbewohner verdächtiget, derſelben Er⸗ 
forderniſſe, durch welche das Strafverfahren wider eine 
beſtimmte Perſon bedingt iſt (§. 55). I) Zur Anordnung 
und Ausführung der Hausſuchung iſt der Richter, in deſſen 
Bezirk das fragliche Gebaͤude liegt, berechtigte). 


8. 88. 
B) Verfahren bei der Hausſuchung. 


I Wenn die Hausſuchung (wie gewöhnlich) zugleich 
auf Herſtellung eines Beweiſes abzweckt, ſo bedarf es 
dabei der Gegewart des Richters, wie auch des Pro⸗ 
tocollführers, und der Aufnahme eines Protocolls. 
Bezweckt ſie aber blos die Herbeiſchaffung von Sachen, 
ſo kann ſie auch durch die Gerichts bedienten allein ge⸗ 
ſchehen ): welche ſich jedoch durch don gerichtlichen Auftrag 
legitimiren müſſen, und deren Bericht dann zu den Acten 
regiſtrirt wird. II) Sie muß heimlich vorbereitet, ſchleu⸗ 
nig ausgeführt, und an dem Orte angefangen werden, 
wo, der Wahrſcheinlichkeit nach, die Sache zu finden iſt. 
II) Es ift dabei der Angeſchuldigte, in deſſen Abweſen⸗ 
heit aber der Hausbeſitzer, oder das Familien haupt, 
zuzuziehen, und das Benehmen der Angehörigen des 
Erſteren genan zu beobachten: um ſowohl Coluffonen, als 
auch die Wegſchaffung von Sachen, zu verhüten. Auch 
kann die Zuziehung von Kunſtverſtändigen, ſo wie 
bei manchen Verbrechen die Gegenwart des Verletzten, 
nöthig ſeyn, oder wenigſtens rathſam. IV) Der Umfang 
und die nähere Einrichtuntz der Hausſuchung wird durch 
den beſonderen Zweck derſelben beſtimmt und begrenzt. 

c) Sttbel 5. 1867 — 1873. f 
a) A. M. it Mittermaier a. a. O. S. 296, Das Baier. G. B. 
II. Att. 254 erfordert ſtets die Gegenwart von Richter und Actuar. 
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Insbeſondere muß fie mit der möglichſten Schonung 
zeſchehen b). Jedoch sft der Richter befugt, etwaige Hinder⸗ 
niſſe, — nöͤthigenfalls mit Gewalt, — zu beſeitigen. 
V) Die gefundenen Gegenſtände, welche ſich auf das Ber⸗ 
brechen zu beziehen ſcheinen, werden, nebſt Angabe des 
Ortes, wo ſie ſich fanden, verzeichnet, genau be⸗ 
ſchrieben, und, falls fie ſich wegbringen laſſen, in 
gerichtliche Verwahrung genommen. 


§. 89. 
II) Von den Mitteln, Urkunden zu erhalten: A) Im Allgemeinen a). 


) Um ſich zunächſt vom Daſeyn einer, anf eine 
Strafſache ſich beziehenden, Urkunde und vom Beſitze 
derſelben zu unterrichten, iſt der Richter befugt, den angeb⸗ 
lichen Beſitzer hierüber zu vernehmen; demſelben, im 
Falle des Ableugnens, den Editionseid aufzulegen, und, 
bei großer Wahrſcheinlichkeit des böslichen Ableugnens, 
die Haus ſuchung (nach den oben bemerkten Regeln §. 88) 
vorzunehmen. II) Der Richter hat das Recht, von dem 
ausgemittelten Beſitzer der Urkunde deren Heraus gabe 
zu fordernb): indem Solches die Analogie ſowohl des 
Rechtes, die Bürger zum Zeugniſſe aufzufordern o), als des 


b) Preuß. Crim. O. 5. 127. 128. Oeſterr. Geſeßpb. I. §. 272. 
Baier. G. B. II. Art. 258. Hannover. Entw. Art. 188. 

2) Mittermater: über Zwang zur Herausgabe von Urkunden im 
Strafproceffe (N. Archiv V. S. 319 f.). Deſſelben deutſches 
Strafverf. I. §. 64. Kittke: über Erhebung des Thatbeſtandes. 
§. 86. 

b) Nach römiſchem Rechte iſt der Ankläger nicht berechtigt, vom 
Angeklagten Urkundenedition zu fordern. IL. 2. §. 2. D. de 
jure fisci. L. 4. C. de edendo. a 

c) Denn die Herausgabe der Urkunde iſt ein mittelbares Zeugniß. 
Eben daher dürfen diefenigen Perſonen, welche nicht zum Zang ⸗ 
niſſe gegen den Angeſchuldigten verpflichtet find, auch nicht zur 
Grition gezwungen werden. Die Haus ſuchung Giadet jedoch bei 
ihnen Statt. Kitka a. a. O. G 286. A. M. tt Mitter⸗ 
mater“) a. a. O. S. 308. 

„ Bd. I G. 44. N. 14, und mit um Müller, S. 382: kraft 
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Rechtes des Inquirenten, ein Bekenntniß vom Angeſchul⸗ 
digten zu erlangeu, mit ſich bringt; daſſelbe auch durch den 
Gerichtsgebrauch und neuere Gefege anerkannt iſt d). Eben 
daher iſt der Richter befugt, noͤthigenfalls auch Zwangs⸗ 
mittel zur Herausgabe der Urkunde anzuwenden e): wobei 
jedoch die Einſicht möglichſt auf den betreffenden Theil der⸗ 
ſelben zu beſchränken iſt. 


§. 90. 
B) Insbeſondere: 1) Von Beſchlagnahme der Papiere. 


Zur Sicherung der Herausgabe, und zur Verhütung 
des Veränderns oder Vernichtens, einer Urkunde dient die, 
durch neueren Gerichts gebrauch eingeführte, Beſchlag⸗ 
nahme der Papiere eines Verdächtigen ⸗). D Die 
Anwendung dieſes, an ſich bedenklichen, einem gefährlichen 
Mißbrauche ausgeſetzten und daher moͤglichſt zu beſchrän⸗ 
kenden, Mittels findet nur Statt: 4) wegen ſchwerer 
Verbrechen; B) wider Denfenigen, welcher ſelberb), — 
und zwar in hohem Grade, — des Verbrechens verdad: 
tig ift'); C) in ſolchen Fällen, wo es, nach den Umſtän⸗ 


zweier Sophismen, wovon das Eine ein Absurdum, und das 
Andere eine Rechtswidrigkeit, iſt: nämlich 

a) weil das (paſſive) Dulden einer Hausſuchung dem (acti⸗ 
ven) Zeugnißgeben und Ediren gleich ſtehe!! 

b) Und weil ohne die Privilegirtheit gegen die Hausſuchung 
die Privilegirtheit gegen Zeugniß⸗ und Edir⸗Pflicht il lu ſoriſch 
wäre. Allein fürs Erfte tft dies nicht wahr; und zweitens darf, 
wenn es. auch wahr wire, kein Privilegium ob rationis parita- 
tem extendirt werden! Vergl. auch Henke: S. 618. M. 

d) Preuß. Cr. O. §. 306. Baier. G. B. II. Art. 246. 

e) Stübel S. 2686. ff. * 

a) Mittermaier im N. Archiv. B. v. S. 307 f. Deſſelben D. 
Strafverf. §. 62. 

b) Insbeſondere iſt das perſönliche Verhältniß eines Dritten zum 
Angeſchuldigten kein rechtlicher Grund, um gegen Erſteren mit Be⸗ 
ſchlagnahme ſeiner Papiere vorzufahren. 


1) Dieſe beiden Behauptungen Bauer's unter A und B find bo⸗ 
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den, — insbeſondere nach der Natur des Berbrechens, 
— ſich als wahrſcheinlich vorausſetzen läßt, daß in den 
Papieren des Angeſchuldigten erhebliche Urkunden zu finden 
ſind e). II) Die Beſchlagnahme geſchieht nur durch den 
zuſtändigen Strafrichter, und unter Beobachtung des 
Hausſuchungs⸗ Verfahrens (§. 88). Insbeſondere iſt 
dabei die größte Schonung zu beobachten; und es darf 
die Durchſuchung und Wegnahme von Papieren nicht über 
die, durch den Zweck dieſes Verfahrens beſtimmten, Gren⸗ 
zen ausgedehnt werden 4). 


§. 91. 
2) Von der Brieferbrechung a). 


Sowohl rechtlich als politiſch betrachtet tft die Brie f⸗ 
erbrechung ein un ſtatthaftes Mittel, Beweiſe zu erlangen b). 
Dieſe Regel leidet 1) in Hinſicht des Briefwechſels zwiſchen 
dritten Perſonen keine Ausnahme. 2) Die von dem 
verhafteten Angeſchuldigten, oder an ihn, geſchriebenen 


denlos und irrig. Vergl. Henke: S. 616 f. — Gleicher Anſicht 
mit mir iſt auch der Code d'instruction crim. Art. 36 — 38. 
c) Dieſe Beſchränkung macht ausdrücklich der Cede d' instr. cr. Art. 36. 
d) Hanno v. Entw. 180. 
a) Mittermater: über das Recht des Criminalrichters, Brieferbre⸗ 
chung als Wahrheitserforſchungsmittel anzuwenden v). N. Archiv. 
II. S. 452 ff. Deſſelben D. Strafverf. L S. 300 f. (Vor⸗ 
züglich tft hierüber zu vergleichen Pfiſt er [Criminalfälle. v. 171 f. J, 
Mohl [Polizeiwiſſenſch. II. 458 f.] und Helie l. c.) 
*) Naty behauptet Mittermaier (Bd. I. S. 431): „Auf jeden 
„Fall muß anerkannt werden“ (alſo muß!) „daß die Wegnahme 
„von Briefen noch mehr die Intereſſen gefährden kann als 
„die Beſchlagnahme von Papieren.“ Iſt denn etwa ein Brief 
kein Papier? 

Auch ſpricht er nicht minder cavalicremeni ibidem Rote 16 die 
Irrmeynung aus, daß der Code penal, in Art. 187, die „Ber⸗ 
„letzung des Briefgeheimniſſes durch Beamten“ (Beamte!) ver⸗ 
pone, während dieſer Art. fle einzig und allein den Po ſt⸗ Beamten 
umerſagt. Vergl. Hélie’s théorie du c. pen. Bd. IV. S. 283. 


p) Kurheſſiſche Verfaſſungsurkunde S. 38. 


11 Den ber Inſtuncties . §. 91. 02, 


Briefe it jedoch der Richter, vermoͤtze des Wechtes, jeden 
Verkehr deſſelben mit Anderen zu verhindern, verſchloſ⸗ 
fen zu den Acten zu nehmen, befugt. Die Eröffnung 
dieſer Briefe ſindet aber nur dann Statt, wenn ein be⸗ 
ßimmter hinreichender Muthmaß⸗Grund vorhanden if, daß 
ein Brief Beweiſe liefern werde. 


Drittes Capitel. 


Von den Mitteln, die Identität der Perſonen 
oder Sachen zu bewähren). 


5. 92. 
1) Bewährung der Identität ver Perfonen. 


Außer der, gleich bei ſeiner Verhaftung, zu den Acten zu 
nehmenden genauen Bezeichnung ) eines Augeſchuldigten, 
fo wie der — durch Pernehmung Solcher, welche die frag⸗ 
liche Perſon genau kennen, zu erlangenden — Beſchreibung 
derſelben, gehört hierher vorzüglich die Recognition: 
welche darin beſteht, daß die Perſon, auf welche ſich die 
Ausſage Anderer bezieht, dieſen gerichtlich mit der Auf⸗ 
forderung vorgeſtellt wird, ſich über deren Identität zu 
erklären. A) Dieſe findet beſonders Statt bei Zeu⸗ 
gen ausſagen, welche ſich auf eine gewiſſe Perſon beziehen, 
ſo wie als Vorbereitung der eigentlichen Confrontation, 
und bei Einlieferung eines entflohenen Angeſchul⸗ 
digten b). B) Das Verfahren dei derfelben iſt gehörig 


a) Kistner, D.: de reoognitione personarum et rerum per testes. 
Lips. 1767. Qutſtorp § 704. Kleinſchrod: Abhandl. Th. I. 
Abh. III. 5. 3. Stübel 5. 2053. 2082. Martin 5. 60 « 
Mittermaier: Beobachtungen über Recognitionen im Criminal: 
proceſſe. N. Archiv I. S. 595 ff. Deſſelhen Q. Strafverf. 
I. S. 65, 
1) Signalement. 
d) Es gehort dahin i die Anerkennung der Leiche einer verſtor⸗ 
benen Perſan. 


Von der Snftvuctivn. §. 92. 8, 94. 016 


vorzubereiten und mit befonderer Bor lige einzurich⸗ 
ten, um Täuſchungen zu verhindern. Dazu gehört: 
1) daß mehrere Perſonen ähnlicher Geſtalt, 2) nach 
vorausgehenver Beſeitigung inzwiſchen eingetretener, vie 
Erkennung der fraglichen Perſon er ſchwerender Bers 
änderungen, 3) jedem der Zeugen (ſeparat) allein vorge⸗ 
ſtellt, ſo wie daß 4) die Ausſagenden angehalten werden, die 
Gründe ihres Anerkennens oder Nichtanerkennens genau 
anzugeben. 


N §. 93. 
Il) Bewahrung der Identität von Sachen a). 


Zu den Mitteln, die Identität beſtimmter Sachen in 
Gewißheit zu ſetzen, gehört: J die genane Beſchreibung 
der Sache in dem, über deren Auffindung oder Einlieferung 
aufgenommenen, Protocolle. I) Die Bezeichnung und 
Verſiegelung: wodurch nicht nur Verwechslungen, ſon⸗ 
dern auch Veränderungen, der Sache verhindert werden. 
TH) Die Recognition: insbeſondere ſolcher Sachen, 
welche entwendet, oder an dem Orte der That gefunden, 
worden ſind; ſo wie der Werkzeuge, womit das Verbrechen 
begangen war b). Das Verfahren dabei iſt im Ganzen 
pafielbe, wie bei der Recognition von Perſonen (5. 92). 


Zweiter Titel. 


Von Erforſchung der Wahrheit der Thatſachen, 
oder Theorie des Beweiſes im Strafproceſſe. 


§. 94. 
Vorerinnerung. 


I) Zur Lehre vom Beweis im Strafproceffe a) gehören 
als Hauptgegenſtände: 4) Die Schilderung der verſchiede⸗ 


a) Mittermaier im N. Archiv. I. S. 504. 
b) Bon Recognition der Urkunden unten 5. 152. 


120 Den der Juſtrurtion. 8. 94. 


nen Erkenutnißgzünde der Wahrheit; B) die Darſtel⸗ 
lung des Beweis verfahrens; O) die Grundfage von 
der Kraft der Beweiſe und D) von deren rechtlichen Wir⸗ 
kungen. H) Die Unterſcheidung dieſer Gegenſtände bildet 
jedoch keine angemeſſene Grundlage fir das Syſtem der 
Beweistheorie. Beſſer ordnet ſich dieſe Lehre nach folgen⸗ 
der Abtheilung: A) Von dem Beweis überhaupt (Cap. D; 
B) von den einzelnen Arten des Beweiſes: 1) vom direc⸗ 
ten Beweiſe (Cap. II), 2) vom Anzeigen beweiſe (Cap. 
II), 3) vom zuſammengeſetzten Beweiſe (Cap. IV). 


a) v. Globig: Theorie der Wahrſcheinlichkeit. Regensb. 1806. II. B. 
Traité des preuves judiciaires, ouvrage extrait des manuscrits de 
M. Jérémie Beatham par E. Du mont. à Peris II. Vol. 1828. — 
J. Fr. Ranft: über den Beweis in peinl. Sachen, nach pofit. 
Geſetzen u. philoſ. Grundſ. Frepberg 1801. Kleinſchrod: Grund⸗ 
züge der Theorie von Beweiſen in peinl. Sachen (A. Archiv des 
C. R. B. IV. St. 3. N. 4. S. 44 ff.). Stübel: über den That⸗ 
beſtand der Verbrechen. Wittenb. 1806. Deſſelben Criminal⸗ 
verfahren in deutſchen Gerichten (an vielen Stellen). J. A. Fried⸗ 

rich: Einige Bemerkungen über die Beweisregeln des Criminal⸗ 
nalproceſſes (in von Zu⸗Rhein Beiträgen zur Geſetzgebung. B. II. 

B. 1. Würzb. 1828). Neumark, D.: de probat. in judicio crim. 
Gron. 1817. Bos ch, D.: de convincendi moedis et causs. Leod. 
1823. Mittermaier: Theorie des Beweiſes im peinl. Proceß. 
Mannheim 1809. Darmſtadt 1821. Deſſelben Lehre vom Be⸗ 
weiſe im Strafproceſſe. Darmſt. 1834. 
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Erſtes Capitel. 
Von dem Beweiſe, im Allgemeinen ). 


D Begriff des Bewelee A) In weiteren Sinne. 


Beweis im weitern, und zwar D im obfectiven, 
Sinn iſt der Inbegriff von Gründen für die Wahr⸗ 
heit einer Thatſache. Die Gründe, worauf der Beweis 
beruht, heißen Beweisgründe (arguments); die Mittel 
aber, wodurch man zur Kenntniß dieſer Gründe gelangt, 
beißen Beweismittel). Beide werden aber felber oft 
Beweiſe (probationes) genannt. I) Beweis, im for⸗ 
malen Sinne, bedeutet das Beweis⸗Verfahren: wor⸗ 
unter ſowohl die Beweis aufnahme, als die Beweis⸗ 
führung, verftanden wird (§. 108). III) Beweis im 
fubjectiven Sinn!) iſt das Bewußtſeyn der Gründe 
für die Wahrheit einer Thatſache ). 


. 96. 
B) * im engeren Sinne. 


Das Ergebniß der auf Erforſchung der Wahrheit ab⸗ 
zweckenden gerichtlichen Handlungen kann verſchieden 
ausfallen: woraus ſich denn mehrerlei Stufen des Be⸗ 
weiſes (im weiteren Sinne) bilden (§. 101. 102.), deren 


9 Bauers neueſte und ausführlichſte Erörterung hierüber ( von 

8. 95—118) ſteht in feiner „Theorie des Anzeigebeweiſes.“ Git, 
Die voluminöſeſde Monographie über die Probatio im deutſchen 

Criminalforum iſt Mitter maiers. „Lehre vom Beweiſe im 
Straſproceſſe.“ Darmſtadt, 1834. 5 

2) Bergl. meinen Civilproceß - Schlüſſel: 8. 236 u. 244 

3) Einen ſolchen gibt es ebenſowenig, wit einen Trtangel, oder 
eine Predigt, im ſubjectiven Sinn! 

4) Dieſes Bewußtſeyn heißt nicht Beweis; her „vorläufige 
ueberzeugtheit“! 2 

drm. Prot.. B. 1. 1 


2 Von der Inſtruc fen. 8. 96. 


höchſte in der Gewißheit einer Thatſache beſteht =). 
Eine Thatſache iſt gewiß, weun die vorhandenen Beweis⸗ 
gründe zur Annahme der Wahrheit derſelben nöthigen, 
oder wenn alle jene Gründe da ſind, deren es bedarf, um 
dieſelbe als wirklich vorhanden annehmen zu müſſen. Nur 
dann iſt eine Thatſache bewieſen. Daher iſt Beweis 
im engeren oder eminenten Sinne das vereinigte 
Daſeyn aller Gründe, durch welche die Gewißheit einer 
Thatſache bedingt iſt (gleichbedeutend mit vollem Be⸗ 
weife §. 101.) b). Das Bewußtſeyn dieſer Gewißheit 
heißt Ueberzeugunge ). Dieſe braucht nun zwar auf 
der einen Seite keine apodiktiſche, oder abſolute 
Gewißheit zu ſeyn⸗ d); darf jedoch, auf der andern Seite, 
dem deutſchen Strafproceß zufolge, nicht in einem bloßen 


a) Die Gewißheit kann ſich ſowohl auf das Seyn, wie das Nicht⸗ 
ſeyn, einer Thatfache beziehen. Der Kürze wegen tft dies hier 

durchgehends nicht jedesmal beſonders ausgevrückt. 

b) Die Lehre vom Beweiſe iſt jedoch nicht auf den Beweis im emi⸗ 
nenten Sinne zu beſchränken. Die unterlaſſene Unterſcheidung 
der engeren und weiteren Bedeutung des Beweiſes iſt die Quelle 
mancher Mißverſtändniſſe. ſ. 8. 97. N. a. F. 101. N. a. 

c) Verſchieden hiervon it die Vermuthung: d. h. das Bewußtſeyn 
der für die Wirklichkeit einer Thatſache vorhandenen, aber zur 
Gewißbeit nicht hinreichenden, Gründe. Mit der Vermuthung iſt 
das bloße, nicht auf geeigneten Gründen beruhende, Muth⸗ 
maßen, Conjecturiren nicht zu verwechſeln “). Feuerbach 
§. 545. Rechtsvermuthungen (zu welchen jedoch die geſetz⸗ 
lichen Anzeigen nicht gehören, §. 163. N. a.) ſtellt der gemeine 
Strafproceß nicht auf; noch weniger aber Fictlonen *). Mar⸗ 
tin §. 66. N. 9. 

) Dieſe Nomenckatur iß vertical verlehrt. Muthmaßen heißt 
das ſchwankende Meynen aus objectiven —. in der Außenwelt 
nachweisbaren — Gründen (Praesumtio oder Conjectura ); 
Bermuthen aber daſſelbige Meynen aus blos fubjectivem — 
in nerlichem Impulſe (Suppositio). Eberhard's Handbuch 
der Synonpmik; Berlig, 1821. S. 557. Frdr. Aug. Wolf's 
Eneyclopädte der Philologie. Leipz. 1845. S. 188. Mein Ci⸗ 
vilproceß⸗Schlüſſel, S. 205. 

**) Ueber Fictionen ſ. mein en Civilproceß⸗Schlüſſel, §. 255. 

1) Muß vielmehr heißen: H„Feſtüberzeugtheit.“ Bgl. 5. 95. N. 4. 

d) Stubel 6. 1110. teats 
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fubjectiven Fürwahrhalten beſtehen e); ſondern muß, auf 

objectiven, allgemein gültigen Gründen beruhen. 

Letztere ſind aber entweder natürliche, d. h. ſchon durch 

Vernunft und Erfahrung gegebene, Beweisgründe; oder 

poſitivrechtliche. Aus jenen entſpringt die gemeine 

oder ſ. g. moraliſche Gewißheit ); aus dieſen aber 
die rechtliche. a 


§. 97. 


II) Eintheilungen des Beweiſes: A) In Hinſicht des Gegenſtandes 1): 
1) Anſchuldigungsbeweis ). 


Je nach Verſchiedenheit des Beweis ⸗Satzes iſt der 
Beweis entweder Anſchuldigungs⸗, oder Entſchuldigungs⸗ 
Beweis b). Der Anſchuldigungsbeweis (Juculpa⸗ 
tionsbeweis, probatio aggressiva s. offensiva) hat ſolche That⸗ 
ſachen zum Gegenſtande, durch deren Gewißheit die Be⸗ 


e) Wie bei dem franzöſiſchen S chwur gerichte. 

2) Falſch! — Moraliſche Gewißheit iſt ganz und gar keine Ge⸗ 
wißheit aus objectiven Gründen; ſondern vielmehr aus ſubjec⸗ 
tiven. Kurz ſie iſt Das, was bei uns, mit zweien Sylben, 
Glaube heißt (Fiducia); in Frankreich aber Conviction intime. 
Krug's philoſoph. Lerikon, Bd. II. S. 236. Feuerbach, über 
das Geſchwornengericht. 1813. S. 30 u. Code d’instr. cr. Art. 342. 

1) Weit adäquater hätte Bauer gefagt: „In pinſicht des Einfluſſes 
auf das Endurtheil,“ oder „In Hinſicht ſeiner Vortheilhaftigkeit, 
oder Nachtheiligkeit, für den Suculpaten.” a 
Jeder Beweis, der des Inculpaten Nachtheil beplelt, heißt bei 
Bauer Anſchuldigungs⸗Beweis: fet er nun z. B. ein Haupt⸗ 
beweis, oder ein directer Gegenbeweis. §. 99. N. b. Und umge⸗ 
kehrt heißt jeder mögliche Beweis, der deſſen Vortheil beziehlt, 
Entſchuldigungs⸗Beweis. N 
a) Dieſe Eintheilungen beziehen ſich jedoch zum Theil nur auf 
den Beweis in einer gewiſſen beſonderen Bedeutung. Das 
ueberſehen dieſes Umſtandes hat zu Zweifeln gegen die Rich ⸗ 
tigkeit der einen oder der andern Eintheilung geführt. 
Dieſe Unterſcheidung hat großen Einfluß auf Beſtimmung der 
Beweislaſt, des Beweis ſatzes, und die Wirkung des Beweiſes (5. 105. 
112). In Hinſicht der Beweisaufnahme find jedoch beide in der 
Regel nicht voneinander verſchieden. ; 1 g 


b 


— 


4 Von der Inſtruction. §. 97. 98. 


ſtrafung rechtlich begründet wird. Es gehoͤren zu dieſen 
Thatſachen 1) der Thatbeſtand des Verbrechens, mithin 
aller einzelnen Merkmale, welche zum Begriff und Daſeyn 
des fraglichen Verbrechens erforderlich ſind. Welches dieſe 
Merkmale find, beſtimmt das Strafrecht. 2) Der Thater: 
d. h. daß der Angeſchuldigte wirklich der Urheber des. Ver⸗ 
brechens ſey, oder doch an demſelben auf irgend eine Art 
Theil genommen habe. 3) Diejenigen Thatumſtände, welche 
die Strafbarkeit erhöhen. Hingegen gehört zum Anſchul⸗ 
digunsbeweiſe nicht der Beweis der Abweſenheit ent⸗ 
ſchuldigender Thatſachen ). 


5. 98. 
2) Entſchuldigungsbeweis. 


Der Entſchuldigungsbeweis (Exculpations⸗ — 
Vertheidigungsbeweis, probatio defensiva) hat hingegen ſolche 
Thatſachen zum Gegenſtande „ welche entweder die Beſtra⸗ 
fung ausſchließen, oder eine Strafungmilder ung 
begründen. Zu den Gegenſtänden dieſes Beweiſes ge⸗ 
hören J) ſolche Thatſachen, welche die Glaubwürdig⸗ 
keit der Beweismittel, auf denen der Anſchuldigungs⸗ 
beweis beruht, aufheben oder ſchwächen ). I) Das 
Gegentheil derjenigen Thatſachen, welche den Gegen⸗ 
ſtand des Anſchuldigungsbeweiſes ausmachen §. 97: 
nemlich A) das Nichtdaſeyn irgend eines Verbre⸗ 
chens, oder doch des fraglichen Verbrechens, oder eines 
erſchwerenden Umſtandes; B) die Unſchuld des Ange⸗ 


2) Aus Bauer's eigenem §. 99 N. b geht hervor, daß er vergeſſen 
hat, beizufügen N 
g A) „diejenigen Thatſachen, woraus die Uuwahrheit 
von des Inculpaten Einrede⸗Grund erhellt.“ 
Ich aber ſetze, theils aus der Sachnatur, theils aus der Ana⸗ 
logie von §. 98 No. I, noch hinzu: 
„5) Solche Thatſachen, woraus die Unglaubwürdigkeit 
„der Beweismittel von Inculpatens Einreden erhellt.“ 
1) D. h. welche der Gegenſtand vom Beweis ⸗Einred en⸗Beweiſe find, 


~ 
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ſchuldigten (eigentlicher Unſchuldbeweis, probatio innocentiae 
8. str.): d., h. daß derſelbe nicht Thäter oder Theil⸗ 
nemer ſey. Dieſe beiden Arten des Entſchuldigungsbe⸗ 
weiſes haben alſo immer die Natur eines Gegenbewei⸗ 
ſes ) (§. 99). III) Thatſachen, welche Einreden be⸗ 
gründen, durch welche die Strafbarkeit ausgeſchloſſen oder 
gemindert wird ). 


- §. 99. 
B) In Hinſicht der Richtung — Beweis und Gegenbeweis. 


Durch die von der Richtung des Beweisführens ent⸗ 
lehnte Unterſcheidung zwiſchen Beweis und Gegenbeweis 
bildet ſich noch eine andere engere Bedeutung des Beweiſes. 
A) Beweis, in dieſem engeren Sinn, oder Haupt⸗ 
beweis, iſt die Ausmittelung und Darſtellung der Gründe 
für das Seyn einer Thatſache. B) Gegenbeweis iſt 


2) Genauer geſprochen: „directen Gegenbeweiſes“: nämlich des⸗ 
jenigen, wofür ich den Namen „Widerlegbeweis“ vorgeſchla⸗ 
gen habe. Civilproceß⸗Schlüſſel, S. 192. 

a) Den Einredenbeweis könnte man auch indirecten Ent ⸗ 
ſchuldigungsbeweis nennen. Es würden aber durch dieſe 
Bezeichnung, ohne einen neuen Vortheil, nur neue Begriffs⸗ 
verwirrungen veranlaßt werden. Nämlich 1) Verwechslung 
mit dem ſ. g. indirecten Gegenbeweiſe (§. 99 N. 3) ); 2) mit 
dem auf Zerſtörung der Beweiskraft der Quellen des Anſchuldi⸗ 
gungsbeweiſes gerichteten. Beweife**), und 3) mit dem Beweis 
einer Thatſache, welche dem Ergebniſſe des Anſchuldigungsbeweiſes 
geradezu entgegenläͤuft *). 

) Dieſe Berwechſelung wäre tein Fehlgriff, ſondern ein Zielſchuß: 
denn Beide find tventiſch! Der ſogenannte indirecte Entſchul⸗ 
digungs beweis iſt nichts Anderes als der indirecte Ge⸗ 
genbeweis: d. h. der Beweis einer Einrede: nämlich Das⸗ 
jenige, wofür ich (l. o. S. 193) den Namen Aus flucht beweis 
vorgeſchlagen habe. 

6 Di. h. mit dem Beweis⸗Einreden⸗Beweiſe. S. oben N. 1. Wer 
— fo frag' ich — hat aber noch jemals den Beweis eines 
Mörders, daß der Anſchuldigungszeuge beſtochen fey, einen Ent⸗ 
ſchuldigungs⸗Beweis genannt? 

#08) D. h. mit des Inculpaten directem Gegenbeweiſe. 


6 Von der Inſtruetion. §. 99. 


die Darſtellung der Gründe für das Nichtſeyn derjenigen 
Thatſachen, auf deren Daſeyn ein bereits gefahrter Be⸗ 
weis abzielt. Der Gegenbeweis bezieht ſich alſo ſtets auf 
einen bereits von der andern Seite, über die nemliche 
Thatſache, geführten Beweis, welchen er entweder aufheben, 
oder ſchwächen, ſoll, und ohne welchen von einem Gegen⸗ 
beweiſe nicht die Rede ſeyn kann). Mit dem Gegenbeweis 
iſt nicht (wie doch oft geſchieht) zu verwechſeln: 1) die An⸗ 
fechtung der Beweiskraft derjenigen Gründe, worauf 
der Beweis beruht a); 2) der Entſchuldigungs beweis: 
indem, wenn gleich dieſer meiſt als Gegenbeweis vorkommt 
(S. 98. n. a), doch auch der Anſchuldigungsbeweis 
die Natur eines Gegenbeweiſes haben kann b); 3) der Be⸗ 
weis der Einreden, welcher ganz andere Thatſachen 
bezielt; den aber der gemeine Sprachgebrauch indirecten 
Gegenbeweis nennt; während er doch ein wahrer Haupt⸗ 
beweis, und als ein ſolcher zu beurtheilen, iſt e). Alle dieſe 


1) Dies iſt nicht richtig. Das Gegengift des Mithridates war darum, 
daß er es prophilaktiſch vor dem gefürchteten Gegengift einnahm, 
nicht minder ein Antidotum! 

2) 3. B. der Beweis der Unfähigkeit eines Beweiszeugen, [kurz: der 
Beweis⸗Einreden⸗Beweis.] f 

b) 3. B. der (directe) Gegenbeweis gegen die vorgeſchützte Einrede 
der Nothwehr, oder des Nothſtandes. Stübel § 1097. (S. oben 
meine Note 2 zu §. 97.) 

e) Mit Einreden wird nicht ſelten die Ableug nung eines zum 
Anſchuldigungsbeweiſe gehörigen Umſtandes, fo wie auch die 
Behauptung einer zum directen Gegenbeweiſe gehörigen That⸗ 

ſache, verwechſelt: 3. B. die ſ. g. exceptio alibi, s. negati va loci. 
Hurlebuſch, Erörterungen aus dem Civils und Crim.⸗ 
R. H. I. N. 14. Zu allgemein iſt jedoch die Behauptung 
Mancher, 3. B. Mittermaier's D. Strafv. §. 180 ). Roß⸗ 
girt’s Entwick. der Grundſätze des Strafr. S. 220 ff., 
daß es im Strafproceffe gar keine wahre Einreden gebe; 

: fondern alle Erklärungen des Angeſchuldigten nur Ableugnun⸗ 
gen der Anſchuldigung enthielten, und aller Entſchuldigungsbewels 

) Dermalen fagt derſelbe (Od. II. S. 513) bloß noch fo viel: 

„der Kreis der Einreden im Erim.⸗Pr. wird oft über die Gee 
bühr ausgedehnt.“ Alſo gäbe es denn doch einen gebührli⸗ 
chen Kreis davon! : 
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Beweiſe (1. 2. 3.) paſſen nicht unter den Begriff des 
Gegenbeweiſes, und es führt daher zur Verwirrung der 
Begriffe, wenn man ſie, — gewöhnlich unter dem gemein⸗ 
ſchaftlichen Namen „uneigentlicher Gegenbeweis“, — 
als Arten deſſelben aufführt. 


8. 100. 
C) In Hinſicht der. Art, wie die Wahrheit erkannt wird — natürlicher 
und künſtlicher Beweis. 


I) Natürlich heißt der Beweis alsdann, wann derſelbe 
unmittelbar aus den Beweismitteln hervorgeht — di⸗ 
recter, unmittelbarer), unkünſtlicher oder hiſto⸗ 
riſcher Beweis d) ). MW) Küͤnſtlicher Beweis iſt es, 
wenn aus den Beweismitteln zunächſt nur eine ſolche 
Thatſache gervorgeht, aus welcher ſich die Wahrheit der zu 
erweiſenden Thatſache durch Schlußfolge ableiten 
läßt — tudirecter, mittelbarer, eircumſtantiel⸗ 
ler, rationaler Beweis — Beweis aus dem Zuſammen⸗ 
treffen der Umſtände c). Bei Letzterem kommen ſtets z wei 


nur (directer) Gegenbeweis fet. Man denke nur z. B. an die 
Einrede der Verfährung, der Nothwehr und des Nothſtandes; die 
Einrede der Wahrheit, bei Inſurien u. a. m. 

a) In einem anderen Sinne heißt unmittelbarer Beweis derje⸗ 
nige, welcher auf eigener Wahrnehmung des Richters be 
ruht: alſo der Beweis durch Augenſchein. 

b) Auch der natürliche Beweis erfordert jedoch meiſtens zugleich 
eine auf Schlüſſen beruhende Prüfung der Olaubwürdigkeit 
der Beweismittel. Stübel 5. 1099. N. a. 

1) Vergl. meinen Civilproc.⸗Schlüſſel, S. 194 No. 1. 

c) Weber über den künſtlichen Beweis. N. A. d. C. R. III. 

Si. 102 — 109. Die Bezeichnung des ratlokalen (mithin ſehr 
natürlichen ) Beweiſes durch den Ausdruck „künflicher Bee 
wets” iſt nicht angemeſſen; aber durch den allgemeinen Sprachge⸗ 
brauch gebilligt. 

) D. b. pſychtſch⸗ natürlichen; aber doch nicht ſomatiſch⸗ na⸗ 
türlichen! Das „natürlich“ ſtellt hier das Gegenſtück vom gelſti⸗ 
gen vor: alſo das körperliche (mit Einſchlus des lebendig - ani. 
maliſchen) : ebenſo wie im altrömiſchen Kunſtansdruck Jus natu- 
rale“ pr. Inst. I. 2. 
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Thatſachen in Betrachtung: nemlich 4) die zu er weiſende 
Thatſache, als das Hauptfactum; B) diejenige That⸗ 
ſache, aus welcher ſich auf das Hauptfactum ſchließen 
läßt. Dieſe wird eine Anzeige (indicium), und daher der 
künſtliche Beweis auch Anzeigenbeweis, genannt d). 
Zwiſchen den beiden Thatſachen muß ein ſolcher Zuſammen⸗ 
bang obwalten, vermöge deſſen von der einen auf die an⸗ 
dere eine Schlußfolge Statt findet (§. 163). 


§. 101. 
D) Sn Hinſicht der Kraft des Beweiſes: 1) Vollſtändiger Beweis a). 


Der Beweis läßt ſich in doppelter Hinſicht in den voll⸗ 
ſtändigen und den unvollſtändigen eintheilen. Nemlich I) in 
Anſehung des Gegenſtandes. Hier heißt der Beweis 
alsdann vollſtändig, wann derſelbe den Beweisſatz 
in deſſen ganzem Umfange befaßt. II) In Hinſicht 
der Kraft. Hier heißt der Beweis alsdann vollſtän⸗ 
dig, wann er die Gewißheit einer Thatſache ergibt. 
Beide Bedeutungen laſſen ſich durch die Unterſcheidung zwi⸗ 
ſchen extenſiver und intenſiver Vollſtändigkeit bezeich⸗ 
nen. Von Letzterer iſt hier ausſchließlich die Rede. Ein (in⸗ 
tenſ.) vollſtändiger Beweis liegt vor, wenn alle Be⸗ 
weisgründe vorhanden ſind, durch welche die Gewißheit 
einer Thatſache bedingt iſt (voller Beweis, probatio plena, 

Beweis, im engeren oder eminenten Sinne). Far 


a) Da der Beweis im engeren oder eminenten Sinne mit bem 
vollen Beweiſe gleichbedeutend tft (6. 96.), fo bedarf es kaum 
der Bemerkung, daß dieſer nicht in vollſtändigen und unvollſtändi⸗ 
gen getheilt werden könne; ſowie daß Gewißheit und Wahrſchein⸗ 
lichkeit nicht blos dem Grade nach, ſondern nach ihrem Begriff ⸗ 
und Weſen, verſchieden ſeyen. Dieſe Eintheilung bezieht ſich alfo 
nur auf den Beweis im weiteren Sinne. Hiernach wider⸗ 
legt ſich denn der Einwurf, daß die Wahrheit keine Grade habe, 
von ſelber. — Auch hat der unvollſtändige Beweis — fey er Ane 
ſchuldigungs⸗, oder Entſchuldigungsbeweis — allerdings rechtliche 
Wirkungen (5. 111. 112.): fo daß alſo die Wirklichkeit und 
der Nutzen dieſer Eintheilung nicht zu bezweifeln ſtehen. 
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das Daſeyn eines vollen Beweiſes gibt es A) ein natür- 
liches Merkmal. Eine Thatſache iſt nemlich für völlig 
erwieſen zu halten, wenn kein beſtimmter hinreichender 
Grund vorhanden iſt, das Gegentheil anzunehmen b) ). 
B) Die poſitiven Geſetze beſtimmen für manche Arten 
des Beweiſes, beſonders für den natürlichen Beweis, 
genauere Bedingungen und Merkmale: und zwar theils 
materiale, theils formale Bedingungen. Inſofern iſt 
eine Thatſache als völlig bewieſen dann anzuſehen, wenn 
alle geſetzlich beſtimmte, — ſowohl materiale, als formale, 
— Bedingungen eines vollſtändigen Beweiſes vereint vor⸗ 
handen ſind. : 


§. 102. 
2) Unvollſtändiger Beweis ). 


Unvollſtändig iſt der Beweis, wenn nur ein Theil 
der Beweisgründe vorhanden iſt, auf denen die Gewißheit 
einer Thatſache beruht?) (probatin minus plena) a). A) Je 


ee — 


— — 


1) Dies iſt eine falſche Definition! Jede Thatſache freilich iſt une 
gewiß, für deren Nichtexiſtenz ein hinreichender Zweifels grund 
vorliegt; aber keineswegs iſt umgekehrt (poſitiv) jede Thatſache 
gewiß, gegen deren Exiſtenz kein ſolcher Zweifelsgrund vorliegt. 
Ich habe keine ſolche dubitandi ratio, daß ſoeben (17. Jan. 1848) 
Louis Philipp an dem Schlaglfluſſe fey verſchieden. Dennoch iſt 
mir dieſe Thatſache gänzlich ungewiß! 

b) Die bloße Denkbarkelt oder Möglichkeit des Gegentheils 
wird durch einen vollen Beweis nicht ausgeſchloſſen (wie Ranfft 
a. a. O. § 33. behauptet); ſondern nur die vernünftige“) An⸗ 
nahme des Gegentheils, oder die Staithaftigkeit einer entgegen ⸗ 
geſetzten Erklärung. Stübel 5. 688. 1121. 1122. 

©) Statt dieſes dunkeln Prädicates ſagt, mit Recht, die Preuß. 

Crim. Ordn. §. 393: „nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge.“ 

1) Auch hier, wie im S. 101, hatte Bauer unterſcheiden ſollen, zwi⸗ 

ſchen intenſiver und extenſiver Unvollftindigteit! Alles 
aber, was er fagt, bezielt nur allein die intenſtve! 

2) Sollte heißen: wenn aus den benutzt wordenen Beweisgründen 
keine Gewißheit erwachſen iſt. 

a) Extenſiv unvollſtändig iſt der Beweis, wenn nicht alle That⸗ 
ſachen erwieſen find (5. 101. I.). 
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nach dem Berhiltniffe der vorbandenen Beweisgründe 
zu den fehlenden laſſen ſich drei Stufen des unvoll⸗ 
ſtändigen Beweiſes bilden: 1) ein halber Beweis (pr. 

semiplena) iſt es, wenn die vorhandenen und die fehlenden 
Beweisgründe ig gleich find). 2) Mehr als hal 
ber Beweis (pr. semiplend maior) iſt es, wenn die vor⸗ 
handenen Beweisgründe die fehlenden übertreffen. 
3) Weniger als halb iſt der Beweis, wenn nur der 
kleinere Theil der erforderlichen Beweisgründe vorhan⸗ 
den iſt. B) Eine hiervon weſentlich verſchiedene Ab⸗ 
ſtufung beruht auf dem Verhältniß der Beweisgründe 
zu den Gegenbeweisgründen! Nemlich 1) Zweifel⸗ 
baftigkeit ): d. h. die Beweis und Gegenbeweisgründe 
halten ſich das Gleichgewicht cz. 2) Wahrſchein⸗ 
lichkeit: d. h. die Beweisgründe überwiegen die Ge⸗ 
genbeweisgründe d); 3) Unwahrſcheinlichkeit: d. h. 
die Beweisgründe werden durch die Gegenbeweisgründe 
überwogen. Dieſe beiden, nicht miteinander zu verwech⸗ 
ſelnden, Abſtufungen haben ſehr verſchiedenerlei Wir⸗ 
kungen: denn 1) die mangelnden Beweisgründe 
machen den Beweis unvollſtändig; 2) die Gegenbe⸗ 
weisgründe aber haben keinen Einfluß auf die Stärke 


—— — — — 


b) 3. B. es tft Ein claſſiſcher Zeuge ») vorhanden, und fehlt alſo 
noch Einer zum vollen Zeugendeweiſe. Die P. G. O. Art. 23 
und 30. redet zuerſt, und zwar in Beziehung auf die Folter, von 
einer „halben Beweiſung,“ aus deren Annahme ſich dann 
die beiden anderen Grade von ſelber ergeben. 

*) Gin Zeuge iſt kein Bewels grund; ſondern ein Beweis mittel! 

3) Sollte beißen! „Bewrialoſigkeit.“ 

c) 3. B. Ein claſſiſcher Zeuge für, und Einer wider. 

d) Doch wird unter Wahrſcheinlichkeit auch ein halber oder 
mehr als halber Beweis verſtanden „). 

) In ſeiner „Theorie des Anzeigenbeweiſes“ corrigirt ſich Bauer 

a S. 26 durch folgende Worte: „Unpaſſend iſt es, wenn das Ueberge⸗ 
„wicht der Beweisgründe als Wahrſcheinlichkeit, und das 
„Uebergewicht der Gegenbeweiſe als Unwahrſcheinlichkeit, 
„bezeichnet wird: wie dies von Feuerbach § 544 a, und, nach 
„ihm, von mir geſcheben iſt.“ Dieſe Correetur iſt richtig: wegen 
der Relativheit des Begriffes von „Uebergewicht“. Wer 
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des Beweiſes; machen dieſen jedoch für die Entſcheidung ), 
mehr oder weniger, unbrauchbar e) ). 


1 §. 103. 
III) Unterfchied zwiſchen dem Civil⸗ und dem Criminalbeweife. 


Zwiſchen der Lehre) vom Beweiſe im bürgerlichen 
und im Straf⸗Proceſſe finden ſich, — bei ſonſt vorban- 
dener Aehnlichkeit, — mehrere erhebliche Verſchieden⸗ 
heiten 2), zu welchen beſonders folgende gehören: 1) Im 
Civilproceſſe iſt auch formale Wahrheit hinreichend; der 
Strafproceß hingegen, — in welchem keine Verzichtlei⸗ 


—— 2 ee 


„ 


50 Thaler an Beſitzthümern, bei 30 Thalern Schulden, hat, iſt 

zwar nicht vermoͤgenslos; aber darum noch nicht wohlhabend, 

— geſchweige denn reich! Der elendgefaßte (in Hinſicht der 

Folterbarkeit glücklich abrogirte) Art. 28 der C. C. C. hat 

dies freilich unbeachtet gelaſſen! 

4) Bauer wollte ſagen: „Condemnativ⸗Entſcheidung!“ 

e) Stübel S. 1129 — 1133. 

5) Da, nach Art. 28 der C. C. C., nach der Natur der Sache und 
(J. B.) nach Martin's Theorie 5. 92, die Reſultate der Be⸗ 
weiss und der directen Gegenbeweis ⸗ Führung (weil fle das 
nämliche Factum bezielen) gleichzeitig — gegeneinander müſſen 
abgewogen werden: wie das Soll und das Haben bei einer 
Mercantilbilanz: dergeſtalt, daß das Gewicht des Min us vom 
Gewichte des Plus in Abzug kömmt; fo if die Behauptung 
Bauer's und Stübel's, daß durch die Gegenbeweisgründe die 
Stärke der Beweisgründe nicht geſchwächt werde, ganz ebenſo 
nonſenſicaliſch wie der Satz: ein diluirter Alkohol iſt eben ſo 
ſtark wit der reine. 

Nur fo viel hingegen iſt leider richtig: daß, bei der faſt aus. 
nahmsloſen Trüglichkeit aller menſchlichen Beweisfaprungen, 
gar mancher Beweis ſchon für voll hat gegolten, der durch eine 
möglich gewefene, aber leider unterbliebene, Reprobatio directa 
hätte können entkräftet werden. 

Aumerlung. Von der Elntheilung des Beweiſes in den einfachen 
und den zu ſammengeſetzten ſ. §. 173. 174. 

1) Nicht blos in der Lehre (Theorie); ſondern in der (geſetzlichen) 

Beweisordnung ſelber! 


a) Mittermaier, Beweislehre. 9. 8. 
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ſtung Statt findet (§. 51. 58), — erfordert materielle“) 
(wirkliche) Wahrheit. ) Der Criminalbeweis iſt an 
keine zerſtörliche Friſt gebunden. 3) Um im Civil: 
proceß eine Thatſache zum Gegenſtande des Beweiſes zu 
machen, muß ſolche von einer Partei behauptet worden 
ſeyn. Deſſen bedarf es im Strafproceſſe nicht, wenn an⸗ 
ders die Thatſache nur erheblich iſt, und die Acten irgend 
einen Anlaß zu ihrer Erforſchung darbieten. 4) Das 
Beweisverfahren iſt nicht, wie im Civilproceſſe, von 
dem zur Beſtimmung des Streit⸗Status dienenden erſten 


Verfahren getrennt. 5) Beweis und Gegenbeweis, ſo 


wie Anſchuldigungs⸗ und Entſchuldigungsbeweis, bilden im 
Strafproceſſe keineswegs zwei abgeſonderte Beweis⸗ 
führungen. 6) Der Eid, als Beweismittel, hat nur einen 
ſehr beſchränkten Gebrauch (§. 153 f.). 7) Der gemeine 
Strafproreß ſtellt keine Rechtsvermuthungen auf. 
8) Die volle Kraft der Beweismittel iſt, zum Theil, an 
abweichende geknüpft b). 


§. 104. 


IV) Augemeine Grundſätze vom Beweiſe im deulſchen Strafproceffe. 
A) Geſetzliche Beweistheorie. 1) 


Nach dem deutſchen Strafproceſſe hat der Richter die 
Wahrheit der Thatſachen weder blos nach ſeiner indivi⸗ 
duellen inneren Ueberzeugung Lſubjectivem Fürwahr⸗ 
halten) (§. 96), noch ausſchließlich nach den aus Ver⸗ 
- nunft und Erfahrung entlehnten objectiven Beweis⸗ 
gründen (natürliche oder rationale Beweistheorie!), 


2) Auch der Criminalrichter hat ſich nur an die formale Wahrheit 
zu halten . 104.); aber dieſe formale Wahrheit it im Crimi, 
nalproceß eine volks gültige (abſolute); im Civilproceß 


aber (quia juri suo quilibet renunciare potest) eine blos parte ie n⸗ 


gültige (relative)! 


b) 3. B. zur vollen Glaubwürdigkeit eines Criminalzeugen gehört, 
in der Regel, das Alter von 20 Jahren. 


1) Hier wiederhole ich meine 5. 103 N. 1 auageſprochene Nüge. 


~ 
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Laus welchen nur moraliſche ) Gewißheit entſpringt!] 
zu beurtheilen; ſondern die poſitiven Geſetze ſchreiben dem⸗ 
ſelben gewiſſe hierbei zu befolgende Regeln vor, deren 
Inbegriff eine geſetzliche Beweistheorie ) bildet, durch 
deren Beobachtung die rechtliche, und zwar die ſtraf⸗ 
rechtliche, Gewißheit bedingt iſt. Der Zweck diefer ge⸗ 
ſetzlichen Beſtimmungen iſt: dem Richter Anleitung zur Auf⸗ 
nahme und zur Beurtheilung“) des Beweiſes zu 
geben, Irrthum und Taäuſchungen möglichſt zu verhüten, 
ſo wie dem Einfluſſe der Willkür, der etwaigen Gemüths⸗ 
ſtimmung, des Vorurtheils, des Leichtſinns und des Erfah⸗ 
rungsmangels entgegenzuwirken, durch alles Dieſes ſowohl 
den Rechten des Staats gegen den wirklichen Ueber⸗ 
treter, als auch der Unſchuld, eine größere Garantie zu 
verſchaffen, eine gleichförmigere Procedur und Geſetzanwen⸗ 
dung zu bewirken, und dem Richter über die Grün de 
ſeines Urtheils eine ſtrenge Rechenſchaft abforderbar zu 
machen 2). Die hierauf abzweckenden Vorſchriften find 


2) Sollte heißen: Mutterwitz⸗Ueb erzeugung oder Bulgar⸗Ueber⸗ 
zeugung: denn moraliſche Gewißheit iſt vielmehr der Kunſmame 
von obigem ſubjectiven Fürwahrhalten. Vergl. 5. 96. Note 2. 


3) Muß heißen: „der Gegenſtand einer poſitv⸗rechtswiſſenſchaftlichen 
„Beweistheorie iſt.“ : 
4) Ich würde fagen: „Abwägung“. Die Legalregeln dieſer Ab wae 
gung allein find es, was man bei der (richtigen) Behauptung 
im Auge hat: „die frangdfifhe Jury iff an keine Beweis theorie 
„gefeſſelt.“ S. N. a. g 
a) Hieraus ergibt ſich dann auch der Werth einer guten, das richter⸗ 
liche Ermeſſen nicht allzu ſehr beſchränkenden, Beweistheorle. — 
Mittermaier, Beweislehre. §. 10. Abegg a. a. O. §. 90 
N. Das franzöſiſche Recht ſtellt keine ſolche Theorie auf “). 
Es gibt nur wenige, theils negative, theils formelle, Vorſchriften. 
Die Geſchworenen find an keine objective Beweisgründe gee 
bunden, ſondern blos auf ihre ſubjective Ueberzeugung “) 
2) Ueber die Beweis ⸗Aufnahme hat der Code d'instruetion crim. 
ſtattlich viele Regeln! S. oben meine N. 4. 
*) Fv„Subjective Ueberzeugung“ iſt eine Contraditio in adjecto: denn 
alle Ueberzeugung beruht auf obfectiven Beweisgründen. 5.96. 
» Jndeſſen gebraucht der Code d’instruct. er. Art. 342 den gleich- 
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theils pofitive, theils negative, und beſtehen entweder 
in beſtimmten Regeln, oder nur in Andeutungen, deren 
Berückſichtigung dem richterlichen Ermeſſen überlaſſen iſt. 
Sie betreffen hauptſächlich die Arten der Beweiſe, deren 
Erforderniſſe, die Merkmale der Vollſtändigkeit und die 
rechtlichen Wirkungen des Beweiſes, ſo wie das bei der 
Beweisaufnahme zu beobachtende Verfahren. Sind mit 
dieſen Beſtimmungen die Regeln der natürlichen Beweis⸗ 
theorie vereinbar, fo behalten dieſe ihre Gültigkeit, und 
bilden inſofern einen Theil der, ſie ſtillſchweigend billigen⸗ 
den, Beweistheorie. 


F. 105. 
B) Beweislaſt und Bewelsſatz. 


I) Die Beweislaſt liegt im Allgemeinen Dem⸗ 
jenigen ob, welchem daran gelegen iſt, daß eine Thatſache 
in Gewißbeit verſetzt werde. Hiernach muß 4) den An⸗ 
ſchuldigungsbeweis (5. 97), 1) im Anklageproceß 
der Ankläger, 2) im Unterſuchungsproceß der Inquirent a), 
führen; weil Beide das Recht auf Strafe verfolgen; 
während andrerſeits für den Angeſchuldigten, vermöge des 
Urrethtes der Unbeſcholtenheit, die vernunftrechtliche Ver⸗ 
muthung der Unſchuld ſtreitet. B) Den Entſchuldi⸗ 
gungsbeweis (§. 98), — jedoch blos als (directen) 
Gegen⸗, oder als Einreden⸗ Beweis, — hat der Angeſchul⸗ 
digte zu führen. Da jedoch im Unterfudungsproceffe der 
Inquirent verpflichtet iſt, die Wahrheit (nach beiderlei 
Seiten) zu erforſchen, und alſo auch Alles, was zur Ver⸗ 
theidigung dient, in Gewißheit zu ſetzen, ſo kann hier 


— 


bingewieſen. — Ueber das engliſche Recht Mittermaier a. 
ga. O. §. 13. S. 110 f.; und über einige andere legislative Ver⸗ 
ſuche Derſelbe a. a. O. §. 8. 11. 12. 14. 
falſchen Ausdruck „Cenviction intime“; ftatt Spt aie ober 
eroyance intime.“ S. Girard’s Synonymes franc. Edirt v. 
Beauzée. Haag, 1776. II. No. 2414. 
a) Stübel 5. 2233, 
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von einer Beweislaſt des Angeſchuldigten nur in 
ſo fern die Rede ſeyn, daß dieſer, durch Angabe der Um⸗ 
ſtände, und der möglichen Beweismittel, den Richter ver⸗ 
anlaſſen und in den Stand ſetzen muß, die Wahrheit 
zu erforſchen b). II) Der Beweisſatz beſteht zwar über⸗ 
haupt in Ausmittelung der Wahrheit ), und iſt in 
ſo fern im Unterſuchungsproceſſe nicht von vorn herein be⸗ 
ſtimmbar. Im Laufe der Inſtruction erhält er jedoch 
gewöhnlich eine genauere Beſtimmung; und dieſe richtet 
ſich ebenfalls nach dem Unterſchiede zwiſchen dem Anſchul⸗ 
digungs⸗ und Entſchuldigungs beweiſe, deren ver⸗ 
ſchiedenerlei Gegenſtände bereits oben (§. N. 98) bezeich⸗ 
net worden ſind c). f 


§. 106. 
C) Beweismittel. 


I) Beweismittel (media probandi) find die Mittel, 
durch welche man zur Kenntniß der Beweisgründe ge⸗ 
langt. Verſchieden davon find A) die Beweisgründe 
felbft ') (§. 95); B) die Anzeigen: d. h. ſolche That⸗ 


b) Dies iſt auch in der That der Sinn der P. G. O. Art. 151, und 
ſelbſt des Art. 141. Preuß. Cr. O. Art. 365. Gibt alſo der 
Angeſchuldigte, zur Begründung einer Einrede, Thatſachen ohne 
nähere Umſtände und ohne alle Beweiſe an, und der Richter kann 
ſolche auch nicht von Amts wegen ausmitteln, fo kommen Erſte⸗ 
rem dieſe Facta nicht zu Statten. 

1) Die Ausmittelung der Wahrheit it vielmehr die Beweis füh 
rung (Beweis ⸗Auf nahme) 5. 108 pr.! Der Beweis ſaß be⸗ 
ſteht vielmehr (tropiſch) in dem Inbegriff der zu beweiſen⸗ 
den Thatſachen; oder (eigentlich und genau geſprochen) in der 
ſcharfen Angabe von eben dieſen Thatſachen. Ein Beweisſatz in 
letzterem Sinn unterbleibt im In quiſitions proceſſe deß halb, 
weil Niemand ſich ſelber eine Angabe macht. Nach §. Na pr. 
iſt er aber auch im Accuſations⸗Proceſſe kein Necessarium. 

c) Gemeinkundige (notoriſche), d. h. bereits unleugdar gewiſſe, 
Thatfachen gehören nicht zum Beweisſatze; wenn es gleich noͤthig 
ſeyn kann, das Daſeyn ihrer Gewißbeit actenmäßlg zu machen. 

1) ueber Weſen und Definition von Beweisgrund und von Beweis⸗ 
mittel muß ich mich, um mir bier eine correttoriſche Miniature 


16 Von ber Inflection. f. 106. 


ſachen, aus welchen ſich Beweisgründe durch Schluß folge 
ableiten laſſen ) (S. 100); C) die ſ. g. Wahrheits⸗ 
erforſchungsmittel (S. 108). II) Zu den Beweis⸗ 
mitteln zählt man A) das Geſtändniß des Angeſchuldig⸗ 
ten, 6) den Augenſchein, ſammt den Gutachten der 
Sachverſtändigen, O) die Zeugen, D) Urkunden“) 
und E) den Eid: dieſen jedoch nur in ſehr beſchränktem 
Maaſe (§. 153). Ueber die Zahl und Stellung der 
Beweismittel herrſchen verſchiedene Meynungen. Daß bei 
allen dieſen Mitteln, mehr oder weniger, auch Schlüſſe und 
Vermuthungen eintreten, auf welchen erſt ihre Beweiskraft) 
beruht ), hindert nicht, fie, als Quellen des natürli⸗ 
chen Beweiſes, dem Anzeigenbeweiſe entgegenzuſetzen ). 


Abhandlung zu erſparen, analogifirend auf den §. 235 meines Cis 
vilproceß⸗Schlüſſels beziehen. — Aber ich frage: warum hat der 
Verfaſſer nirgends ein Verzeichniß der Beweiß gründe geliefert? 
2) Was ſich aus Anzeigen folgern läßt, ſind nicht Beweis⸗ Gründe 
für eine zu verificirende Thatſache; ſondern iſt (unmittelbar) dieſer 
Thatſache Veritas ſelber. 
Hat ja doch Bauer S. 100 B. und §. 163 vor No. I richtig 
dies ſelber ausgeſprochen! ; q 
3) Hiermit iſt zu vergleichen die Note b von §. 148. ' 
4) Ein Beweis mittel hat gar leine Beweiskraft; ſondern nur der 
ihm inwohnende Beweis grund hat dieſe Kraft: wie Bauer 
ſelber §. 95 auerkennt! 
a) Stübel 5. 1099. N. Mittermaier a. a. O. 5. 15. 
5) Hier offenbart ſich am grellſten die chaotiſche Begriffsconfuſion 
des Autors. Der Aügenſchein⸗ oder Urkundenbeweis ꝛc. bildet 
kleinen Gegenſatz vom Anzeigen⸗Beweiſe: denn der Beweis der 
Anzeigen kann fa ſelber mittelſt Augenſcheins geführt werden: 
alſo ein Augenſchein⸗Beweis ſeyn. Ein Bemeismittel, welches 
zur Erhärtung eines indicium facti dient, iſt nicht minder ein 
Beweismittel (nur freilich ein indirectes), als vas jenige, welches 
zur Erhaͤrtung des facti ipsius dient! , ; 
Berfteht man, mit Bauer, unter Anzeige (Indicium) eine folde 
Thatſache, aus deren (erwiefener) Exiſtenz auf die Wahrheit (aber 
NB. etwa auch auf dle Unwahrheit!) des eigentlichen factum 
probandum fann ge ſchloſſen werden: dann if jede Anzeige ein blo⸗ 
ßes Beweis⸗Mitlel (und zwar ein indirectes). Verſteht man darun⸗ 
ter aber die — eben jener Thatſache inwohnende — Potenz, jenen 
Schluß zu verſtatten (alſo deren immanente unſichtbare Indl⸗ 
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Das Geſtändniß gehört zwar, an ſich, zu den Beweis⸗ 
gründenz läßt ſich aber doch, theils als Selbſtzeugniß ), 
theils weil es zu deſſen Erlangung meiſt eines beſon⸗ 
deren und ſehr wichtigen Verfahrens, ſo wie zu deſſen 
Glaubwürdigkeits⸗Taxation einer ſorgfältigen Prüfung, 
bedarf, zu den Beweismitteln zählen b) ). Der 
Augenſchein iſt immer ein Mittel zur Erlangung von 
Gründen der richterlichen Ueberzeugung, und alſo ein Be⸗ 
weismittel e). Der Beweis durch Sachverſtändige läßt 
ſich auch, vom Augenſchein getrennt, als ſelbſtändiges 
Beweismittel aufſtellen 4). Zeugen und Urkunden kann 
man auch, unter dem Namen „Zeugniſſe“, zuſam⸗ 
menfaſſen, welche alsdaun, wenn man Geſtändniß 


cirtraft — genannt argumentositas), daun iſt jede Anzeige ein 
Beweis⸗Grund! 

6) Dies iſt eine handgreifliche Contradictio in adjecto: denn nach 
Bauer's eigener Definition, §. 141, iſt ein Zeugniß, ſeinem 
Weſen nach, die Kenntniß⸗ Angabe von Seiten einer dritten 
Perſon! 

b) Mittermaier a. a. O. 5. 31. — Die P. G. O. Art. 22. ſetzt 
Bekenntniß und Beweiſung einander entgegen. Iſt ein 
auf andere Weiſe, als durch Geſtändniß, erlangter voller Anſchul⸗ 
digungsbeweis vorhanden, fo nennt man dies Ueberfüh rung, 
Ueberweiſung. 

7) Die Wahrheit beſteht in Folgendem. : 

a) Berſteht man unter Geftindnifi die (protokollirten, oder nicht⸗ 
protokollirten) Worte, worin daffelbe ausgeſprochen liegt, und 
die Procedur (3. B. Verhör), wodurch dieſe Worte hervor⸗ 
gerufen werden: dann tft das Geſtändniß ein bloßes Beweis⸗ 
Mittel. 

b) Verſteht man darunter hingegen die Indieirkraft, welche 
in der Thatſache der Eingeſtandenheit wohnt: dann iſt das Ge⸗ 
ſtändniß ein Beweis⸗Grund! 

c) Die Bemerkung, daß Dasjenige, was vom Angeſchuldigten einge⸗ 
ſtanden, oder vom Richter ſelber wahrgenommen, iſt, keines Be⸗ 
weiſes mehr bedürſe, bezieht fe mehr auf den Civ il proceß. 


Im Strafproceſſe ſagt ſie aber in der That nichts weiter, als dag 


Dasjenige, was bereits auf die . und beſte Art bewieſen 
iſt, leines anderen Beweiſes bedürfe. 
d) Es iſt. jedoch (methodiſch betrachtet) beſſer, fle in der Abhand⸗ 
lung zuſammenzuſtellen. 
drim.-Prot. B. 2. 2 
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und Hngerſchein avsſchlöſſe, und den Steiniguagseld zu ben 
Wahrheitserforſchungsmitteln zählte, das einzige Beweis⸗ 
mittel bilden würden e). 


§. 107. 
D) Wahrheitserforſchungsmittel. 


Bei der beſtimmten Nichtung des dentſchen Straf⸗ 
verfahrens auf Erlangung eines Geſtändniſſes (S. 66) 
auf der einen, und bei der natürlichen Abneigung der mei⸗ 
ſten Angeſchuldigten, ein Bekenntniß abzulegen, auf der an- 
deren Seite, verſiel man auf die Anwendung fogenannter 
Wahrheitserforſchungemittel (media eruendae ve- 
ritatis, Beweisergänzungsmittel): d. h. ſolcher Mittel, 
die geeignet ſind, den leugnenden Angeſchuldigten zur 
Ablegung eines Bekenntniſſes zu nöthigen, und 
zwar I) durch Erregung körperlicher Schmerzen — 
Folter, Tortur, Marter, peinliche Frage ). 
1) Durch Erregung von Vorſtellungen and Gefüh⸗ 
leu: nemlich A) durch Furcht, und zwar 1) vor köͤrper⸗ 
lichen Schmerzen — Territion (Schreckung, Bedrohung 
mit der Marter), 2) ver göttlicher Strafe des Mein⸗ 
eides — Reinigungseid (pargatio canonica) b). B) Durch 


— ä [w— — — ° 


e) Darth alle dieſe Abweichungen von der oben bemerkten ge wöhn⸗ 
lichen Wuffielaeng der Beweismittel wird jedoch weder für die 
Wiſſenſchaft, noch für die Anwendung, etwas gewonnen ). Viel⸗ 
mehr dient es zu größerer Alarheit und Brauchbarkeit ver Lehre, 
wenn man die genannten Beweismittel, nach jener Ordnung von 
A. B. C. D. E., einzeln barſtellt. 

*) Ich behaupte vielmehr: fie find Miß geburten von lappiſcher 

Schulfüchſerei. 5 

a) Bon den Arten, den Graden und der Auwendungsferm der Folter 
wad der Territion, fo wie von deren Ungeredtighelt und Unzweck⸗ 
mäßigkeit, mündlich! Ueber die Literatur vergl. Gmelin, 
Srundf. der Geſetzgeb. über Verbrechen u. Strafen. 
S. 387 ff. : 

b) So wurde wenigſtens in der Praxis der Reinigungsed gewoͤhn⸗ 

N ee wenn er gleich nur zufallig and indirert ein Belenntmß 
noͤthig 
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Ueberraſchung — Confrontation (Ge 

Da jedoch in neueren Zeiten die Folter ‘ 1 
aufgehoben worden und hiermit die Territion von ſelbſt 
verſchwunden iſt, die Confrontation aber zur Lehre vom 
Geſtandniſſe und Berhöre, und der Reinigungseid zur Lehre 
vom Beweife durch Eid, gehört, fo bedarf es nunmehr in 
der Theorie des deuͤtſchen Strafproceſſes keines eigenen 
Capitels von den ſ. g. Wahrheitserforſchungs mitte ln mehr c). 


58. 108. 
E) Beweisverfahren. 


Das Beweisverfahren iſt der Inbegriff aller fener 
gerichtlichen Handluntzen, welche erforderlich ſind, 
um durch die einzelnen Beweismittel ) die Wahrheit 
zu erforſchen. Derſenige Theil dieſer Handlungen, welcher 
auf Entdeckung, Herbeiſchaffung und Benutzung der Be⸗ 
weis mittel abzweckt, wird die Beweis aufnahme genannt: 
unter welchem Ausdrucke man jedoch eft auch das geſammte 
Beweisverfaßren verſteht. Zu letzterem gehört welter 
noch die Beweis führung: d. h. die (logiſche) Darſtel⸗ 
lung der Beweisgründe, zu dem Zwecke, Jemanden von 
der Wahrheit einer Thatſache zu überzeugen. Es kann 
dieſe vom Richter (in den Urtheilsgründen), und vom An⸗ 
geſchuldigten (in der Vertheidigungsrede), geſchehen. Die 
Theorie des Beweis verfahrens betrifft die Vor aus⸗ 
ſetzungen, die Oronung end die Einrichtung der 
auf Ausmittelung der Wahrheit der Thatſachen abzwecken⸗ 
den gerichtlichen Handlungen. Daffelbe aft, fe nach der 


e) Von der Folter kann jetzt nur noch unter der Rubrik: „Von ben 
„unerlaubten Mitteln, ein Geſtändniß zu bewirken,“ die Rede 
ſeyn (S. 133.). ‘ . 

1) Hier iſt alſo, von Bauer, das Wort Beweismittel nur in jenem 
Sinne verſtanden, wo es nur das Vehikel vom Beweis grunde 
bedeutet; im Gegenſatze von jenem Sinne, worin es ſoviel heißt 
als Beweis führung act: atfo z. B. nur des Zeugen Perfons 
aber nicht auch deſſen Citation und Abhör. Leßteres gehort 
zum Beweis- Verfahren! : 15 
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Natur der einzelnen Beweismittel, verſchieden, und 
daher unter der Rubrik von dieſen näher zu beſchreiben. 
Doch laſſen ſich ſchon hier wenigſtens einige al l[gemeine 
Regeln aufſtellen. I) Der Richter iſt verpflichtet, von 
Amts wegen für Erforſchung der Wahrheit aller er⸗ 
heblichen Thatſachen Sorge zu tragen, und alſo auch die 
zum Entſchuldigungs beweiſe gehörigen Thatumſtände 
aufzuklären ). 2) Es find alle vorhandene Beweismittel 
ausfindig zu machen und zu benutzen, und ſelbſt dann, wenn 
ſchon aus einem oder dem anderen ein voller Beweis 
entſpringt, auch die übrigen anzuwenden, falls von deren 
Gebrauch irgend eine weitere Aufklärung der Sache zu er⸗ 
warten ſteht b). 3) Diejenigen Beweismittel, deren 
Verluſt zu befürchten iſt, ſind zuerſt zu benutzen. 4) Die 
Beweisführung iſt an keine zerſtͤrliche Friſt gebun⸗ 
den. 5) Die als Bedingungen der formalen Vollſtändig⸗ 
keit des Beweiſes vorgeſchriebenen Förmlichkeiten des 
Verfahrens ſind ſtrenge zu beobachten. 6) Alle Beweis⸗ 
handlungen müſſen vor beſetzter Gerichtsbank vor⸗ 
genommen und 7) gerichtlich protocollirt werden. 


§. 109. 
F) Sraft der Beweife. 


Die Rückſichten und Regeln, wonach die Kraft der 
Beweiſe zu beurtheilen iſt, beziehen ſich meiſt auf die ver⸗ 
ſchiedenen einzelnen Arten der Beweiſe, und es laſſen ſich 
hier nur einige allgemeine Geſichtspuncte dafür 
aufſtellen. Dahin gehört 1) die Beſchaffenheit der 
gebrauchten Beweis mittel: an ſich betrachtet. Ob ins⸗ 
beſondere ſämmtliche Bedingungen der Glaubwürdigkeit 
derſelben vorhanden ſind. 2) Die Zahl der vorhande⸗ 


) Dies gilt auch vom Anklageproceß, wenn (Gon in erem 
Maaße (5. 244.). : * 1 are 

b) Doch wird der vorhandene volle Beweis dadurch nicht unvoll⸗ 
ſtäͤndig, daß der Richter noch andere Mittel hätte gebrauchen 
können. Stübel 5. 1124. 1125. 
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nen, gleichartigen oder verſchiedenartigen, Beweis gründe. 

3) Das gegenſeitige Verhältniß mehrerer Beweis⸗ 
gründe: insbeſondere die unter ihnen ſtatt findende Ueber⸗ 
einſtimmung, Singularität oder Contradiction. 4) Die 
innere Wahrſcheinlichkeit ihrer Ergebniſſe, ſo wie 
6) die Harmonie dieſer Ergebniſſe mit anderen erwie⸗ 
ſenen Thatſachen. 6) Das Verbältniß der vorhandenen 
Beweisgründe zu den mangelnden, fowie 7) zu den 
(directen) Gegenbeweisgründen. 8) Die Form des 
bei der Beweisaufnahme beobachteten Verfahrens. 


§. 110. 


6) Wirkungen des Beweiſes: 1) Des Anſchuldigungsbeweiſes, und zwar 
a) des vollſtändigen. : 


Wenn extenfive und intenfive, formelle und materielle, 
VBollſtänd igkeit des (Haupt⸗) Beweiſes vorhan⸗ 
den (§. 96. 101.) und dieſer nicht durch Gegenbeweis un⸗ 
brauchbar gemacht iſt (§. 102. a. E.) ), fo findet ein 
verurtheilendes Erkenntniß (und zwar ohne Rad: 
ſicht auf die Größe des Verbrechens und der Strafe, ſo 
wie ohne Unterſchied der Art des Beweiſes) Statt: es 
mag ſolch er ein blos natürlicher, oder blos künſtlicher, 
oder ein zuſammengeſetzter Beweis, ſeyn. Nach der 
P. G. O. Art. 22. iſt aber die Schuldigerkennug des 
Angeſchuldigten nur auf natürlichen Beweis zuläſſig a). 


1) Zur Correctur hiervon dient meine Note 5 zu 5. 102. 

a) — „ſoll Jemand endlich zu peinlicher Strafe verurtheilt werden, 
das muß aus eigen Bekennen oder Beweiſung, (wie an 
andern Orten dieſer Ordnung klärlich funden wird) geſchehen; und 
nicht auf Vermuthung oder Anzeigung.“ — Alle Verſuche, dieſe Vor⸗ 
ſchrift durch einſchränkende Auslegung zu beſeitigen (indem man 
dieſelbe nur auf den Fall eines bloßen Verdachts, oder nur auf 
ſchwerere Verbrechen, oder nur auf die ordentliche Strafe, 
bezog), mußten notzwendig an dem vollig klaren *) Sinne dere 

) Dieſe Klarheit ſetzt jedoch die Notiz voraus, daß die C. C. C. 

unter peinlicher Strafe nicht Anderes verſtehe als: öffent⸗ 
liche Strafe. ; 
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Dieſe Vorſchrift (welche ohnedies wohl nur den bamaligen 
Zuſtaud der Straf gerichte zum Motiv hatte) ') iſt jedoch 
ſeit der Univerſalverbanntheit der Folter far aufgeho⸗ 
ben zu halten. Denn der Art. 22. enthält zwei innig 
zuſammenhängende und ſich gegenfeitig bedingende Be⸗ 
fimmungen, deren Eine verneinend iſt; die Andere aber 
bijahend. 1) Die negative Beſtimmung fagt: daß auf 
Anjeigeubeweis (und zwar ohne zwiſchen vollſtändigem 
und un vollſtaͤndigem zu unterſcheiden) leine Verur⸗ 
theilung Statt finde b). 2) Die poſitive Vorſchriſt 
beſtimmt: daß bei vorhandenen genugſamen Anzeigen die 
Folter angewendet werden ſoll, um ein Bekenntniß 
zu erlangen ). Da nun, durch die erfolgte Abſchaf⸗ 
fung der Folter, dieſe poſitive Beſtimmung aufgehs⸗ 
ben iſt, ſo fällt damit auch jene, durch ſie bedingt 
geweſene, negative Vorſchrift, ſoweit ſie ſich auf den vol⸗ 
len Anzeigenbeweis bezieht, von ſelber hinweg d), und 


ſelben ſcheitern. v. Feuerbach 5. 569. Stübel 5. 1022. 
Konopak im N. Archiv. M. S. 494 f. Mittermaier Straf⸗ 
verf. §. 175. S. 312. Deffetben Beweis lehre. S. 446 f. 
2) Deren Schoppen nämtich ver ſchwierigen Beurtheilung des 
Knzeitzenbeweiſes, — wie Schwarzenberg fütchtete, — nicht 
gewachſen waren. So erklärt dies Bauer ſelber, in ver cto 

ten „Theorie“, S. 211. 


b) „Daß niemand auf einigerlei Anzeitzung, Argwohn, Webs 
zeichen oder Verdacht endlich zu peinlicher Strafe ſoll verurtheilt 
werden.“ 

e) „Sondern allein peinlich mag man darauf fragen, ſo 

f die Anzeig ung genugſam iſt.“ 

d) Hierin liegt offenbar) mehr, als ein bloßes Verſchwinden der 

) Offenbar 71 Diefes angeblich: Sonnenlicht iſt mir Mitternacht. 
Ich fehe hier volle Identität, und finde leditzlich nur die {dale 
und kahle Verbaldifferenz! daß Bauer Dasſenige, was in dem 
Brekardikon Ratie (Beweggrand) heißt, Conditin (Bedin⸗ 
sunt) zu tauſen beliebt: gleich als hätte Carl v. gesprochen: 
„Wenn gefoltert werden darf, fo foll der volle Indicienbeweis 
„des Römers, in Deutſchland, für uwoll gelten“, fatt: „Weil 
„gefoltert werden darf, fo ſoll ꝛc. ꝛc.“ 

Er hat aber weder das Eine gefagt, noch das Andere. 
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iſt infofern als indireeterweife aufgehoben ) zu betrach⸗ 


sad 


9 


* 


ratie legis; und es iſt alſo hier von keiner, durch mich gemach⸗ 
ten, Anwendung der (allerdings falſchen) Auslegungsregel: 
»cessante ratione legis, cessat legis disposiuio“, die Rede. Siegen 
(ſ. N. e), welcher obiges Argument beſtreitet, verwechfelt offen⸗ 
bar vollen künſtlichen Beweis mit bloßem Verdacht, oder un⸗ 
vollſtändigem Beweiſe *). 
Dieſer (replicaliſche) Tadel it gegründet: denn Siegen une 
terſcheidet S. 49 ff, rein wellkührlich und ſophiſtiſch, zwiſchen 
1) künſtlichem Beweis, und 2) Beweis aus Vermuthungen. 
Vom Erſterem mepnt er, daß derſelbe allerdings, je nach Um⸗ 
ſtänden, volle Ueberzeugung begründen könne: wie z. B. beim 
Schluſſe von der Schwangerſchaft auf vorausgegangenen Bei⸗ 
ſchlaf. Vom Letzteren aber behauptet er, daß er nie zu mehr 
als dringendem Verdacht führen könne, und der alleinige fey, 
wovon der Art. 22 rede. Die allgemeine Kunſtſprache 
hingegen gebraucht beiderlei Ausdrücke „künſtlicher Beweis“, und 
„Beweis aus Vermuthungen“, (ſowie auch „indirecter Beweis“) 
als völlige Synonym. S. oben §. 100. Siegen ſcheint 
zu wähnen, daß das Wort „Anzeigung“ im Art. 22 ſoviel heißen 
ſolle, als „Schluß“ (und zwar un überzeugender Schluß) aus 
Indicien. Allein der Art. 23 (verbis: eine genugfame 
Anzeigung ſoll mit 2 Zeugen bewieſen werden) belehrt ihn deut⸗ 
lich, daß mit „Anzeigung“ nichts Anderes gemepnt fey, als ein 
Indicium ſelber; folglich ſeine Diftinction nicht nur legal⸗ 
bodenlos fey, ſondern ſogar geſetzwidrig: denn ubi lex non 
distinguit, nec nostrum est distinguere. 
Ausführlicher hat Bauer dieſe ſeine Deduction der Abrogirth eit 
vom Art. 22 der C. C. C. wiederholt, tm Bde. 5 von Dem⸗ 
me's Annalen der Crim. R. Pflege. (1838) S. 1 — 44. Hierauf 
folgte eine Widerlegung von Seiten H. A. Zachariä's, im Are 
dive des Crim.⸗Ns. für 1839. S. 132 — 141. Dagegen aber 


_ replicirte Bauer ausgedehnterweiſe in Jagemann's Zeit 


ſchrift für d. Straforf. Bd. II. S. 331 — 353 und gedrangter 
in ſeiner eit. „Theorie“ S. 218 — 229. 

Es iſt unwahr und unerwieſen, daß Setderlet Vorſchriften im 
Verhältniſſe von Bedingung und Bedingtenr zu einander ftehen: 
d. h. daß die Carolina den vollen Indieienbeweis nur darum 
(gegen die Regel des gemeinen Rechts) für unzulänglich erklart 
habe, weil ihr das Auskunftsmittel der Jolter zu Gebote geſtanden 
und deßhalb von ihr ange ordnet worden fey. Denn im Art. 69 
ſagt fle ja deutlich, daß bei vorhandener genugſamer Beweiſung 
kein Setenntniß ndthig fey, und nicht gefoltert werden dürfe: (wie 


4 


U 
Von der YInfiruction. §. 110. 


ten e). Es treten dieſemnach die, mit der rationalen Be⸗ 
weistheorie ) im Einklang ſtehenden, Vorſchriften des roͤ⸗ 
miſchen Rechtes s) ein: wonach ein Angeſchuldigter auch 
auf vollen Anzeigenbeweis verurtheilt werden kann: 


— — ee — 


dies Konopak J. c. gegen Grolman angedeutet hat). Da fie 
nun aber dennoch beim Indiciendeweiſe für die Anſchuldigung 
unterſchiedslos das Foltern, zum Zwecke der Geſtändnißherbei⸗ 
führung, erlaubt, ſo liegt klar am Tage, daß fie auch den dri n⸗ 
gendften Indicien Beweis nicht für eine genugſame (volle) 
Beweiſung halte. e 

Dem Geſetzgeber nachſagen, daß er die Meynung von dieſer 
Ungenugſamkeit nur darum gehegt und als Grundſatz ſanctionirt 
habe, weil ihm ein (jetzt untergegangenes) grauſames Supplier⸗ 
mittel zu Gebot geftanden fey: iſt ebenſo injuridé als die Behaup⸗ 
tung: der Arzt E. habe den Bruftkrebs blos darum für therapeu⸗ 
tiſch ineurabel declarirt, weil er ſelber, als geſchickter Operateur, 
das chirurchiſche Mittel der Bruft-Exstirpatio in Händen 
gehabt. 


e) Denn man müßte ſonſt widerfinnigerweife annehmen, daß beim 


Daſeyn eines vollen Anzeigenbeweiſes weder die Folter, noch 


ein Strafurtheil, Statt finde; mithin, bei der Unftatthaftigtett 


0 


außerordentlicher Strafen (5. 111.), Losſprechung eintre⸗ 
ten miiffe*) Daß die, hieraus entſpringende, Gefahr für die 
Rechtsordnung durch die Vorſchrift der Art. 176 u. 195 nicht 
abgewendet werden könne: bedarf keiner Ausführung. Stübel 
§. 1025. A. M. find Martin 5. 68. Mittermaier, Be⸗ 


weislehre. S. 447 ff. Abegg, Lehrb. des Crim. Proc. 


S. 139. H. J. Siegen: Es gibt keinen Criminalbe⸗ 

weis durch Vermuthungen. In deſſen juriſt. Abh. Gött. 

1834. N. II. N 
Dies iſt allerdings ein Argumentum ex absurdo gegen den Vor⸗ 
ſtand aller jener deutſchen Legislatoren, welche die Folter abge⸗ 
ſchafft haben, ohne zugleich den altrömiſchen Indicienbeweis in 
integrum zu reftituiren; nicht aber auch gegen Carl V.: denn 
dieſer läugnet ja die (bier von Bauer) unterſtellte Möglig⸗ 
keit eines vollen Indieienbeweiſes! ö 


f) (§. 172.) Weber a. a. O. S. 7 ff. Mittermaier a. a. O. 


§. 59. 


8) I. 25. C. de probut. (4, 19.): ,indicis ad probationem indubi- 


tatis et luce clarioribus.“ IL. 2. C. quorum appellationes 
(7, 65): vargumentis convictus.“ IL. 22. C. ad I. Corn. de 
fals. (9, 22.): „argumontis.“ L, 34. C. de adult. (9, 9.): „in- 


Won der Yaftruction. §. 110. 25 


welche Anſicht denn auch bereits in die neuere Praxis 1) 
und Geſetzgebung i) übergegangen iſt. 


b) 


diciis evidentibus. I. 6. C. de dolo (2, 21.): „iudzeiis perspi- 
euis. Berglichen mit L. 5. D. de poenis; wonach auf bloßen 
Verdacht keine Verurtheilung Statt findet. Ju Hinſicht vom 
Beweiſe des Dolus wurde der Art. 22 ſchon durch den Neichs⸗ 
abſch. v. 1594. §. 69 aufgehoben und das rom. Recht wieder her⸗ 
geſtellt. Ueber dieſe Stellen Matthaeus de crimin. L. 48. 
T. 19. e. 6. Stübel über den Thatbeſtand. 6. 255. 256. 
Kleinſchrod Abhandl. Th. I. N. I. S. 5. — R. A. Feer D. 
de reo non nisi indiciis convicte condemnando. Hei- 
delb. 1810. Ed Kiehn D. num ad communis juris nor- 
mam artificiali adhibita probatione condemnatio 
statui possit. Gott. 1834. 

Meiſter Le. §. 416. Tittmann a. a. O. 8. 866. Pfifter 


merkwürdige Eriminalfälle. Bd. I. S. 265. Hohnhorst 


i) 


Jahrbücher. I. S. 155. VII. S. 101. B. W. Pfeiffer 
Practiſche Ausführungen. Bd. UI. S. 442. Stübel 8. 977. 
Derſelbe Ueber den Thatb. 5. 272 ff. Hitzigs Annalen, 
an vielen Stellen, insbeſ. H. XX. S. 331 ff. — Heffter Lehrb. 
des C. R. §. 636. 637. Weber im N. Archiv. III. S. 107. 
Volkmann Sächſ. Crim. R. §. 353. 

Mehrere neuere Geſetze laſſen zwar Verurtheilung auf vollen 
Anzeigenbeweis zu: jedoch (weil fle bei ihm die leichtere Nög⸗ 
lichkeiten eines Irrthums vorrausſetzen) mit Ausſchließung der 
Todesſtrafe, oder auch der lebens länglichen Freiheitsſtrafe. 
Oeſterr. G. B. §. 412., nebſt dem Geſetze v. 6. Jul. 1833. Baier. 
St. G. B. I. Art. 328. 330. Oldenburg St. G. B. Art. 811 
und Nov. v. 11. Oct. 1821. S. Weimar. Verord. vom 7. Mai 
1819. Hannoverſche Berord. v. 25. März 1822. (Geſetzſamml. 
1. Abth. N. 14.) Dieſe erfordert / der Stimmen, um den Leug⸗ 
nenden auf künſtlichen Beweis für ſchuldig zu erklären, und 
beſtimmt, daß, ſtatt der Todes ſtrafe, auf 20 jährige Zwangs⸗ 
arbeit, und ftatt lebens länglicher Zwangsarbeit auf blos 10 
bis 121ährige, erkannt werden ſoll. Hannover. Entw. Art. 247. 
Von andern neueren Geſetzen ſ. Mittermaier a. a. O. 5. 61. 
N. 1. Heffter Lehrb. des Crim. R. 5. 636. N. 2. Die 
Preuß. C. P. Art. 405 f. beſchränkt die Verurtheilung wegen 
Anzeigenbeweiſes allgemein auf außerordentliche Strafe 


6 111). 
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8 111% l 
b) Wirkung des unvollſtändigen Anſchuldigungabeweiſes. 


I) Wenn eine zum Anſchuldigungsbeweiſe gebdrige 
Thatſache nicht vollſtändig erwieſen iſt, darf fie dem Ur⸗ 
theile ) nicht zum Grunde gelegt werden: indem ſie nicht 
gewiß iſt, und alſo, auch nicht unter das Strafgeſetz ſub⸗ 
ſumirt werden kann. Fehlt es daher insbeſondere am 
vollen Beweiſe des Thatbeſtandes, oder aber des Thäters, 
- fo findet überhanpt kein Strafurtheil Statt. Viele) 
beſchränlen dieſen unbeſtreitbaren Grundſatz dahin, daß zwar 
nicht die volle geſetzliche Strafe (poena ordinaria ), 
wohl aber eine gelindere (außerordentliche) Strafe, 
Statt finde b). Dieſe Anſicht, welche die Unſchuld in hohem 
Grade gefährdet, und bie geſetzliche Beweistheorie zernichtet, 
widerſpricht jedoch ſowohl den allgemeinen Grundſätzen von 
der Geſetz anwendung, als den geſetzlichen Vorſchriften o); 
und es laſſen ſich dergleichen Ver dachtsſtrafen weder 
durch die behauptete Nothwendigkeit eines Surrogates der 


— 


1) Sollte heißen: „einem Condemnations⸗Urtheile.“ 

a) Es gehören dahin die meiſten älteren Practiker. Die Annahme 
der Statthaftigkeit außerordentlicher Strafen wurde beſonders durch 
die Vorſchrift des Art. 22 und das Beſtreben, dieſelbe zu um⸗ 
geben, (§. 110. Note 1) verbreitet. Mittermaier a. a. O. 
S. 491 f. - 

b) Berſchieden hiervon iſt 1) die Vorſchrift neuerer Geſetze, daß bei 
vollem Anzeigenbeweiſe nicht auf die geſetzliche Todesſtrafe, 
mithin inſofern auf eine außerordentliche Strafe, erkannt werden 
ſoll (S. 110. N. i). Dieſe Beſtimmung bezieht ſich nicht auf den 
Grad, ſondern auf die Art, des Beweiſes. 2) Das Erkenntniß 
auf die ordentliche Strafe der leichteren Art des Verbrechens, 
well das beſondere Merkmal der ſchwereren Art nicht voll⸗ 
ſtändig bewieſen if, Unpaſſend nennt dieſes Tittmann 6. 845. 
eine außerordentliche Strafe. 

c) L. 3. D. de poenis: „Sed nec de suspicionibus debere aliquem 
damnari Divus Traianus — rescripsit: satius enim esse impunitum 
relinqui facinus nocentis, qum innocentem damnari. P. G. 0. 
Art. 22. 5 


Won ber Fnfrvwctien. §. 111. 2 


abgefcheften Folter, noch durch ein antzebliches Nothrecht 
des Staats (zur Abwendung der aus ver Stralofigteit 
don Vervächtigen entſpringenden Gefahr), rechtfertigen. 
Auch führen fie zu den nachtheiligſten Folgen d). Jede 
außerordentliche Strafe bei u uv ollſtändigem Beweis 
iſt daher für eine Ungerechtigkeit zu halten e). I) Der 
unvollſtändige Anſchuldiguugsbeweis kann jedoch gewiſſe 
andere, für den Angeſchuldigten nachtheilige, Wir⸗ 
kungen haben t). Dahin gehört A) die Statthaftigkeit 
mancher liftigen Pro oe ß handlungen: nemlich 1) vie An⸗ 
wendung drückender Mittel, ihn, wenn er der Flucht vere 
dächtig oder flüchtig iſt, vor Gericht zu fiellen (S. 75 fl.); 
ins beſondere Verhaftung, Steckbriefe und öffentliche Ladung; 
2) Confrontation (5. 131.) ; 3) Spetialunterſuchung. 


—— — 2 


d) Matthaci de eri 48. T. 15. C. 6. v. 4. Klei nſchred 
ueber die Wirkungen eines unvollkommenen Bewei⸗ 
ſes in peinlichen Sachen. In deſſ. Abhandl. T. I. N. I. 
S. 7. Holzechuher ab Harlach D. de poena extraord. 
deficiente plena criminis probatione neutiquam de+ 
cernenda, Aled. 1799. Die Preisſchriften ven Sifenhart 
Bergk, Zadharid und Vezin im A. Archiv des C. R. B. III. 
und IV. Ranfft Bom Beweis in peinlichen S. Cap. III. 
v. Feuerbach Reviſion. Th. I. S. 64. Stübel Ueber 
den Thatbeſt. §. 273. Deſſ. Strafv. §. 1218 fl. Mit⸗ 
termater a. a. O. §. 89. — Obige Regel leidet auch keine 
Ausnahme bei leichten Verbrechen. Die entgegengeſetzte Be⸗ 
hauptung kann (um ſtichhaltig zu ſeyn) nur den Sinn haben, daß 
bei leichten Verbrechen die formale Vollſtändigkeit des Beweiſes 
durch wenigere Erforderniſſe bedingt ſey. 8. 249. 


e) Unter den neueren Geſetzen billigt nur noch die. Preuß. Crim. . 
O. S. 391. 405 die außerordentlichen Straſen bei unvollſtändigem 
Beweis, und ſtellt, — in offenbarem Widerſpruche mit den Grund⸗ 
ſätzen von der Strafbarkeit, — den Grad des unvollſtändigen 
Beweifes als mitzubeachtenden Strafzumeſſungsgrund auf 

- (G. 407.). Es iſt zwar behauptet worden, daß dieſes Geſetz ſich 
auf den Fall des vollen Anzeigenbeweiſes beziehe. Jarcke 
im N. Archiv des Cr. R. VIII. S. 133. Dieſe Behauptung wider⸗ 
ſpricht aber dem klaren Inhalte des Geſetzes. S. auch Bbegs 
Erörter. I. S. 257. 


) Stübel 5. 1239 ff. 
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B) Unvollſtandige Losſprechung (absolutio ab instantia ) 
(5. 193.}. C) Auferlegung des Reinigungseides (5. 155.). 
D) Verurtheilung in die Unterſuchungskoſten. §. 272. E) Die 
Statthaftigteit polizeilicher Maaſregeln zur Sicherung 
gegen den Verdächtigen 8). 


§. 112. 5 
2) Wirkung des Entſchuldigungsbeweiſes überhaupt. 


Die Kraft der Ent ſchuldigungsbeweiſe wird, ebenſo 
wie die der An ſchuldigungsbeweiſe, nach den (durch die 
rationale und die geſetzliche Beweistheorie beſtimmten) for⸗ 
malen und materialen Erforderniſſen und Merkmalen be⸗ 
urtheilt ). Zwiſchen beiderlei Beweiſen beſteht aber, in 
Hinſicht ihrer Wirkungen und Folgen b), der wichtige 
Unterſchied, daß nur auf vollſtändigen Anſchuldigungs⸗ 
beweis, ein dem Angeſchuldigten nachtheiliges Urtheil ge⸗ 
gründet werden kann; daß hingegen auch ein unvollſtän⸗ 
diger Entſchuldigungsbeweis, falls ſolcher bis zur Wahr⸗ 
ſcheinlich keit (halber Beweis) gebracht iſt, gum Vortheile 
des Angeſchuldigten wirkt e). Denn ein Strafurtheil er fordert 


— — 


g) P. G. O. Art. 176. Mittermaier vom Beweiſe. 5. 70. 


2) Sollte jedoch ein formaler Mangel nicht mehr geheilt werden i 


können, fo ſchavet derſelbe der Kraft des Entſchuldigungsbeweiſes 
nicht! Stübel 5. 681. 867. 923. 1095. Baier. St. G. 8. 
II. Art. 337. 

b) Die Verwechslung der Kraft des Beweiſes mit den Wirkungen 


und Folgen deſſelben hat zwei Irrthümer erzeugt: indem 


1) Manche behaupten, die Erforderniſſe der Beweiskraft ſeyen beim 
Entſchuldigungsbeweiſe zum Theil nicht ndthig: z. B. ein ver⸗ 
dächtiger Vertheidigungszeuge verdiene vollen Glauben. Eben 
fo trrig tft es, 2) wenn Andere es beſtreiten, daß (auch) ein 
unvollſtändiger Entſchuldigungsbeweis zum Vortheil des Anges 
ſchuldigten wirke. Lepfer Sp. 562. Boehmer ad C. C. C. 
Art. 47. §. 8. 

c) Boehmer l. c. C 7. Klein peinl. R. §. 101. 104. Meister 
I. c. S. 404. Feuerbach a. a. O. § 571. Stübel 5. 680. 
1301 fl. Mittermaler D. Strafverf. §. 181. Deſſen 

Beweislehre. S. 154. a 8 


Bon der Iufruskzen. 8. 112. 113. 29 


GewiPheit der ihm zum Grunde zu legenden achen 
(wirkliche — materiale Wahrheit); an weicher ie 5 
mangelt, wenn der Entſchuldigungsbeweis ſo weit vorliegt, 
das gegründete Zweifel gegen die Wahrheit ) einer That⸗ 
ſache entſtehen müſſen: mithin das allgemeine Merkmal der 
Vollftandigheit des Beweiſes. (§. 101.) nicht mehr vorhan⸗ 
den iſt. Auch kommen dem Angeſchuldigten, in dieſer Lage, 
die allgemeinen Regeln zu ſtatten: daß, bei vorhan⸗ 

dener Gleichheit der Gründe, überhaupt für den Be⸗ 
klagten erkannt werden müſſe 4), und daß im Zweifel 
immer die gelindere Anſicht vorzuziehen fey ). 


§. 113. 
b) Nach Verſchiedenheit der Fälle. 


N D Iſt durch den Entſchuldigungsbeweis die Unglaub⸗ 
würdigkeit der Mittel des Anſchulbigungsbe⸗ 
weiſes wahrſcheinlich gemacht), fo verlieren dieſe 
Beweismittel ſo viel an ihrer Kraft, daß es nun, in 
Hinſicht des Gegenſtandes derſelben, an einem vollen 
Beweiſe mangelt, und alſo jene Thatſache, welche durch 
ſie hatte erwieſen werden ſollen, beim Erkenntniſſe nicht 
berückſichtigt werden kann. II) Iſt der Entſchuldigungsbe⸗ 
weis als (birecter) Gegenbeweis (5. 98. I) bis 
zur Wahrſcheinlichkeit gebracht, ſo macht er den Anſchuldi⸗ 
gun gsbeweis, — ſelbſt wenn dieſer, an ſich, vollſtändig 
iſt, — für die ) Entſcheidung unbrauchbar: indem die 


1) Dies bezieht ſich nur auf den Fall, wenn der Entſchuldigungsbe⸗ 

weis ein directer Gegenbeweis iſt, und beſtätigt zugleich hand⸗ 
greiflich meine Rüge in §. 102. Note 5. 

d) L. 125. D. de R. I. L. 4. C. de eden do (2, 1.). L. 38. D., 
de re jud. L. 5. D. de poenis. 

e) I. 155. 5. 2. L. 192. F. 1. D. de R. I. L. 32. 42. D. de poe~ 
nis. C. 49. de R. I. in VI. 

1) D. b. iſt der enen ein Beweiseinredens 
Beweis. §. 98. Note 1 

2) Hier iſt einzuſchalten: eee 


3 Von ber Huftenction. 8. 113. 144. 


erforderliche Gewißheit der zum Anſchuldigungsbeweiſe ge: 
hörenden Thatſachen in dem Grade, worin das Gegen⸗ 
theil wahrſcheinlicher wird, verliert und in Zweifelhaf⸗ 
tigkeit übergeht), welche es nicht geſtattet, die fragliche 
Thatſache dem (condemnatorifden) Urtheile zum Grunde 
zu legen. Wie nun in dieſem Falle zu erkennen fey, 
das hängt von der Natur derjenigen Thatſache ab, welche 
durch den Gegenbeweis ungewiß geworden iff (§ 97.). 
Wenn III) der Einredenbeweis A) auf eine die Straf⸗ 
barkeit ganz ausſchließende Einrede gerichtet, und 
dieſe halb erwieſen, ift, fo kann kein Verurtheilung erfel⸗ 
gen; ſondern es muß auf einen Hülfseid, oder, inſofern 
dieſer unſtatthaft iſt, auf Losſprechung von der Inſtanz“) 
erkannt werden. Betrifft hingegen der Entſchuldigungsbe⸗ 
weis B) eine die Strafbarkeit mindernde Einrede 
(alſo das Daſeyn eines Strafminderun gsgrundes), fo wird 
dadurch, falls folde waherſcheinlich gemacht iſt, die 
Zuerkennung der, durch eine hohere Strafbarkeit neva: 
ten, 333 Straſe ase toes 


f Zweites Capttel. 
Bon dem directen (natürlichen) Beweiſe. 


5. 114. 


Vorerinnerung. 


Die Lehre von den Beweismitteln, als den un⸗ 
mittelbaren Erkenntnißquellen der Wahrheit einer That⸗ 
ſache 9. laßt ſich, nach einer natürlichen Anordnung, fo 


3) Vergl. meine Rüge §. 102. Mote 5 und 8. 113. Note 1. 
4). Vergl. §. 193. 
1) Dieſe unmittelbaren Kenntniß⸗ (nicht Erkenntniß⸗I) Quellen ſind 
vielmehr die Beweis⸗Gründe; nicht aber die Beweis ⸗ Mittel: 
ebenſo wie nicht der Schröpfkopf das unmittelbare Heil⸗ 
mittel iſt; ſondern die Slutentzich ung. S. 78. 


Von der Iuſteuction. §. 114. 115. 31 


darstellen, daß jedes der einzelnen Beweismittel theils an 
ſich, (d. b. von Seiten ſeiner Natur, Arten, Erſorderniſfe 
und Kraft) geſchildert, then das bei deſſen Gebrauch zu 
bes bachtende eigenthümliche Ber fahren (inſofern ſich dieſes 
wine tie befonbere Proceßart besieht) beſchrleben, 


‘ Erle Abtheilung. 
Von dem Geſtändniſſe aL 


§. 115. 
Y Von dem Geſtändniſſe an ſich betrachtet: A) Begriff b). 


Ausſage des Angeſchuldigten, im weiteren 
Sinn, iſt jede Erklärung deſſelben über die Wahrheit einer 


— — 


In Bezug auf Bauec's falſche Systematik aber bemerke ich: 
daß die Thatſache, um deren Kenntniß es ſich hier handelt, 
ebenſogut ein bloßes Berbrechens⸗Indicium ſeyn konne, wie 
das Verbrechen ſelber; folglich es ganz logit- und ſachwidrig 
ſey, dieſe Beweismittellehre unter die Rubrik „dom virecten 
Beweis,“ exeluſiv einzullemmen. j 

a) Durch Abhandlung ver auf daſſelbe Beweismittel KH beziehenden 
Regeln in verſchiedenen Abſchnitten, leidet die Moarheit der 
Uebersicht! — Mit dem Geſtändniſſe“) win Her aus dem 
@ruude der Anfang gemacht, weil die Erlangung deſſelben 
eine Hauptrichtung des deutſchen Straſperfahrens ausmacht; 
und weil daſſelbe das einzige Beweismittel bildet, welches bei 
allen Verbrechen vorkommen foun ). 

Ob und inwiefern das Geſtändniß ein Beweis ⸗Mittel ſey? dar; 

über ſ. meine Rete 7 zu §. 106. a 

) Dieſe Behauptung klingt Außerſt paradox! Denn va jedes 

Verbrechen in der Außenwelt vor ich geht: und zwar ſelbſt als⸗ 

dann, wan es in tiner bloßen Unterlaſſung beſteht; jeder 

Vorgang in der Außenwelt aber moͤglicherweiſe durch Zeugen 

appercipirbar iſt, (bekanntlich gibt es auch testes nogativos!), fo 

können auch Zeugen bei „allen Verbrechen“ vorkommen. 
Wahrſcheinlich wollte Bauer ſagen: „bei einer jeden con⸗ 

„ereten (einzelnen) Unterſuchung irgend eines Verbrechens 

„Vorkonmmen kann.“ ess 

a) Kleiaſchrod, Ueber das Geſtändnif alé Beweidmittel 
in peinlichen Fällen. Im A. Archto des C. R. W. St. 4. 


2 Den ber Yuftrnetion. 8. 115. 


auf das ihm beigemeffene Verbrechen ſich beziehenden 
Thatſache c). Sie begreift ſowohl die Ableugnung, als 
die Anerkennung, der Wahrheit dieſer Thatſache. Betrifft 
dieſe Anerkennung einen dem Angeſchuldigten ungün⸗ 
ſtigen Umſtand 4), ſo heißt ſie im Allgemeinen ein Be⸗ 
kenntuiß: welches aber, ſeinem Gegenſtande nach, 
zwei verſchiedene Bedeutungen hat. Nämlich 1) Ge⸗ 
ſtändniß, Bekenntniß (confessio) im weiteren Sinn 
iſt die Erklarung des Angeſchuldigten, daß irgend) 
eine ihm nachtheilige Thatſache wahr ſey e). 2) Ge⸗ 
ſtändniß im engeren (eminenten) Sinn aber iſt 
die Erklärung des Angeſchuldigten, daß er das Verbrechen, 
weſſen er beſchuldigt wird, begangen habe ). 


— — 


N. 3. Tittmann, Ueber Geſtändniſſe und Wiverruf 
in Strafſachen. Halle 1810. Abegg, Beiträge zur Lehre 
vom Geſtändniſſe. In deſſen hiſtoriſch⸗pract. Erört. Abth. III. 
S. 204 f. 

b) Daß und warum das Geſtandniß zu den Bewelsmitteln gezählt 
wird, darüber ſ. §. 106 *). 

) Bergl. meine Note 7 zu §. 106. 

c) Nur Thatſachen, nicht Urtheile, des Angeſchuldigten find 
Gegenſtände des Beweiſes durch Belenntniß. 

d) Hierdurch unterſcheidet ſich das Geſtändniß von der Ausfage über 
einen für den Angeſchuldigten günſtigen, oder gleichgültigen, oder 
auf Andere ſich beziehenden, Umftand: in ö letzteren Falle 
dieſelbe ein Zeugniß iſt. 

1) Gleichviel, welche! 8 

e) Auch die Ausſage des Angeſchuldigten über eine ihm nachtheilige 
Wahrnehmung if zwar ein Geſtändniß im weiteren Sinne; wenn⸗ 
gleich daſſelbe, in Hinſicht ſeiner Beweiskraft, wie ein Zeug⸗ 
niß zu beurtheilen iſt *) (5. 119.) . 

*) Was wie ein Zeugniß zu beurtheilen wäre, könnte un⸗ 
möglich, in irgend einem Sinne, ohne Abſurdität, ein Ge⸗ 
ſtändniß genannt werden. Was als Kali wirkt, iſt nimmer⸗ 
mehr eine Säure! 

Mir dünkt aber der ganze Rachfat : „wenngleich ꝛc.“ falſch. 
S. 5. 119. Note e. 

2) Deutlicher hätte Bauer geſagt: 

1) „Geſtändniß sensu lato heißt das un vollſtändige Be⸗ 
* ptenntnif (gleichviel ob es den objectiven Thatbeſtand beziele, 
„oder den ſubjectiven).“ 


— 
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Nur dann heißt der Angeſchuldigte ,, f elbſt⸗ geftindig” t). 
Das gehörig geeigenſchaftete Bekenntniß iſt nicht nur das 
umfaſſendſte, ſondern auch oft das einzig anwend⸗ 
bare), Beweismittel. Daher iſt im deutſchen Strafver⸗ 
fahren die Inſtruction hauptſächlich auf Erlangung eines 
rechtsgültigen Bekenntniſſes gerichtet ). 


§. 116. 
B) Gintheilungen des Geſtändniſſes: 1) ueberhaupt. 


I) Seinem Inhalte nach iſt das Geſtändniß A) ent⸗ 
weder ein einfaches (reines, unumwundenes, uneinge⸗ 
ſchränktes); oder ein qualificirtes (umwundenes, ein⸗ 
geſchränktes): d. h. ein ſolches, das durch einen beigefügten 
Zuſatz beſchränkt iſt (§. 117.). B) In derſelben Hine 
ſicht iſt das Geſtändniß entweder ein unbeſtimmtes 
(vages, conf. nuda), oder ein umſtändeliches (conf. ve- 
stita s. circumstantialis): d. h. mit Angabe der Umſtände 
der eingeſtandenen Thatſache begleitetes. II) In Hinſicht 
der Perſonen, vor denen es abgelegt wurde, iſt es ent⸗ 
weder ein gerichtliches, oder ein außer gerichtliches 
Geſtändniß. III) Nach der Form der Ablegung kann es 


U 


2) „Geſtändniß sensu stricto aber heißt dad vollſtändige 
„— allererſchöpfende — Bekenntniß.“ 

Dieſe Diſtinetion iſt aber keine, praktiſch oder theoretiſch, üb ⸗ 
Lice; und verdient ebendeßhalb keine Nachahmung. 

t) Hierzu gehört alſo, daß der Angeſchuldigte nicht nur die That 
überhaupt (3. B. die Entwendung), ſondern auch mit allen zum 
Begriffe des ihm beigemeſſenen Verbrechens erforderlichen Merk ⸗ 
malen (z. B. auch die Abſicht, ſich die fremde Sache zuzueig⸗ 
nen) geſtehe. Leugnet er daher ein ſolches Merkmal ab, ſo iſt 
kein Geſtändniß im eminenten Sinne vorhanden. 

3) Sollte vielmehr heißen: „das in Conereto (wegen factiſchen Man⸗ 
„gels an anderen — namentlich an Zeugen) ausſchließlich 
„zu Gebot ſtehende.“ 

A) Ueber dieſes Beſtreben des Inquirenten und ſeine peſtartigen Wir⸗ 
kungen ſ. H. A. Zachar ia: die Gebrechen und die Reform d. d. 
Strafo. 1846. S. 44 f. u. 91 f. 

Crun.-Prot. B 3, 3 


- 


7 Won ber Jnſtruetion. §. 116. 117. 


ein ausdrückliches Bekenntniß ſeyn, oder ein ſtill⸗ 
ſchweigendes. Letzteres wird aus ſchlüſſigen Hand⸗ 
lungen )) gefolgert. Eine beſondere Art deſſelben iſt das 
Contumactalbefenntnifi: nämlich dasſenige, welches 
aus dem Ungehorſame gegen einen richterlichen Befehl, ge⸗ 
folgert wird: falls dieſe Folgerung durch Geſetz angedroht 
iſt (auch confessio ficta genannt). IV) Dem Beweg⸗ 
grunde nach iſt das Geſtändniß entweder ein freiwil⸗ 
liges: d. b. aus eigenem Antriebe abgelegtes; oder ein 
abgenöthigtes: d. h. ein folded, wozu der läugnende 
Angeſchuldigte erſt durch Anwendung erkaubter Mittel ver⸗ 
anlaßt worden iſt ). V) In Rückſicht auf die Erfor⸗ 
verniſſe tft das Geſtändniß entweder ein rechtsgülti⸗ 
ges (conf, legitima), oder ein fehlerhaftes (conf. 
viliosa). 


§. 117. 
b) Jusbeſondere vom qualificicten Geſtändniſſe a). 


Um über den Werth der Eintheilung in einfaches und 
qualiſieirtes Geſtändniß und über deren Einfluß auf Be- 
ſtimmung der Beweislaſt richtig urtheilen zu können, muß 


1) Muß heißen: „Benehmen“. Denn auch das Stillſchweigen ge⸗ 
hört hieher; während daſſelbe doch keineswegs eine Handlung 
if. Vergl. meinen Civilpr.⸗Schlüſſel. S. 135 u. 136. 

a) Hiermit iſt das, durch unerlaubte Mittel, erzwungene Be⸗ 

kenntniß nicht zu verwechſeln. §. 132 u. 133. 

a) F. de Graffen D. de confessione qualificata. Gott. 1769. 
Klein Peinl. Recht. §. 104. Klelinſchrod vom Geſtänd⸗ 
niß. A. Archiv IV. St. 4. N. 3. F. 10. 16. Tittmann III. 
§. 835. Stübel F. 794 ff. Borſt Ueber die Wirkung des 
beſchränkten Geſtändniſſes im peinl. Proc. Im N. Ar⸗ 
hiv I. S. 279 ff. Reyscher D. de confess. limitata in 
causs. crimin. Tub. 1824. Heddo dus Ueber vie qualif. 
Geſtändn. Manheim 1827. Mitter mater D. Strafverf. 
I. §. 158. Deſſelben Beweislehre 8. 38. Abegg a. a. 
§. 105. Deſſelben Beitrag zur Lehre vom Geſtänd⸗ 
niffe u. ſ. w. Ju deſſen 3 Abh. III S. 204 ff 
Bauer's Abhandl. II. S. 255. 


bn ber Hotrachen. f. 117. 95 


man unterſcheidenl Das von einem Angeſchulvigten 
abgelegte Bekenntniß iſt ) entweder ein Geſtändniß im 
engeren Sinne: d. h. er hat das Verbtechen ſelbſt ein⸗ 
geſtanden: mithin alle zu deſſen Daſeyn gehörige That⸗ 
fachen (inſofern ſolche überhaupt Gegenſtände ſeiner eigenen 
ſinulichen) Wahrnehmung ſeyn können). Hier kann er 
ſich gegen die Anſchuldiguntz nur durch Vorſchützen einer, 
die Strafbarkeit des eingeſtandenen Verbrechens aus⸗ 
ſchließenden oder mindernden, Einrede vertheidigen, deren 
Beweis dann ihm bobliegt b). Das abgelegte Geſtändniß 
ſelbſt wird hierdurch nicht beſchränkt: weßhalb, in 
dieſem Falle, von einem qualificirten Geſtändniſſe nicht 
die Rede ſeyn kann. II) Oder es iſt nur das Bekenntniß 
eines Theiles ver zum Anſchuldigungsbeweiſe gehörigen 
Thatſachen, verbunden mit Ableugnung eines ande⸗ 
ten Theiles ). Hier iſt beziehungsweiſe einfaches 
Bekenntniß und reine Abläugnung, — Beides für ſich 
beftebend, — vorhanden, und dem Richter (ober dem An⸗ 
Hager) liegt der Beweis der gelängneten Thatſachen ob, 
Johne welchen ja eine (extenſive) Unvollſtändigkeit 
ves Anſchuldigungsbeweiſes vorhanden iſt. Meiſtens wird 
ſedoch die Ablaͤugnung dieſer Thatſachen lein bloßes 
Perneinen ſeyn c); ſondern eine mit poſitivem Be⸗ 
baupten einer anderen Thatſache verbundenes, 
durch welche die Abläugnung erſt ihren beſtimmten Sinn 
erhält und gerechtfertigt wird, und welche dann inſofern 


be 2 2 


1) Wem Bayer ſich bei dieſem beſchränkenden Beiwort „ſinnli⸗ 

chen“ auch den inneren Sinn denkt, fo hat et Recht; widri⸗ 
genfallé aber nicht. Seinen geweſenen Dolus, ber denn doch 
auch zu den Hieber gehoͤrigen Thatſachen mllgehoͤrt, fare er mit 
ſeinen Außeren 5 Sinnen nicht wahrgenommen haben! 

b) J. B. die Einrede der Hungersnoth, ver Bergzichtleiſtung des Ber⸗ 
letzten, eines hoͤheten Beſehls, der heftigen Gemüthobewegung, der 
Trunkeuhrit u. ſ. w. 

2) „Ich habe erſchlagen; aber nicht aus Votſatz.“ 

6) Em folches Betnetwen iſt es z. B., wem der des Raubes An⸗ 
geſchulvigte vie Eniwendung geſteht; aber die Anwendung von 
Gewalt leugnet. 5 

3 
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die Natur einer Einrede) annimmt d). Denn wollte 
ſich hier der Angeſchuldigte auf bloßes Abläugnen (3. B. 
der Zurechenbarkeit, oder der Rechtswidrigkeit, der von ihm 
eingeſtandenen Handlung) beſchränken, oh une zugleich den, 
jene Zurechenbarkeit oder dieſe Rechtswidrigkeit ausſchlie⸗ 
ßenden, beſonderen Grund anzugeben, ſo würde das Läug⸗ 
nen allein ihm keinen Schutz gewähren: weil der Richter 
hierdurch nicht in den Stand geſetzt würde, das Daſeyn 
dieſes Grundes auszumitteln. Gibt nun der Ange⸗ 
ſchuldigte denſelben an, ſo erhält ſein Bekenntniß einen 
poſitiven beſchränkenden Zuſatz, und wird hier⸗ 


3) Wenn z. B. ein der Entführung Angeklagter ſagt: „Ich geſtehe 
f „des Maddens gewaltſames Hinwegſchleppyen aus dem Hauſe des 
„Anklägers; läugne aber den Zweck des Geſchlechtsgenuſſes: denn 
„ich bin ihr Vater“: nimmt hier etwa die (unterſtrichene) poſi⸗ 
tive Behauptung, deßhalb weil ſie auf eine Negation von einem 
Beſtandtheile des Thatbeſtandes folgt, die Natur einer Einrede 
an? — Nimmermehr! Vielmehr iſt ſie blos das Thema von einem 
directen Gegenbeweiſe. 7 
Auch kann ja die (fragliche) Behauptung nur eine vermeynt⸗ 
liche Exculpations⸗Causa ſeyn: wie z. B. bei Grandiſſon: „Ich 
„kann meine Poſtwagen⸗Diebdſtähle nicht läugnen; wohl aber ihre 
„Widerrechtlichkeit: denn ſolche Furta treffen nur die gro ⸗ 
„ßen Herren; und dieſen ſchadet es nichts“ (Pfifter’s Criminal 
fälle, Bd. II. S. 217). Nimmt dieſe Behauptung etwa auch 
die Natur einer Einrede an? 

Bauer ſcheint überhaupt ganz zu vergeſſen, daß man jede Ne⸗ 
gation in eine poſitive Behauptung traveſtiren könne. Man 
nehme z. B. folgenden Fall: „Die Kugel meiner Büchſe war 
ts, was den Erſchoſſenen getödtet hat; aber ich läugne meine 
„Autorſchaft: denn die Büchſe iſt von ſich ſelber los⸗ 
gegangen.“ e e 

d) 3. B. der Angeſchuldigte geſteht die Tödtung, läugnet aber 
deren Rechtswidrigkeit: indem er behauptet, daß er ſich in der 
Lage der Nothwehr befunden habe; oder er geſteht die wiſſentliche 
Wegnahme der fremden Sache, laugnet aber die Abſicht, ſich ſolche 
zuzueignen: indem er behauptet, eine Forderung an den Be⸗ 
ſitzer zu haben, bis zu deren Bezahlung er die Sache habe zu⸗ 
rückbehalten wollen; oder er bekennt die ehrverletzende Aeuße⸗ 
rung, läugnet aber deren Rechtswidrigkeit, indem er die Wahrheit 
derſelben behauptet u. ſ. w. S. auch F. 152. N. b. 
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vurch zu einem qualificirten Geſtändniſſe, deſſen Be 
eigentlich ſich blos auf dieſen Fall e me 
den poſitiven Zuſatz, welcher von der eingeſtandenen 
Thatſache ſtets kann getrennt werden, und den der An⸗ 
geſchuldigte zu beweiſen hat), fol aber entweder das 
Daſeyn des Verbrechens ganz aufgehoben, oder die 
Natur deſſelben geändert, oder die Strafbarkeit ge⸗ 
mindert, werden. Nach dieſer Verſchiedenheit richtet ſich 
denn auch die Wirkung des Ergebniſſes der, über des Zu⸗ 
ſatzes Inhalt gepflogenen, Beweisführung). So oft 
übrigens hier von der dem Angeſchuldigten obliegenden 
Beweislaſt die Rede iſt, muß dies in dem oben (S. 105.) 
bemerkten eingeſchränkten Sinne verſtanden werden! 


§. 118. 
C) Erforderniſſe eines rechtsgültigen Geſtändniſſes a). 


a J) In Hinſicht des Bekennenden iſt erforderlich, 

daß derſelbe 4) die Wahrheit ausſagen konnte: welches 
theils nach dem Gegenſtande der Ausſage, theils nach 
dem Gemüthszuſtande deſſelben (zur Zeit des Her⸗ 
ganges ſowohl, als der Ausſage), zu beurtheilen iſt; und 
daß er B) die Wahrheit ausſagen wollte: mithin das 
Geſtändniß freiwillig und ernſtlich von ihm abgelegt wor⸗ 
den fey. II) Dem Inhalte nach muß das Bekenntniß 
A) ausdrücklich, deutlich, beſtimmt und umſtänd⸗ 
lich y) ſeyn, B) in ſich ſelber das Gepraͤge der Wahr⸗ 


e) In allen anderen Fällen iſt es entweder volles Geſtändniß, 
nebſt Vorſchützung einer Einrede; oder partielles Geſtändniß, 
mit Abläugnung verbunden: und hiernach zu beurtheilen. 

4) Dieſe weitaus allzu generelle Behauptung findet ihre Wider; 
legung in den Inſtanzen meiner voranftebenden Rote 3. 

Meine eigene Theorie erhellt ſonnenklar (analogiſch) aus dem 
5. 256 meines Eivilproc.⸗Schlüſſels. 
f) Die Wirkung des Beweiſes tft nach den obigen Regeln zu beur⸗ 
. theifen (§. 110 — 113). 

a) Tittmann §. 831. 832. Stübel §. 731 ff. 

p) I. 1. S. 17. D. de quaest. Gibt der Angeſchuldigte ins beſon⸗ 

pete folche umſtände an, die kein Unſchuldiger wiſſen 


#8 Bon der Fnfiruction, 5. 118, 140, 


ſcheinlichkeit haben, und O) mit andern, eingeſtandenen 
oder erwieſenen, Thatſachen übereinſtimmen. II) In 
Rückſicht der Form der Ablegung wird erfordert, daß 
das Geſtändziß A) por dem zuſtändigen und gehörig 
beſetzten Straftzericht abgelegt, und B) zur Erlangung 
deſſelben kein geſetzwidriges Verfahren angewandt wor⸗ 
den ſey. Der Richter muß alle erlaubte Mittel anwenden, 
um das Daſeyn der erforderlichen Eigenſchaften des Be⸗ 
kenntniſſes in Gewißheit zu ſetzen, den etwaigen Mängeln 
deſſelben abzubelfen und die Suverlaffigleit deſſelben zu. 
conſtatiren .). 


§. 119. 
D) Beweiskraft: 1) eines rechtsgültigen Geſtändniſſes a). 


I) Der Grund der Beweiskraft eines gehörig ge⸗ 
eigenſchafteten Bekenntniſſes liegt in der naturlchen, und 


kann, und werden dieſe wahr befunden, ſo liegt hierin zwar ein 
ſehr wichtiges Merkmal der Wahrheit des Geſtändniſſes; allein 
als nothwendig iſt daſſelbe, durch die P. G. O. Art. 53. 34. 
60, nur bei dem auf der Folter abgelegten Geſtäͤndniffe vorge⸗ 
ſchrieben ). Mitttermater Strafperf. 5. 156. Defſ. Be⸗ 

weis lehre. §. 33, 34. N 

) np zwar ſehr begreiflicherweiſe: denn 1) oft gibt es ſolche 

Umſtände durchaus keine: z. B. bei einer Tödtung im Rencontre 
Duell, wo der Thater, ſogleich nach geführtem Stiche, mit Hin⸗ 
terlaffang ſeines Degens, dis Flucht ergriffen hat! während der 
Geſtochene, ſammt deſſen Degen, fofort in die Pflegerhande 
mehrerer beigeſprungenen Samariter gerathen if. 

2 Und oft hätte der Thäter frei lich ſolche Umſtände wahr⸗ 
nehm können, aber fie dennoch upapp ertipirt galaſſan: wie 
* B. der Unterſchlager eines verſiegelten ologreybiſchen Teſta⸗ 
ment gs daſſen In haltsworte. 

1 Miederbolung des Geſtändniſſeg iſ nicht votzwerdig; aber 
rathſam iſt es, ſolche iu veranlaſſen, Tittimant, ueber 
Beh 5 30 Jf es aber wiederholt abgelegt, fo gehört auch 
noch die Beharrlichkeit des Bekennenden, und die Meberein⸗ 
ſtimmung der verſchiedenen Geſrändniffe unter ſüch, zu den 

der Vollgültzskeit. 


) Sttzbel & 72 f. 7 f Nit termaier Beweis lehre 6. 31. 
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durch die Erfahrung bewährten, Vorausſetzung, daß ein 
Angeſchuldigter, ohne Bewußtſeyn ſeiner Schuld, feine ihm 
nachtheilige Thatſachen ausſagen und ſich dadurch der 
Schande und Strafe ausſetzen werde: verbunden mit dem, 
ſorgfältig zu prüfenden, Daſeyn der die Glaubwürdigkeit 
des Geſtäudniſſes bedingenden Grforderniffe (S. 118. b). 
I) Dem Grade nach betrachtet, bildet das gültige Bee 
kleuntniß einen vollen Beweis wider den Angeſchaldig⸗ 
ten c). III) In Hinſicht des Gegenſtandes, und zwar 
A) im Allgemeinen betrachtet, beſchränkt, fic auf der einen 
Seite dieſe Kraft auf ſolche Thatſachen, welche dem An⸗ 
geſchuldigten nachtheilig ſind, und zugleich ſeine eignen 
Handlungen betreffen; erſtreckt ſich aber weder auf ihm 
vortheilhafte Angaben ), noch auf Zeugniſſe über 
Andere oder Anderes e), oder auf Anſchuldigungen gegen 
Andere. Auf der andern Seite verbreitet ſich aber dieſelbe 


b) Die Beweiskraft des Geſtändmiſſes beruht hingegen keineswegs auf 
der Idee ver Verzichtleiſtung ). F. 58. 

*) Naͤmlich des Verzichtens auf die Vertheidigung. 

c) L. 2. C. quorum appell. non rec. IL. 16. C. de poenis. 
C. C. C. Art. 22. a 

d) Denn hier mangelt der Grund der Beweiskraft des Belenntniffes. 
Wenn ſich jedoch der Anſchuldigungsbeweis einzig und allein 
auf die Ausſage des Augeſchuldigten gründet, fo muß dieſe in 
ihrem ganzen Umfange genommen, nicht aber lediglich das 
Nachtheilige als erwieſen ausgehoben, werden; ſondern es iſt 
auch das Vortheilhafte zu berückſichtigen, wofern es nur irgend 
Wahrſcheinlichkeit hat. Hitzig's Zeitſchrift. Bd. WII. 
S. 10. . 

5) v. Grolman Criminalrechtswifſ. 8 442. A. M. in Stü⸗ 
bel v. Thatbeſt. §. 327: weil der Grund der Bewelskraft des 
Geſtändniſſes auch bier eintrete. Allein fo wie die Möglichkeit 
einten unwilltärlichen Täuſchung es verbietet, Einem elaſſiſchen 
Zeugen vollen Glauben beizumeſſen, kaun auch aus der allein 
ſtehenden Ausſage des Angeſchuldigten über ſeine Wahrnehmungen, 
kein vollſtäudiger Beweis entſtehen. Wenn daher z. B. vie des 
Kuwermordes angeſchuldigte Mutter aus ſagt, fle habe geſehen, daß 
das Kind ſich bewegt habe, fo wird hierdurch alle in das Le⸗ 
ben des Kindes nicht bewiesen. 


20 Bon ber Juſtrnetten. §. 119. 120. 


fiber alle Auſchuldigungsbeweiſe gehörige Thatfaden, 
welche — der eignen Wiſſenſchaft des Angeſchul⸗ 
digten ſeyn können. B) Im Einzelnen liefert das Ge- 
ſtänbniß 1) vollen Beweis des Thatbeſtandes: in Hin- 
ſicht der objectiven ſowohl 1) als der fubjectiven Erforder⸗ 
niffe deſſelben 6); 2) vollen Beweis, daß der Angeſchuldigte 
der Urheber oder Theilnehmer des Berbrechens ſey, vor⸗ 
ausgeſetzt, daß der Thatbeſtand, ſey es auch nur durch das 
Bekenutniß deſſelben, in Gewißheit geſetzt itt. 


§. 120. 
2) Beweiskraft eines mangelbaften Geſtändniſſes. 


Der Einfluß von einem Fehler des abgelegten Ge⸗ 
ſtändniſſes, auf Vernichtung oder Schwächung der Beweis- 
kraft deſſelben, iſt in einzelnen Fällen mit Nückſicht auf die 
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1) Dies gilt jedoch natürlicherweiſe nicht von ſolchen Merkmalen 
des Thatbeſtandes, welche keine Gegenſtände der eigenen Wiſſen⸗ 
ſchaft des Bekennenden ſeyn können. So kann z. B. der des 
Giftmordes Angeſchuldigte geſtehen, daß er dem Andern, in tödli⸗ 
cher Abſicht, eine Subſtanz, die er für Gift gehalten, eingegeben 
habe; nicht aber, daß ſolche Gift geweſen, und daß dadurch der 
Tod bewirkt worden, ſey. 

g) Nach der Meynung vieler Practiker ſoll aus dem Geſtändniſſe 
allein keine ſolche Gewißheit des objectiven Thatbeſtandes 
entſpringen, daß darauf die Verurtheilung in eine ſchwere Strafe 
geſtützt werden könnte. Carpzov pract. rer. crim, O. 16. 
nis. L. 81. n. 13. Lepſer Sp. 561. M. 7. Sp. 598. 
M. 1ſ. Dorn Commentar. I. S. 136. Quiſtorp 5. 681. 
Meiſter §. 407. Allein abgeſehen von der Willkürlichkeit und 
Unbeſtimmtheit des Unterſcheidens zwiſchen ſchweren und leich 
ten Verbrechen und Strafen, darf man nicht vergeſſen, daß hier 
von der Beweiskraft eines rechtsgültigen Geſtändniſſes die 
Rede iſt: zu welchem ja Umſtändlichkeit, innere Wahrſcheinlichkeit 
und Uebereinſtimmung mit andern erwieſenen Thatſachen, gehort. 
Stübel 5. 746 ff.“) Immer aber iſt es Pflicht des Nichters, 
von den anwendbaren Mitteln, den Thatbeſtand auch auf an⸗ 
dere Weiſe zu erforſchen, gehörigen Gebrauch zu machen. 

) Stübel: Vom Thatbeſtande, §. 314 336. Henke §. 76. 

Jeuerbachs Darſtellung merkw. Verbrechen. Bd. I. S. 110 f. 


Von der Inſtruction. F. 120. 41 


Natur des mangelnden Erforderniſſes zu beurtheilen .), 
und dabei zu beachten, ob der Mangel nicht etwa geheilt 
worden fey, oder noch geheilt werden könne b). Im All⸗ 
gemeinen laſſen ſich darüber nur folgende Regeln aufſtellen: 
D Das erwieſene außergerichtlichec), fo wie das 
nicht vor dem zuſtändigen Gericht 4), oder vor nicht 
gehörig beſetzter Gerichtsbank, abgelegte Betenntnif 
kann nicht mehr ausmachen, als einen halben Beweis. 
I) Das eigentliche ſtillſchweigende Geſtändniß if nach 
den Regeln von den Anzeigen zu beurtheilen. III) Der 
Grad der Beweiskraft des Contumacialbefenntnt(fes 
richtet ſich nach der größeren oder geringeren Sicherheit 
der demſelben zu Grund liegenden Schlußfolge. Bei 
deren Prüfung iſt aber theils auf die Größe des mit dem 
Ungehorſam verknüpften Nachtheils zu achten, theils darauf, 
ob der Angeſchuldigte beſondere Gründe der Unſicherheit 
jenes Schluſſes nachweiſe. Auch findet ſtets noch Verthei⸗ 
digung Statt e). IV) Bei vorhandenem Widerſpruche 
zwiſchen zweien, wiederholt abgelegten, Bekenntniſſen 
iſt auf die Beſchaffenheit vom Gegenſtande deſſelben zu 
ſehen, ſo wie darauf, ob und in wie fern der Ange⸗ 
ſchuldigte den Widerſpruch aufzuklären vermocht habe. 
„ ueber die Kraft eines durch ungeſetzliches Ver⸗ 


a) Dies gilt beſonders vom unbeſtimmten, vom unwahrſchein⸗ 
lichen, und von dem mit andern Thatſachen nicht übere in⸗ 
ſtimmenden, Geſtändniſſe. 

b) Die Heilung des Mangels kann jedoch nicht durch Entſag ung 
des Angeſchuldigten erfolgen. §. 58 u. 54. 

c) Die P. G. O. Art. 32 zählt das dußergerichtliche Geſtändniß 
zu den Torturalanzeigen. Es kommt dabei beſonders auf die 
Umſtände an, unter welchen daſſelbe abgelegt wurde. Leyſer 
Sp. 673, Boehmer ad C. C. C. Art. 32, Tittmann Ueber 
Geſt. und Wöerr. §. 14. Stübel 5. 832 f. Mittermaier 
Beweislehre. §. 34. 

d) Hierbei kommt es beſonders darauf an, ob es vor einem nicht 

zuſtändigen Strafgerichte, oder in einem Civ il proceſſe, oder 
vor einer Pol ic ei beboͤrde, abgelegt worden fey. 

c) Ueber die Wirkung der verweigerten Ableiſtung des Reinigungs ⸗ 
eides ſ. 8. 157. 


2 Von ber Luſtruetton. g. 120. 121. 


f ahren erlangten Geſtändniſſes iſt je nach der Beſchaf⸗ 
fenheit dieſes Verfahrens zu urthetlen (S. 132.) VI) Das 
qualificirte Vekenntniß (§. 117.) gehört in der That 
nicht zu den fehlerhaften. Denn, wenn es nur im Uebri⸗ 
gen rechtsgültig iſt, ſo wird die Beweiskraft deſſelben in 
Hinſicht der eingeſtandenen Thatſache, durch das damit 
verbundene Abläugnen einer andern Thatſache, und 
die deßhalb hinzugefügte poſitive Behauptung, eben fo 
wenig aufgehoben oder geſchwaͤcht, wie durch eine vorge⸗ 
ſchützte Einrede; ſondern daſſelbe wird dadurch nur far 
die Urtheilsfällung ) mehr oder weniger unbrauchbar 
gemacht. Bei Beurtheilung der Wirkung des qualificirten 
Bekenntniſſes iſt daher einestheils auf die rechtliche Natur 
ber durch daſſelbe eingeſtanvenen Thatſache zu achten, 
theils auf das Ergebniß des auf Ausmittelung der Wahr⸗ 
heit vom pofltiven Juſatze gerichteten Eutſchuldi⸗ 
gun gs beweiſes (S. 112. 113.). 


§. 121. 
E) Widerruf des Geftindniffes a). 


Der Widerruf enthält dis Behauptung des Angeſchul⸗ 
digten, daß er, indem er das Bekenntniß abgelegt, die 
Un wahrheit gefagt habe b). Dieſe ſeine Behauptung 
einer Thatſache bedarf um ſo mehr des Beweiſes, 


1) Bauer wollte ſagen: „condemnatoriſche Urtteilsfällung“ 
oder kurzweg: „Ver urtheilung!“ Ich verweiſe hier auf meine 
Rügen über 5. 117 und auf 5. 102 Rote 5, 

a) P. G. O. Art. 54. 57. 69. 91. — Tittmann Ueber Geſtändniß 
und Widerruf. Halle 1810: Kleinſchrod Ueber das Geſtändniß. 
A. Archiv V. St. 4. N. 3. Klein peinl. N. §. 105. Stübel 
8. 756 ff. Nittermater Beweislehre §. 37. Abegg § 123 5). 

*) S. auch v. Jagemann's Unterſuchungskunde. 1, §. 426—437 

und vorzüglich Pfifier’s Crimtnalſälle. Bo. v. 5 658 fi u. 
locis ibi cit. 

b) Berſchieden vom Wiverrnf iſt thetts vie bloße Erlintecung, 

ftſeils das Ablängnen der geſchehenen Ablegung des 
Geſtändniſſes. Bei letzterem bedarf es nicht mehr der, durch P: 
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da ſte zum Bortheile bes Angeſchukdigten gereichen ſol; 
mithin keinen Glauben verdient (S. 119.), und alſo der 


Beweiskraft des widerrufenen Bekeuntniſſes nicht ſchadet e). 


I) Zur Statthaftigkeit eines wirkſamen Widerra⸗ 
fes d) bedarf es daher einer beſonderen Begründung 
deſſelben. Dazu gehört aber, daß der Angeſchuldigte 
A) den Mangel einer materiellen oder formellen Bedin⸗ 
gung der Rechtsgültigkeit des Geſtändniſſes nachweiſe 
(S. 118.); B) oder daß er, anftatt der eingeſtandenen 
Thatſache eine ihn noch mehr beſchwerende bekenne; 
G) oder daß er wider die von ihm eingeſtandene Thatſache 
den directen Gegenbeweis führe e). II) Bei Beſtim⸗ 
mung der Wirkung eines gehörig begründeten Widetruſes 
iſt A) zunächſt zu unterſcheiden: ob das widerrufene Ges 
fländniß im Uebrigen ein rechtsgültiges geweſen fey, 
oder nicht. Dann iſt B) auf den Grund des Widerrufes 
zu achten, fo wie C) darauf, ob das ganze Geſtaändniß 
widerrufen fey, oder nur ein Theil, und von weicher 
Beſchaffenheit die widerrufene Thatſeche fey. Wah 
kommt es D) darauf an, ob der Grund des Wirerruſes 
bis zur Wahrſcheinlichkeit er wieſen fey (S. 112. 113.). 
Nach allen dieſen Nückſichten iſt zu beſtimmen, ob durch den 
gehörig begründeten Widerruf das Geſtändniß gänzkich auf⸗ 
grhoben, oder ob nur deſſen Beweiskraft geſchwächt, 
wird: wonächſt es dann ferner dar auf ankommt, ob das 
widerruſene Belenninif allein geflanden fey, oder vb noch 
andere Beweiſe der fraglichen Thatſache vor hauden, oder 
noch ausmittelbar, feyen. Bei Würdigung der Kraft eines 
echt genügend begründeten Widerrufes iſt auch noch oe 
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G. O. Art. 91. r Befragung der Schöffen; ſon⸗ 
dern das Protvcoll hat volle Beweiskraft. Quiſtorp S. 781. 
Stübel 5. 776. 

e) Oeſterr. G. B. §. 402. Preuß. C. O. S. 378. Baier. St. 
G. B. II. Art. 273. 

4) Surmer macht aber der Widerruf eine weitere lnterfuchung wdthig *). 

) Naulich eine Unterfuchung über ihn felber. 

e) Auch hier gilt von der, dem Angeſchuldigten „eee 
Beweislaſt das oben Bemerkte (J. 10). i 


44 Gon ber wee. 8. 121. 132. 


Perſönlichkeit des Angeſchuldigten, die etwaige Ber⸗ 
anlaffung und der Beweggrund des Widerrufes, fo 
wie der Zeitpunect, worin derſelbe 2 — iſt, zu be⸗ 
ruͤckſichtigen. 


§. 122. 


I) Von dem Verfahren zur Erlangung eines rechtsgültigen Geſtändniſſes. 
Einleitung. 


Zur Erlangung eines gültigen Bekenntniſſes dient die 
Vernehmung des Angeſchuldigten. Im weiteren 
Sinne beſteht dieſe in der gerichtlichen Befragung deſſelben 
über das ihm beigemeſſene Verbrechen (auch Verhör ge⸗ 
nannt). Die Statthaftigkeit der Vernehmung eines 
Angeſchuldigten als ſolchen beruht auf dem Daſeyn der 
Bedingungen des Strafverfahrens gegen eine beſtimmte 
Perſon (§. 55.). Unter dieſer Vorausſetzung tft aber die 
Vernehmung nothwendig: ſogar wenn der Angeſchul⸗ 
digte bereits ungefragt ein Geſtändniß abgelegt haben ſollte, 
oder überführt wäre. Der Richter iſt alsdann jedoch zur 
Anſtellung des Verhörs nicht blos verpflichtet, ſondern 
auch berechtigt; und dieſem Recht entſpricht des Ange⸗ 
ſchuldigten Verbindlichkeit, ſich dem Verhöre zu unter⸗ 
werfen, und die ihm vorgelegten Fragen deutlich. und be⸗ 
ſtimmt zu beantworten ). Die Verhöre find, 1) in Hin⸗ 
fabt des Umfanges, entweder umfaſſende, oder pars 
tielle; 2) in Rückſicht der Form b) aber entweder 
ſummariſche, oder ordentliche. Das ſummariſche 
oder er ſte Verhör beſteht in der allgemeinen, zu dem 
Ende geſchehenden, Befragung des Verdächtigen, damit dieſer 
eine zuſammenhängende Erzählung des fraglichen Herganges 
gebe (Generalverhör). Die ordentlichen Verhöre 
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a) Preuß. Crim. O. §. 263. (Vergl. & 124 Note 1. M.) 

b) Die Verſchiedenheit der Form iſt wenigſtens der Hauptgeſichts⸗ 
punct dieſer Eintheilung. Doch hat diefe zugleich noch weitere 
Folgen '). 

5) ©&. darüber §. 221. Note c. 
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beſtehen hingegen in genauer Befragung des Angeſchul⸗ 
digten über alle einzelne erhebliche Umſtände (Special⸗ 
verhör) e). Eine Art der Letzteren iſt das artieulirte 
Verhör (S. 237.) 


§. 123. 
A) Von der N der Ene überhaupt a): 1) Aeußere 
inrichtung 


1) Die Vernehmung muß vor beſetzter Gerichts⸗ 
bank, und, in der Regel, auch an der Gerichtsſtelle, 
geſchehen. ) Der Angeſchuldigte wird mündlich b), 
3) ohne Beiſeyn Andererc), und 4) in eigener 
Perſon vernommen. Eine Stellvertretung findet nicht 
Statt. 5) Iſt derſelbe etwa gefeſſelt, ſo werden ihm wäh⸗ 
rend des Verhörs die Feſſeln abgenommen. Bei länge⸗ 
rer Dauer des Berhörs, oder wegen vorhandener Schwäche, 
wird ihm geſtattet, ſich zu ſetzen. Auch iſt er auf die 
ſeinem Stand entſprechende Weiſe anzureden. 6) Spricht 
er nur eine fremde Sprache, ſo wird ein beeidigter Dol⸗ 
metſcher, und wenigſtens ein ſprachkundiger Bei⸗ 
ſitzer, zugezogen. 7) Iſt der Augeſchuldigte taub ſtum m, 


c) Die Regeln von der Vernehmung der Angeſchuldigten xd 
- meift auch auf die Zeugenverhöre anwendbar. 

a) Kleinſchrod Ueber die Rechte, Pflichten und Klugheitsregeln des 

a Richters bei peinl. Verhören. Im A. Archiv I. St. 1. N. 1. 
St. 2. N. 11. Tittmann 5. 772 ff. Stübel 5. 1890 — 2200. 
Martin S. 60 b ff. Mittermaier J. S. 93 — 101. Abegg 
§. 111 ff.“) 

*) St. noch Pfiſter's Criminalſälle, Bd. V. S. 637 — 655, u. v. 
Jagemann's Unterſuchungskunde. Bd. I. §. 139 f. u. §. 274 
425. 

b) Doch werden tauben Perſonen die Fragen ſchriftlich vorgelegt, 
und bei ſolchen Unterſuchungen, wobei es auf Prüfung von Rech ⸗ 
nungen ankommt, wird auch wohl eine ſchriftliche Bernehm · 
laſſung geſtattet. 

e) Nach dem urſprünglichen ann overſche Entwurf Art. 142 

ſollte beim Schluß verhöre der Vertheidiger zugezogen wer⸗ 
den, um hierdurch dem Verfahren mehr Oeff entlichkeit zu geben. 


4 Von der Juſtruetten. 8. 120. 124. 


fo werden ſolche Perſonen, mit welchen er umgeht, ger 
braucht, um ihm die Fragen deutlich zu machen, und feine 
Zeichen zu erklären. 8) Das Verhör darf, bevor es, ſeinem 
Gegenſtande nach, beendigt iſt, ohne hinreichenden 
Grund nicht abgebrochen werden. 9) Ueber das ganze 
Verhör wird ein genaues Protocoll aufgenommen: wo⸗ 
bei, außer den oben bemerkten allgemeinen Regeln 
€§. 63.), noch Folgendes zu beobachten iſt: a) Es find, — 
wenigſtens bei den Protocollen über Special verhöre, — 
auch die Fragen, fo wie die geſchehenen Vorhalte ), 
nirderzuſchreiben. b) Die Antworten ſind moͤglichſt mit 
den eigenen Worten des Befragten dufitzeichnen: wo⸗ 
bei es ihm, falls er dazu fähig iſt, auf ſein Verlangen, 
nicht verweigert werden kann, die Antworten zu dictiren. 
Auch iff c) Dasjenige, was in Hinſcht des Betragens 
und der Geberden des Angeſchuldigten bemerkens werth 
ſcheint, zu regiſtriren (ſ. g. Geberdenprototoll) 4), um auch 
bier durch den urtheilenden Richter ein treues Bild ven 
dem n des Berhörs zu verſchaſſon. 


§. 124. 
2) Innere Einrichtung. 
Der allgemeine Zweck der Verhöre beſteht in Erfor⸗ 


ſchung der Wahrheit aller ſolchen Thatfachen, welche für 
die Beurtheilung der vorliegenden Sache erheblich ſchei⸗ 


1) Hierunter if chenſowohl das . Mittheilen ver gegen 
den Inculpaten vorliegenden Verdachts gründe (etwa mit bagleiten- 
dem Vorweiſen von körerlichen Objeeten z. B. des Wordbeiles) 
verſtanden, wie das (dialektiſche) Opponiren von Einwürfen — 
Gegenargumenten (oder fogenannten Inſtanzen). 
d) Kitka a. a. O. § 55). 
*) Verden die Geberden im Laufe des Verböres ſelhet, bei Gele⸗ 
N genheit einzelner Fragen oder Antworten, notirt (ftatt nach 
deſſen Schluß und nach Entfernung des Sneulpatem), fo muß 
der Actuar fle ungeheißen, und ohne 8 100 Dietatur, auf⸗ 
zeichnen. S. Pfiſter's Criminalfälla B. v. S. 651 und 
Henke, 5. 108. in f. 


Don der Infraction, §. 194. 47 


neu! mögen ſich dieſelben nun auf die Anſchuldigunt, 
oder die Entſchuldigung, beziehen; mogen fle von un⸗ 
mittelbarer, oder von mittelbarer, Erheblich keit 
ſeyn. Zu Letzteren gehören beſonders auch A) die Per⸗ 
ſönlichkeit des Angeſchuldigten, als: Vor⸗ und Znname, 
Alter, Vaterland, Herkunft, Erziehung, Religion, Stand, 
Lebensgeſchichte und Vermoͤgensverhältniſſe. B) Die Gründe 
ſeines Wiſſens. Hiernach beſtimmen ſich die Gegen⸗ 
ſtände und der Umfang eines Verhörs. II) Das Ver⸗ 
halten des verhörenden Richters muß Unbefangen⸗ 
beit, Gleichmuth, Geiſtesgegenwart, Ernſt und 
Würde zeigen, verbunden mit Menſchlichkeit, und mit 
möglichſter Schonung des Angeſchuldigten. III) Sowohl 
hierdurch, als vorzüglich durch die Individualität und das 
Benehmen des Angeſchuldigten, beſtimmt ſich die Art der 
Behandlung deſſelben: insbeſondere je nachdem er ſich 
furchtſam, hartnäckig, lägenhaft, verwegen, oder ungehor⸗ 
ſam, zeigt. Verweigert derſelbe überhaupt die Beant⸗ 
wortung der ihm vorgelegten Fragen, ſo iſt er mit Ge⸗ 
fängnißſtrafe, oder, falls er ſich ſchon in Haft befindet, mit 
deren Schärfung, zu bedrohen, und, wenn die Drohung 
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1) Dieſe Theorie iſt nach gemein em Rechte durchaus bodenlos und 
falſch: denn a) das Antworten iſt dem Inculpaten. durch kein Geſetz 
zur Pflicht gemacht, b) und noch weniger iſt daher auf eine Ueber⸗ 
tretung dieſer Pflicht eine öffentliche Strafe angedroht (Nala 
poena sine lege!) Die beiden Stellen, worauf man ſich hier oft 

8 berufen hat (Nov. 90. c. 1. §. 1 u. l. 18. S. 3. Dig. 48. 18) 
reden ven Zwangsmittenn gegen Zeugen! H. A. Zachariä 
has dies eingefehen („Die Gebrechen wc.” S. 107 f.); allein er 
meynt doch, ſolang (im Stadium ver Vo runterſuchung) der In⸗ 
culpat noch nicht als ſolcher seuhirt werde, ſondern blos als 
Zeuge, ſeyen doch die gegen einen Zeugen fratthaften Strafmittel 
(abere weitere freilich nicht!) auch über ihn verhängbar. Aber 
auch Dieſes ist nicht ſtichhaltig. Denn um ihn als einen Testis con- 
tumax beſtrafen zu lönnen, müßte ihn doch vor allen Dingen der 
Richter als einen Testis behandeln: d. h. a) er müßte ihm redlich 
drelariren und declariren können, vaß er keineswegs in propria 
causa werde verhört werden (l. 10. Dig. XXII. 5. u. arg. I. 22. 
pr. Cod. V. 22.) b) und müßte ihm vorerſt den Zeugen e id abs 
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fruchtlos bleibt, damit zu belegen ). Im duferften Falle 

kann auch, nach vorausgehender Beſtimmung einer Friſt 

und geſchehener Androhung, ein Contumacialerkenntniß Statt 

finden ). Artet der Ungehorſam des Angrſchuldigten in 

andere Bergehungen (3. B. Injurien, Thätlichkeiten) aus, 

ſo bilden dieſe den Gegenſtand einer beſonderen Unterſu⸗ 
chung und Aburtheilung b). 


—— —ü—äĩ4— 
* 


nehmen (l. 9. Cod. IV. 20.). S. vor Allen Meyer: esprit. eic. 
des institutions judicisires etc. Paris, 1823. Bd. 3. B. VI. Cap. 12. 


a) Kleinſchrod a. a. O. §. 26. 27. Tittmann 5. 779. Oeſterr. 


G. B. §. 364. Stübel 5. 2089 ff. §. 2162. 


b) Die Beſtrafung des Angeſchuldigten wegen erwieſener Lügen und 


4 


Widerſprüche it ſehr bedenklich“): weil fle leicht als 
Zwang zur Erpreſſung eines Geſtändniſſes wirken kann. 
v. Grolman a. a. O. 5. 470. Abegg 5. 122. Jedenfalls muß 
die Urſache der deshalb erkannten Züchtigung genau regiſtrirt, 
und Letztere erſt nach beendigtem Verhöre vollſtreckt werden. 
Die Preuß. C. O. 5. 289 ff. verbletet dem Inquirenten derglei⸗ 
chen Züchtigungen, und verpflichtet ihn, die Sache dem erkennen⸗ 
den Gerichte, zur Beſchluß nahme, vorzulegen. — G. Hohbach: 
Ueber Ungebhorſamsſtrafen und Zwangsmittel zur 
Erforſchung der Wahrheit. Im N. Archiv XII. S. 451 f. 


Sie iſt nicht nur ſehr bedenklich; ſondern rechtswidrig: weil 
das gemelne Recht eine ſolche Strafe nicht angedroht hat; und 
zwar deßbalb nicht angedroht hat, weil es die Angabe der 
Wahrheit (zum Vortheile der Juſtiz handhabung) nur dem 
beeidigten Zeugen zur Pflicht macht: und ſogar dieſem nicht 
in necem ſeiner nahen Angehörigen !); keineswegs aber auch 
Demjenigen, welcher ſich durch ſeine eigene Wahrheitsangabe 
(Redlichkeit) ſelber unter das Henkerbeil würde liefern. arg. 
J. 22. pr. Cod. IV. 22. Sind ja doch, aus dieſem ſelben Grunde, 
die interrogatoria criminosa, im Civilproceſſe, verboten! 

Der Wahnfinn der Carolina freilich hat hier anders raiſonnirt: 
wie auch fon die Römer, in ihren ausnahmsweiſen Folterbar⸗ 
keitsfällen; aber glücklicherweiſe darf ich die „peinliche ! Be⸗ 
fragbarktit, ſammt allen ihren Surrogaten, . als ein Non- 
Ens voransſetzen. 

Im a ſtimmt hiermit überein Nit ner 

I. S. 51 


Von der Juſtruction. §. 125. 49 


§. 125. 
B) Bon dem ſummariſchen oder Generalverhöͤre a). 


Die Vernehmung eines Verdächtigen beginnt ſehr 
zweckmäßig mit dem ſummariſchen Verhöre: d. h. einer 
allgemeinen Befragung, wodurch derſelbe aufgefordert wird, 
den Hergang, welcher den Gegenſtand der Unterſuchung 
ausmacht, zu erzählen. Zugleich iſt daſſelbe darauf ge⸗ 
richtet, die Perſönlichkeit des Angeſchuldigten aktenkundig 
zu machen. Durch Beides ſoll das weitere Verfahren be⸗ 
ſtimmt und vorbereitet werden. Hieraus ergebeu ſich fol⸗ 
gende beſondere Regeln fur dieſes erſte Verhör: 1) Daffelbe 
iſt möglichſt zu beſchleunigen: theils um eine Vor⸗ 
bereitung des Angeſchuldigten zu verhindern; theils zur 
Abkürzung der, ſich vielleicht als unnöthig zeigenden, Haftb). 
2) Auf Erlangung eines Ge flandniffes wird dieſes Ver⸗ 
hör oft noch nicht können beſtimmt gerichtet werden. Zeigt 
ſich jedoch dieſer Zweck ſchon jetzt erreichbar, ſo iſt auf den⸗ 
ſelben hinzuwirken, und dem Angeſchuldigten zugleich, durch 
angemeſſene Vorhalte, Veranlaſſung zum Vorbringen ſeiner 
Vertheidigungsgründe zu geben. 3) Die von dem Ange⸗ 
ſchuldigten zu machende Erzählung leitet der Richter durch 
angemeſſene Fragen, welche beſonders auf Erläuterungen, 
Ergänzung von Lücken, und Aufhebung von Widerſprüchen, 
hinzuarbeiten haben. 4) Ob mit der Vernehmung über den 
Hergang ſelbſt, oder über die perſönlichen Verhält⸗ 
niſſe, der Anfang zu machen fey: iſt je nach den U mſtän⸗ 
den zu euntſcheiden 9. Ermahnungen zur Ausſage der 


— 


a) Kleinſchrod a. a. O. §& 4. Tittmann § 774. Stübel 
5. 1998 fl. Martin 5. 130. Mittermaier 5. 125. Abegg 
§. 113. Puch ta (Vater) im neuen Archiv des Criminal «Rests. 
Bd. IV. S. 436 f. und v. Jagemann's Unterſuchungs kunde, 
§. 139 f. 

b) Kleinſchrod a. a. O. 5. 2. 

e) Während ver zeitraubenden Befragung über die perſönlichen 


Berhältuiſſe verſchwinvet leicht die, zur Erforſchung der Wahrheit. 


geeignete, Gemüths ſtimmung des Angeſchuldigten. Pfifter: 
ueber die zweckmäßigſte Benugung dee Augenblicks 
Crim Prot, B. l. 4 


50 Bon der Junction. §. 125. 126. 


Wahrheit, — insbeſondere zum Geſtändniſſe, — finden 
nur bei beſonderer Veranlaſſung Stau. 6) Das fummart- 
ſche Verhör wird häufig aus mehreren einzelnen Ver⸗ 
nehmungen beſtehen, die dann aber doch ein einziges Ganzes 
bilden, welches eben jenen Geſammt⸗ Namen trägt. 


§. 126. 
) Bou den ordentlichen oder Speciaiverferen: 1) Bordertitung ja 
denfelben. 


Wenn durch das ſummariſche Verbör entweder ſchon 
ein Geſtändniß erlangt, oder doch gegen den Angeſchuldigten 
ein zum weiteren Strafverfahren wider denſelben genitgen- 
der Verdacht begründet, worden iſt, ſo kommt es nun zu 
ordentlichen oder Special verhören, welche auf voll⸗ 
ſtändigere Erforſchung der Wahrheit und Ausmittekung 
aller erheblichen Umſtaͤnde abzwecken. Dieſe Verhöre erfor⸗ 
dern daher eine genauere Befragung des Angeſchuldig⸗ 
tena), und haben ſchon die beſtimmtere Richtung, den 
noch leugnenden Angeſchuldigten zu einem gültigen Be⸗ 
kenntniſſe zu bewegen. Der Unterſuchungsrichter muß 
ſich zu jedem dieſer Verhöre vorbereiten. Dazu gehört 
1) die Erwägung der Natur und Art des fraglichen Ver⸗ 
brechens und ſämmtlicher zum Thatbeſtande deſſelben erfor⸗ 
derlichen, oder auf die Strafbarkeit einwirkenden, Momente; 
2) das genaue Einſtudiren aller Ergebniſſe der bisherigen 
Unterſuchung; 3) die Entwerfung eines Planes zum Ber⸗ 


— we ee — —U—ä— 


des erſten Erſcheinens der Verbrecher vor Gericht. 
Im A. Archiv B. v. St. 1. n. 4. — Die Vernehmung Aber die 
Sache ſelber mit der Frage zu beginnen: „ob der Angeſchuldigte 
den Grund ſeiner Vorladung (oder Verhaftung) kenne?“ wird oft 
unrathſam ſeyn. Pfiſter a. a. O. S. 77. 

a) Das articulirte Verhör (§. 237.) iſt zwar eine Art der ordent⸗ 
lichen Verhöre; hat aber, außer der Form, das Eigenthümliche, 
daß es zur Special unterſuchung gehört, und ein Ganges bildet, 
in welchem einzetne Fragen über die ſämmtlichen Ergebniſſe 
der bisherigen Unterſuchung und Verhöre, in einer angemeſſenen 
Ordnung, zuſammengeßellt werden i 


Von ber Juſtruction. 5. 126. 127. 5¹ 


hore: für welchen ſich jedoch keine allgemeine Negel geben 
läßt: indem ſich derſelbe nach der beſonderen Beſchaffenheit 
und Lage einer jeden Strafſache richtet: wobei indeffen doch 
der beſondere Zweck des Verhörs, das Fortſchreiten vom 
Allgemeinen zum Beſonderen, und von der Hauptſache zu 
den Nebenumſtänden, fo wie die Zeitfolge der Ereigniſſe, 
als wichtige Geſichtspunete zu beachten find. 4) Wenn die 
Sache ſchon fo weit inſtruirt iſt, um genügenden Stoff zur 
Bildung von Fragen zu liefern, ſo werden dieſe zwar vor⸗ 
ausentworfen; erleiden jedoch, im Verhöre ſelber, die ſich 
als nothwendig zeigenden Aenderungen und Zuſätze (Addi⸗ 
tio nalfragen). 


, 


S. 127. 
2) Erforderniſſe der Fragen. 


A) In Hinſicht der Form müſſen die Fragen 1) ein⸗ 
fach umd kurz, 2) deutlich, insbeſondere der Faſſungs⸗ 
kraft des Angeſchuldigten angemeſſen, und 3) beſtimmt 
ſeyn ); jedoch, in der Regel, nicht poſitiv bejahend oder 
verneinend ), ſondern frageweiſe gefaßt. B) Den In⸗ 
halt betreffend müſſen fie folgende Eigenſchaften haben: 
1) Zur Sache gehörig (pertinent) ſeyn: d. h. nur ſolche 
Thatſachen betreffend, welche (ſey es unmittelbar, oder mit⸗ 
telbar) erheblich find; 2) acten mäßig: d. h. durch 
die bisherige Unterſuchung auf irgend eine Weiſe ver⸗ 
anlaßt; 3) erſchöpfend: d. h. auf Erforſchung aller, 
ſey es fir den Anſchuldigungs⸗, oder für den Entſchuldi⸗ 
gungsbeweis b), erheblichen Thatumſtände gerichtet. Ange⸗ 
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a) Daher find die Fragen nicht etwa, wie die Beweisartikel im Ctotl- 
proceſſe, und wie ehemals die Anklageartikel, mit „Wahr“ anzu⸗ 
fangen. 

1) Dieſe Bemerkung iſt — läppiſch! Eine pofitive Bejahung oder 
Verneinung iff ja gar keine Frage; ſondern vielmehr eine Be⸗ 
hauptung! l 

p) Es iſt eine tadelnswürdige Unvollſtändigkett, wenn die Fragen nicht 
zugleich auch auf ſämmtl iche zum ene 


52 Von der Juſtruction. §. 127. 128. 


meſſene Borhalte werden an paffenden Stellen einge⸗ 
ſchaltet“). C) Die Ordnung der Fragen beſtimmt ſich 
nach dem, bei der Vorbereitung entworfenen, Plane, und 
nach deſſen im Verhöre ſelber ſich als nothwendig zeigenden 
Modificatieuen. F. 126. Nr. 3. Die einzelnen Fra⸗ 
gen find, ihrer Reihenfolge nach, mit fortlaufenden Nu m⸗ 
mern zu verſehen: damit die Beziehung auf dieſelben 
und auf die erfolgten Antworten erleichtert werde. Vor⸗ 
herige Mittheilung der etwa entworfenen Fragen iſt der 
Angeſchuldigte, zu fordern, nicht berechtigt. 


§. 128. 
2) Mängel der Fragen: Insbefondere a) von verfänglichen Fragen a). 


Aus den Erforderniſſen der Fragen (§. 127.) ergeben 
ſich allerdings deren Fehler von ſelbſt b). Es bedarf jedoch 
einer näheren Unterſuchung, ob und in wie fern ver⸗ 
fängliche und eingebende ) Fragen als fehlerhaft und 


gebdrige Thatſachen gerichtet werden. §. 98. Dieſe Lücke wird 
durch die allgemeine) Schlußfrage: „Ob der Angeſchuldigte etwas 
zu feiner Bertheidigung anzuführen habe?“ keineswegs ausge⸗ 
füllt. Ouiſtorp 5. 668. N. n. 
2) Bauer wollte ſagen „oberflächliche“ Schlußfrage. Seine 
5 (richtige) Meynung geht nämlich dahin, daß der Inquirent es 
nicht dürfe darauf ankommen laſſen, ob der Inculpat ihm ſolche 
Facta, ohne Special befragtheit, werde angeben, oder nicht: 
wie z. B. Berauſchtheit, Zorngereiztheit, Feindſeligleit des An⸗ 
ſchuldigungs⸗Zeugen 2. 
2) S. oben §. 123. Note 1. 
a) C. A. Stecher: Ueber capttdfe Fragen im Crim.⸗Proc. 
München 1816. Stübel 5. 1992— 1997. Mittermaier 5. 101. 
b) Zu den mangelhaften Fragen gehören hiernach insbeſondere dunkle, 
unbeſtimmte, gweideutige, zuſammengeſetzte und ver⸗ 
worrene Fragen. Wenn Kleinſchrod im A. Archiv Bo. I. 
St. I. u. 1. 5. 15. alle dieſe Fragen zu den captiöſen zählt, fo 
derußt dies auf einem allguweiten und uneigentlichen Begriffe 
von verfänglichen Fragen. Auf dergleichen unrichtigen Begriffen 
beruht die Meynung Derer, welche die captidfen Fragen überhaupt 
für unzuläſſig halten. : 
1) Weit ſprachgemäßer ift das Wort ,cingeberifmhe”. 


Son der Juſtruction. §. 128. 53 


unzuläſſig anzuſehen feyen. I) Verfänglich — captiss 
— ſind ſolche Fragen, durch welche der Befragte verleitet 
werden kann, eine ſolche Antwort zu geben, die, gegen 
ſeinen Willen, ein ſtillſchweigendes Bekenntniß enthält. 
Dieſe Antwort ſteht nämlich mit einer anderen Thatſache, 
welche er nicht einräumen wollte, in einer ſolchen Ver⸗ 
bindung, daß ſich von jener Antwort auf die Exiſtenz 
dieſer Thatſache ſchließen läßt. Das Berfinglide liegt 
entweder blos im Inhalte der Frage e), oder zugleich 
in deren Faſſung und Stellung ). 1) Die verfäng⸗ 
lichen Fragen ſind im Allgemeinen nicht unzuläſſig. Denn 
wenn nur der Sinn der Frage an ſich deutlich iſt, ſo 
kann der Angeſchuldigte dieſelbe richtig beantworten, wenn · 
er auch nicht einſieht, in welcher Abſicht die Frage an ihn 
geſchehen, und zu welcher, ihm nachtheiligen, Schlußfolge 
feine Antwort führe. Auch liegt das Verfängliche der Frage, 
an ſich, nicht darin, daß er verleitet werden kann, wider 
ſeine Ueberzeugung eine Antwort zu geben d); ſondern 
nur darin, daß er ſie etwa wider ſeinen Willen ertheile. 
Eine verfängliche Frage iſt jedoch alsdann unſtatthaft, 
wenn der Befragte dadurch verleitet werden kann, wider 
ſeine Ueberzeugung ), zu antworten: welches, mit 
208 


e) In der verfänglichen Frage wird meiſtens eine Thatſache als gewiß 
vorausgeſetzt, und der Angeſchuldigte blos nach einzelnen U m⸗ 
ſränden derſelden (als z. B. Zeit, Ort, Beweggrund u. ſ. w.) 
befragt). 

*) Wie z. B. „Woher nahmt ihr die Leiter zum Einſteigen 7“ 

f Noch hat aber der Diebſtahls⸗Juculpat noch gar nicht fein 

Einſteigen bekannt. : 

2) Pieher gehort wohl folgende Frage an eine Kinds mord⸗Inculpatin, 
die das Leben ihres Kindes noch nicht eingeſtanden hatte: „Warum 
„zeigtet She nicht gleich nach der Geburt an, daß das Kind im 
„Abtritt ſey: damit man es zur heiligen Taufe hätte bringen 
„können?“ Pfifter’s Criminalfälle. Bd. 3. S. 49. 

d) Nach dem Baier. St.⸗G.⸗ B. II. Art. 267. n. 4. gehört es zur 
vollen Beweiskraft des Geſtändniſſes, daß daſſelbe nicht auf ver⸗ 
fängliche Fragen abgelegt worden fey. 5 

3) „oder ohne ſeine Ueberzeugung“: ſetze ieh hinzu. Z. B. ein Brands 
ſtifter, dem die Folgen feiner That kaum oberflächlich belaun 


$4 Bon der Juſtenction. §. 128. 129. 


auf den zu beweiſenden Gegenſtand, nach der Indi⸗ 
a A 155 Befragten, (insbeſondere nach den Geiſtes⸗ 
kräften und der Bildung deſſelben), zu beurtheilen iſt. 
Immer entſteht aber aus der Antwort auf eine ver fang: 
liche Frage nur ein ſtillſchweigendes Geſtändniß, 
welches blos die Kraft einer Anzeige hat, und erſt durch 
des Sneulpaten nachherige ausdrückliche Anerkennung der 
Wahrheit der ihm nachtheiligen Thatſache die Kraft eines 
rechtsgültigen Geſtändniſſes erlangt. 


§. 129. 
b) Bon e ingebenden 1) Fragen a). 


D Eingebend — fuggeftiv — heißen ſolche Fra⸗ 
gen b), worin dem Befragten Thatſachen dergeſtalt bemerk⸗ 
lich gemacht werden, daß er ſie zu ſeiner Antwort benutzen 
kann). Es find dies entweder blos mögliche, oder von 


find, würde gefragt: „Was haben ihm die erſtickten Kinder u 
„Leid gethan?“ 

1) Eingeberiſch! S. §. 128. N. 1. 

a) Kleinſchrod: Ueber Suggeftionen im peinl. Proc. Ju 
deſſen Abhandlung I. n. 2. S. 61 ff. C. W. F. Grattenauer: 
Ueber den Begriff det Suggeſtivfrage. Berlin 1803, 
J. C. M. Preu: Nonnulla capita de suggestionib. Ald. 
1804. A. Parſt: Ueber Suggeſtlonen und thre Gefäßr⸗ 
lichkeit im Crim. Pr. Landeh. 1810. Stabel: Comm. I. et 
II. de interrogationibus suggestivis et capt. in cri- 

~ Minum quaestionibus. Vit. 1812. Deffeld. Strafoerf: 
§. 1974 ff. 2010. Mittermater §. 100. 

b). ragen find zwar die gewöhnliche, aber nicht die einzige, Form 

von Suggeftion: indem dieſe auch durch andere Aeußerungen, 
und durch Handlungen, geſchehen kann. Insbeſoudere it da rüber 
vf ey daß Gefangenwärter ſich keine Eingebungen er⸗ 

uben. f 

2) Jagemann (Unterſachungskunde Bd. I. S. 636) definirt fo: 
„Suggeſtivfrage iſt, die zugleich den Stoff zur Ant 
„wort an Handen gibt.” 


diernach wire offenbar auch die Frage: „Wie viel macht 4427“ 
eine fuggeftive! e : ö 


Von der Buftruction. §. 129. 33 


dem Fragenden vorausgeſetzte, oder bereits auf andere Art 
erwieſene, Thatſachen. Der Befragte wird dadurch in die 
Lage und in Berſuchung geſetzt, über die ihm angedeutete 
Thatſache ſich fo zu erklären, als ob Dieſes aus eigener 
Wiſſenſchaft geſchähe. Das Eingebende liegt entweder im 
Inhalte der Frage, oder in deren Faſſung und Vor⸗ 
trag, oder in Beidem ) zugleich c). II) Die auf eine 
Suggeftivfrage erfolgte Antwort kann in einem Geſtänd⸗ 
1 niſſe, oder in einem Zeugniſſe, oder in einer Einrede, 
beſtehen. II) Eingebende Fragen find, in der Regel, une 
ſtatthaft d): indem fie es ungewiß laſſen, ob der Ange⸗ 
ſchuldigte vermöge eigener Wiſſenſchaft, oder durch die 
Inſinuation verleitet, ſo ausgeſagt habe: mithin die Origi⸗ 
nalität und Glaubwürdigkeit ſeiner Ausſage zweifelhaft 
machen; deren Wahrheit daher erſt auf andere Weiſe 


Meines Erachtens muß die Definition fo lauten: „Eine ſolche 
„Frage, worin eine Thatſache angegeben liegt, die der Fragſteller 
„nicht zuvor hatte vom Befragten erfahren gehabt.“ [Gleichviel 
ob dieſe Thatſache wahr fey, oder eine dloße Hirngeburt (Su p⸗ 
pofitton) des Snquirenten!] 

3) Rah Mittermaier gäbe es keine andere Form (Jaſſung) als 
die eraſſe der civilproceſſuallſchen Zeugenbewels⸗Arfikel! Z. B. 
„War das Erdroſſelungswerkzeug nicht eine Offieler⸗Schürpe?“ 
Denn er fagt (Bd. I. S. 618) ,,— ſolche Vorhaltungen, welche 
„dem Befragten beſtimmte Thatumſtände, die erſt durch ſeine Ant⸗ 
„wort feſtgeſtellt werden ſollen “), fo vorlegen, daß er darauf nur 
„mit Ja oder Nein zu antworten braucht.“ 

Demnach wäre alſo z. B. die Frage: „Warum wählte Suculpat, 
zum Werkzeug, eine Officier⸗Scharpe?“ oder (unter plötzlicher Bore 
zeigung der Schärpe) „Woher hat fi Inculpat dieſes Mord⸗ 
werkzeug verſchafft?“ keine Suggeſtivfrage! 

*) Diͤes iſt viel zu eng definirt. Sie kann auch von anderwärts 
her völlig feſtgeſtellt (verificirt) ſeyn. Hierauf kömmt es 
nicht an; ſondern nur darauf, daß der Inquirent noch nicht 
wiffe, dleſe Thatſache fey dem Jefragten bekannt. 

c) Et kommen auch, nicht ſelten, verftedte Eingebungen vor. 

d) L. 1. S. 21. D. de quaest.: „Oui quaestionem habiturus est, non 
debet specialiter interrogare an Lucius Titius homicidium ſecerit? 
sed generaliter quis id fecerit? alterum enim magis suggerentis, 
quam requirentis videtur.“ P. G. O. Art. 31. S. 1. Art. 56. 


56 Von ber Juſtrüction. C. 129. 180. 


auszumitteln iſt e). IV) Dieſe Regel leidet jedoch in Hin⸗ 
ſicht folder Fragen, welche blos) materiell fuggeftiv find, 
mehrere Ausnahmen). Statthaft iſt nämlich A) das 
Vorhalten von Neben umſtänden, um den Angeſchuldigten 
dadurch zum Bekenntniß der Hauptſache zu beftimmen; 
B) das Vorhalten von Hauptumſtänden: falls ſolche entwe⸗ 
der bereits erwieſen find, oder ſich doch vorausſetzen läßt, 
daß der Angeſchuldigte, aus eigenem Wiſſen, noch ſolche 
einzelne Umſtände hinzuzufügen im Stande ſey, welche 
die Wahrheit ſeiner Ausſage bewähren; C) die Andeutung 
von Thatſachen und Beweismitteln, welche zur Verthei⸗ 
digung des Angeſchuldigten dienen können t). 


S. 130. 


D) Son den Mitteln, den leugnenden Angeſchuldigten zum Geſtändniſſe zu 
beſtimmen: I) Erlaubte Mittel: a) Im Allgemeinen. 


Der Unterſuchungsrichter iſt berechtigt und verpflichtet, 
von allen ſolchen Mitteln, den Angeſchuldigten zum Bekennt⸗ 
niſſe zu bewegen, Gebrauch zu machen, welche einerſeits 
dieſem Zweck entſprechen, und andrerſeits weder die Rechte 
des Letzteren beeinträchtigen, noch geſetzlich verboten finda). 


e) Am gefäͤhrlichſten iſt das Eingeben folder Umſtände, deren Wahr⸗ 
heit oder Unwahrheit ſich nicht wohl auf andere Weiſe ausmit⸗ 
teln läßt. g 

4) Wozu dieſes Adverbium „blos“? Eine Frage, die nicht mates 
riell ſuggeſtiv tft, kann nicht fuggeftiv heißen! J ſt fie es pine 
gegen wirklich, ſo erſcheint ihre Form als irrelevant! S. 
Note 3. 

f) v. Grolman Eriminalrechtswiſſenſchaft. §. 471. 

g) P. G. O. Art. 47.) 


*) Mit Recht rügt Grolman, I. e. Note e, daß es keineswegs 
eine Suggeſtion fey, was dieſer Artikel dem Suquirenten 
befiehlt (nämlich die unbeftimmte Frage: „Kann nicht Inc ulpat 
„etwa das Alibi beweiſen?“). 

a) In der neuern Zeit hat man das Recht des Staats, vom Anges 

ſchuldigten Wahrheit zu fordern, beſtritten )( Briss ot théorie 
des Joix crim. II. p. 97. Filangtert: Syſt. der Geſetzg. III. S. 


Von der Juſtruction. F. 130. 827 


Zu dergleichen erlaubten Mitteln gehört aber 1) die 
zweckmäßige Einrichtung der (gehörig vorbereiteten) 
Verhöre: insbeſondere die Ordnung des Ganzen, fo 
wie die Faſſung und Stellung der Fragen. 2) Eindring⸗ 
liche Ermahnungen zur Ablegung eines Geſtändniſſes. 
Dieſe können theils in Einſchärfung der Pflicht, die Wahr⸗ 
heit zu ſagen und die Verſchuldung moͤglichſt gut zu machen, 
theils in Darſtellung der wirklichen Vortheile eines zeitigen 
Bekenntniſſes, beſtehen: wozu insbeſondere die Erleichterung 
des Gewiſſens, die Abkürzung der Unterſuchung und Haft, 
die Verminderung der Koſten, und die (nach manchen Lan⸗ 
desgeſetzen zuläſſige) Milderung der verwirkten Strafe, 
zu zählen ſind. 3) Angemeſſene Vorhalte aus den rz 
gebniſſen der bisherigen Unterſuchung (Jedoch ohne unſtatt⸗ 
hafte Eingebungen F. 129.): um dadurch den Ange⸗ 
ſchuldigten zu überzeugen, entweder daß er bereits überwie⸗ 
fen ſey), oder doch, daß die Ueberführung erfolgen werde. 
Es gehört dahin insbefondere der Vorhalt von Anzeigen, 
Lügen, Unwahrſcheinlichkeiten und Widerſprüchen. 4) Die 
Beſeitigung oder Schwächung der Gründe, welche den 
Angeſchuldigten vom Geſtehen abzuhalten ſcheinen. 5) 
Die Anwendung von Mitteln, den Angeſchuldigten in eine 
die Ablegung des Geſtändniſſes befördernde Gemüths⸗ 
ſtimmung — beſonders in Rührung oder Ueberraſchung — 
zu verſetzen, oder zur Reue zu bewegen. Es gehört dahin 


179 ff. 283 ff., —) und daher das Beſtreben des Richters, den 
Angeſchuldigten durch (an ſich) erlaubte Mittel zum Bekenntniſſe 
zu beſtimmen, für unſtatthaft erklärt. So beißt es z. B. in den 
Motiven zum neuen Baieriſchen Entwurfe einer Strafproceßord⸗ 
nung v. J. 1831, welcher auf dieſer Anſicht beruht, §. 4. S. 139: 
„Das Bewußtſeyn der Schuld iſt das traurige Eigenthum des 
Schuldigen, das ihm eben fo wenig, als anderes Eigenthum, 
wider ſeinen Willen, entriſſen werden kann. Gegen dieſe Anſicht: 
Kleinſchrod im A. Archiv. B. IV. St. 4. S. 94 f. v. Globig 
Theorie der Wahrſcheinlichkeit. Th. U. S. 131. Sth bel 5. 1933. 

*) und zwar mit Recht! S. §. 124. Note 1. u. Note b“. 

1) Wenn dies wirklich der Fall iſt, fo bedarf es ſeines Geſtündniſſes 
nicht, und folglich auch keiner Bordemonſtration, um ihn dazu 
anzuſpornen. 


38 Bon ber Juſtroctlen. g. 180. 181. 


vorzüglich die plötzliche — jedoch vorſichtig vorzubereitende, 
— Borzeigung von Sachen, die mit der That in Ber⸗ 
bindung ſtehen, fo wie die unvermuthete Vorhaltung folder 
Thatſachen, von welchen der Angeſchuldigte pars 
daß fie dem Richter ganz unbekannt feyen. 6) Die 
zftere Wiederholung der nämlichen Frage. 7) Das 
plötzliche Abbrechen des Berhirs, wenn der leugnende 
Augeſchuldigte einen aus geſonnenen Lügenplan vorza⸗ 
bringen ſcheint e). 8) Es kann auch rathſam ſeyn, durch 
den Gefangenwarter das Benehmen des Angeſchul⸗ 
digten genau beobachten zu laſſen d). Beim Gebrauche 
aller dieſer Mittel iſt beſonders auch auf die Indivi⸗ 
dualität des Angeſchuldigten Rückſicht zu nehmen. 


§. 131. 
b) Jnsbeſondere von der Confrontation a). 


) Confrontation (Gegenftellung'), im wet 


— ä — 


b) Sehr zweckmäßig ER in dieſer Hinſicht die Beßimmung einer Pren⸗ 
ßiſchen Cabinetsordn. vom J. 1833, wonach, bei freiwillig abge⸗ 
legtem Geſtänduiſſe, immer auf das Minimum der geſetzlichen 
Strafe erkannt werden ſoll. 

c) Wenn man das Befteeben des Richters, durch Anwendung erlaub⸗ 
ter Mittel den Angeſchuldigten, falls diefer ſollte geſtehen können, 
zum Geſtäöndniſſe zu bewegen, mit dem Ausdrucke „Fangen“ 
bezeichnet, fo führt dies leicht auf die unrichtige Nebenidee, als ob 
ein ſolches Beginnen unſtatthaft ſey. v. Grolman C. R. W. 
§. 469. N. a. 

d) Hierzu bedarf es jedoch einer genanen Suftruction; zur Verhü⸗ 
tung jedes Mißbrauches “) (8. 132. IH. IV.) Tuckermann, 
Bemerkungen über Unterſuchungs führung. N. Archiv VI. S. 104 ff. 

* Vergl. Pfiſt er's Criminalſälle: Bd. V. S. 555 f. 

a) Kleinſchrod, Ueber die Rothwendigheit, den Gebrauch der Con⸗ 
frontationen im peinl. Proc. einzuſchränken. In deſſen Abhandl. 
I. N. 3. Tuckermann, Ueber Eonfrontationen und Recognitio⸗ 
nen bei Criminalfällen. N. Archiv II. S. 669. Tittmann 
5. 800 f. Stübel S. 204f ff. Mittermaier 5. 77. 78 6). 

*) Bergl. Pfiſter's Eximinalfälle: Bd. v. S. 521 u. Jage⸗ 
mann, im neuen Archive des Criminalr. 1835. S. 30 f. u. 
in Weiske 's Rechtslex. Bd. VI. S. 1—16. — Die Carolina 
ſchweigt hierüber gänzlich. i 


* 


Von der Yufteuction. §. 131. 59 


teren Sinn, iſt die gerichtliche Handlung, womit⸗ 
telſt die in ihren Ausſagen ſich widerſprechenden Per⸗ 
fonen einander gegenübergeſtellt werden, um ſich über 
die Widerſprüche zu erklären. 4) In Hinſicht der Per⸗ 
{ onen findet fie theils zwiſchen mehreren Zengen wechſel⸗ 
ſeitig, theils zwiſchen einem Zeugen und dem Angeſchuldig⸗ 
ten, theils zwiſchen mehreren Angeſchuldigten, Statt b). 
Immer werden nur zwei Perſonen (der Confrontant 
und der Confrontat) ſich gleichzeitig entgegengeſtellt o). 
B) Ihrem Zwecke nach geſchieht ſolche entweder nur, a) um 
eine Berſchiedenheit in den Ausſagen aufzuklären ), 
oder b) um den Angeſchuldigten durch Ueberraſchung zum 
Geſtändniſſe zu bringen ). II) Nur von Letzterer, oder der 


1) Weit beſſer: „Gegenüberſtellung“. Auch die Antipoden 
ſtehen einander entgegen; aber nicht von Stirne zu Stirnel 

b) Die Confrontation iſt auch als Bertheidigungs mittel brauch⸗ 
bar, und darf als ſolches, auf Verlangen des Angeſchuldigten, nicht 
ohne ſehr erheblichen Grund verſagt werden. Tuckermann a. 
a. O. S. 679. Oeſterr. G. 3. §. 388. 

c) Tittmann, Ueber die Gründe, warum — Confroutationen nicht 
mit mehr als zwei Perſonen, auf ein Mal, geſchehen diirfen. 
N. Archiv III. S. 478 ff. Doch kann es rathſam ſeyn, nach ge⸗ 

ſchehener Confrontation mit Einzelnen“), dem hartmäckigen 
Ldugner num noch mehrere Confrontanten gleichzeitig gegen⸗ 
überzuſtellen, um ihn hierdurch zum Geſtändniſſe zu deſtimmen. 
Cavan, Anweiſung zu Criminalproceſſen. §. 347. S. 311. 
) Dieſe iſt keineswegs Conditio sine qua non. S. Pfiſter J. e. 
S. 525. Auch die badiſche Strafpr. Ordon. ſtellt (S. 165) die 
Einzel⸗Confrontatibn nur als Regel auf: salvis exceptionibus. 
„Confrontant“ wird nämlich (bizarrermaßen) Derjenige 
von den beiderſeitigen Widerſprechern genannt, welchem der Richter 
mehr Glauben ſchenkt, und mittelſt deſſen er alſo den Andern 
(den ſ. g. „Confrontaten“) zu überwältigen hofft. Verdienen 
ſie aber gleich viel oder gleich wenig Glauben, dann hat der 
Richter freie Auswahl, wie er dieſe Namen, oder Rollen, ver⸗ 
theilen wolle. 
2) Oder vielmehr: „aufzuheben!“ 
3) Dieſer zweite Zweck (b) fiept keineswegs im Gegenfage zum 
erſteren: denn auch dieſe Ueberraſchung des Juculpaten wird 
nur dadurch herbeigeführt, daß man ihm plötzlich eine verſchſie⸗ 


Den ber Guftrective. § 131. 


Confrontation im engeren Sinn, it bier die Rede. 
Deren Serantaltung unt Ausfibrung erfertert große Bor⸗ 
ſicht, cbme welche ie leicht erfelgles bleibt, und ſogar 
nachtheilige Wirfung baten kann ). Daz gebört 
A) die Prüfung vem Daſeyn eines genügenden Berdach⸗ 
tes J); H tie Wahl bes rechten Zeitrunctes: — wobei 
Uebereilung zu vermeiden ite). C) Die vorheritze 


4) 


ven von tem endlageane erte (Zengen, ever Nitincutpaten) ge- 


genüöberſtellt. 

Sud ninlich die Ueberraschung des Jurntraun bios durch den 
ylõtzlichen Gegenibertrut euer tammen Ferien (3 . eines 
Mirſchulrigen, den er far tort gebalten) bawerfitell:gt, fe it dies 
ja, nach Baner’s obiger eigenen Tekmrien, unt nach Pfiſter 
(Br. V. S. 521), keine eigentliche Confrontation 
Namentlich Suggeſtion, over Wirerraf eines weich oder 


kleimmithigen Zengen. 
5 Die, an ſich chrverletende ), Gegenficllung ku unter Mmftdndes 


*) 


febr befthimpiend ſeyn. Koch, Insti. jar. crim. § 851. 
Kleinſchrod a. a. O. S.135. Deßhalb geiattet man cine Ber ⸗ 
theidigung, zun Behufe von deren Abwendung. Eschea- 
bacb Fr., de defensione pro averteada confrentatione. Rost. 1784. 
Qu deff. Comment. jer. P. L . 4. (u. Marfg@ner’s Auleit. 
3. Bertheid. Dredd. 1828. S. 158 f. M) Qxiſtorp, § 715. 
Stabel 5. 2058. Für unzlos halt viele Bertheidigung Pitter: 
mater § 77. 

Diefe ehrverlegeude Eigenſchaft iſt ein reints Hirngeſpinnſt: 
und zwar ſelbſt alsdann, wenn eine durchaus nu verdächtige 
Perſon einem geſtändigen Verbrecher gegenübergeſtellt wird, 
welcher fle, ohne alle Beweisführung, als ſeine Complicin be⸗ 
züchtigt hat: wie z. B. in dem (Rübſamen ſchen) Raubmordfallt, 
bei Pfiſter: Bd. V. S. 206. Denn des Richters Beachten 
dieſer Begünſtigung iſt ja keineswegs atqual dem Zulaſſen einer 
Anklage; und des Bezüchtigten Citatio ad confrontaadam 
kann ja auch den (ihn ihrenden) Zweck haben, und hat ihn 
bier wirklich: den Bezüchtiger zu verblüffen, zu beſchämen und 
zu überwältigen. 

Wo aber keine Ehre gefährdet ſteht, da bedarf es auch 
keiner Ehren⸗Bertheidigung! Folglich faut die abfurve 
Defensio pro avert. confrontatione jetzt wohl überall hinweg. 

Consentt Stübel: 5. 2063. 2064. Tittmann: 6. 812. 
v. Jagemann (bei Weiske): S. 4 u. 6. 


e) Wenn die Confrontation nur gehörig begründet und vorbe⸗ 


reitet iſt, lann fle in jedem Theile des Strafverfahrens vor⸗ 


Von der Inſtruction. §. 191. 192. 01 


Abfaſſung der Confrontationsfragen, welche auf be⸗ 
ſtimmte einzelne, im Widerſpruch befangene, Behaup⸗ 
tungen zu richten ſind. D) Es iſt nöthig, ſich vorher der 
Beharrlichkeit der Confrontanten zu verſichern. 
E) Hierauf werden die Fragen zuerſt dem Confrontau⸗ 
ten vorgelegt, welcher ſeine Angaben dem Confrontaten 
ins Geſicht zu ſagen hat; worauf Letzterer antwortet, 
und ſodann Jedem noch eine) weitere Erklärung ge⸗ 
ſtattet wird. Ein längeres Streiten, beleidgendes 
Betragen, fo wie Collufionen und Suggeſtionen, find zu 
verhüten! Geſteht der Confrontat, ſo wird nun mit 
dieſem allein ein gewöhnliches Verhör vorgenommen. 


§. 132. 

2) Unerlaubte Mittel, den Angeſchuldigten zum Geſtändniſſe zu bringen: 
a) überhaupt a). — 

Als unerlaubt ſind alle ſolche Mittel zu betrach⸗ 

ten, welche die Rechte des Angeſchuldigten, oder die 
Wahrheit, verletzen, oder die Glaubwürdigkeit des er⸗ 
langten Geſtändniſſes, — insbeſondere die Freiheit und 
Originalität deſſelben, — zweifelhaft machen, oder die 
Würde des Richters herabſetzen, oder den geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften entgegenlaufen. Es gehören dahin D alle Ar⸗ 
ten des Zwanges: ſey es nun körperlicher (als: 


— — — — 


kommen. Die Aelteren haben dieſelbe auf die Specialunter⸗ 

ſuchung beſchränkt. Koch: Instit. jur. crim. §. 851. Quiſtorp 

8. 715. (S. v. Jagemann's Unterſuchungskunde. I. S. 172 f. M.) 

5) Dies iſt eine rein willkürliche Beſchränkung (welche z. B. 

Quiſtorp, § 720 u. Dorn, §. 374: und zwar nach der — 

an ſich ſelber abſurden — Analogie der 4 Streitſätze im Civil⸗ 

proceß machen!) — Vielmehr ſagt Grolmann 6. 499) mit 

Recht: „Der Act endet ſich, wenn ſein Zweck erreicht, oder die 

„Ueberzeugung, daß derſelbe nicht werde erreicht werden, für den 

„Richter begründet tft.” Consentit Tittmann, im Handb. S. 804. 
Note x. 

) Manches Belehrende findet ſich hierüber in Pfiſter's merkw. Cris 

minalfällen. Tittmann, 8. 78. Mittermaier, 8.96. S. 417. 
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Züchtigungen, härteres Gefangnif, Schließen, Schmälerung 
der Koſt, Entziehung eines — übrigens zuläſſigen — 
dem Angeſchuldigten unentbehrlichen Genuſſes d): eder pſy⸗ 
chiſcher Zwang: insbeſondere Drohungen mit unſtatt⸗ 
haften Uebeln, und Verſprechungen ): ſeyen es ſolche, 
deren Erfüllung vom Inqnirenten nicht abhängt (wie z. 
B. gelinderer Beſtrafung), oder auch ſolche, welche dieſer 
zu erfüllen vermag: wie z. B. bequemerer Haft, Ge⸗ 
ſtattung lang entbehrter Genüſſe e). I) Falſche Bor⸗ 
ſpie gelungen: z. B. von vorgeblichen Geſtändniſſen 
eines Mitangeſchuldigten, oder von angeblich durch denſel⸗ 
ben geſchehenen Bezüchtigungen. II) Das Aushor⸗ 
chen durch dazu beauftragte Leute: insbeſondere durch Mit⸗ 
gefangene, oder Gefangenwärter (§. 49. V.). IV) Un⸗ 
ſtatthafte Suggeſtionen: es mögen ſolche vom Richter 
ſelber, oder durch Einflüſterung der eben genannten Leute, 
geſchehen. V) Alle ſonſtige, auf Täuſchung des Ange⸗ 
ſchuldigten abzweckende, Anwendung von Liſt und Kunſt⸗ 
griffen: als z. B. das Behorchen einer veranſtalteten Un⸗ 
terredung, durch verſteckte Gerichtsperſonen, die geheime 


— . — ee 


b) Dergleichen Arten einer verſteckten Folter find, wegen der 
heimlichen Anwendung, gefährlicher, als die Folter ſelbſt *). 
+) Den ſchreiendſten Beleg hiefür hat geliefert die Inquiſition von 
Georgi contra Pfarrer Weidig. S. darüber: Nöllner, 
Actenmäßige Darſtellung d. Verf. g. W. Darmſt. 1844 u. vor⸗ 
zugsweiſe W. V. W. Schulz's u. K. Welcker' s: „Geheime 
Inquiſttion 2." Karler. 1845. 8 
1) Wer hat jemals vas Hoffnungs-Srregen ein Zwingen ge⸗ 
nannt? Vergl. unten Rote d. 


r) Solche Lockungen können auf manchen Angeſchuldigten ſtärker 


wirken als die Furcht vor den Folgen des Geſtändniſſes: welches 
er ohnedies nachher zu widerrufen gedenkt. Iſt es rathſam, 
die Nilderung der verwirkten Strafe, durch ein Geſetz, als 
Belohnung des freiwilligen Geſtändniſſes zu verheißen? Dafür 
Hitz ig, Zeitſchrift. H. XVI. S. 356 f. Dagegen Abeg g, Eroͤr⸗ 
ter. I, S. 218. Eine Preuß. Cabinetsordre vom J. 1833 bee 
ſtimmt, daß bei freiwilligem Geſtändniſſe Mets auf das Minimum 
der geſetkichen Strafe erkannt werden ſolle. §. 130 Note b. 


— 


— 


Von der Inſtruetzen. 8. 132. 139. 69 


Veranulaſſung des Angeſchuldigten zum Schretben, um dann 
das Geſchriebene aufzufangen 4). 


§. 133. 
b) Insbeſondere von der Folter. 


Da der deutſche Strafproceß vorzüglich auf Erlangung 
tines Geſtändniſſes abzweckt, und keine Verurtheilung auf 
Anzeigenbeweis geſtattet, ſo hatte die Folter die Beſtim⸗ 
mung, den unvollſtändigen Beweis durch Erpreſſung 
des Geſtändniſſes, mittelt Erregung körperlicher Schmerzen, 
zu ergänzen, und ſo einen vollſtändigen Anſchuldi⸗ 
gungsbeweis hervorzubringen. Um jedoch den Mißbrauch 
dieſes gefährlichen Mittels möͤglichſt zu verhüten, beſtimmte 
die P. G. O. theils die Bedingungen der Statthaftig⸗ 
keit der Tortur, theils das dabei zu beobachtende Verfah⸗ 
ren, theils die Merkmale der Beweiskraft eines auf 
der Folter abgelegten Geſtändniſſes ſehr genau a). Zu 
Letzteren gehörte insbeſendere die Urgicht ): d. h. die 
vom Angeſchuldigten, nach Entfernung aller Umgebungen, 
welche an die Marter erinnern könnten, geſchehene Wie⸗ 
derholung des Geſtändniſſes ). Immer blieb jedoch 


d) Das ſ. g. Mürbemachen iſt, wenn man darunter die durch 
Anwendung erlaubter Mittel geſchehende Verfapung eines hart⸗ 
näckig Läugnenden in einen die Ablegung des Geſtändniſſes beför⸗ 
dernden Gemüthszuſtand verſteht (S. 130. 2. 3. 5. keineswegs zu 
den unſtatthaſten Mitteln der Erlangung eines Belenntniſſes zu 
zählen. Nur die Androhung, oder wirkliche Zufügung, eines dufes 
ren Hebels tft unerlaubter Zwang.“ . im N. Archiv. XII. 
S. 451. 485. 

a) P. G. O. Art. 45 — 61. 

1) „Gicht“ tt = Geſtändniß; das „Ur“ aber bebentet finalis. 
Alſo heißt Urgicht ſovtel wie Coping - Gefitada’s. Herts opusc. 
Bd. 1. T. 1. S. 106. 

2) Da er aber, bei Verweigerung dleſer Geſtündniß⸗ Repetition, aber. 
mals durfte gefeltert werden (ſ. Dorn, I o. Bd. I. S. 408), 
fo war auch dieſe Urgicht ein per metum abgepveßles, alſo nichts ⸗ 
wardiges, Gefdndatf. (Nur ſovtel war in dem ſcheufichen Ge⸗ 
richtsgebrauche con ſtant, daß der wiederbolſame Revocant 


— 


6⁴ Bon der Juſtruction. §. 133. 134. 


die Folter ein ebenſo ungerechtes wie trügliches Mittel. 
Denn es werden dem Verdächtigen ſolche Uebel, welche 
einer ſchweren Strafe gleich kommen, zu dem Ende zu⸗ 
gefügt, eine Thatſache erſt zu erforſchen, deren Wahr⸗ 
heit bereits müßte ausgemittelt ſtehen, wenn die Zufügung 
eines Uebels rechtfertigbar ſeyn ſollte. Auch wird die 
Unſchuld durch die Folter ſehr gefährdet r). Seitdem 
man ſich von der Richtigkeit dieſer Anſichten überzeugt 
hat, wurde der Gebrauch der Folter, durch Landesgeſetze, 
anfangs mehr eingeſchränkt, und endlich nach und nach 
in allen deutſchen Ländern vollig aufgehoben): fo daß 
ſolche gegenwartig in ganz Deutſchland zu den unerlaub⸗ 
ten Mitteln des Geſtändniß⸗Erlangens zu zählen iſt d). 


Jotite Abtheilang. 


Von dem Angenſcheine und den Sachverſtändigeng). 


§. 134. 


D Von dem Augenſcheine im Allgemeinen: A) Von dem einſachen 
Augenſcheine. 


Augenſchein, im weiteren Sinn, iſt die unmit⸗ 
telbare Erforſchung der Wahrheit ſinnlich erkennbarer 


des Foltergeſtändniſſes nicht zum Aten Male dürfe gepeinigt werden. 
Welch eine Milde l! 
Die hierüber erſchienenen ſtraſpolitiſchen Schriften *) ſ. bei Gme⸗ 
lin, Ueber Verbrechen und Strafen. §. 247. 
) Worunter die von Voltaire und Beccaria weitaus die 
beſten find: nebſt Feuerbach's Themis. 1812. Abth. V. 
e) Die neueſte Aufhebung der Folter geſchah durch die K. Hanno⸗ 
verſche Verord. v. 25. März 1822 (Willich, Repertorium. 
IL Ausg. Bd. I. S. 321). 
d) Eine Beſchreibung aller Werkzeuge der Folter *), des BVerfad- 
rens bei derſelben, und der Erforderniſſe ihrer Beweiskraft, bleibt 
dem mündlichen Vortrag überlaſſen.— Dorn, Commenter. 
II. S. 380—394. Koch, Inst. jur. crim. Lib. III. c. 21. Clap⸗ 
roth, ſummariſche Proc. §. 601 ff. 
) Zäeichnungen davon finden ſich in der Constitutio criminalis 
Theresiana, 
a) Kleinſchrod, Ueber den Beweis durch Augenſchein und Kunſt⸗ 
verſtändige. Im A. Archiv V. St. 3. N. 1. VI. St. 1. N. 1. 


b 


=— 


Von der Inſtruetion. 5. 134. 65 


Thatſachen durch eigne Wahrnehmung des Unter⸗ 
ſuchungsrichters. Es bedarf, zu dieſem Behuf, in der 
Regel b), einer beſonderen gerichtlichen Handlung, welche 
die Augenſcheineinnahme (Beſichtigung, inspectio ocu- 
laris) heißt e). Da hierbei die Ueberzeugung des Richters 
ſich auf unmittelbar eigene Beobachtung gründet, ſo hat 
inſofern der Augenſchein, als die ſicherſte Erkenntnißquelle, 
den Vorzug vor allen andern Beweismittetn. Auf der 
andern Seite iſt derſelbe jedoch von beſchränktem Ge⸗ 
brauch: indem er nur bei ſinnlich erkennbaren Gegen⸗ 
ſtanden Statt findet. Wo aber diefe Vorausſetzung in 
Hinſicht eines (auf den Anſchuldigungs⸗ oder Entſchuldi⸗ 
gungsbeweis ſich beziehenden) Thatumſtandes eintritt, 
da muß auch ein Augenſchein eingenommen werden: 
falls nur die Aufhellung irgend einer (unmittelbar oder 
mittelbar) erheblichen Thatſache, — wohin auch Anzeigen 
gehören, — zu hoffen iſt. Erfordert aber der Augenſchein 
die Anwendung beſonderer Kenntniſſe, deren Beſitz der 
Beruf des Richters nicht erheiſcht, ſo iſt die Mitwirkung 
von Sachverſtändigen nöthig. Hiernach theilt man 
den Augenſchein in den einfachen, und den zuſammen⸗ 
geſetzten (oder qualifieirten) a). Zu den gemeinſchaft⸗ 


— — ee ee 


Tittmann, §. 740. 749 f. 827 f. Martin, 5. 81—83. Kitka, 
Ueber Erheb. des Thatbeſt. §. 67 — 72. Mittermaier, § 83 
— 86. Deſſ. Beweislehre. §. 21-30. Abegg, S. 96—101 *). 

) Vergl. auch Pfiſter's Criminalfalle. Bd. V. S. 599 f. 
b) Dies leidet eine Ausnahme in Hinſicht ſolcher Thatſachen, 
welche vor Gericht vorgefallen find. In Hinſicht aller ſonſti⸗ 
gen Wahrnehmungen iſt der Richter nur als Zeuge zu betrachten. 
e) Der Ausdruck Aug enſchein, welcher ſich wörtlich nur auf eine etre 
zige Art der ſinnlichen Wahrnehmung bezieht, begreift alle Arten 
derſelben, und heißt daher ſoviel als „ſinnliche Wahrnehmung“. 
) Durch eine geſonderte Aufſtellung dieſer beiden Arten, als ganz 
verſchiedener Beweismittel, wird nichts gewonnen. Auch 
bleibt die Wahrnehmung durch Sachverſtändige immer eine 
Art des Augenſcheins: weil der Richter dabei mitwirkt “). 

A. M. iſt Stübel: 5. 705. 

) Wenn dieſe (von Bauer fo genannte) „Mitwirkung“ darin 
beſtände, daß der Richter, neben den e mit⸗ 


Crun.⸗Proc. B 5. 


06 Von per Inftruction. §. 134. 135. 


lichen orderniſſen beider Arten gehört 1) die beſetzte 
5 2) die möglichſte Beſchleunigung, falls der 
Gegenſtand Veränderungen unterworfen iſt; 3) die 
Aufnahme eines vollſtändigen Augenſcheinprotocolks, 
in welchem theils Alles, was zum Behufe der Wa hrnek- 
mung geſchehen, theils alles erheblich Scheinende, was 
wahrgenommen worden, tft, oder was ſich nicht hat 
wahrnehmen laſſen, zu bemerken, und welchem, — da, wo 
es auf Ortsverhältniſſe ankommt, — ein Handriß 
beizufügen, iſt e). 4) Die bei der Beſichtigung vorgefunde⸗ 
nen Gegenſtände, welche zur Erforſchung der Wahrheit 
dienen können, werden im Protocoll genau beſchrieben, und, 
wenn es thunlich iſt, in gerichtliche Verwahrung genem⸗ 
men. Hierauf beſchräuken ſich die Erforderniſſe des ein⸗ 
fachen Augenſcheins. 


7 §. 135. * 
B) Vom Augenſcheine unter Mitwirkung von Sachverſtändigen. 


Erfordert entweder ſchyn die bloße) Wahrnehmung 


-. @ppercipirte, fo wäre ja ver ganze Actus kein reiner (Hadern 
nur ein partieller) richterlicher Augenſchein: was er doch, 
der Bauerſchen Definition nach, ſeyn ſoll. Da dieſe Mitwir- 
kung aber lediglich nur in der Hinlenfung der Experten auf 
jene Objecte beſteht, welche fie, und nur alle in fie, zu ap⸗ 
percipiren haben: folglich der Richter hier gar nicht unmit⸗ 
telbar, ſondern nur durch die Sinne der Experten mit⸗ 
telbar, wahrnimmt, ſo iſt ja der Augenſchein durch Kunſtver⸗ 
ſtändige, nach Bauer's eigener Definition, gar kein wahrer 
Augenſchein, und ſagt Stübel mit gutem Rechte (5. 705): 
„Der „„richterliche Augenſchein durch Kunſtverſtändige““ 
„iſt — eine Contradictio in adjecto,“ 

In Bezug auf den Augenſcheins⸗Acius iſt 3 
a) der Beweis⸗Grund die Senfualappercipirtpeit 
durch wahrnahmsfähige und parteiloſe Perfonen;. . - 
b) das Beweis⸗Mittel hingegen 1) entweder die Perſon 
des Richters, 2) oder die Perſon eines Sachverſtändigen. 
e) Unter Umſtänden kann auch die Gegenwart des Angeſchul⸗ 
digten entweder nöthig, oder doch rathfam, fepn. 
1) Muß heißen: „ſinnliche Wahrnehmung“! 


' 


Bon ber Juftvuction. §, 188. SY 


greviffer Tha fu m ſtän de, oder das hirrauf zu bauende 
Urtheil ), beſondere Kenntniſſe, deren ein Richter, als 
folder, nicht bedarf a), fo iſt die Mitwirkung!) Sachver⸗ 
ſtändiger (artis periti) nöthig b): weshalb die ſe Art der 


9 


Das Urthett, oder — genauer gefprochen — die Schlupfot⸗ 
gerung, von Sachverſtändigen kann auch oft in Bezug auf fo lch e 
Thatumſtände erforderlich ſeyn, die keineswegs durch eine richter⸗ 
liche Augenſcheins aufnahme verificirt worden find (weder 
durch eine einfache, noch durch eine qualificirte): ſondern z. B. 


„ durch Zeugen, oder Geſtändniß: 9. B. über die Frage, ob vor 


3 Jahren, durch bloßes wiederheltes Brechmittel⸗ Eingeben, ein 


Aborius fey ergeygbar geweſen. . a 


Hier folgt die Erpertiſe nicht einmal auf einen Experten⸗ 


: Augenſchein: fo daß es als ein doppelt widriger Anblick erſcheint, 


die Sachverſtändigen, bei Bauer, nur als Brillen des beaugen⸗ 


ſcheinigenden Richters ſiguriren zu ſehen. fae 


Bei noch näherem Lichte betrachtet iſt aber. dieſes Schauſpiel 


ganz unausſtehlich: weil die Kunſtperſtändigen, ſobald und fooft 


fie Schlußfolgerungen machen, (als .,judices facti*) überall 


gar nicht Beweismittel für denjenigen Beweisgrund find, wel⸗ 


cher Senſualapperticirtheit heißt; ſondern vielmehr für jenen ane 


a) 
b) 


- 


. 9) 


deren, welcher in der Sndicirtraft beſteht. S. oben F. 106 
N. 5. u. vergl. meinen Civilproceß⸗Schluſſel S. 182 u. 215 mit 
Grolman: S. 466 u. 513 und Müller: S. 236 Note 2. 


Kitka a. a. O. 8. 67. 


S. meine Note * zu 8. 134 Note d. f 
Der Ausdruck Sachverſtändige umſaßt ſowohl Diejenigen, 


welche die erforderliche Wiſfenſchaft besitzen,, als vie eigentlichen 


Kunſtverſtändigen. Von Zeugen unterſcheiden fle ſich theils 

dadynh, daß ſie nicht über vergangene Wahrnehmungen aus⸗ 

ſagen *), fondern zu jetzt vorzunehmenden Beobachtungen angeſtellt 

werden; theils dadurch, daß fle über die ihnen vorgelegten Gegen⸗ 

ſtände urtheilen ) ſollen. Nur in fo fern fle über jene Beob⸗ 
Wenn zur Wahrnahme einer vergalgenen Thatſache Such⸗ 
kenntniß erforderlich war (3. B. daß das Salzfaß Arſenik 
enthalten habe), fo können nur Sachverſtändige als Zeugen auf⸗ 
treten: und dieſe find dann von Zeugen nicht verſchiedenz 
ſondern nur ein Zeugen ⸗ Species: nuͤmlich ſachverſtändige 
Zeugen. S. Grolman §. 496. 


Wenn Urtheilen (senen proprio et strieto) nur fovtel heißen ſoll 


als: unmittelbares Sub ſumiren unter einen eas, ſo iſt 
5 
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falls ſich jedoch Mängel deffelBen zeigen, oder gegründete 
por gegen deſſen Richtitzkeit ſich ergeben ſollten, iſt der 
Richter berechtigt, deren Hebung zu fordern, oder auch, 
das Gutachten anderer Sachverſtändigen einzuholen al F 


sas KI 


9) Bon einigen beſonderen Arten des Augenſcheins. A) Bei Tödtungen. 
Leichenſchau. 1) Einrichtung derſelben a). 


Auf die gerichtliche Leichenſchan und Oeff⸗ 
nung (Legalfection) finden die allgemeinen Grund ſüͤtze 
vom Augenſcheine (S. 134. 135.) folgende Anwendung d). 
D) Rothwendig iſt die Leichenſchau in allen Fällen, wo 
der Tod eines Menſchen als Folge eines Verbrechens an⸗ 
geſehen werden kann, und die Todesurſache irgend zweifel⸗ 
haft ſeyn ſollte. Sie wird aber auch außerdem, nicht 
ſelten, wenigſtens rathſam ſeyn. Zeigt ſich deren Noth⸗ 
wendigkeit erſt nach geſchehener Brerdigung, fo wird ſie an 
dem, im Beiſeyn des Gerichts, wieder auszug räbenden 


„ 
e - ee A 


6) Hierüber vergl. Henke: S. HO f. u. Müller: S. 249 f. 

) V. G. O: Art. 147, £49. c. 12. 18. X. de homicid. — I. I. Fr. 
de Boebmer: De. Idgititna cada veris occisi sectione.- Hal. 1747. 
Kleinſchrov a. a. O. F. 13 ff. Bittmann 8. 753 fl Stü⸗ 
bel §. 200 f. Martin F. 82 f. Mittermaier 8. 115 ff. 
Abegg §. 100 ). Auch enthalten die. Sammlungen merkwür⸗ 
diger Criminalfälle, beſonders von Pfiſter, Feuerbach und 
Biſchoff, fo wie Hitzig's Annalen, viel Belehrendes. — 

Preuß. Ci O. § 147 ff. Bu ier. St. G. B. H. Art. 243 f. 
Hannoverſche Verordn. vom 12. Meat’ 1800 (Spangenberg's 
Samml. IV. Abthl. I. S. 31. )). de 
*) S. noch Schürmaper's gers. mevicin. Klinik ober pratt, 
Unterr. zur Unterf. gerichts ärztlicher Fälle. Karlsr. 1845. S. 375f. 
u. Pfiſter's· Extminalfälle: Bee V. S. 591 — 3009. 

b) Von der gerichtlichen Leichenöffnung iſt zu unterſcheiven ‘vie eid⸗ 
liche Vernehmung der. Aerzte, 1) falls diefe, ohne Beiſeyn 
des Gerichts, den Leichnam zergliedert hatten, 2) oder, bei vor⸗ 
bandener Nichtigkeit der gerichtlichen: als factiſcher und ratio⸗ 
naler Zeugen. Stübel: Ueber den Thatbeſtande 8. 346.4 Deſſ. 

Strafv. 5. 2535 — 2542. Titemann F. 75. ae 


Von der Inſteuctlon. §. 136. 137. 71 


„Leichname vorgenommen. II) Sie geſchieyt bei bercar 
Gerichtsbank, unter Zuziehung Saves 1 x es 15 75 
BW un darztes. II) Die Unterſuchung zerfällt in die rich⸗ 
terliche und die ärztliche. 4) Die richterliche Unter⸗ 
ſuchung, bis zu welcher Alles in unverändertem Zuſtande 
zu erhalten iſt, betrifft die dem Tode vorangegangenen 
Umſtände, den Ort, wo der Leichnam gefunden wurde, 
die Lage deſſelben, die ins Auge fallenden Verletzungen 
und die Umgebungen: insbeſondere die etwa vorhande⸗ 
nen Werkzeuge c), fo wie die Spuren der Gegenwehr, der 
Beraubung, des Selbſtmordes, und der zur Bewährung 
der Identität geeigneten Merkmale. Dann erſt geſchieht 
die forgfaltige Aufnahme des Leichnams d), und, wo 
ndthig, deſſen Recognition: über welches Alles ein voll⸗ 
ſtaͤndiges Protocoll aufgenommen wird; worauf dann B) die 
ärztliche Unterſuchung folgt, deren Hergang und Er⸗ 
gebniſſe zu Protocoll gegeben werden (Sectionspro⸗ 
totoll) e). i ö 8 
§. 137. 
2) Hauptgegenſtände der ärztlichen Unterſuchung a). 

I) Bei Tödtungen über haupt iſt die gerichtsärzt⸗ 

liche, und zwar A) äußere Unterſuchung beſonders auf 


e) Bei Vergiftungen gehört dahin beſonders das ſorgfältige Sam⸗ 
meln und Aufbewahren aller verdächtigen Materialien und Gefäße: 
3. B. Reſte von Speiſen, Getränken, Arzneien u. dergl. N 
d) Wenn es thunlic iſt, wird mit Aufnahme des Leichnams gewar⸗ 
tet, bis die Aerzte ihn in derſelben Lage geſehen haben. 
e) Die richterliche und die ärztliche Unterſuchung, ſammt deren Ergeb- 
niſſen, werden meiſt in demſelben Protocoll aufgezeichnet wer⸗ 
den. Doch ſind auch zuweilen beide Protocolle getrennt. 
a) Außer den Werken über gerichtliche Mediein (beſonders Henke: 
V. 46 - 64. Meckel: 5. 46 — 80. Mende: B. v. St. 184 — 
385.), vergl Roo ſe: Taſchenbuch für gerichtl Aerzte und Wund⸗ 
ärzte bei geſetzmäßigen Leichenöffnungen. 3. Aufl. Frankf. 1804. 
Ackermann: Tabellariſche Ueberficht bei geſetzm. Leichenöffnungen. 
Jena 1801. Zimmermann: Anleitung für gerichtil. Wund⸗ 


0 


72 Gon ber Infiruction. §. 137. 138. 


folgende Gegenſtände zu richten: 1) die Beſchaffenheit 
des Körpers, als: Conſtitution, Wirklichkeit des Todes, 
Fäulniß, Geruch, Anſchwellung, Hautfarbe, Flecken, Miß⸗ 
bildungen, Ausſchläge, Geſchwüre, und Alles, was vorzůg⸗ 
lich an Kopf, Hals, Bruſt, Unterleib und Geſchlechtstheilen 
Ungewöhnliches zu bemerken iſt. 2) Die etwaigen Ber⸗ 
letzungen und dadurch bewirkten Erſcheinungen: ſowohl 
die augenfälligen, als die verſteckten: unter Bemerkung des 
Ortes, der Art, Richtung, Größe, anſcheinenden Urſache, 
Entzündung, Eiterung, Brand, des Blutverluſtes, der ge⸗ 
machten Heilungsverſuche, der Uebereinſtimmung mit einem 
gewiſſen Werkzeuge, ſo wie alle Umſtände, welche, (wie 
z. B. die Stellung, Entfernung, angewendete Gewalt, Ge⸗ 
genwebr) für die Ausmittelung des Thäters erheblich 
ſeyn können. B) Die innere Unterſuchung betrifft beſon⸗ 
ders die drei Haupthöhlen (des Kopfes, der Bruſt und des 
Unterleibes) und der ſich darin findenden, ſowohl normalen 
als wider natürlichen, Erſcheinungen. Es wird hierbei mit 
Oeffnung derjenigen Höhle, woran ſich die Verletzung 
findet, der Anfang gemacht. 


§. 138. 
Fortſetzung. 
II) Bei gewiſſen Arten der Tödtung find beſondere 


Gegenſtände der gerichtsärztlichen Unterſuchung zu beachten. 
Dahin gehören vorzüglich A) der Kindes mord: bei wel⸗ 


chem es beſonders auf Ausmittelung des Lebens zur Zeit 


der Geburt, und der Lebensfähigkeit, ankommt. 1) Gegen⸗ 
ſtände der äußeren Unterſuchung: Gewicht, Länge, Farbe, 


— me tone 


„ 


ärzte u. ſ. w. Hannover 1803. Kraus: Anleitun 
Leichenunterſuchungen. II. Ausg. Helmſt. 1837. : 1 ee 
b) Der die Leidhendifnung dirigirende Richter muß alle dieſe Momente 
kennen, um darauf zu achten, daß die Gerichtsärzte ihre Unter⸗ 
ſuchung auf dieſelbe richten. Es zeigt fic hier, wie bei vielen 
andern Gelegenheiten, die große Wichtigkeit des Studiums der 
gerichtlichen Mediein für den Rechtsgelehrten. 
7 6 
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Epidermis, Kopfhaar, Fontanelle, Obhrknorpel, Nägel, Wöl⸗ 
bung der Bruſt, Teſtikel, Nabelſtrang, Spuren einer Bers 
letzung, Hergang der Geburt. Y Die innere Unterſu⸗ 
chung bezieht ſich, außer den allgemeinen Gegenftinden, 
[unter denen, außer Suggilationen und Kopfverletzungen, 
als Folgen vom Sturze des Kindes, beſonders das Vor⸗ 
finden von Harn in der Blaſe, und des Mutterpechs (in 
oder außer dem Darmkanal) zu bemerken iſt], ganz vorzüg⸗ 
lich auf die Lungen und die vorzunehmenden Lun gen: 
proben: wobei folgende Puncte zu beachten ſind: 6) Die 
Geſtalt der Lungen: als Farbe, Ausdehnung, in Verglei⸗ 
chung mit der Geſtalt des Zwergfelles, Ziſchen beim Durch⸗ 
ſchneiden, ſchäumendes Blut. b) Das Gewicht der Lun⸗ 
gen: und zwar theils das relative, im Verhältniß zum 
Gewichte des ganzen Leichnams; theils das ſpecifiſche 
Gewicht, in Beziehung auf das Waſſer. Die Lungen 
werden deshalb zum Zweck der Schwimmprobe (Athem⸗ 
probe) erſt ſammt dem Herzen, dann ohne daſſelbe, ganz, 
und nachher zerſchnitten, in ein tiefes, — mit reinem, tem⸗ 
perirtem Waſſer angefülltes, — Gefäß gelegt, um zu beob⸗ 
achten, ob ſie ſchwimmen, oder unterſinken, auch ob ſich, 
beim Druck der Stücke unter dem Waſſer, auf der Ober⸗ 
fläche deſſelben Luftbläschen zeigen a). B) Der Giftmord. 
Hierbei ſind 1) die dem Tode vorhergehenden Zufälle zu 
erforſchen (die Krankengeſchichte). 2) Die innere 
Unterſuchung muß theils auf diejenigen Erſcheinungen, 
welche als Wirkungen des Giftes betrachtet werden können 


a) Die Trüglichkeit ver Lungenprobe iſt nicht zu beſtreiten. Henke: 
Reviffon von der Lehre der Lungenprobe. In deſſ. Abh. aus dem 
Gebiete der gerichtl. Med. B. II. N. 3. Deſſelden Lehrb. der 
gerichtl. Med. §. 511 ff. Mende B. III. S. 490 ff. Mitter⸗ 
mater: vom Kindermorde. N. Archiv VII. S. 502 ff. ) Sie 
iſt jedoch nicht zu vernachläſſigen, da fie, in Verbindung mit 
andern Beweisgründen, einen vollen An ſchuldigungsbewets, undv 
auch ohne dieſe Vorausſetzung, einen genügenden Ent ſchuldi⸗ 
gungsbeweis, bilden kann. 

„) S. noch Schür mayer: in den Annalen der Staats arzneikunde. 

Bd. X. S. 417 f. 


na Von bet Phftewction. F. £38, 139. 


(beſonders im Schlund, dem Magen und dem ganzen Zuge 
der Eingeweide), theils auf Entdeckung einer giftigen Sub⸗ 
ſtanz; gerichtet ſeyn. 3) Der gefundene verdächtige Stoff 
iſt dann einer forgfältigen emiſch cre Unterſuchung au uns 
terwerfen b). 


§. 139. 

e 3) Befundſchein. Aerztliches Gutachten a). 
1) Der ärztliche Befund (visum et repertum), b. 
h. die Beſchrribung der von den Gerichtsärzten 
vorgenommenen Unterſuchungsweiſe und die genaue An⸗ 
gabe des Ergebniſſes derſelben ), wird im Sections: 


D) Daß Gift in der Leiche gefunden wurde, iſt zur Gewißheit ves 

Thatbeſtandes nur dann erforderlich, wenn die Gerichtsaͤrzte das 

Dafeyn eines Vergiftungstodes blos nach phyſiſchen Merkmalen 

beurtheilen ſollen »); nicht aber, wenn die Thatſache der geſchehe⸗ 

nen Vergiftung erwiefen iſt, und ſowohl vie Krankengeſchichte, als 

die Ergebniſſe. ver Leichenöffnung, den Beweis liefern, daß das ge⸗ 

gebene Gift den Nod bewirkt habe. ‘Dente: ene aus der 
gericht. Med. Bo. HE S. 159 f. - 

2 „Dieſe Behauptung würde nur dann wahr me wenn auch tn 

der medieiniſchen Olagnoftik der alberne Satz der Caroline 

(t. oben 8, 110.) als Axiom beſtände, daß keinerlei Cumulus 

von Symptomen (Indicien) einen vollen Beweis liefern könne; 

N und fie wäre ein unſchätzbares Afyl für Giftmörder, wenn die 

im Proceſſe gegen den (Arzt) Custaing prvelamirt wordene Thefls, 

daß Pflanzengifte (namentlich das Morpheum), durch chemi⸗ 

ſche Reagentien, im Sarna 1 auffindbar fepen: Grund 

hätte. ve 
S. Causes criminelles célebres. R. par unt bociéte d’avocats 
Par. 1828. Bp. IV. S. 61 f. 


) Brinkmann: Amwveifung für Aerzte und Wundärzte, vollfändige 
5 Visa reperta zu liefern, und wie die Rechts gelehrten wiſſen können, 
‘0h von Seiten ber erſteren das Gehdrige beobachtet worden. 
« 2 Aufl. Düſſeld. 1791. Sof Berit: hos reperta und 1 
med. Gutachten. Wien 1827. 5 
1) Unter „Ergebniß“ tft hier nur das unmittelbare Reſultat (Ob- 
fest) der Senſual⸗ Wahrnehmung verſtanden; im Gegenſatze 
vom Refultate der Schlußfolgerung aus diefer Waßrnehmung. 


Ven bey Inſtructton. f. 198: hhe 7 


protocoll aufgezeichnet; außerdem aber (wirderholungs ⸗ 
weiſe) dem Gutachten vorausgeſchickt ). Sollte viefe 
wiederholungsartige Relation vom Sections prrtokoll. 
abweichen, fo geht das Sectionsprotskoll vor. II) Das 
ärztliche Gutachten wird entweder alsbald kurz zu 
Protokoll erklärt b), oder erſt nachdem es gebstig ausge⸗ 
arbeitet. und wiſſenſchaftlich begründet worden, Anger 
reicht o) ).: Sind bie Aerzte verfdiedener Meyaung, over! 
ergeden ſich Bedenken in Hinſicht ver Zuverläſfigkrit deſſel 
ben, ſo iſt das Gutachten eines medieiniſchrn Colle glu me 
einzuholen d). ; i | . J TH vet 


> oe - i 8. - 140. — . r. 
B) Bom Augenſcheine bet einigen andern Arten von Verbrechen ). 


1). Bei körperlichen Miß handlungen tft. beſon⸗ 
ders darüber zu wachen, daß, durch Beſichtigung und Ver⸗ 


—— —— on ‘= 


Abgedruckt findet ſich ein muſterhaſtes Gections- oder Befund⸗ 
Protocoll in Pfiſter's Criminalfällen, Bd. v. S. 125 — 127. 
2) Ein Beiſpiel hiervon ſ. bei J ſiſter l. c. S. 137— 141. 
b) Dies ſollte nur in ſehr unzweifelhaften Fällen geſtattet werden. 
c) Verbreitet ſich das Gutachten auch über den Hergang der Toͤd⸗ 
tung, ſo wirkt es in dit fer Hinſicht nur als Anzeige. 
3) Das heißt: als ein ſeparater und ſelbſtändiger Aufſatz eingereicht 
und den Acten beigebeftet. : 
En Muſter ſ. bet fitter l. „ . 197141, wo das Gut- 
achten ſelber, höͤchſt kategoriſch, in 11 Zeilen aus geſprochen ſteht. 
4 Am umſicherſten find die Gutachten über die Frage nach der Za- 
rechnungsfäpigkeit: theils wegen einſeitiger unklarer Anſichten 
a gictar’ Grrichesärztr vom einem Zuſtunde der Nafreiheit des Han⸗ 
Denver (Bantr:. Anmerkungen zum Hanuverſchen Eutwurfe. 
. Dy. L G. 384. 885. Th. UI. S. 222 ff.); theils wegen der Ge⸗ 
meigthett, wirklich Schuldige der verdienten Straft zu entztehen ). 
S. über dieſen Gegenſtand die in Bauer's Lehrb. d. Etrafr. 
K 128. N. f. angeführten Schriften. 
+) Zbwei, faſt lächerliche, Belegſtücke hiefür finden fh, nebſt ges 
nialer Kritik, in Feuerbsch 6 merkw. Verbrechen: Bd. II. 
S. 241 f. u. 316 f. Vergl. ebendaſ. S. 381 — 369. 
a) Auch dee Hausſuchung, zum Zwetke des Brwriſes, iſt eine Art 
des. Augenſcheina. Es finden dabei die oben bemerkten Regeln. 


¥6 Den der Inftruction. §. 10. 141. 


nehmung des Verletzten, das Uebel nicht verſchlimmert 
werde; theils auf die wahrſcheinliche Dauer nud die Fol- 
gen der Krankheit zu achten b). II) In Hinſicht des Die b⸗ 
ſtahls bezieht ſich der Augenſchein vorzüglich auf die Orts⸗ 
verhältniſſe beim Einbruch und Einſteigen, ſo wie auf Aus⸗ 
mittelung der Identität und des Werths der geſtohle⸗ 
nen Sache; Letzteres durch vereidete Schätzer e). II) Bei 
der Brandſtiftung geſchieht die Beſichtigung der Brand⸗ 
ſtelle beſonders zur Ausmittelung des Ortes und der Art 
der Entſtehung des Feuers, und zur Beurtheilung der 
Größe der Gefahr und des Schadens. IV) Bei Fälſchung 
von Urkunden, Münzen, Waaren u. dgl. werden Sachver⸗ 
ſtändige zugezogen. V) Bei Caſſenveruntreuung, 
Bankerott u. dgl. kommt es beſonders auf Beſchlag⸗ 
nahme der Papiere und auf Prüfung der Rechnungen 
und Bücher (durch Sachverſtandige) an, u. dgl. m. 


Nritte Abtheilung. 


Bon den Zeugen a). 


§. 141. 
1) Bon den Zeugen an i betrachtet: A) Verbindlichkeit zum Zeugniſſe. 


Zeugen, im weiteren Sinne, ſind dritte Perſo⸗ 


über die Hausſuchung zum Zweck der Auffindung von Sachen 
(§. 87. 88.) analogiſche Anwendung. Kitka a. a. O. 5. 73. 

b) Kleinſchrod im A. Archiv VI. S. 27. — Wo es der Befisti- 
gung des Körpers einer mißhandelten Frauensperſon bedarf, 
tt die mogliche Schonung der Schaughaftigkeit notz wendig. Sie 
geſchieht daher, wo dies hin reicht, durch Pebammen u. ſ. w. 

e) Die, uur aus hülflich zuläſſige, eidliche Schätzung durch den 
Beſtohlenen muß theils gehörig begründet werden; theils iſt 

der Dieb mit ſeinen Einwendungen dagegen zu hören; theils, 
wo Zweifel obwaltet, das Urtheil Sachverſtändiger einzuho⸗ 
len. Klien: De pretty rerum furto oblatarum rite constituendo. 
Vi 1798. Ekard: quaedam cemiones circa perficiendam corporis 
delicti in furto mano · oertuudinem. Jen. 1789. 

a) Kleinſchred: Ueber. den Beweis durch Zeugen in peinl. Sachen. 
Im AH. Archiv B. M. St. 3. S. 34 ff. B. VU. St. 2. S. 165 ff. 


Von der Jufiructios. §. 141. 77 


nen, welche ihre Kenntniß oder Nichtkenntaiß einer 
Thatſache vor Gericht erklären. Nur wenn fie ihre 

Kenntniß erklären, liefert ihre Ausſage Beweisgründe; 
und dann find fie Zeugen im engeren Sinne: d. h. 
dritte Perſonen, welcher über das Daſeyn und die Umpande 
einer von ihnen wahrgenommenen Thatſache b) Auskunft) 
geben ). Deren Ausſage ſind Zeugniſſe, im engeren 
Sinne d). Es iſt eine allgemeine Rechtspflicht * 


— — ———— 


*) 


Dorn: Commentar II. §. 360 ff. Tittmann § 850 ff. 790 ff. 
Stübel 5. 840—938. §. 1111. S. 2388—2623. Mitiermater 
§. 87 — 90. §. 160 — 166. Deſſelben Beweislehre §. 28 — 47. 
Abegg §. 124 — 129. Kitka a. a. O. 5. 29 — 66.) 

Vergl. noch Pfiſter's Criminalfäſle: Bd. V. S. 685 f. 


b) Die, welche nicht über eigne Wahrnehmung, ſondern blos über 


c) 


90 


Hörenſagen, oder über ihre Vermuthungen, Ke erklären, find nur 
Zeugen im weiteren Sinne. Ihre Ausſage kann jedoch weitere 
Nachforſchung veranlaſſen. 


Soll eine Thatſache vom Zeugen wahrgenommen worden ſeyn, 
fo muß fie eriſtirt haben. Nun gibt es aber bekanntlich auch 
Zeugniſſe über die Nichteriſtenz von Thatſachen (Testimonia 
negativa). S. z. B. Kleinſchrod, im N. Archive, Bd. III., S. 
531 f. Die Definition muß alſo vielmehr fo lauten: „Zeugen 
„ſind unparteiiſche Pecſonen, die, gemäß eigener Sinnenwahrney⸗ 
„mung, über das Seyn oder Nichtſeyn einer einzelnen Thatſche, 
„Kundſchaft geben.“ Bgl. die C. C. C. art. 65. 
Mittermaier's Definition (Bd. I. §. 94. vor Note 3) „dritte 


„Perſonen, welche aus eigener Erfahrung über das Daſeyn, oder 


„die Beſchaffeuheit, von Thatſachen ausſagen“ paßt vollkommen 
auch auf begutachtende Experten: z. B. auf einen Arzt, welcher 
ausſagt: „dieſe Wunde iſt, nach meiner eigenen Erfahrung, ge 
„fährlich: denn fie rührt von einem Schuſſe durch die Leber“. 
Um ſo auffallender iſt es, daß er ſogar die bloße Analogifirang 
allet Experten mit N eine R perhor⸗ 
reſcirt. S. §. 135. Note d 
Die Benennung ,,factif Py Zeugen“ foll den Unterſchied von f. g. 
rationalen Zeugen, d. b. Sachverſtändigen, ausdrücken. 
Letztere paſſen jedoch nicht unter den Begriff von Zeugen (5. 135. 


n. b.), and die ge Bezeichnungen führen zu * 


niſſen ). 
Hierüber ſ. meine Roten zu F. 135. 


0) Zu ben Zeugniſſen im weiteren Sinne gehören auch Urkunden ). 


N Den ber Saſtrrtſten. §7 141. 


Staatsangeßörigen, der richterlichen Aufforderung zur Able⸗ 
gung eines Zeugniſſes Fol ge zu leiſten, und es findet zur 
Erfüllnug dieſer Pflicht nicht zur Ermahnung. Statt, 
ſondern auch Zwang, welcher in Beiholuntz, Verweis, 
Geldbußen und Gefaͤngniß beſtebhen kann e). Manche Per⸗ 
ſonen find jedoch von der gedachten Rechtspflicht befreit: 
und zwar 1) entweder wegen des genauen Verhältniſſes zu 
dem Augeſchuldigten: wohin nahe Verwandte und Ehegatten 
gehören 1); 2) oder wegen einer geſetzlich gebilligten Pflicht 
zur Verſchwiegenheit in Hinſicht anvertrauter Geheimniſſe: 
8 der Beichtvater 8), . Pertheidiger des e 


—— — 


2) S. hierüber 5. 106., a. Ende. und verzl. meine Materialftitit 
von Martin's Civilproceß⸗Lehrb. Ausg. II. ees 1828, 
@. 278 — 280. 

e) L. 1. D. de test. Cap. 35. in f. X. de sent, excomm. de ſterr. 

G. B. §. 375. Preuß. C. O. § 311. 8 St.. den 8. Il. 
+ Art. 206. Tittmann §. 694. 

). L. 4. 5: D. L. d. ©, de testib. Baier. St. 6. B. If. Ari. 204. 
Hannover. Entw. Art. 144. Für die Behauptung, daß diefe 
Befreiung bet ſchweren Verbrechen und beim Mangel anderer Bee 
weismittrl wegfalle (Tit tm aun 6. 791.), fehlt 8s ait einem halt⸗ 
baren Grunde. Lepſer Sp. 283. m. 12. H. J. Glegen: Ueber 
das Zeugnis gegen nahe Verwandte in Straſſachen. = beffen 
juriſt. Abh. Gott: 1834. u. H. S. 15 f. 

g) c. 2. Dist. VI. de poenit. C. 13. X. de excess. pruelat. Andres: 

Uoeder das Beichtſiegel und die Freiheit des Beichtprieſters von der 
Zeugſchaft. Im N. Archiv I. S. 336 ff. Ueber die Unzweckmä⸗ 
ßigkeit der, in neueren Zeiten aufgeſtellten und durch Geſetze be⸗ 

ſfimmten, Einſchränkungen viefer Freiheit f. Mittermater 
im N. Archiv VIN. S. 343 ff.“) — 

) Dieſe Deduction iſt nichts weniger ald überzeugend. Mitter⸗ 
mater’s Hauptargument beſteht dorin, daß die Zumuthung des 
Staates an den Beichtiger, ein Beichtſtuhl⸗Geſtändniß als 
Zeuge zu verrathen, eine Meineids⸗Zumuthung ſeyn würde: 

weil der Beichtiger durch ſeinen (mit des Staates Erlaubniß 
abgelegten) Prieſtereid den Nicht⸗Verrath gelobt habe. Dieſes 
Argument iſt aber geradezu falſch und nichtig: denn ein Eid, 
wodurch der Schwörende verſpricht, der Juſtiz eine Zeugen⸗ 

aus ſage zu verweigern, iſt, nach der ſonnenklaren Sanction 
des Cap. 18. I. de tostib. II. 20., uli und nichtig; dergeſtalt 


OVE FY? SRBC RMERe J. ART. 142. 0 


pigten und Staatsdiener gebören. Für die mit Erfullung 5 
jener Pflicht verknüpften Koſten und Verſäumniſſe e 
1 dem Zeugen Entſchädigung h). 


S. 142. 
B) Erforderniſſe eines vollgültigen Zeugniſfes. 


1 In Hinſicht der Perf on des Zeugen ift A 
lich, daß derſelbe über die fragliche Thatſache Auskunft 
geben könne und wolle: welches Beides theils abſolut, 
theils in Beziehung auf die einzelne Sache, zu beurthei⸗ 
Jen iſt. Damit er nämlich A) Auskunft geben könne, iſt 
theils der Beſitz des Vernunftgebrauches, ſo wie des 
zur Wahrnehmung der Thatſache nothwendigen Sinnes, 
und die Fahigkeit, ſeine Wahrnehmungen auf unzweifelhafte 
Art mitzutheilen, erforderlich; theils, daß der Zeuge in 
der Lage war, um die Thatſache beobachten zu können. 
Aus dem Mangel eines dieſer Erforderniſſe entſpringt natür⸗ 
liche Unfähigkeit zum Zeugniß. B) Daß der Zeuge. die 
Wahrheit ausſagen wolle, iff im Allgemeinen fo lange 
vorauszuſetzen, als nicht Gründe eintreten, welche das 
Daſeyn dieſes Willens zweifelhaft machen. Dergleichen 
Gründe beziehen ſich nun 1) entweder auf die Perſön⸗ 
lichkeit des Zeugen an ſich: inden fein übler Ruf, — 
insbeſendere wegen Verbrechen, zufolge deren er beſtraft, 
oder doch in Unterſuchung, iſt a), — ein öffentliches Miß⸗ 
trauen wider ihn erregen. 2) Oder auf das beſondere 
Verhältniß des Zeugen zum Angeſchuldigten, oder 
zur vorliegenden Strafſache. Dahin gehören nahe Ver⸗ 
wandte, der Ehegatte, Freunde, Haus genoſſen, Untergebene 
und Beſtochene, ſo wie Feinde, Mitſchuldttze, Angeber, der 


daß es gar keiner Rolax atio 17 bedarf S. Gonz. 
Telfez comment. ibid. Wo aber kein Eid vorangegangen ſieht, 
da iſt eine Mein eids⸗Zumuthung unmöglich! 
h) P. G. O, Art. 75. 
9 . 3. 8. 8. L. 20. D. de teatih. Pieraus ergibt ſich von ſelbſt die 
Unfähigkeit eines Ehrloſen. 


Won der Inſtruetion. §. 142. 


Berletzte u. dgl. Wenn dor Zeuge nicht nur die Wahrheit 
ausſagen kann, ſondern auch kein Grund, den Willen 
deſſelben zu bezweifeln, vorliegt, fo iſt er ein claſſiſcher 
(genugſamer, vollgaltiger, untadelhafter) Zeuge (t. omni 
exceptione major) b). Ob die nicht⸗claſſiſchen für unf aͤ⸗ 
hige, oder nur für verdächtige, Zeugen zu halten feyen, 
muß nach der beſonderen Natur des Grundes beurtheilt 


—— — — — 


b) Zwanzig jähriges Alter iſt, nach I. 20. D. de testib., Be⸗ 


9 


dingung der Zuläſſigkelt; nach der Praxis hingegen Bedingung 
der vollen Glaubwürdigkeit eines Criminalzeugen. Bgl. Ba m- 
bergensis Art. 76, In der P. G. O. Art. 66. iſt jene Beſtim⸗ 
mung, fo wie die Ausſchliehung der Frauensperſonen vom 
gültigen Zeugniß, ausgelaſſen. Bei manchen Verbrechen ge⸗ 
nügt jedoch nach R. R. ein geringeres Alter. L. 10. pr. §. 1. 
D. de quaest. L. 3. §. 5. D. de test. Bon dem zur vollen Glaub⸗ 
würdigkeit erforderlichen Alter iſt die Eidesmündigkeit ver⸗ 
ſchieden )! Stüdel 5. 874. 


Denn bevor dieſe vorhanden iſt (nämlich der Schluß des 14ten 
Lebens jahrs), beſteht gar keine Glaubwürdigkeit; 1 Un⸗ 


fähigkeit. 


Dieſe Unfähigkeit fließt jedoch nur aus der A 
keit (wegen befürchteten Leichtfinns: l. 15. §. 1. Dig. 48. 18); 
keineswegs aus dem Apperceptions⸗ Unvermögen. Deß halb 
verdient ein eides mündiger Zeuge alkerdings Glauben in 
Bezug auf Thatſachen, die er zwiſchen ſelner vollendeten Infantia 
und dem Anfange ſeiner Eidesmündigkeit wahrgenommen hat. 

Es folgt dies ſchon aus dem Argumentum ex absurdo: denn 
da die Romer für die Zeugnißfähigkeit im Civilproceſſe nur die 
Pubertas fordern (I. 3. 5. 5. und J. 19. §. 1. Dig. XXII. 5.), 
im Criminal ⸗Proceß aber das Alter von 20 Jahren, fo hätten 
fle, wenn die Wahrnahme⸗Kraft die Ratio ihrer legalen Fähig⸗ 
keits ⸗Aguitio gęweſen wäre, offenbar implicite behauptet: eine 
12jährige Dirne kann die complicirteſten Clauſeln eines mündli⸗ 
chen Societätsvertrages ſcharf appercipiren und memoriren; kei⸗ 
neswegs aber auch einen vor ihren Augen geſchehenen Keul ſchlag! 

Dennoch dehauptet Mittermaier das Gegentheil (1. S. 389 
u. 300 bei Note 42.) nach Voet und Glück. Die vollftändige 
Widerlegung aber hat geliefert Geſterding: in der Ausbente 
von Nachforſchungen. Bd. I. S. 196 ff. unter dem Applauſe von 
Martin (Civilpr. §. 193. Note f.), Tittmann ($. 798, N. o.) 
Baper und Schmid. 


Von der Juſtruenon. F. 142. 143. 81 


werden o), welcher den Willen, die Wahrheit zu ſagen, 
zweifelhaft macht. II) In Hinſicht der Form iſt erforder⸗ 
lich, daß der Zeuge A) vor beſetzter Gerichtsbank, mündlich, 
frei, und ohne durch verfängliche, oder eingebende Fragen 
dazu veranlaßt zu ſeyn, fein Zeugniß abgelegt, und B) die 
Wahrheit deſſelben eidlich erhärtet, habe (§. 146.) . III) 
Ihrem Inhalte nach muß die Zeugenausſage umſtändlich, 
deutlich, beſtimmt, wahrſcheinlich und beharrlich ſeyn 4), und 
- folde Thatſachen betreffen, welche die Zeugen mit eig nen 
Sinnen beobachtet haben e). b 


l §. 143. 
C) Beweiskraft der Zeugniffe. 


I) Ein Zeugniß, welches alle vorſtehend bemerkte Er⸗ 
forderniſſe in ſich vereinigt, iſt zwar rechtsgültig; bei 
Würdigung der Beweiskraft deſſelben kommt es jedoch nicht 
blos darauf an, daß es keinen Mangel eines geſetzli⸗ 
chen Merkmals der Glaubwürdigkeit an ſich trägt; ſondern 
auch auf das Daſeyn poſitiver Gründe, welche ihm einen 
befonderen Werth zu geben vermögen. Dahin gehoren nun 
A) in Hinſicht der Perſon des Zeugen, ſolche Gründe, 
welche ihm eine richtigere Beobachtung und größere Wahr⸗ 
haftigkeit zutrauen laſſen: wohin insbeſondere auch das 


e) Auch unfähige Zeugen (3. B. Kinder) können jedoch, zum Zwecke 
weiterer Nachforſchungen, ſummariſch und unbeeidigt ver⸗ 
nommen werden. Kitka a. a. O. 6. 32. 33. Allzugroße Be⸗ 
ſchränkungen der Fähigkeit oder Glaubwürdigkeit erſchweren die 
Erforſchung der Wahrheit. 

d) Der Widerruf elnes Zeugniſſes iſt zwar glaubwürdiger als der 
Widerruf eines Geſtändniſſes (§. 121.); doch bedarf er gleich 
falls einer Rechtfertigung, und mindert jedenfalls die Glaubwür⸗ 
digkeit des Zeugniſſes). Tittmann 8. 860. Mittermaier 
§. 161. a. E. i ö 

*). I. 2. D. de testib. XXII. 5. u. C. C. C. 8. 71. 

e) Feuerbach: Was müſſen Zeugen mit ihren eignen Sinnen beob⸗ 
achtet haben, um eine Thatſache unmittelbar zu beweiſen ? In 
deſſen actenmäß. Darſtell. mertw. Verbr. II. S. 639 ff. 

arm. - Proc. B. 6. 6 
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Henehmen des Zeugen bei der Ausſage gehort: y In 
Auſehung ves Inhaltes 1) die größere Umſtändlich⸗ 
leit und Beſtimmtheit“) des JZeugniffes; 2) die hohere 
funere Wahrſcheinlichkeit und genauere Uebereinſtim⸗ 
mung wit auderen erwieſenen Thatſachenz ) das 
PWerhaltdif zu anderen Zengniſſen. In letzterer 
Hinſicht find die zuſammentreffenden Zeugniſſe, in Bezug auf 
eine beſtimmte einzrine Thatſachr, A) entweber uͤberein⸗ 
rim mend, B) oder vereinzelt (singuseritas test.): ini 
welchem Falle dann entweder a) jede einzelne der je 
von einem einzelnen Zeugen atteſtirten Thatſachen iſo⸗ 
lirt ſteht (nackte Bereipgeftheit), oder b) mit denſel⸗ 
ben in Verflochtenheit liegt (adminiculative Sin⸗ 
gularität). Oder c) ſie ſind einander widerſprechend 
(Coltiſton): wobei es darauf ankommt, ob gleichartige 
oder verſchieden artige) Zeugzmiſſe collwiren b). II. Bei 
Beurtheilung der Beweiskraft nicht⸗vollgältiger Jewg- 
niſſe kommt es auf bie Beſchafſenheit des mangelnden 
Erforderniſſes der vollen Rechtsgültigkeit an. Es gehdren 
dahin die von verdächtigen, oder von unvereideten, 
Zeugen äbgelegten, die unbeflinritter, un wahrſchein⸗ 


4] Die Behertptung, daß, unter fon ſt gleichen Verhältuiſſen, das bee 
hende Zeugniß mehr Gewicht habe, als das verneinende, be⸗ 
ruht auf Verwechslung des letzteren mit dem bloßen Nicht wiſſen 
des Zeugen). Kleinſchrod: Ueber Verneinende Zengaiffe im 
Crim. Pr. N. Archiv III. S. 531 ff. 1 

) Ein Zeuge welcher ſagt: „Das Hemd des Inculpaten war nicht 
„ blutgefurbt“, iſt ein verneinender (Tens negativus). 
Ein Zeuge aber welcher nur fagts „Ich habe keine Blutflecken 
„an Inculpatens Hemde bemerkt“, iſt ein nichtwiſſender 
(T. ignorant). 

t) Namentlich ob affirmativen Zeuzniſſen negattse entgegenſtehen ⸗); 

f oder Sollgdttiged unvollgültige; den Experten Zeugniſſen 
rationalen“) Testimonia von Nicht⸗Experten7 — Iſt die 
Qualität gleich, fo mt die Zahl in Betracht: J. B. ob 5 

flibereinſtimmenden Zeugen etwa nur 2 widerſprechen? f 

) Siehe jedoch Bauer's richtige Note a. 
b) Stöbel 5. 861. 862. 8. 929 fl. Titim ann 9. 824; 


Von der Inſtruetzen. F. 143, 644. f 


lichen, fo wie die außer gerichtlichen, die blos fpr tft, 
lichen, und die vou einer durch Zwangsmittel zur Auge | 
fage gendthigten. Perſon abgelegten, Zeugniſſe e), Bei 
Würdigung aller dieſer Rückſichten ſteht daß Meifte dem 
richterlichen Ermeſſen überlaſſen 4); und es ift babes 
große Umſicht nöthig. a 


§. 144. 
) Wirkung der Zeugniſſe. 


I) Die übereinſtimmende Ausſage zweler clafe 
ſiſchen Zeugen über dieſelbe, von ihnen wahrgenom⸗ 
mene, Thatſache bildet einen vollen Beweis ⸗), ohne 
Unterſchied des Gegenſtandes: insbeſondere auch vollen Be⸗ 
weis des (objectinen )) Tbatbeſtandes b): fo daß dar⸗ 


c) Die Beweiskraft der Eutſchulgigungszengniſſe iſt nach denſel⸗ 
ben Radfichten, wie die der Un ſchuldigungs zengniſſe, zu beurthel⸗ 
len. Nur die. Wirkungen (rechtlichen Falgen). beider find ver⸗ 
ſchieden (5. 112. 113. 144.) . Beides wird oft vermechfelt. 

d) Zu den hierbei zu nehmenden beſonderen Rückſichten gehort zu⸗ 
weilen auch die Dauer des Zwiſchenraumes awifhen dem 
Zeitnuncte der Wahrnehmung und dem der Lusktage. Mitter⸗ 
mater: Bewalslehre S. 289. N 

a) P. G. P. Art. 67. Die auf einen ſolchen Zeugenbeweis erkannte 
Berurtbeilung tft olfo gerechtfertigt Dez Kichter iſt jedoch 

keineswegs unbedingt verpflichtet, guf digfes Beweis zu vere 
urtheilen, wenn eine ſorgfältige Prüfen deſſelbes ihm keine 
Gewißheit gewährt“). Mittermaier -§, 165. Deſſ. Bee 
weidlebre © 45. S. 3632. 

*) Mit anderen Worten: vie C. C. C. verbietet dies: „Auf eine 
„Ausſage von weniger dens 2 Zeugen darf keine Condemnatio 
„gegründet werden“; aber fle gebietet leinetzwegs: „Auf die 
„Ausſage von 2 Zeugen bin ſoll cendemmwirt werden.“ Vergl. 

„H. A. Zachariä: Gebrechen ꝛc. S. 201. 

1) 3. B. Das Factum der Getätdethrit des X. mitteln Stürzens über 
Bord: während doch deſſen Leiwnam in der See begraben liegt, 
und kein Gegenſtand eines Befundprotokolles werden kann. Den 
Beweis dieſes Satzes, welchen letzt kein Theoretiker mehr bezwei⸗ 
felt, bat zuerſt aus bürlich vorgetragen Stübel: über den Thatbe⸗ 
ftand 2. Wittenb. 1805. S. 419 f. Perg. Dente: G. 592. 

.. N. W. it Ou iſt en. 8. 705. Thy ge 
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auf, ſogar ohne Geſtändniß, eine jede Strafe darf erkannt 
werden. II) Die Ausſage Eines elaſſiſchen Zeugen 
bewirkt halben Beweis). Wenn jedoch ein öffentlicher 
Beamter, welcher zur Beobachtung und Bewahrheitung 
gewiſſer Thatſachen angeſtellt iſt, eine ſolche Thatſache 
auf ſeinen Amtseid bezeugt, fo iſt ſolche, bis zum geführ⸗ 
ten Gegenbeweiſe ), für vollig erwiefen zu halten d). 


c) P. ©. D. Art. 23. 30. 

7) Auch Beweis ⸗Einreden gegen die Glaubwürdigkeit des Beamten⸗ 

Atteſtates (nebſt deren Beweis) find dem Suculpaten begreiflicher⸗ 
weiſe verſtaltet! . 

d) Heffter: Lehrb. d. Crim. R. §. 623.“ 

*) Die gemeimechtlichen Hauptbelegſtellen für dieſes notoriſche 
Dogma (Glück's Pand. Bd. XXII. S. 222. Note 36.) find 
cap. 7. X. II. 19. Nov. 73. cap. 7. § 1 in f. und l. 1. Cod. X. 
71. — Dennoch behauptet Mittermaier das Gegentheil (Bd. 
IL S. 421.) in folgendem Satze. . : 

„Von dieſer gemeinrechtlichen Regel, daß das Zeugniß 
„des Beamten keinen vollen Beweis begründe, tritt eine Aus⸗ 
„nahme nur ein, ſoweit das Landesgeſetz eine Ausnahme 
„macht.“ N 

Er meynt (S. 420. Note 29): „dies möchte ſich ſchon aus 
„Art. 91 der C. C. C. ergeben.“ Dieſe Mepnung iſt aber un⸗ 
begreiflich: da doch daſelbſt ausdrücklich geſagt ſteht, daß die 
befragten und beantwortenden Zeugen inſofern „nicht als Zeu⸗ 
„gen handeln; ſondern als Mitrichter“ (indem nämlich die 
Quaestio nicht probationis, ſondern blos solennitatis, causa ges 
ſchieht: Stübel: §. 3434. und, bei Verſtorbenheit beider 
Schoppen, ſicherlich das Geſtändnißprotocoll den vollen 
Beweis der Geſtandenheit liefern würde. Tittmann: über 
Geſtändniß ꝛc. S. 122.) 

Auch ſteht Mittermaier doppelſeitig in Selbſtwider⸗ 
ſpruch. Denn 

a) auf Seite 420 (vor Rote 29) ſtatuirt er ſelber, als Aus⸗ 
nahme, „eine ſolche Thatſache, welche ein öffentlicher Beamter 
„in ſeiner Amtseigenſchaft beobachtete.“ Dieſe angebliche Aus⸗ 
nahme iſt ja aber vielmehr die ganze Regel ſelber! 

b) Und auf S. 437. Note 13 u. 14 behauptet er ſelber: 
„Auch die“ (Zeugniß⸗) „Protokolle, welche von den zu Conſta⸗ 
atirung gewiſſer Uebertretungen aufgestellten Beamten gemacht 
„werden, verdienen vollen Glauben.“ — Oder meynt er etwa, daß 
z. 8. die mündliche Atteſtation eines Gensdarmen vor Ge. 
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Auch kann auf die Ausfage eines einzigen elaſſiſchen Zeu⸗ 
gen über eine zum Entſchuldigungsbeweiſe gehörige 
Thatſache, ſelbſt beim Daſeyn eines dieſelbe betreffenden 
vollen Anſchuldigungsbeweiſes, ein für den Angeſchuldig⸗ 
ten günſtiges Erkenntniß gegründet werden e). III) Die 
Wirkung der, in irgend einer Hinſicht, mangelhaften 
Zeugniſſe läßt ſich nur in jedem einzelnen Falle, und 
zwar nach folgenden Rückſichten, beftimmen: A) nach der 
Beſchaffenheit des vorhandenen Mangels, B) nach 
der Zahl und dem gegenfeitigen Verhältniſſe der 
mangelhaften Zeugniſſe, C) nach Analogie der Regeln von 
der Beweiskraft der Anzeigen: indem mangelhafte 
Zeugniſſe, wie jeder unvollſtändige natürliche Beweis, gleich 
Anzeigen wirken); D) mit Rückſicht auf die bezeugte 
Thatſache: insbeſondere ob dieſe zum Anſchuldigungs⸗, 
oder zum Entſchuldigungsbeweiſe gehört f). 


§. 145. 
II) Von der Vernehmung der Zeugen: A) Beſtimmung der Zeugen, und 
Stellung derſelben vor Gericht. 


1) Die Wahl und Beſtimmung der als Zeugen 
zu vernehmenden Perſonen geſchieht, mit Ausnahme des 


richt: „Ich habe den Inculpaten, um Mitternacht, in 
„Walde, verhaftet,“ wenigere Beweiskraft habe, als deffen 
ſchriftliche — außergerichtliche Worte vom ſelbigen In⸗ 
halt? Vergl. unten §. 150 III. A. 

e) Auf dieſe Weiſe iſt die Anſicht Derer zu berichtigen, welche an- 
nehmen, daß ſchon Ein claſſiſcher Vertheidigungs zeuge einen 
vollen Beweis ausmache. §. 112. 

3) Dies iſt cum grano salis zu verſtehen! 

f) Das Ergebniß einer nach allen dieſen Rückſichten vorgenommenen 
ſorgfältigen Prüfung kann, unter Umſtänden, in Gewißheit einer 
Thatſache beſtehen. So können z. B. die übereinſtimmenden Aus⸗ 
ſagen von wenigſtens vier verdächtigen Zeugen die Wirkung 
eines vollen Beweiſes haben: welcher jedoch als ein künſtlicher 
Beweis zu betrachten tft. Ranfft a. a. O. . 124. Eiſen⸗ 
bart im A. Archiv Bd. III. St. 1. S. 101 f. Stübel: Ueber 
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Fatles, wo der Angeſchulvigte, oder der Ankläger, oder der 
Mdharent, auf Abhoͤrung von ihm benannter Zengen an⸗ 
trügt, vom Unterſuchungsrichter ). Y Dieſer 
hat alle ſolche Perſonen zu vernehmen, von welchen 
Aunzunehmen iſt, daß fie über irgend eine erhebliche That⸗ 
ſache Auskanft zu geben vermögen: fey es blos der In⸗ 
formation halber (d. b. zur Erlangung einer Grund⸗ 
lage für weitere Nachſorſchungen) d), ober um wirkliche 
Zeugniſſe zu erhalten. Und dies iſt felbſt da nn nothwen⸗ 
dig, wenn der Augeſchuldigte bereits geſt anden hat, ‘fo 
wie, wenn der Richter entweder zweifelt, daß ein indi⸗ 
recter Zeuge etwas Erhebliches ausſagen könne, oder wähnt, 
daß die Ausfage ver bereits vernommenen Zeugen ge⸗ 
wage. 3) Der Richter muß zu bewirken ſuchen, daß die 
Zeuzen ſich perſönlich vor ihm ſtellen: damit er fie 
ſelber vernehmen könne. Zu dem Ende kann er, falls ſte 
ſeinem Gerichtszwange unterworfen ſind, die Mittel, einen 
Angeſchuldigten vor Gericht zu ſtellen (§. 73 f.), fo 
weit ſolche hier anwendbar ſind, und unter Erwägung der 
beſonderen Umſtände, gebrauchen. Haben ſie hingegen einen 
andern Gerichtsſtand, und wird ihm die nachgeſuchte per⸗ 
ſönliche Stellung derſelben verweigert), ſo über⸗ 
ſendet er dem zuſtändigen Richter die Frag em, worüber 
die Zeugen zu vernehmen ſind, und macht ihn auf Das⸗ 
jenige, worauf es hauptſächlich ankommt, noch beſonders 


rena ferertta mt. | : 


ben Thatbeſt. §. 242. Deſfelben Strufverſ. F. 928. Mitter⸗ 
mater: Vom Beweiſe. F. 46. Baier. St. G. B.- II. Art., 289. 
Das Segentheil örſtimmt die Pren ß. C. O. 5. 387. 

a) Doch verfügt auch wohl der erkennende Richter, durch ein In⸗ 
ſtructorium, die Abhörung gewiſſer Perfonen. 


b) So kann es räthſam ſeyn, ſelbſt den Verdächtigen zuerſt blos als 
Zeugen zu vernehmen. Kitka a. a. O. 6. 31. 


0) Der einem andern Gerichtszwange unterworfene Zeuge iſt ge⸗ 
apie nicht verpflichtet, ſich vor dem Unterſuchungsgerich te 
zu ſſellen. ; 
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§. 146. 
B) Einrichtung der Jeugenvernehmung a): 1) Aeußere Einrichtung. 


Die Vernehmung der Zeugen geſchieht 1 2 
ſetzter Gerichts bank, und 0 ses , 
Geridtsftelte; 2) mAandvlid. 2) Jeder Zeuge wied 
mit Ausnahme des Falles einer Gegenſtellun.g ), thus 
zeln, und ohne Beiſeyn anderer Perſonen, vernen⸗ 
men ⸗). Auch find. mehrere gleichzeitig vor; Gericht erſchie⸗ 
nene Zeugen abgeſondrt zu halten, oder doch zu beob⸗ 
achten. 4) Die Zeugen werden beeidigt; und zwar 
ſollte dieſes, der geſetzlichen Regel zufolge, ſchon vor 
der Vernehmung >), und alſo in Form eines Verſprechungs⸗ 
gives e), geſchehen. Weil ſich jedoch oft erſt aus der Ver⸗ 
nehmung ſelber die Ungulaffigteit der Beeidigung, oder die 
Unerheblichkeit der Ausſage, ergibt, und alſo die vor⸗ 
f gängige Pereidung, anßer dem Mißbrauche “) des 
Eides, auch nachtheilig auf; die Unterſuchungz wirken kann, 
ſo beſchränkt man ſich jetzt meiſtens auf die Ermahnung 
des Zeugen, ſeine Ausſage ſo einzurichten, daß er 
ſolche hinterher beſchwören: könne. Die Vereidung ſelbſt 
hingegen geſchieht am Schluſſe. der. Vernehmung d); oder 


1) S. 5. 131. I. A. und vergl. v. Jagem ann's. Unterſuchungsk. I. 
- . 525 — 528. * 
a) Tittmann: Ueber die Gründe, warum Vernehmungen mit nicht 
mehr als einer Perſon auf einmal geſchehen dürfen. N. Archiv III. 
S. 478. Mitta a. a. O. 8. 40. Nach der Preuß. Cr. O. 
Art. 318 it dem Vertheidiger die Gegenwart. beim Zeugenverhöre 
geſtattet. i 3 
b) L. 12. pr. C. de testib. (4. 20.). Cup. 17. X. cod. 
6c) Der That nach ift es aber dennoch ein aſſfrtoriſcher Eid: in⸗ 
dem darin die Beſtärkung der Wahrheit einer Ausſage liegt. 
2) D. h. nutzloſen Vervielfältigung. 
) Stübel 8. 871 f. Tittmann §. 798. N. l. Kleinſchrod im 
A. Archiv VII. S. 484. Mittezwaier: Ueber die Nachtheile 
Anzpeckmäßiger Beugenderidigung im. Crim., Pr. N. Archiv UI. 
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anch wohl cra ſrater h: ank bebe kan carmeder blos 
in Beüätizunz ter — meter verge:eien wertearm — 
Ausjage, eter jugieud in einer nactagi: en geuaucten 
Bernchmung aber maxde Unszare: werant ram ter 
Zeugeneir abgelegt wirr. 5) Ueber das Jeu genver ber 
wird ein ve lddntiges Pretece ll anfzenemmen, welches 
insbeſendere die Fragen unt Anterten enthalten, unt 
worin auch das Beuebnen des Zeugen rrgiũrirt werten, 
mufe). 6) Eine Wiererbelung des Serbérs aver Sratt, 
fo oft eine hinreichende Beranlaffung dazn vorhanden tit. 


§. 147. 
2) Jumere Caunctung des Zeugervertets. 


1) Nach einer allgemeinen Créfinung oder Befragung 
über die Beranlaſſung ſeines Erſcheinens ver Gericht, 
wird der Zeuge aufgefordert und (auf etre ſeiner Per- 
fonlidjfeit entſprechende Weiſe) er mabnt, die Wabrbeit 
zu fagen, und ſeine Ausſage in allen Stücken fo einzurich⸗ 
ten, daß er ſolche auf Erfordern mittelſt Eides be⸗ 
kräftigen könne. 2) Hierauf wird der Zeuge über ſeine 
perſönlichen Berhältniſſe und über alle ſonſtige Umpande 
befragt, welche auf ſeine Fahigkeit und Glaubwũx⸗ 
digkeit Einfluß haben können ⸗). Alsdann 3) ijt der 


. 
— 


S. 412 f. ). Die nachfolgende Beeivigung ift durch mebrere 
Landesgeſetze vorgeſchrieben, 3. B. in Sachſen (Volkmann: 
Sächſ. Crim. R. 8. 285.). Preuß. Cr. O. C. 317. 332. 333. 
Hann ov. Entw. Art. 156. 
*) S. vorzüglich noch v. Jagemann: im Archive d. Cr. N. 1835. 
S. 493 — 532 u. Ebendeſſelben Unterſuchungskunde: Bd. |. 
S. 519 — 524. 

e) Kitka a. a. O. 5. 55. — Die Zeugenausſagen werden zwar jetzt 
gewohnlich nicht mehr in einen förmlichen No tul gebracht; allein 
bei weitläufigen Unterſuchungen, wo viele Zeugen verbört 
werden, ſollte dieſes allerdings geſchehen. 

a) Dahin gehört beſonders auch der Umſtand, ob die Zeugen unter⸗ 
einander ſich ſchon über die Sache beſprochen haben. Fragen, 
welche für den Zengen kranken dafeyn würden (3. B. ob er wegen 
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Zeuge zu einer zuſammenhängenden Erzählung 
der fraglichen Thatſache aufzufordern. In dieſer wird der 
Richter Beranlaſſung zur Vorlegung beſonderer Fra⸗ 
gen finden, um hierdurch theils die nöthigen Erläuterungen, 
ſo wie größere Vollſtändigkeit und Beſtimmtheit der Aus⸗ 
ſagen, zu erlangen, theils den Grund der Wiſſenſchaft 
des Zeugen genau zu erforſchen v). Dergleichen Fragen, 
bei deren Vorlegung auch die nöthig ſcheinenden beſon⸗ 
deren Ermahnungen zur Wahrhaftigkeit geſchehen, ſind 
zwar im Ganzen nach den oben (§. 127—129) bemerkten 
Regeln einzurichten; jedoch find im Zeugen verhöre ver⸗ 
fängliche Fragen weit bedenklicher, und eingebende über 
haupt unſtatthaft. Der Richter muß zwar ſchon von Amts 
wegen die Fragen auch auf die dem Angeſchuldigten gün⸗ 
ſtigen Umſtände richten; doch iſt es dem Angeſchuldigten 
geſtattet, auf Vorlegung gewiſſer Fragen, welche die Stelle 
der beſonderen Fragſtücke vertreten, anzutragen, und, 
wenn er Defenſion al zeugen benennt, die Punkte an⸗ 
zugeben, worüber dieſelben befragt werden ſollen. 4) Er⸗ 
geben ſich Zweifel über die Identität der Perſon, worüber 
der Zeuge ausſagt, ſo iſt er zu deren genauer Beſchrei⸗ 

bung anzuhalten, und ihm nöthigenfalls dieſelbe zur An⸗ 
erkennung vorzuſtellen (§. 92). 5) Während des ganzen 
Verhörs hat der Richter das Benhmen des Zeugen ſorg⸗ 
fältig zu beobachten. 6) Hat ſich nun, aus der Verneh⸗ 
mung, ſowohl die Tüchtigkeit des Zeugen, als die 
Erheblichkeit ſeines Zeugniſſes, ergeben, ſo wird 
er, — allenfalls unter Zuziehung eines Geiſtlichen, — 
nach vorausgehender angemeſſener Warnung vor dem Mein⸗ 
eid e), aufgefordert, die — ihm langſam und deutlich vor⸗ 
geleſene und von ihm genehmigte — Ausſage durch den 
Zeugeneid zu bekräftigen. 7) Nach beendigtem Verhöre 

wird ihm die Verſchweigung vom Inhalte ſeiner Ver⸗ 


eines Verbrechens beftraft worden fey), geſchehen nicht ohne acten⸗ 
mäßige Veranlaſſung. 

5) Kitka a. a. O. F. 43. 

c) Kitka §. 65. 
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nehmung anbeſohlen. 8) Finden - ſich zwiſchen: den: Anefagen 
vom einen Zeugen und denen eines ander en, oder des 
Angeſchuldigten, erhebliche Ver ſch io d en heiten, fo 
wird die Gegenſtellung sorgenommen )(. 131). 


Vierte Abtheilung. 
Von den Urkunden a). 


-§. 148. 
J) Bon den Urkunden an ſich betrachtet: A) Begriff und Arten. 


Durkund es (docunesta, ipslzumenta,), and zwar 
A) im weiteren Sinne, find. Sachen ), deren An⸗ 


1) S. 5. 146 Note. 1. 

„%) T., J. Reinharth, D.: de eo quad circa prohationgm delicti. per 
documenta justum est. Erf. 1732. Kleinſchrod: Ueber den Be⸗ 
weis durch Urkunden in peinl. Fällen. A. Archiv V. H. 2. S. 68 ff. 

Tittmann F. 847 — 849. Stübel §. 1032 — 1064. Martin 
8. 80. Mittermaier. 91. 92. §. 167.— 169. Deſſelben 
Lehre vom. 2 §. 18 — 52. Abegg. S. 130 — 131. Kitla 
a. a. O. §. 76 — 86. Bajer., St. G. B. II. Art. 246 —. 250. 
Art. 298 — on Hannov. Entwurf. Art. 180—188. Art. 227 
— 235. 

1) Mit Recht hat Bauer das beſchränkende Prädicat „lebloſe“ 
Scachen) hinweggeluſſen, und dadurch einen (jetzt corrigirter*) 
Fehler Martin's und Mittermaier's“ ) (d. I., S. 38 
vor Note ) ermiedan. S. aneine⸗Materigſkrintk r über Martin. 
S. 280. Der leblaſe Grenzſtein iſt, in. Bezug auf das Grenz⸗ 
verrück⸗Verbrechen, um kein Haar beſſer eine Urkunde, als das 
lebendige Roß, in Hinficht vom Roß⸗Diebſtahle! 
2) S. deſſen Ausg. XI. von ſ. Lehrb. des bürgerl. Proc. §. 205. 
Note b. 

) Einen ungleich ſtärkeren Verſtoß macht aber Mittermaier 
(eodem , loco). daburch, def er. dieſe „lebloſe! Gegenſtände“ 
„Beweis⸗Gründe des Daſeyns von Thatſachen“ nennt. Wenn 
z. B. die im Beſitze des Inculpaten gefundene Diebslaterne der 
Bewtis «Grand iſt - fiir, vie: Thatſache u daß derselbe ein Dieb 
fey: dann frage ich: welches wäre denn für: eben: diefen Grund 


— d. h. für dieſe Diebslaterne — n 8 
Mittel? 
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ſchauung Gründe für die Wahrheit einer Thatſache zu 
liefern vermag. In dieſer Bedeutung theilt man ſie in 
ſchriftliche, und nichtſchriftliche. Letztere kommen entweder 
als Gegenſtände des Augenſcheins, oder als Anzeigen, in 
Betrachtung: weßhalb hier nur von esſteren — den iſcheift⸗ 
lichen — die Rede iſt. B) Urkunden im engeren (emi⸗ 
nenten) Sinne ſind Schriften, aus welchen die Wahrheit 
einer Thatſache erkannt werden kann. II) Die Urkunden, 
in dieſer engeren Bedentung, find — materiell) bee 
trachtet — kein eignes, ſfelbſtſtändiges Beweis⸗ 
mittel“); ‘fondern enthalten A) sentiveder Gegenſtä nde 
des Augenſcheins, B) oder Geſrändniſſe, C). eder 
Zeugniſſe, oder D) Anzeigen. Nur formetl.) se 
trachtet find fle als ein beſonderes Beweismittel b) anyu- 
ſehen, von welchem auch eigenthümliche Regeln gelten c). 


2) D. h. ihrem Inhalte nach. 6 

3) Bauer hätte ſagen ſollen: kein cited, d. h. auf nur 

N einen einzigen und nämlichen Beweis ⸗ Grund ſich beziehen⸗ 
des Beweismittel (wie dies z. B. ein 6 iſt; oder der Rime 
ter, als Ocularinſpicient). Vergl. Note b * 

4) D. h. in Hinſicht der Geſtalt: indem te nämlich insgeſammt 
Seripturen ſind und folglich faſt “) für fle Alle die 15 
gelten: 

a) Sie beweiſen nur dann, wenn ſie ächt find; 
p) und dieſe Aechtheit muß alſo verificirt werden. § 152. 

*) Ich ſage „faſt“: denn (ft z. B. ein Urkunden⸗Diebſtahl zu 
beweiſen, dann ſtellt die (bein Deb aufgefunden wortene) 
entwandte Urkunde ein Beweismittel vor: gleichviel ob fie ächt 

ö ‘fey, ober falfdh. Es genügt ihre Identität! 

5) 3n ſo fern Urkunden Geſtändniſſe oder Zeugniſſe enthalteu, fin Ge 
nur Beweismittel eines anderen Beweismittels ). 

*) Sind tie vielmehr Beweismittel für zweierlei Beweis gründe: 
nämlich einerſetts ſür den Beweisgrund: Indielrkraft; und 
andrerſeits für den Beweisgrund: Senſualwabhrnahme. 
S. oben §. 106. Note 5. 

e Nur in einem ſehr uneigentlichen Sinne würde man diel Ac⸗ 
ten, in weichen ſämmttiche vom Unterſochangzsrichter aufgefundene 
und gebrauchte Arten des Brweiſes⸗ enthalten find, und die dem 
erkennenden Richter vorgelegt werden, zu dem Urkunden⸗ 
beweiſe zählen. 
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IN) Die Urkunden find A) der Form nach entweder dffent- 
liche, oder Privat⸗Urkunden; B) dem Urſprunge 
nach aber entweder Urſchriften, oder Abſchriften: 
welche letztere wiederum entweder beglaubigte ſind, 
oder un beglaubigte. 


§. 149. 
B) Erforderniſſe der Urkunden. 


Soll eine Urkunde diejenige Beweiskraft haben, welche 
derſelben, ihrer Natur nach, gebürt (§. 150), fo müſſen 
folgende Eigenſchaften vorhanden ſeyn: 1) Sie muß in der 
Urſchrift vorliegen. Beglaubigten Abſchriften kann 
nicht die Kraft des Originals beigelegt werden -). 2) Die 
Urkunde muß ganz, d. h. vollſtändig, vorliegen. Ein 
Theil der Urkunde läßt den wahren Sinn derſelben nicht 
genau erkennen. Iſt ſie zerriſſen, ſo kommt es darauf 
an, ob ſie leſerlich blieb. 3) Sie darf keine Spuren 
der Verfälſchung an ſich tragen. 4) Iſt die Gültigkeit 
der Urkunde an gewiſſe, bei deren Errichtung zu beobach⸗ 
tende, geſetzliche Erforderniſſe geknüpft, ſo iſt das 
Daſeyn derſelben nöthig. 5) Die Aechtheit der Urkunde, 
d. h. daß dieſelbe von dem angeblichen Ausſteller wirklich 
herrühre, muß gehörig hergeſtellt ſeyn (§. 152). 


§. 150. 
0) Beweiskraft der Urkunden. 


Unter der Vorausſetzung des vereinigten Daſeyns aller 
Erforderniſſe einer Urkunde (§. 149) läßt ſich die Beweis⸗ 
kraft derſelben durch Zurückführung auf diejenige Art des 
Beweiſes beſtimmen, zu welcher fie materiell gehörte). 


2 


a) Die Grunvfige des Civilproceſſes finden hierbei im Strafproceffe, 
worin es auf materielle Wahrheit ankommt, keine Anwen⸗ 
dung! Kitka a. a. O. 5. 84. 85. 

a} Hiernach bedarf es dann auch kleiner be ſonderen Regeln über 
die Wirkungen des Urkundenbeweiſes. 
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Wenn nemlid I) die Urkunde den Thatbeſtand des Ver⸗ 
brechens, — entweder ganz b), oder doch einzelne Merkmale 
deffelben e), — enthält), fo erlangt der Richter durch den 
Augenſchein die Gewißheit der fraglichen Thatſache. 
II) Enthält die Urkunde ein Geſtaͤndniß 4), fo hat dieſes, 
in Hinſicht der darin eingeſtandenen Thatſache, die Natur 
und die Kraft eines außer gerichtlichen Bekenntniſſes 
(S. 120). III) Liegt in derſelben ein Zeugniß, und zwar 
A) ein öffentliches Zeugniß, fo liefert ſolches, in Hin⸗ 
ſicht der zum amtlichen Wirkungskreiſe der ausſtellendrn 
Behörde gehörigen Gegenſtände, einen vollen Beweis der 
von letzterer beobachteten und bezeugten Thatſache ). B) Iſt 


1) Bauer hätte ſagen ſollen: „auf jene Art von Beweis ⸗Grün⸗ 
„den, welcher die Urkunde (ibrem Inhalte nach) entſpricht.“ Vgl. 
oben §. 148. Note b. : 

b) 3. B. einer Urkundenfälſchung. é 

c) 3. B. der ehrverletzenden Schrift läßt fic die, zum Daſeyn einer 
Schmähſchrift erforderliche, Verbreitung nicht anſehen. 

2) Auch bei Mittermaier findet fic) verbotenus dieſe perverſe 
Phraſis (Bd. I. S. 580. Z. 9)! Ein falſcher Wed elbrief enthält 
aber ebenſowenig den Thatbeſtand der Wechſelverſälſchung, wie 
eine erſchoſſene Schnepfe das Factum des Schnofenerſchleßens 
enthält: ſogar alsdann, wenn man bier lediglich nur an den ob⸗ 
jectiven Thatbeſtand denkt. 

Bauer wollte vielmehr ſagen: „das unmittelbare ſichtbar⸗kör⸗ 
„perliche Product, oder aber Vehtkel (Subſtrat) des Verbre⸗ 
„chens“ (kurz Das, was die alten Praktiker, und nech hentzutage 
faft alle Laien, fo oft unter „Corpus delicti* verſtehen: wie z. 
B. beim Diebſtahle die geſtohlene Uhr; beim Kindsmorde den 
Kindsleichnam; beim Aufrufe zur Rebellion den Provocationsbrief; 
beim Giftmorde das Gift im Cadaver 1c. S. Sam. Böhmer 
ad Carolinam. 1770. S. 40.) 1 

Hiernach muß auch eine andere (ungleich richtigere) Be⸗ 
hauptung von Mitter maler, in deſſen §. 176. N. I. corrigirt 
werden! 

d) Enthält die vom Angeſchuldigten herrührende Urkunde eine ihm 
günſtige Aeußerung, fo kann ſolche, falls fie vor dem fraglichen 
Verbrechen geſchrieben tft, die Kraft einer Unſchulds anzeige haben. 
Stübel 5. 1063. 

3) S. oben 5. 144. Note d* 
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es hingegen ein Privatzeugniß, fo kommen zwar die 
Pegels. von der Kraft- und Wirkung der. Zeugniſſe (S. 143. 
144.) zur Anwendung: jedoch mit der Befdrantung, daß 
jones Privatzeugniß doch nur ein. auſſer gerichtliches, 
und nicht eidlich beſtärktes, iſt; mithin demſelben. nicht 
diejenige Beweisksaft beigelegt werden kann, welche es (nach 
jenen Rageln) hahen würde, falls es gerichtlich abtzelegt 
wäre. Liegt endlich IV) eine An zeige, — ſey es! der 
Schald oder der Unſchuld, — in der Undunde; fo: tft deren 
Kraft nach den Regeln vom fünſtlichen 3 zu be: 
untheilan (S. 168 f.). 


§. 151. 


II) Von dem Verfahren in Hinſicht des Urkunden beweiſes: 
A) Herbeiſchaffung der Urkunden. 


Wenn das Daſeyn einer Urkunde, welche für die 
Aufklärung der Sache erheblich ſeyn kann, entweder gewiß, 
oder doch wahrſcheinlich, iſt, fo muß der Richter alsbald 
deren Beſitz zu erlangen ſuchen. Dieſes gilt insbeſondere 
auch dann, wenn eine vom Angeſchuldigten ſelber her⸗ 
rührende Urkunde wider ihn ſoll zum Beweiſe dienen, von 
ſo lckhen anderweitigen Schriften, welche zuverläſſig 
von feiner Hand berrühren !). Die hierauf abzwe⸗ 
ckenden Mittel: der Auferlegung des Editionseides, der 
Hausſuchung und der Beſchlagnahme der Papiere, fo wie 
das bei deren Anwendung zu beobachtende Perfahren, 
find bereits oben (F 89 — 91) beſchrisben worden. 


§. 152. 
B) Herſtellung der Aechtheit der Arkunden. 


Da die öffentlichen Urkunden den Beweis ihrer 
Aechtheit in ſich ſelber tragen, mithin, — ſo lange nicht 


— 


1) Nämlich zum Behufe der Comparabilitas liverarem. S. §. 152. 
N. II. : 
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der Beweis ihrer Unächtheit oder Vetfälſchung gefuhrt 
iſt, — für ächt zu halten ſind, fo iſt hier nur von Hor⸗ 
ſrellung der Aechtheit der Privaturkun den die 
Rede. Dieſe kann auf folgende Weiſe geſchehen: J) Durch 
Awerfennung von Sriten des Ausſtellsvs: insbeſonderr 
des Angeſchuldigten: welche durch angemoſſene Fragen: vor⸗ 
zubereiten iſt. Die vow lotzterem geſchehone Anerkennung 
enthält ein Geſtä nd u üß, und muß vaher, um rechtsgültig 
zu ſeyn, A) vor befester Gerichtsban bz), und B) aus⸗ 
drücklich, geſchehen, auch C) nicht blos auf die Unter⸗ 
ſchrift, ſondern zugleich auf den Inhalt, der Urkunde 
gerichtet ſeyÿn. Läugnet der Angeſchuldigte den Inhalt 
ab, ſo ſind die, von ihm angegebenen, Spuren einer Fäl⸗ 
ſchung oder eines Irrthums genan zu derfolgen b). II) Falls 
der Angeſchuldigte, ungeachtet geſchehener Vorhalte und 
Vorlegung anderer, unzweifelhaft von ihm, und zwar un⸗ 
gefähr aus derſelben Zeit, herrührender Schriften, die 
Urkunde nicht anerbennf, fo findet der. Diffeſſennseid 
nicht Statt o); ſondern A) die Vernehmung von Zeugen, 
welche bei Abfaſſung der Urkunde) gegenwärtig waren: 
voransgefetzt, daß die Identität der Urkunde afer 


— u —— — — — — 


a Die erwieſene außer gerichtliche Anerkennung ver Urkunde ift 
als außer gerichtliches Geſtändgiß der hee zu beur⸗ 
theilen (S. 120) 3 

p) Das bloße Abläugnen des Inhaltes würde dem die Unter: 
ſchrift anerlennenden Antzeſchuldigten keinen Schutz gewähren, 
. wenn er nicht zugleich die poſitive Behauptung binzufügte, 
daß er ein Blanquet gegeben habe; deß die Urkunde wer ſeiner 
Unterſchrift verwechſelt worden fey ); oder daß irgend eine — 
beftimmt angugebende — Fälſchung, oder ein Jurthum, vorge⸗ 
fallen fey. Es liegt alfo hierin ein qualificirtes Geſtändniß 
VS. 117). Hannov. Entw. Art. 228. N. 1. 
*) Wie beim beröchtigten Banquet von Wallenſteins Schwager. 
c) So lanze fered wer Reiniguntzetid überhaupt noch Statt 
; findet, lann folder dem Angeſchuldigten · zu dem Ende aufgelegt 
werven, um fe) von dem Verdachte, daß er dit Urkundr geſchrie⸗ 
ben habe, zu befreien. Tittmann §. 848. 
1) Verſteht ſich: ſammt Unterſchrift! 
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Zweifel ſey 4); B) die Handſchriftenvergleichung 
durch erfahrene Sachverſtändige: d. h. Perſonen, welche, 
vermöge ihres Berufes, vielerlei Handſchriften zu beobach⸗ 
ten Gelegenheit gehabt haben. Zu dem Ende läßt man 
den Angeſchuldigten, — beſonders wenn man noch gar nichts 
von ſeiner Handſchrift beſitzt, — vor Gericht etwas ſchrei⸗ 
ben. Geht nun das Gutachten der Sachverſtändigen auf 
Identität“) der Handſchrift, fo hat daffetbe höchſtens 
die Kraft eines halben Beweiſes für die Aechtheit der 
Urkunde e). ; 


Fhafte Abtheitung. 


Bon dem Eire. 


§. 153. 
I) Im Allgemeinen. 


Der Eid, als Beweismittel ), findet im Strafver⸗ 
fahren, welches öffentliche Sachen betrifft, und worin 
es auf materielle Wahrheit ankommt, nur eine ſehr be⸗ 
ſchränkte Anwendung. 1) Eides zuſchiebung findet überall 
nicht Statt b). II) Zur Ausmittelung des Thatbeſtandes 


— — — ꝓw ẽꝛ̃ - + 


d) Wenn ſo lch e Perſonen, welchen die Handſchrift des Angeſchuldig⸗ 
ten genau bekannt iſt, bezeugen, daß dieſer die Urkunde geſchrie⸗ 
ben habe, ſo entſpringt hieraus nur eine Anzeige. 

2) Sollte heißen: „vollſtändige Gleichheit.“ Nur der Verfaſſer 

; kann identiſch ſeyn, oder deſſen Sehrethmethode; aber zwei fepa- 
rate Schriftzüge deſſelben bleiben immerdar verſchisdene 
Dinge (wenngleich nicht immer verſchieden artig el). 

e) Außer der Handſchriftenvergleichung iſt auch theils auf den Zweck 
der Urkunde, theils auf die Perſönlichkeit des Angeſchuldigten, 


in Verbindung mit dem Inhalte und der Faſſung der Urkunde, 


theils auf die äußere Beſchaffenheit derſelben (insbeſondere der 
Handſchrift, des Papiers, der Tinte u. ſ. w.), zu achten. 
a) Von dem Eide zur Beſtärkung der Glaubwürdigkeit der Zeugen 


und Sachverſtändigen, ſo wie vom Eide, als einer Art der 


Sicherheitsleiſtung (. 74), it hier nicht die Rede! 
b) Arg. L. 25. C. de accus. Bei Pönalkfagen war die Eideszu⸗ 
ſchiebung geſtattet. I. 3. §. 1. D. de jurejur. Auf reine 
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beim Diebſtahl wird, nach dem Gerichtsgebrauche 9, 
theils eine eidliche Verſicherung des Beſtohlenen, daß eine 
gewiſſe Sache ihm geſtohlen worden ſey c), theils deſſen 
eidliche Beſtimmung des Werths der geſtohlenen Sache, 
zugelaſſen. Jener Eid genügt indeſſen keineswegs zum 
vollen Beweiſe des (objeetiven) Thatbeſtandes; dieſer aber 
findet nur aus hülflich, und mit Anwendung beſonderer 
Vorſicht, Statt 4). Außerdem und hauptſächlich kommen 
III) nur die beiden Arten des Hülfseides — der Reini⸗ 
gungs⸗ und der Erfüllungseid — im Strafverfahren vor: 
und zwar bloß als Mittel des Entſchuldigungsbe⸗ 
weiſes. §. 154 — 158. 


§. 154. 


II) Insbeſondere von dem Hülfseide, und zwar A) von dem Reinigungs⸗ 
N eide a): 1) Natur und Werth deſſelben. 


Der Reinigungseid beſteht in der eidlichen Ver⸗ 
ſicherung des Angeſchuldigten, daß eine gewiſſe, zum Anſchul⸗ 


fiscaliſche Geld ſtrafen findet dies jetzt nur in dem Falle An⸗ 
wendung, wenn der Fiscus ſolche, nach dem Gerichtsgebrauche des 
Landes, im Wege des Civil proreſſes einfordern kann. Heffter 
im N. Archiv. XIV. S. 60. Eine Zurückſchiebung des Eides 
findet alsdann nicht Statt! 

1) Ausdrücklich bezeugt dies auch Stübel (über den Thatbeſtand: 
§. 350) mit welchem zu vergleichen iſt: Kleinſchrod im Alt. Ar⸗ 
chive des Cr. R. Bd. VI. Hft. 1. S. 31. Hinzu kömmt aber doch noch 
die Vorſchrift vom Art. 25 §. 6 der Carolina: wonach der Eid des 
Beſchädigten, bei einer jeden Criminalunterſuchung, ein indi- 
cium (commune) ausmacht. 

c) Die P. G. O. Art. 208 hat hierbei die Civilklage zur Bere 
folgung des Eigenthums der geſtohlenen Sache, im Auge. 
Oeſterr. G. B. I. §. 516. Die Praxis bezieht aber den Eid 
auf die Conſtatirung des Thatbeſtandes. Meiſter 5. 202. — 
Boehme r, ad Art. 208, hält dieſen Eid für einen Erfüllungseid. 

d) Kress ad CCC. Art. 160. §. 2. Boehmer ad CCC. Art. 160. 

S. 6. Meiſter 5. 205. J. L. ab Eckhard, Pr.: exhibens cau- 

. tiones circa perficiendam certitudinem corporis del. in furto magno. 

Arm. ⸗ Prot. B 7. 7 b 


98 Ven ber Juſtrurllon. F. 154. 


digungsbeweiſe gehörige, Thatſache nicht wahr fey. Wäh⸗ 
rend dieſer Eid urſprünglich ein Recht des Augeſchuldig ten 
war, in dem — ſpäter entſtandenen — Unterſuchungs⸗ 
proceſſe aber, wo er vom Richter auferlegt wurde, doch 
bauptſächlich als ein Sicherungsmittel deſſelben gegen 
unverdiente Strafe wirkte, legte ihm ſpäterhin die gemeine 
Meynung die (weder geſchichtlich begründete b), noch durch 
das wahre Sachperhaͤltniß gerechtfertigte) Eigenſchaft einer 
geiſtigen Folter zur Erpreſſung des Geſtändniſſes bei; zahlte 
ihn daher zu den Wahrheitserforſchungs mitteln 
(§. 107), und betrachtete ihn folglich gls ein gegen den 
Angeſchuldigten gerichtetes Inſtitut. Der. Reinigungseid iſt 
jedoch vielmehr, der Natur der Sache und der Analogie 
des Civilproceſſes zufolge, ein Mittel, wodurch der, üb ri⸗ 
gens unbeſcholtene, Verdächtige den unvollſtändigen An⸗ 
ſchuldigungsbeweis zu beſeitigen und die nachtheiligen Fol⸗ 
gen deſſelben abzuwenden vermag. Nach jeder dieſer 
beiden Anſichten betrachtet, iſt aber der Reinig ungseid un⸗ 
zweckmäßig. Denn durch Auferlegung deſſelben wird 
auf der einen Seite der Schuldige in Verſuchung geführt, 
ſi 0 1 eines = alſchen Eides der Strafe zu entziehen); 


Jenae 1789, Klien: de pretio rerum furto ablatarum rite consti- 
tuendo. Lips. 1798. 

a) T. T. X. de purgatione canonica, Die p. G. O. erwähnt 
des Reinigungseides nicht. J. H. Boehmer, D.: de usu jura- 
menti purgaterii in causis criminal, Hal. 1732. In Exercitt. ad D. 
T. III. Ex. 48. Biener: Geſch. des Ing. Proc. S. 22 ff. 
Abegg: Beiträge zur Geſchichte und Kritik des Reinigungseides. 
In deſſen hiſtoriſch⸗practiſchen Erörterungen. Berlin 1833. N. I. 
Heffter: Ueber die Anwendung von Hauptetden im deutſchen 
gem. Crim. Proc. N. Archiv Bd. XIV. S. 39 ff. Stübel 
§. 1248 ff. Tittmann § 861 ff. Mittermaier 5. 177178. 

Deſſ. Lehre v. Beweiſe. §. 67. 68. 
S. noch Althof: Ueber die Verwerflichkeit des Reinigungseides 
in Gtraff. Rint, 1835 u. v. Wieck: im Archiv d. Cx. N. 1840. 
S. 332 — 373. 
b) Abegg a. a. O. S. 111 ff. 
1) Bio durch ein zweite Verbrechen ber Sagen des erſten u 
enlſchlurpf en. n 


* 


— 
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und auf der andern Seite der Unſchuldige in eine ſehr 
mißliche Lage verſetzt?). Die Abſchwörung des Eides 
gewährt, ber Erfahrung zufolge o), nur einen ſehr tra g⸗ 
lichen Beweis der Unſchuld; von der Eides verweigerung 
aber gilt andrerſeits kein ſicherer Schluß auf die Schuld. 
Auch würde die Fiction eines darin liegenden Geſtänd⸗ 
aſiſſes gegen das Weſen des, auf materielle Wahrheit 
gerichteten, Strafverfahrens verſtoßen 4). Der Reinigungs⸗ 
eid ſollte daher aus dieſem Verfahren ganz ver baurt 
werden e): wie ſoſches auch bereits durch mehrere Gefege 
der nenenee Zeit geſchehen iſt. 


2) Nämlich in die Verdächtigkeitslage, als fay er nur um eines 
Meineides willen unverdammt geblieben. 

Welches iſt aber, nach Bauer's Theorie, ſeine Lage bei Ver⸗ 
ſchonheit mit dieſem Schwure? Antwort: daß er ab instantia 
freigeſprochen wird (§. 193. Note c.) und in den Verdacht vers 
fintt, als fey er nur wegen zufälligen Mangels von 1/, Beweis 
(einſtweilen) unverdammt geblieben: was, nach Bauer's eigenen 
Textes worten im §. 193, ebenfalls „an fics drückend ift”! 

Alſo Verdächtigkeit auf beiderlei Seiten! Es kann mithin 
Bauer, ohne Inconſequenz, nicht behaupten, daß durch das Eides⸗ 
Anfinnen ein neuer Druck über den Inculpaten fey verhängt 
worden. 

c) Die Erfahrung lehrt, daß viele Inculpaten, deren Schuld bis zur 
Wahrſcheinlichkeit erbracht iſt, dennoch den Eid fcworen, 
während nur ſelten ein Angeſchuldigter deſſen Ausſchwur ver⸗ 
weigert. Auch in dieſer Hinficht iſt es zu bedauern, daß in 
Deutſchland fo wenig für die Criminal ſtatiſtik ) geſchieht. 

) Herr v. Wieck hat (I. c. S. 357 ff.) wirklich eine hieher ein⸗ 
ſchlagende Statiſtik aus dem Mecklenburgiſchen Criminalgerichts⸗ 
Bezirke Bützow geliefert: woraus erhellt, daß in 22 Jahren 
(1818 — 1840) daſelbſt 135 Reinigungseide auferlegt und 
hiervon 131 friſchweg ausgeſchworen worden ſepen; die 4 uns 
ausgeſchworen gebliebenen aber (wegen eigenthümlicher Un⸗ 
terlaſſungsmotive) nicht einmal ein Gegenargument abgeben 

5 können. 

d) Mittermaier a. a. O. S. 484 ff.) 

4 Bergl. oben §. 58 u. §. 96. Note d. 

e) Preuß Er, O. 5. 302. Das Oeſterreichiſche und das Baie ⸗ 

riſche Geſetzhuch gedenlen bes eee nicht; und 
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§. 155. 
2) Bedingungen ver Statthaftigtett des Reinigungseives. 


Zur Statthaftigkeit dieſes Eides gehoͤrt I) ein Ver⸗ 
brechen, auf welches entweder überhaupt, oder doch 
in dem vorliegenden Falle, keine ſchwere peinliche Strafe 
folgt ). II) In Hinſicht des Beweiſes iſt A) auf der 
einen Seite das Daſeyn eines unvollſtändigen Be⸗ 
weiſes b) der fraglichen Thatſache erforderlich. Beſteht 
insbeſondere dieſe (nur unvollſtändig erwiefene) That⸗ 
ſache darin, daß der Angeſchuldigte der Thater fey, fo 
iſt zugleich auch hohe Wahrſcheinlichkeit des (objeeti⸗ 
ven) Thatbeſtandes nothwendig; beſteht ſie hingegen in 
irgend einem Merkmale des (objectiven) Thatbeſtan⸗ 


— 


erklären ihn fo (ſtillſchweigend) für unſtatthaft. Dies geſchah auch 
im urſprünglichen Hannoverſchen Entwurfe. In dem revi⸗ 
dirten Entwurfe Art. 277 iſt er aber wieder aufgenommen, und 
der Eides ablehnung die Kraft eines vollen Beweiſes der 
Schuld beigelegt worden. Die hinzugefügten Beſchränkungen 
können die Mängel des Inſtituts nicht heilen, und führen deren 
zugleich andere herbei. 

a) A. M. iſt Heffter a. a. O. S. 50. Allein je ſchwerer die zu 
fürchtende Strafe ift, deſto größer des Richters Furcht vor Mein⸗ 
eid! Stübel §. 1262.) 

*) Stübel fagt 5. 1261. g. daß der Richter bei den ſchwer⸗ 
ſten, wie bei den leichteſten, Delicten das Recht zur Abforde⸗ 
rung dieſes Eides habe; die Klugheit aber ihm dieſes Rech⸗ 
tes Ausübung (oder Benutzung) da verbiete, wo in concreto 
eine Capitalſtrafe zu verhängen wäre. (Vgl. unten . 193.) 

(Weiland Profeſſor Henke hat das Motiv dieſer Klugheit 
nicht einzuſehen vermocht! S. deſſen Pagina 558. Note 18.) 
Statuirt ja doch die Reichskammerg. Ordnung v. 1555 den 
g Reinigungseid vom Landfriedensbrecher! 

b) Cap. 4. X. de purgat. canon. ſetzt ,,verosimiles suspiciones“ vor- 
aus. Die meiſten Practiter erfordern einen halben Beweis. Se 
dringender der Verdacht iſt, deſto größer auch — unter ſonſt 
gleichen Verhältniſſen — die Beſorgniß, daß der Verdächtige falſch 
ſchwören werde; und je geringer der Verdacht, deſto drückender 
iſt für den Angeſchuldigten die Auferlegung des Eides! 
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des c), fo muß der Angeſchuldigte bereits der That geſtän⸗ 
dig, oder überführt ſeyn, und die übrigen Merkmale 
müſſen gewiß ſtehen. B) Anf der andern Seite iſt erfor⸗ 
derlich, daß ſonſtige anwendbare Beweismittel weder vor⸗ 
handen, noch zu hoffen ſeyen. U) In Anſehung des 
Angeſchuldigten wird, außer der Eides fähigkeit 
uberhaupt d), erfordert, daß ſeine perſönlichen Verhältniſſe 
das nöthige Vertrauen zu ſeiner Gewiſſenhaftigkeit be⸗ 
gründen e). Unter dieſen Vorausſetzungen iſt auch der 
Angeſchuldigte berechtigt, die Zulaſſung zur eidlichen 
Reinigung, zum Zwecke ſeiner gänzlichen Losſprechung, 
zu fordern f). 


c) 3. B. des Dolus, oder einer Art deſſelben: z. B. der Ehr verletz⸗ 

Abſicht. Es iſt allzu beſchränkt, wenn man den Reinigungsetd ge⸗ 
rade nur für ein Betheuern derjenigen Behauptung anſieht: 
daß man nicht der Thäter fey. 

d) 3. B. Eidesmündigkeit: wozu, nach der Praxis, das zurückgelegte 
vierzehnte Jahr genügt. 

e) Die gewöhnliche — blos negative — Beſtimmung, daß kein 
beſonderer Grund des Mißtrauens gegen die Gewiſſenhaftigkeit 
des Verdächtigen vorhanden fey: dürfte wohl nicht) genügen. 

*) Dieſe Negation Bauer's (wozu Müller S. 395 applaudirt) 

widerſpricht nicht blos der Generalregel: ,,Quilibet in dubio prae- 
„sumitur bonus;“ ſondern auch dem (über die, ganz analogen, 
Compurgatores — Efdeshelſer — ſpeciell entſcheidenden) 
cap. 9. X. de purgatione canonica V. 34. 

k) Heffter a. a. O. S. 53. 

) Heffter ſpricht (ſowohl hier, wie in ſeinem Lehrbuche, S. 569) 
nur de lege condenda; nicht aber de l. condita. Das 
Numliche thun auch Henke S. 557 ff. u. H. A. Zach ar iä 

S. 241. ; 
Die Berechtigtheit des Inculpaten, zum Reinigungsſchwur, 
in vito judice, Zulaſſung zu fordern: kann auf die can on i⸗ 
ſchen Geſetze nicht geſtützt werden: denn dieſe ertheilen dieſelbe 
nur unter der Bedingung von Eideshelfer⸗Aſſiſtenz, c. 1. X. 
v. 34: und widerſtreitet dem von Bauer ſelber §. 154 atteſtir⸗ 
ten gemeinen Gerichtsgebrauche: (denn dieſer iſt, nach 
F. 107. Note b, unter ſeinem Ausdrucke „gemeine Mey⸗ 
nung“ zu verſtehen!) wonach der Reinigungseid weiter nichts 
iſt als ein Wahrheitserforſchmittel: d. h. eine ſolche 
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§. 156. 
3) Verfahren in Hinſicht des Reinigungsendes. 


1) Wenn in eivem concreten Falle ſämmtliche Bedin⸗ 
gungen der Statthaftigkeit des Reiniguntzseides vor han⸗ 
den ſind, ſo wird derſelbe durch ein, von dem erkennenden 
Gerichte zu fällendes, Urtbeil dem Angeſchuldigten aufer⸗ 
legt. Es kann dieſes, was. A) den Zeitpunct betrifft, 
in jedem Theile der Unterſuchung geſchehen: ſobald Mh aus 
dieſer bereits das Daſeyn aller Erforderniſſe des Eides 
ergeben hat a). B) In dem Urtheile wird diejenige That⸗ 
ſache, worüber geſchworen werden ſoll b), genau beſtimmt 
(Eides formel). Daſſelbe muß ſich, C) als ein Inter⸗ 
feeut, auf die bloße Eidesauflegung beſchränken. Die 
Hinzufügung eines bedingten Endurtheils, für den Fall der 
Ablegung oder Verweigerung des Eides, iſt nicht zu billi⸗ 
gen. Gegen die Auferlegung des Reinigungseides kann 
ſich der Angeſchuldigte vertheidigen: indem er den 
Mangel einer Bedingung ihrer Statthaftigkeit nachweiſt c). 


Waffe, welche dem Inculpaten nur unter der Bedingung und 
erſt dann zu Nuß kommen kann, wenn fle gegen iſt ge⸗ 
ſchwungen worden. 85 

Dieſer Gerichtsgebrauch“ſtütz t ſich aber auf die ſonnenklare 
Vorſchrift der Reichskammerger. Ordn. von 1555. TL. II. 
Tit. 10. §. 1. a N 

Hingegen geyt aber auch aus eben dieſem Keichsgeſetze die 
Richtigkeit der anderen, von Bauer ausgeſprochenen, Behaup⸗ 
tung klar hervor! daß auf den Ausſchwur des Neinigungs⸗ 
eides der völlige Freiſpruch folgen müſſe. S. 5. 157. 

a) Unter dieſer Borausſetzung findet fie, im Inqulſttlonsproceſſe, ſowohl 
ſchon am Schluſſe der Vo runterſuchung, als in der Hauptunters 
ſuchung, Statt. 

b) Es iſt dies beim künſtlichen Anſchuldigungsbeweiſe nicht etwa 
die anzeigende Thatſache; ſondern das Haupt factunr “). 

) D. h.: die angezeigte (indirecte) Thatſache ſelber. 

e) Mittermaier: Anleit. zur Verſheivigungskunſt u. ſ. w. Aufl. 3. 
ey igungskunſt u. ſ. w. Aufl 
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Auch kann das Gericht von Amts wegen die Auferlezung 
des Eides, vor deſſen Ableiſtung, aus erheblichen Gran: 
den, wieder zurücknehmen d). II) Zur Erklärung 
uber den Eid wird dem Angeſchuldigten ein Termin be⸗ 
ſtimmt, deſfen fruchtloſer Ablauf als ſtillſchweigende A b⸗ 
lehnung des Eides betrachtet wird. III) Die A b ſchwö⸗ 
rung des angenommenen Eides geſchieht, nach vorausge⸗ 
fender angemeſſener Warnung vor dem Meineide, allenfalls 
unter Zuziehung eines Geiſtlichen, auf die in dem Gerichte 
übliche Weiſe e), und es wird darüber ein Protocol auf⸗ 
nommen. 


§. 157. 
4) Wirkung des Neinigungse es. 


) Die Ablegung des Reinigungseides hat zu nächſt 
die Wirküng, daß der unvollſtändige Anſchuldigungsbeweis 
der, vom Schwörenden abgeleugneten, Thatſache dadurch 
beſeitiget wird ). Der Einfluß, welchen Dieſes ſodann 
auf das Erkenntniß hat, beſtimmt ſich nach der Beſchaf⸗ 
fenheit jener Thatſache. Es findet nemlich A) gänzliche 
Losſprechung Statt, wenn durch den Eid 1) entweder 
die Thäterſchaft, oder 2) ein ſolches Merkmal des objecti⸗ 
ven Thatbeſtandes, abgeleugnet wurde, ohne welches gar 
kein Verbrechen vorhanden iſt ). Andere Rechts nach⸗ 


) Eine ſolche Defenſtonsſchrift tft abgedruckt in Gerſtäcker's 
Anleitg. zu Vertheidigungsſchriften. Letpz. 1822. Bd. H. S. 370 
— 372. . 

d) Heffter a. a. O. S. 57. 

e) Die Beobachtung ganz ungewöhnlicher Feierlichkeiten iſt un⸗ 

ſtatthaft „). 

*) Mit Recht bat Liebe gerügt, daß die zweckmaßigſte und wün⸗ 
ſchenswertheſte aller Feierlichkeiten, nämlich die Oeffentlich⸗ 
keit, leider überall mangle. Staats lexikon (184. Bd. 

- XIII. S. 669 u. 670. 
) S. 5. 155. Note f“ in f. 
a Diefe Losſprechung hindert jedoch 1) weder den Beweis des 
Meineides ), noch 2) die Wieveraufnahme der Unterſuchung 
*) St. die Reichsk. G. O. v. 1555, Th. II. Tit. 10. 8. 1. 
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theile treffen den Losgeſprochenen nicht b); wenn es gleich 
drückend bleibt, daß die Anferlegung des Eides das Daſeyn 
eines gegen ihn vorhandenen dringenden Verdachtes 
ausgeſprochen hat c). B) Hat hingegen die eidlich abge⸗ 
leugnete Thatſache nur die Folge, daß die Handlung nun 


wegen ſolcher neuen Beweiſe, welche für ſich hinreichend fine, eine 
Unterſuchung zu begründen ). Arg. L°3t. D. de jaryjnrando. 
Meiſter §. 435. 
„) Dieſen zweiten Satz, welchen auch Mittermaier ausſpricht 
: (Bd. II. S. 502 vor Rote 33), halte ich für falſch: theils 
weil das eben Note“ citirte Reichsgeſetz nicht alternativ 
ſpricht, ſondern eumulativ („als der That ſchuldig und einen 
Meineidigen“); theils nach Analogie des auf die ſiegreich 
überſtandene Tortur, nach Art. 61 der Carolina, folgenden total⸗ 
abſolutoriſchen Urtheils. 5 s 

Aus J. 31. Dig. citata iſt hier nichts beweisbar, weil fie ſich 
nur auf den Civil proceß bezieht. 

Bauer's paradore Nomenelatur (daß er nämlich ein 
durch neue Beweiſe entkräftbares Abſolutionsartheil — das 
alſo, gerade wie ein ab instantia entbindendes, nur einſtweilen 

ſchützt, §. 193 pr. — ein „gänzlich los ſprechendes“ nennt) 
hangt zuſammen mit ſeinem falſchen Dogma in §. 202. Num. 1. 

Die Geſetzgeber von Hannover und Meiningen haben 
meine Theorie legaliſirt. : 

b) Denn der Verdacht gegen ihn iſt durch den Eid rechtlich getilgt. 
Hierdurch widerlegt ſich die Behauptung, daß die Ablegung des 
Reinigungseides den Verlust eines öffentlichen Amtes, und die 
Fähigkeit hierzu, nach ſich ziehe. Stübel 5. 1271 a. Mitter ⸗ 
mater S. 178. S. 329. — Auch die Verurtheilung in die Un⸗ 
terſuchungskoſten iſt keine Wirkung des Reinigungseides; 
ſondern derjenigen Handlung des Schwörenden, wodurch er die 
Unterſuchung auf eine verſchuldete Weiſe veranlaßt hat. 

e) Ob und inwiefern durch dieſe factiſche Folge der Auferlegung der 
Reinigungseides das beſondere Vertrauen, welches gewiſſ⸗ 
Aemter (z. B. eines Seelſorgers, oder Richters) erfordern, aufg⸗ 
hoben werde, iſt nach den Umſtänden (insbeſondere nach der Rate 
des Verbrechens, und nach dem Grade des Verdachtes) ju 
beurtheilen. — Tittmann §. 864, Deſſelben Abh.: Ob vie 
Zauerkennung oder Ablegung des Reinigungseides den Verluſt epes 

öffentlichen Amtes nach ſich ziehe? In deffen Vortragen und uͤr⸗ 
theilen. S. 193 ff. Stübel 6. 1271 b. 


— 
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als ein minder ftrafbares Verbrechen an en i fo 
wird der Schwörende nur in die Strafe 555 es lat 
chens verurtheilt. I) Die Verweigerung des Reins: 
gungseides enthält ein ſtillſchweigendes Eingeſtändniß der 
fraglichen Thatſache, welches jedoch, da der Schluß, worauf. 
ſolches beruht, unſicher iſt, keinen vollen Beweis bildet, 
ſordern nur als eine neue Anzeige zu betrachten iſt. Wenn 
Landesgeſetze oder Gerichtsgebrauch die Eidesablehnung als 
ein erdichtetes Bekenntniß betrachten, und dieſem volle Be⸗ 

weiskraft beilegen e), fo iſt ſolches mit der Rater des 
Strafproceſſes, welche der Entſugung des Angeſchuldigten 
keinen Einfluß geſtattet, ganz unvereinbar f). 


§. 158. 
B) Von dem Erfüllungseide. 

Der Erfüllungseid (Ergänzungseid) beſteht in der 
eidlichen Verſicherung des Angeſchuldigten a), daß eine zum 
Entſchuldigungsbeweis!) gehörige Thatſache wahr 
fey. In der geſetzlichen Billigung des Reinigungs eides 
liegt, nach der Geſetzesanalogie, zugleich die Zulaſſung “) 


— — 


d) 3. B. als ein culpofes Verbrechen, oder als bloßer Verſuch. 
e) Wie z. B. der revidirte Hannoverſche Entwurf Art. 27. 
t) Martin 5. 76. Mittermaier §. 178. S. 328. Heffter 
a. a. O. S. 56. 
u) Ein Ergänzungseid des Anklägers iſt unzuläſſig. Arg. L. ult. 
C. de probat. (4, 19.). Meiſter 5. 403. Martin §. 72. N. 7. 
Mittermaier §. 177. a Be 
1) So tar ſprechen Bauer's (Nota c) alletirte Gtwährsmänn er 
keineswegs: denn fie ſtatutren den Erfüllungseid auschließlich nur 
bei derjenigen Species von Entſchuldigungsbeweis, welche in 
der Erhärtung einer Einrede gegen das Strafrecht beſteht. S. 
§. 98. N. HI. Vergl. Note 3 **. f 
Quiſtorp zieht ſeine Lehre noch enger zuſammen: denn er 
ſagt: „Die Anwendung eines Erfüllungs eides findet jedoch heuti⸗ 
„ges Tages zum hddften nur noch im Anklagsproceß Statt.“ 
.S. deſſen Beiträge. Ausg. II. 1787. S. 324. 
2) Nach meiner Theorie kann dies nur ſo viel heißen wollen, als: 
f da dem Nichter die Auferlegung des Retnigungseides ere 
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des Erfüllungseides b): da der Grund, auf weichem 
je ner beruht, auch bei dieſem, und zwar noch in hoͤhe⸗ 
rem Maaße, eintritt: weil hier das Daſeyn eines unvoll⸗ 
ſtaͤndigen Entſchuldignugs beweiſes, welcher durch den 
Eid uur ergänzt werden fol, vorausgeſetzt wird e), und 


— — — - — 


laubt ſteht, fo muß er auch den Erfüllungseid aufdirven dürfen. 
GS. 5. 155. Note 1. Min dies iſt ein Schlaf a baculo ad 
gelen und, we mätzlich, noch usjuldffiges als der Schluß in 
Givilproceffe: „Da der Kläger ſeines Klagfundamentes Wahr⸗ 
beit durch Schiedseid erhärten darf, fo muß der Beklagte auch 
dieſes Fundamentes Unwahrhelt durch Schiedseind erhärten duͤr⸗ 
fen. Beiderlei Eide find nämlich generiſch verſchieden. Der 
Reinigungs eid iſt ein bloßes Wahrheits erfor ſchungsmittel: 
d. h. ein (pſychiſches) Zwing mittel gegen den Läugner; der 
Erfüllungseid hingegen tf ein Beweismittel für einen 
(beweispflichtigen) Behaupter. S. Note c. 
b) Eben daher liegt auch in der Abſchaffung des Reinigungseides zu⸗ 
gleich die Aufhebung des Erfüllungseides. 
e) Boehmer ad An. 141. 5. 2. in f, Quiſtorp: Von der Zuläſ⸗ 
fighelt des Erfüllungseides in prinl. Fällen. In deffen Beiträgen 
N. XIX. S. 310, Meiſter § 403. N. a. Martin 5. 111. 
Tittmann 5. 862. Stübel 5. 1306. Heffter a. a. O. 
S. 58. — Mittermaier 5. 177 und in der Lehre vom Be⸗ 
weife §. 66 a. E. hält den Erfüllungseid für tiberflaffig, weil ſchon 
auf einen bis zur Wahrſcheinlichkeit gebrachten Entſchuldi⸗ 
gungsbeweis Losſprechung eintrete ). Allein oft wird der unvoll⸗ 
ſtaͤndige Entſchaldigungsbeweis erſt durch den Ergänznngseid bis 
zur Wahrſcheinlichkelt gebracht werden *). 
9 Nach . 112. Note c. 
0 Dieſe Replik erſcheint nicht nur matt: — denn was ift denn die 
Wahrſcheinlichkeit anderes als das Product eines unvollſtän⸗ 
digen Bewsifes? — fendern vollig ine pt: denn wenn der 
Erfüllungseid wirklichermaßen ein erfüllender iff, fe wird 
dadurch der Entſchuldigungseid nicht blos zur Wahrſchein⸗ 
lichkeit gebracht; ſondern bis zur (formellen) Wahrheit: 
gerade wie, viee vetsé, durch den Reinigungseid der Anſchul⸗ 
digungs beweis nicht blos geſchwächt wird, ſondern zer⸗ 
nichtet. 6. 157. Note a N 
Plauſibler klingt aber fene Replik, welche Peffter (im 
N. Archive. Bd. XIV. S. 59 a. 60) contra Mittetmater 
vorgebracht Hat: daß der Inenlpat, nach unwollſtändigem In⸗ 
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weil es beim Eu t ſchuldigung sbeweiſe ſchon genügt, wenn 
er wir bis zur Wahrſcheinlichkeit gebracht ſteht “). 
A) Zur Statthaftigkeit des Ergänzungseides gehört, 
außer der perſonlichen Glaubwürdigkeit des Angeſchuldigten, 
das Daſeyn eines unzureichenden Bawoiſes 4) ipgend . einer 


— ——.— — 


9 


a) 


2 


“) 


dirienbeweife ſeines Ereeptionsgrunves, haufig nur ab in- 
' stamina! würde freigepprothen werden kümten; während er buch 
den Frfüllungseipd, — weil fein „an ſich ungenügenver. Hewelz 
„der Einrede“ alsdann „uunſtreitig für wirklich geführt zu erach⸗ 
ten iſt,“ — das Recht auf einen Freiſpruch a causa etlangt. 
Allein hierauf duplicire ich, ad hominem, in folgender Gee 
gendeduction: „Du ſelber haſt, pag. 58, behauptet, daß die 
„Statthaftigleit des Erfülleides — einem mehr als halben Be⸗ 
„weis — vie Wahrſcheialichkeit des Eimedegrudes vor⸗ 
„aus ſetze: gleichviel eb fie aus Indicien hernühre, oder aus 
„Zeugen depeſttionen, oder noch anderwärts. Folglich iſt 
„Dein Einwurf (instantia) ete unmögliche Sache: kraft 
„nachſtehenden Dilemma's. Futweder iß der Exceptionsgrund 
„wahrſcheinlich gemacht: dann greift das Purgatorium 
„Platz; oder er iſt nicht einmal wahrſcheinlich gemacht: dann 
„findet auch kein Purgatorium Statt.“ 
Aus eben dieſem Grunde hat Mittermaier (Bd. U. S. 492) 
vielmehr die Ueberflüſſigkeit des Erfüllungseides gefolgert. 
S. Note c. 5 
Sie die Behauptung, daß gerade ein halber Beweis, oder gar 
Wahrſcheinlichkeit, mithin noch mehr als halber Beweis, 
erforderlich fey, fehlt es an einem haltbaren Grunde). Auch 
widerſtreitet dieſer Behauptung die Analogie des Reinigungseides: 
wobei der Schwörende den vorhandenen Anſchuldigungsbeweis 
gegen ſich, und keinen anderen Eutſchuldigungsbeweis für ſich, 
bat *). 
Wie es denn überhaupt dem ganzen Erfüllungseide ſelber an 
einem ſolchen Grunde mangelt. Der Schatten⸗ oder Schein⸗ 
Grund deſſelben iſt, — auch unter Heffter' s Anerkenntniß und 
Applaus, — die Statthaftigteit des Suppletorii im Civ i lproceß. 
Gerade aber auf diefe Analogie iſt auch, conſequentermaßen, 
das fragliche Wahrſcheinlichkeitsreguiſit gebaut. 
Bauer ſpricht hier deutlich genung die Behauptung aus: 
1) vaß der Inculpat in all ienen Füllen, wo er zum Reini⸗ 
gungseive gelaſſen wird, noch nichts für ſich bewieſen gehabt 
habe, Dies iſt umvahr : denn fehr oft war die RavollRindigteit 
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zu den Gegenſtänden des Entſchuldigungsbeweiſes gehörigen 
Thatſache: es fey dieſes 1) eine Anzeige der Unſchuld, oder 
2) eine Einrede, oder 3) eine dem Geſtaͤndniſſe hinzuge⸗ 
fügte pofitive Behauptung, welche gleich einer Einrede zu 
betrachten iff (S. 117). B) Die Wirkung der Ab ſchwoͤ⸗ 
rung des Eides beſteht zunächſt darin, daß der vorhandene 
Beweis einer ſolchen Thatſache dadurch ſo weit gebracht 
wird, daß dieſe bei Fällung ded Erkenntniſſes beachtet 
werden muß. Welchen Einfluß ſolches dann auf das 
Erkenntniß habe, das hangt von der Beſchaffenheit 
der fraglichen Thatſache ab. C) Durch eine, nicht gehdrig 


mere +e 


des Anſchuldigungsbeweiſes gerade nur aus der directen Repro- 
betio ves Inculpaten erwachſen. §. 102. Note 5. 

2) Und daß der Inculpat jedesmal, wo er zu einem Supple- 

torio a la Bauer — d. h. zu einer eidlichen Erganzung feines 
nN Entſchuldigungsbeweiſes sensu lato triplice (Note 1) — gelaffen 
wird, ſchon einen (unvollſtändigen) Beweis für ſich geführt habe. 

Hier iſt vor allen Dingen zu unterſcheiden! 

a) In dem Falle Nr. 1 — nämlich da, wo der Entſchuldi⸗ 
gungsbeweis „eine Anzeige der Unſchuld“ zum Gegenſtande 
har (d. h. ein künſtlicher directer Gegenbeweis iſt): da könnnt 

es gar nicht zum Erfüllungs⸗, ſondern vielmehr zum Rei⸗ 
nigungs⸗, Eide: und zwar nach ſeiner eigenen Theorie im 
-§. 156. Note b. verglichen mit meiner Note 5 zu §. 102. 


b) In dem, Sdn Bauer bier ganz außer Acht gelaſſenen, 
Falle ves §. 98. Nr. J, — wenn der Exculpationsbeweis ein Be⸗ 
weiseinrede⸗Beweis tft, — kömmt es ebenſowenig zum Erfükllungs⸗ 

eide, ſondern zum Purgatorio: nämlich alsdann, wenn nicht auch 
ohne die Tadelloſigkeit des bekämpft wordenen Beweismittel 
der Schuldbeweis vollſtändig geführt ſteht. 

c) In dem Falle Nr. 2 oder Nr. 3 hingegen: — wenn der 
Entſchuldigungsbeweis den Grund einer exceptio peremtoria hat 
erhaͤrten wollen: — iſt freilich Bauer's Behauptung rid. 
tig: denn was gar nicht exiſtirt, kann nicht ergänzt werden. 
Aber es folgt daraus mit nichten, daß die unvollſtändige 
Exiſtenz dieſes Entſchuldigungsbeweiſes noch ſchmaler ſeyn 
dürfe als eine halbe Exiſtenz: denn, um mit Bauer's Wor⸗ 
ten zu rrden, der Inculpat hat hier den vollen Anſchuldigungs⸗ 
beweis gegen ſich, und keinen Gran von anderwärtigem 
Beweise ſeines Exceptions grundes für ſich. 
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begründete, Berweigerung des Ergänzungseides wird 
der vorhandene Entſchuldigungsbeweis geſchwächt e). 


Drittes Capitel. 


Von dem indirecten (künſtlichen) Beweifes), 


§. 159. 


Vorerinnerung. 


Die Carolina, welche für die Lehre von der 8 


vieles geleiſtet hat b), ſtellt ſolche jedoch nicht als eine 
Theorie des künſtlichen Beweiſes auf, ſondern handelt von 


e) Die irrige Vorſtellung von der Unzuläſſigkeit des Erfüllungs⸗ 


6) 


cides ), und von den Fällen, worin derſelbe Statt findet, hat 

die Folge gehabt, daß er meiſt in die Form des Neinigungs⸗ 

eides eingekleidet, und auch oft mit dieſem verwechſelt, wurde. 
Deſſen alte Gegner find, mit Recht, Schaumburg, Dorn 
und Claproth; neue aber Mittermaier und Müller. 


a) Ch. Crusius: De indiciis delictorum. Rintel. 1682. fol. T. Nani 


; 9 


Valtelinensis: De indiciis, eorumque usu in cognoscendis eri- 


minibus. liber sing. Ticini 1781. Püttmann, D.;: de lubrico in- 
dicior. (in opusc. jur. crim. p. 221.). Woltaer, D.: quae semio- 


logiae criminalis quaedam capita tractat. Hul. 1790. Weindler: 


Ueber die Vermuthungen. Landsh. 1802. v. Globig: Theorie 


der Wahrſcheinlichkeit. Regensb. 1806. Zurhein: Beitr. zur 
Geſetzg. Bd. II. S. 44. Tittmann 5. 865 f. Stabe! §. 936 ff. 
Feuerbach S. 544 ff. Weber: Ueber den künſtlichen Beweis in 
doctrineller und legislativer Hinſicht. N. Archiv III. S. 102 ff. 
327 ff. Kleinſchrod: Ueber den Beweis durch Anzeigungen. 
N. Archiv VII. S. 53 ff. Martin 5. 84 f. Mittermaier 
5 170 ff. Deffelben Lehre vom Beweiſe. §. 53 f. Abegg 
$. 132 f.“ 
S. noch Bauer's Theorie des Anzeigenbeweiſes. Göttingen 
1843. Eine Muſterung faſt aller neueren Schrifien hierüber hat 
geliefert Mittermaier, im Criminalarchiv für 1844. S. 274 
— 320. 


; b) P. G. O. Art. 18 — 4. 
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Havfeloen, mit ansſchlieſlichen Rückſicht auf die Folter, 
zur Beftimmung derjenigen Fülle, wo dieſe Statt finder 
ſoll. Daher zählt fie mehrere Arten eines unvollſtändigen 
directen Beweiſes, für denſelben Zweck, mit unter den 
Indicien auf; ſchweigt gänzlich von den Entſchuldi⸗ 
gungs anzeigen; und geBattet keine Verurtheilung auf 
bloße Indicien. Da nun mit der, in neueren Zeiten ge⸗ 
ſchehenen, Abſchaffung der Folter jene ausſchließliche 
Richtung und dieſe Einſchränkung verſchwunden 
find (§. 110), fo iſt jetzt die, ſeitdem mehr ausgebildete, 
Lehre von den Anzeigen als eine Theorie des indirec⸗ 
ten Deweifes, und zwar, — ip fo wait die aben ge⸗ 
Fochten poſitiven Beſtimmungen und deren Folgan wegfal⸗ 
len ), — als eine rationale Theorie (§. 104) des 
indirecten Beweiſes, aufzuſtellen d). 


§. 160. 
1) Begriff und Weſen der Anzeigen. 


Anzeige (Anzeigung, Insist, indicium, argumanzum) .) 
iſt eine That fache, aus welcher Gründe für die Wahrheit 


c) Von den gedachten Beſchränkungen abgeſehen, find die poſtti⸗ 
ven Beſtimmungen der P. G. O. übrigens noch wichtig. So iſt 
z. B. bei mehreren Anzeigen die Richtigkeit des ihnen zum 
Grunde liegenden Oberſatzes geſetzlich anerkannt: wodurch der⸗ 
ſelbe objective Beſtimmtheit ) erhält: welches den Werth einer 

5 darauf beruhenden Anzeige erhöht. 
) Sollte wohl heißen: „Zu verläſſigkeit“. 

d) Daß dem Anzeigenbeweiſe, als einem nothwendigen Mittel zur 
Ergänzung der durch Abſchaffung der Folter entſtandenen Lücke, 
eine Stulle in der Beweistheorte gebüre, iſt nicht nur durch neuere 
Geſetzgebungen und die Praxis, ſondern auch ziemlich allgemein 
durch die Doetrin, anerlaunt. A. M. iſt Abegg § 132 f., 
welcher die Anzeigen, als bloße Vermuthung s gründe, von dem 

Bceweiſe ausſſchließt. Vergl. aber den folgenden §. 160. N. o. 
: a} Der Ausdruck Anzeige (welche eine andere Thatſache anzeigt, 
oper auf dieſe binweiſt), wind in der P. G. O. Art. 19 mit 
Wahrzeichen, Argwohn, Verdacht, Vermuthung ganz 
gleichbedeutend gebraucht. Verdacht iſt jedoch vizlmehr das Fr⸗ 
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tiner andern Thatſache, durch Schkuß folge, abge⸗ 
leitet werden können b). 1) Die Anzeigen gehören nicht 
zu den Bemeis mitteln; ſondern zu den Beweisgrün⸗ 
dene) )J. 2) Die Ueberzeugung wird hierbei nicht u n⸗ 
wittelbar aus der Erfahrung, ſondern bloß aus. Urthet⸗ 


len 


über Gegenſtände der Erßahrung, gefchö ft. Sie 


bilden daher einen indirecten (vationalen, künſtlichen) 
Beweis (Anzeigen beweis) . 3) Mei jeder Anzeige 


— — 


h) 


gebniß ver Anzeige ). Volkmann: Sächf. Er. N. F. 346 
rennt fia Ange chen, um fe fo von der Unzeige, als der De- 
Hungiation (8 224), zu unterſchtiden. 
Menn dice“ (fa muß forigefagren werden) „auf die Sand 
„baftigkeit hinzielt.“ 
Dadurch, daf die P. G. O. manchen Arten des nyoolifdnnigen 
directen Beweiſes, in Hinſicht der Folter, die nemliche Wirkung 
gibt, wie den Anzeigen, und fie daher in dieſer Beziehung mit 
letzteren zuſammenſtellt, verlieren jene nicht die Eigenſchaft na⸗ 
tünlicher Beweiſe, und werden nicht zu Anzeigen. Sie werden dager 
nur in einer ſehr uneigentlich en Bedenwyg (nicht in weiterer 
Bedeutung: als wofür tein Beides umfaffeuder Begriſt porbanden 
ift!) Anzeigen genannt, und bleiben deßhalb von der hier folgenden 
Theorie des künſtlichen Beweiſes ganz ausgeſchloſſen. 
Wenn man die Anzeigen nicht zu den Beweis gründen zählt, ſon⸗ 
dern fle nur als Gründe der Wahrſcheinlichkeit auſſtellt und 
behandelt, ſo beruht dies bloß auf der poſitiven Beſtimmung der 


P. G. O. Art. 22, wonach auf dieſelben keine Verurtheilung er⸗ 


d) 


folgen ſoll. Die P. G. O. entzieht ihnen jedoch nicht die Wir⸗ 
kung eines Entſchuldigungsbeweiſes, und der R. A. v. 1594. 
§. 69 gibt ihnen in Hinſicht des Dolus volle Beweiskraft. Mit⸗ 
hin gehören fle wenigſtens inſofern, ſchon den oar" zu⸗ 
folge, zu den Beweis gründen. 

Die fragliche That ſache (z. B. der Brandbriefſendung) iſt eigent⸗ 
lich nur das Beweismittel. Die Folgerbarkeit — von mir 
Indieirkraft genannt — hingegen, wenn man jene Thatſache, 
als eine propositiv minor, unter eine propositio major (3. B. unter 
den Satz: Drohung fest Project des Drobers veraus) fubfu- 
mirt, iſt der eigentliche Beweis grund. Vergl. §& 106. Note 5. 
Die, der Sprache engliſcher Neizesgelehrten “) nachgzebildete, 
Benennung des Anzeigenbeweiſes durch die Ausdruck „cir cum; 

Nämlich ,, circumstantial evidence.“ 


112 Stem ber Sufenction. §. 168. 


kommen zwei Thatſachen in Betrachtung: a) die zu 
beweiſende Thatſache — das Hauptfactum: welches 
in einem jeden, far die Unterſuchung oder Beurtheiluntz, 
erheblichen Thatumſtande beſtehen kann; und d) diejenige 
Thatſache, aus welcher die Schlußfolge auf das Seyn oder 
Richtſeyn des Hauptfactums abgeleitet wird (factum in- 
den, die anzeigende Thatſache). 4) Zwiſchen dieſen 
beiden Thatſachen muß ein ſolches Berhältniß obwalten, 
welches geſtattet, von der einen auf die andere zu ſchlie⸗ 
ßen (§. 163). 5) In dem Schluſſe, auf welchem der 
in der Anzeige liegende Beweis grund beruht, bildet a) den 
Oberſatz ein auf den Geſetzen des Denkens, oder auf 
Erfahrung ), beruhender Satz, nach welchem ſich von einer 
gewiſſen Thatſache, wegen ihres Zuſammenhanges ) 
mit einer anderen, auf dieſe Letztere ſchließen läßt e). Von 
der Zuverläſſigkeit dieſes Oberſatzes hängt daher die Halt⸗ 
barkeit des Schluſſes ab. b) Der Unterſatz deſteht in 
der indicirenden Thatſache: welche alſo gewiß ſeyn 
muß. c) Die aus dieſen beiden Vorderſätzen ſich ergebende 
Schlußfolge entſpringt aus der Leben e des 
Thatumſtandes unter den Oberſatz ). 


„ſtantieller Beweis,“ oder „Beweis durch Zuſam⸗ 
„mentreffen von Nebenumſtänden“, iſt nicht bezeichnend; 
und es wird durch dieſe Nachahmung nichts gewonnen. 
2) Als ob uns die Denkgeſetze nicht gleichfalls nur durch Erfahrung 
bekannt waren! 

Bauer wollte ſagen: ein auf Erfahrung über die Geſetze der 
Seelen⸗ oder der Körperwelt geſtützter Satz. S. meine Bearb. 
von Tracp's Comment. über Montesquieu: 1820. Bd. I. S. 3 ff. 

3) Man beachte nämlich, daß auch das Nicht⸗Seyn eine Thatſache 
iſt. So ſteht z. B. die Thatſache der Menſtruation im Zuſam⸗ 
menhange mit der Nicht⸗Exiſtenz der Hochſchwangerſchaft. 

eo) Die auf Aberglauben, — insbeſondere auf Zauberei und Wahr⸗ 
ſatzerei, — beruhenden Anzeigen verbietet die P. G. O. Art. 21. 

4) D. b. aus der Wahrnahme, daß die ſpecielle Wahrheit unter 

der generellen mitenthalten fey. 


Won der Inſtruetion. §. 161. n 


5. 161. 
II. Eintheilungen der Anzeigen. 


I) In Hinſicht der zu beweiſenden Thatſache (des 
Haupt factums) find die Anzeigen A) entweder Anſchul⸗ 
digungs anzeigen. — Dieſe können fic auf alle zum 
Anſchuldigungsbeweiſe gehörige Thatſachen beziehen (§. 97). 
Vorzuͤglich gehören dahin die Anzeigen des objectiven That⸗ 
beſtandes, und die Anzeigen des Thäters, ſo wie die⸗ 
jenigen, welche Beides betreffen. — B) Oder Entſchul⸗ 
digungs anzeigen: welche ſich auf Thatumſtände be- 
ziehen, die zum Entſchuldigungsbeweiſe gehören (S. 98): 
unter welchen beſonders die eigentlichen Anzeigen der 
Unſchuld zu bemerken ſind. II) In Hinſicht ihrer Rich⸗ 
tung find die Indicien A) entweder Anzeigen im enge⸗ 
ren Sinn; oder Gegenanzeigen. Jene ſind Gründe 
für das Seyn einer Thatſache; dieſe hingegen Gründe 
für das Nichtſeyn derjenigen Thatſache, für deren Da- 
ſeyn eine Anzeige ſpricht. Es gelten hiervon die oben 
(S. 99) über den Gegenbeweis gemachten Bemerkungen. 
Insbeſondere find die Gegen indieien nicht mit den Ent- 
ſchuldigungs anzeigen zu verwechſeln ). III) Nach Ver⸗ 


a) Um die verſchiedene Art, wie die Gegenanzeige der Anzeige ent⸗ 
gegenwirkt, zu beſtimmen, theilt man die Gegenindicien auch in 
direete ) (contradictoriſche), und indirecte ) (conträre). 
Feuerbach §. 561. J. Allein letztere find nur Zweifel gegen die 
Nichtigkeit der Schluß folge, auf welcher die Anzeige beruht: 
mid alſo keine Gegenindicien; ſondern entweder Anfechtung der 
Beweiskraft der Anzeige, oder dem Eingeſtändniſſe der indi⸗ 
cirenden Thatſachen hinzugefügte Einreden (vergl. §. 99). 
*) So widerfiredt z. B. dem Indicium: Inculpat hatte kurz zuvor 
4 Schoppen Wein getrunken (folglich war er betrunken), die 
anderſeitige Inzicht: Inculpat kann ſich der That (welche er 
angeblich im Rauſche verübt hat) mit pünktlichſter Genauigkeit 
erinnern. ° 

% So wiederſtrebt obigem Weinſchoppen⸗Indieium die Thatſache: 
Ineulpat iſt ſeit Jahren gewohnt, 10 Schoppen per Tag zu 
trinken. . 

Crim.-Prot. B. 8. 8 
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ſchiedenheit der Quelle find die Anzeigen 4) entweder 
natürliche: d. h. ſolche, deren Oberſatz blos auf Ber⸗ 
nunft gründen ) beruht; B) oder geſetzliche Indicien: 
d. h. ſolche, deren Oberſatz auch geſetzlich anerkannt iſt b). 
IV) $n Rückſicht des Verhältniſſes zwiſchen der anzejgenden 
Thatſache und dem Hauptfactum ſind die Anzeigen entweder 
unmittelbare, oder mittelbare. Eine mittelbare 
Anzeige (indicium indioii) iſt die, welche zunächſt nur 
quf eine andere anzeigende Thatſache, und erſt von 
dieſer guf das Hauptfactum, ſchließen läßt c). 


8. 162. 
Fortſetzung. 


») Nach der Zeitfolge betrachtet “find die anzeigen⸗ 
den Thatſachen A) entweder der Haupiſache ) vorbher- 


1) D. b. Wiſſenſchaftsgründen. 

b) P. G. O. Art. 25 f. — Die geſetzlichen Anzeigen ſind jedoch 
keine Rechtsvermythungen (wofür fie Stübel S. 953 hält): 
wie ſich ſchon daraus ergibt, daß die Carolina die Thatſachen, 
wofür ſolche ſprechen, nicht, bis zum Beweiſe des Gegentheils, 
für wahr annimmt; ſondern vielmehr vorſchreibt, daß zur Be⸗ 
wahrheitung derſelben (durch Geſtändniß) die Folter angewendet 
werden ſolle. — Das Geſetz knüpft den Oberſatz zuweilen an 
beſondere Vorausſetzungen: z. B. P. G. O. Art. 31. So⸗ 
wohl hierdurch, als auch ſchon durch die Aufſtellung geſetzlicher 
Anzeigen, wird das richterliche Ermeſſen mehr e ingeſchränkt. 

c) 3. B. das Finden einer dem Angeſchuldigten gehörigen Sache am 
Orte der That, läßt zunächſt auf deſſen Anweſenheit an diefem 
Orte ſchließen; von welcher Anweſenheit ſodann auf ſeine 
Theilnahme an der That geſchloſſen wird. 

a) Feuerbach §. 547, welcher dieſe Eintheilung zuerſt förmlich auf⸗ 
ſtellte, bezieht ſolche blos auf das Verbrechen, als Haubtfactum. 
Dies iſt jedoch nur die wichtig ſte und häufigſte Beziehung ); 
aber nicht die alleinige. 

) Da nämlich auch ein Indicium (z. B. daß der inculpirte Ta⸗ 
gelöhner plötzlich geldreich fey geworden) durch Judieien kann 
bewieſen werden (3. B. mittelſt dea Factums, daß ſehr viele 
Lotteriezettel find bei ihm vorgefunden worden, fo kann 


Von der Infiruction. F. 162. 115 


gehend, B) oder mit derſelben gleichzeitig vorgefallen, 
C) oder fie find dem Hauptfactum nachfolgend (indicia 
antecedentia, concurrenlia, subsequentia) b). VI) In Rück⸗ 


auch (relativ) eine bloße Anzeige dieſes Hauptfactum ſeyn. 
Das Nämliche gilt auch vom factiſchen Grund einer bloßen 
Beweis einrede, ſowie einer Erculpations « Ginrede. 


b) Der Nutzen diefer Eintheilung zeigt ſich theils bei Aufſuchung 


4 


oe) 


anzeigender Thatſachen; theils in der Zuſammenſtellung der 
Anzeigen *), bei Prüfung der Stufe des vorhaudenen Beweiſes. 
Das Baier. St. G. B. Art. 310 f. und der Hanno v. Entw. 
Art. 237 f. legen dieſe Eintheilung bei Darſtellung der gemeinen 
Anzeigen zum Grunde. Daß Erſteres (Art. 328. N. 1) den 
gleichzeitigen A. eine größere Kraft beilegt, läßt ſich, im 
Allgemeinen, nicht rechtfertigen n). . 


Eine meiſterhafte Zuſammenſtellung dieſer Art findet ſich in 
Feuerbach's Darſtellung merkw. Verbrechen: Bd. II. S. 172 
— 190. 


Der Haupttadler dieſer Eintheilung iſt Siegen: in ſ. „Juriſt. 
„Abhandlungen.“ Göttingen, 1834. S. 88 — 99. Ein Anderer: 
— Tittmann — ſagt (S. 549): „Da nicht die Anzeigen, 
„ſondern nur die Umſtände, die ſie begründen, zu verſchiedenen 
„Zeiten eintreten, ſo iſt dieſe Eintheilung unpaſſend.“ Dieſer 
Schulfüchſerei gemäß dürfte man auch die Flinte keine Feuer⸗ 
waffe neunen, weil das Feuer kein Erzeugniß der Flinte iſt, 
ſondern des Pulvers in ihrem Rohre! Ein Dritter — Mit⸗ 
termater — meynt (Bd. I. S. 630 u. 631): „Die ganze 
„Abtheilung beruht auf keiner richtigen Grundlage, — —, weil 
„es auch blos willkürlich iſt, in welche Claſſe man eine Anzeige 
„ſetzen will.“ Wahrſcheinlich muß hier ſtatt „auch“ geleſen 
werden, „oft“: denn die Behauptung, daß z. B. der Jubel des 
Inculpaten über einen ausgebrochenen Brand ebenſo füglich 
eine vorhergehende Anzeige heißen könne, wie eine nach⸗ 
folgende, wäre ja monſtrös. Aber dieſe Druckcorrectur vor⸗ 
ausgeſetzt frage ich: Iſt die Unterſcheidung zwiſchen ſchweiß⸗ 
treibender, krampfſtillender und toniſcher Kraft von Arzneimitteln 
etwa defihalh bodenlos und verwerflich, weil der römiſchen Kamille 
alle dieſe dreierlei Potenzen zugleich inwohnen? Die Ge⸗ 
genwart des Juculpaten am Morpplatze kann, je nach ihrem 
Zeitſtadium, entweder eine vorhergehende, o der eine gleichzei⸗ 
tige, oder eine nachfolgende, Inzicht ſeyn. Sie kann aber auch — 
wenn ſie in concreto binnen der dreierlei Stadien zugleich hat 
vorgewaltet — alle dieſe 3 Eigenſchaften . haben. 
* 
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ſicht ihrer Kraft theilt man die Anzeigen in nahe und 
entfernte. Für dieſe Unterſcheidung läßt ſich jedoch kein 
allgemeines Merkmal aufſtellen ). (Die P. G. O. nennt 
eine genugſame Anzeige diejenige, welche zur Anwendung 
der Folter hinreicht [Torturalanzeige ]). Vil) In 


Wollte man fie, in dieſem letzteren Falle, „willkürlich“ blos 
in die Claſſe der vorhergehenden Indieien „ſetzen“, fo 
wäre dies ebenſo tölpiſch, wie die Definition der Kamille: „Sie 
iſt ein ſchweißtreibendes Heilmittel.“ — Dies dient zu⸗ 
gleich als Antwort auf Bauer's Scrupel J. c. S. 147. 


c) Vielmehr ift die Stärke einer Anzeige, in jedem einzeinen Falle, 
nach den unten folgenden Regeln zu beurtheilen (§. 168 f.). 
Einen Verſuch, beſtimmte ) Begriffe von „nahen“ und „ent⸗ 
„fernten Anzeigen“ aufzuſtellen ſ. bei Stübel: Thatbeſt. §. 248. 


5 


T 


a 


ittmann §. 865. 

Wenn Bauer ſich unter einem beſtimmten Begriff hier eine 
ſolche Definition denkt, wornach alle Anzeigen der Welt ſcharf 
in zweierlei Claſſen zerlegbar wären, wie, mittelſt Cuvier's 
Kriterion der Wirbelfaiule, alle Thiere in Wirbelthiere und in 
wirbelloſe: dann hat er freilich Recht: und zwar unter dem 
Legal⸗Applauſe der Carolina’ ſelber (Art. 24). — Hierauf aber 
kömmt es, folange die Richter nicht Automaten find, ebenſo⸗ 
wenig an „als auf des Compaſſes Unabweichfähigkeit.“ 
Verſteht man darunter aber (wie billig und dienſam iſt) nur die 
Definition der Nähe, oder, beſſer geſagt, das Kriterium (d. h. 
das Eintheilungsprincip der Scula) von Nähe oder Ferne, 
wornach ſich jedes Indicium der Welt (entweder in abstracto, 
oder in concreto) bemeſſen und rangtren läßt: dann iſt Stü⸗ 
bel's Verſuch (welchem Tittmann beiſtimmt und Hende 
S. 565 f.) ein gelungener. Nur etwas raffinirter ſcheint 
er mir zu ſeyn, durch folgende Faſſung: 

„Die Indicien ſind entweder untrüglich („necessaria“) oder 
„trüglich (,,contingentia*): jenachdem die (bewußte) Conclusio 
„unausweichbar nothwendig iſt (wie z. B. der Schluß von der 
„Geſchwängertheit auf die Beſchlafenheit); oder nicht. Die trüg⸗ 
„lichen Indicien aber ſind nähere oder entferntere, im ſel⸗ 
„bigen Maaſe, wie ſie den untrüglichen ähnlicher ſtehen, oder un⸗ 
„ahnlicher: das heißt, je wenigere, oder je mehrere, Inſtanzen 
„gegen die Zuverläſſigkeit jener Conclusio opponirbar find.” 
S. oben S. 113. N.“. Das „Nudus cum Nuda,“ im Cap. 12. 
X. de praesumtionibus, iſt demnach ein näheres indicium ad- 
ulterii als das Ueberſenden von Liebesbriefen. 
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Anſehung der Verbrechen, worauf ſich die Anzeigen be⸗ 
ziehen, theilt die P. G. O. ſie in gemeine, und in beſon⸗ 
dere. A) Gemeine) Anzeigen (ind. communia) ſind 
ſolche, die bei allen Arten von Verbrechen vorkommen 
können d). B) Die beſonderen Anzeigen (ind. propria) 
beziehen ſich hingegen nur auf ſpecielle Arten von Ver⸗ 
brechen e). VII) Nach Verſchiedenheit ihrer Beziehung 
auf das vorliegende Verbrechen, ſind die Anzeigen ent⸗ 
weder beſtimmte, oder unbeſtimmte (allgemeine). 
Letztere beziehen ſich auf keine beſondere, mit dem fragli⸗ 
chen Verbrechen ſelber in Verbindurg ſtehende, Thatſache; 
ſondern begründen nur einen allgemeinen Verdacht gegen 
die Perſon!). 5 


§. 163. f 
HI) Claſſiſication der Anzeigen. Einleitung. 


Ein vollſtändiges Verzeichniß aller Arten von Anzeigen 
iſt theils unmöglich, theils würde ſolches nicht belehrend 
ſeyn. Es bedarf vielmehr einer Zurückführung der Anzei⸗ 
gen auf gewiſſe Claſſen: indem dieſes theils die Wiſ⸗ 
ſenſchaft erfordert; theils die Aufſuchung und Zuſammen⸗ 
ſtellung der Anzeigen, in einzelnen Ingquiſitions⸗ Fällen, 
durch eine fächerweiſe Ueberſicht aller Gattungen und 
Arten derſelben befördert wird ). Die allgemeine Grund⸗ 


1) Beſſer: „gemeinſame!“ 

d) P. G. O. Art. 25. 26. 

e) P. G. O. Art. 33 — 34. — Die beſonderen Anzeigen find 
zwar in den allgemeinen enthalten; letztere erhalten jedoch, 
durch ihre Beziehung auf gewiſſe Arten von Verbrechen, manche 
Modificationen, und zum Theil auch eine höhere Kraft. 
Eine Aufzählung derſelben gehört nicht hierher. 

) Es gehört dahin beſonders die Perſönlichkeit; der Ruf; die früher 
ſchon wegen eines gleichartigen Verbrechens erlittene Beſtrafung; 
und das verdächtige Benehmen in der Unterſuchung. Man kann 
dergleichen allgemeine Anzeigen auch adminiculirende 
nennen. N 

a) Die bloße allgemeine Regel, daß der Juquirent alle mogliche 
Nebenumſtände erforſchen müſſe, kann demſelben nicht den Nutzen 
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lage einer ſolchen Claſſiſication beſteht in demjenigen Ber⸗ 
haltniffe zwiſchen der anzeigenden Thatſache und dem 
Hauptfactum, auf welchem die Schlußfolge von jener 
auf dieſes beruht. Dahin gehört nun I) das Cauf al⸗ 
verhältniß zwiſchen beiden Thatſachen: indem die anzei⸗ 
gende Thatſache entweder als die Urſache b), oder als 
die Wirkung, des Hauptfactums c) anzuſehen iſt: es mag 
nun dieſes Verhältniß auf phyſiſchen oder auf p ſych i⸗ 
ſchen Geſetzen beruhen. Hierin beſteht die Grundlage der 
meiſten Anzeigen; beſonders der bejahenden. II) Das 
Bedingungsverhältniß zwiſchen beiden Thatſachen: 
indem die anzeigende Thatſache entweder als die Bedin⸗ 
gung des Hauptfactums, oder als das hierdurch Bedingte, 
zu betrachten iſt d). Auf dieſer Grundlage beruhen nur 
wenige, und zwar vorzüglich negative, Anzeigen (§. 166): 
insbeſondere Gegenindicien und Entſchuldigungsindicien e). 


einer ſolchen Ueberſicht gewähren. Auch verſuchte es ja ſthon die 
Carolina, dieſes Bedürfniß zu befriedigen: indem fie wenigstens 
eine unter mehrerlei Geſichtspuncte zerſchichtete Beifpiel- 
ſammlung aufſtellte. 

b) Es können beide Thatſachen untereinander auch in Wechſel⸗ 
wirkung ſtehen. 

c) Es iſt an ſich zu beſchränkt, wenn man unter dein Hauptfaennn 
nur das Verbrechen ſelber verſteht: da jenes doch auch eine 
andere Thatſache ſeyn kann“). Weil dieſe aber doch immer 
wenigſtens eine mittelbare Beziehung auf das Seyn oder Nicht⸗ 
ſeyn des Verbrechens, oder deſſen Strafbarkeit, haden muß fo läßt 
ſich in ſo fern jene Anſicht rechtfertigen, und iſt daher auch ver 
folgenden Claſſification zu Grund gelegt. 

*) S. oben §. 162. Rote a. 

d) Zwar gilt a posse ad esse kein Schluß: in fo fern letzteres als 
nothwendig aus erſterem abgeleitet werden ſoll: z. B. aus der 
Gegenwart am Orte der That. Allein die Möglichkeit, und unter 
Umſtänden ſogar die Wahrſcheinlichkeit, des Bedingten, läßt ſich 
doch immer aus dem Daſeyn der Bedingung folgern. Vorzüglich 
kommt aber hier die Regel: a non posse ad non esse vatet con- 
sequentia, als Grundlage von Entſchuldigungs⸗ und Gegtnindicien, 
in Betracht. N 

e) Man zählt wohl zu den Grundlagen einer Schlußfolgerung auch 
noch das Co èxiſtenz verhältniß: d. h. ein, in der Regel, gleich ⸗ 
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§. 164. 
A) Anſchuldigungs anzeigen: 1) Als urf ach en des Verbrechens a). 


Zu den Thatſachen, von welchen ſich, als den Urſa⸗ 
chen, auf das Verbrechen oder den Thäter ſchließen laßt, 
gehört: D die finnkiche Neigung des Angeſchuldigten: 
und zwar A) die Neigung zu derartigen Verbrechen über⸗ 
haupt: welche 1) ans perſönlichen Eigenſchaften, oder 
2 aus Handlungen deſſelben, erkannt wird b); oder B) ein 
beſtimmter Antrieb zu dem vorliegenden Verbrechen 
insbeſondere: nemlich 1) eine Gemüthsbewegung 
oder Leidenſchaft, welche dazu hinreißen konnten ); 
D ein aus der That zu hoffender Vortheil). M) Der 
Wille, das fragliche Verbrechen zu begehen: und zwat 
entweder A) die ausdrückliche Willenserklärung: insbe⸗ 
fonbete die ernſtlich gemehnte Drohung e)z oder B) die 
ſtüllſchweigende Willenserklärung: 1) durch Borbe⸗ 
reitungs handlungen ), 2) durch ein von dem Bewußt⸗ 


zeitiges Daſeyn beider Thatſachen: indem, der Erfahrung gue 
folge, mit dem Hauptfactum (beſonders dem Verbrechen) gewiſſe 
Umſtande verbunden zu ſeyn pflegen. Allein die hieraus ab⸗ 
geteiteten Anzrigen laſſen fi immer auf das Caufal- oder Be⸗ 

dingungsverhältniß zurückführen, welche ihnen auch eine ſicherere 
Grundlage gewährt. f 

a) Die meiſten in dieſe Claffe gehörigen Anzeigen find blos indicia 
auctoris. 

b) 3. B. Begehung, Anſtiftung, Beförderung, Bezünſtigung, oder 
Billigung, eines Verbrechens derſelben Art. P. G. O. Art. 25. 
§. 1. 4. Art. 40. 

e) 3. V. Feindſchaft eder Neid gegen den Verletzten. P. G. O. 
Art. 26. §. 5. Art. 37. — Eiferſucht. 

d) P. G. O. Art. 25. §. 5. 3, B. die zu hoffende Erbfolge, Hei⸗ 
rath, Nachfolge im Amte. Nach P. G. O. Art. 26 gehört dahin 
auch der Umſtand, daß eine Perſon einen großen Proceß mit 
dem Ermordeten hatte. ¥ 

e) P. G. O. Art. 32. 

5 5 B. die Anſchaffung von Gift, P. G. O. Art. 37, oder eines 
Werkzeugs zur Begehung des Verbrechens, Erkundigungen, Ein⸗ 
übung in dergleichen Handlungen, verdächtige Zuſammenküffte. 
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ſeyn eines verbrecheriſchen Vorhabens zeugendes Be⸗ 
nehmens). j 
§. 165. 

2) Anzeigen als Wirkungen des Verbrechens. 


Die anzeigenden Thatſachen laſſeu fic) J) entweder als 
phyſiſche Wirkung des Verbrechens qnfehen. Dahin 
gehören 4) ſolche Veränderungen, welche durch das 
Verbrechen bewirkt ſeyn können, und zwar 1) Veränderun⸗ 
gen an der Perſon⸗); 2) Veränderungen an einer mit 
der Perſon in Verbindung ſtehenden Sacheb). B) Der 
Beſitz von Sachen, welcher ſich als Folge des Verbre⸗ 
brechens anſehen läßt: und zwar 1) ſchon an ſich e), 2) oder 
nach der Art des Beſitzens d), oder 3) nach den Verhält⸗ 
niſſen des Beſitzers e). Zu den Anzeigen, welche ſich 
I) als pſychiſche Wirkungen des Verbrechens anfehen 
laſſen, gehören alle Thatſachen, welche von dem Schuld⸗ 
bewußtſeyn der Perſon zeugen: und zwar A) vor ſätz⸗ 
liche Handlungen, welche aus der Abſicht, die nachtheiligen 
Folgen des Verbrechens von ſich abzuwenden, erklärbar 
ſind: indem ſie 1) auf Verhinderung der Entdeckung der 
That, oder des Thäters f), oder 2) auf Verhinderung der 
Ergreifung des Letzteren g), abzwecken. B) Unwill⸗ 


g) 3. B. auffallende Verwirrtheit im Betragen. 

a) 3. B. eine Wunde, als Folge der Gegenwehr, von Seiten des 
Ermordeten. 

b) 3. B. blutbefleckte Kleider, oder Waffen. P. G. O. Art. 33. 

c) 3. B. geſtohlene Sachen, P. G. O. Art. 38; oder Er zeugniſſe 
eines Verbrechens; oder Sachen, die der Verletzte zur Zeit der 
That beſeſſen hat. b 

d) Z. B. auf ungewöhnliche Weiſe verſteckt. 

c) 3. B. großer Aufwand eines notoriſch Un vermögenden, ohne daß 
dieſer einen rechtlichen Erwerb nachweiſen kann. p. G. O. 
Art. 39. 

1) 3. B. Vertilgung der Spuren des Verbrechens, Erweckungs⸗ 
Streben eines Verdachts gegen Andere. 


8) 3. B. die Flucht. P. G. O. Art. 25. §. 7. 


4 


Von der Snforuction. §. 165, 166. 121 


kürliche Handlungen, welche aus dem . 
zu entſpringen pflegen oh 


§. 166. 
3) Anzeigen als Bedingungen des Verbrechens. 


Thatſachen, von welchen man, als Bedingungen 
des Verbrechens, auf dieſes, als auf das hier durch Be⸗ 
dingte, ſchließen kann, find I) die Gegenwart der 
Perfon an dem Orte und um die Zeit der That ): und 
zwar A) erwieſene Gegenwart, als un mittelbare Au- 
zeige, oder B) Indicien der Gegenwart, als mittel⸗ 
bare Anzeigen. Dahin gehören beſonders: 1) die verdäch⸗ 
tige A b weſenheit vom gewöhnlichen Aufenthaltsorte, 
2) Spuren der Anweſenheit am Orte der That b). II) Der 
Beſitz von Werkzeugen zur Begehung des Verbre⸗ 
chens: und zwar 4) desjenigen Werkzeuges, womit daſſelbe 
wirklich begangen iſt; B) oder eines Werkzeuges, womit 
daſſelbe begangen werden konnte: vorausgeſetzt, daß dieſer 
Beſitz etwas Ungewöhnliches habe: ſey es 1) wegen 
der Art des Werkzeuges c), 2) wegen der Beſchaffen⸗ 
heit des Beſitzes d), oder 3) wegen der perſönlichen 
Verhältniſſe des Beſitzers e). III) Diejenige beſondere 
Perſonal⸗Eigenſchaft, durch deren Beſitz die Vor⸗ 
übung des Verbrechens bedingt war. Dieſe, ungewöhnliche, 
Eigenſchaft kann beſonders A) in einer felteneren oder vor⸗ 
zuͤglichen Geſchicklichkeit oder Kunſtkenntniß ly, oder 


— — — 


h) 3. B. ein ängſtliches, unruhiges Benehmen. . 

a). P. G. O. Art. 25. § 2. Beſonders unter ſolchen Umſtänden, 
welche die Gegenwart verdächtig machen. 5 

b) 3. B. das Finden von Sachen, die einer gewiſſen Perſon zuge ⸗ 
hören, am Orte der That. P. G. O. Art. 29. 

c) 3. B. Diebesſchlüſſel. 

d) 3. B. an einem ungewöhnlichen Orte verborgen. 

e) 3. B. Flinten und Schießbedarf, bei einem nicht zur Jagd Be⸗ 
rechtigten. 

t) 3. B. die Geſchicklichkeit, fremde Handſchriften täuſchend nach⸗ 
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B) in einer ausgezeichneten Körperbeſchaffenheit, be⸗ 
fteben H. ö 


§. 167. 
B) Entſchuldigungs anzeigen 1). 


Die Defenſionalinditien können ſich auf alte Gegen⸗ 
ſtände des Entſchulbigungsbeweiſes beziehen d). Die wich⸗ 
tigſte und zahlreichſte Gattung derſelben bilden aber die 
Anzeigen der Unſchuld: d. h. diejenigen, aus welchen ſich 
ſchließen laßt, daß der Angeſchuldigte das Verbrechen nicht 
begangen habe. Dieſe laſſen ſich auf folgende Claſſen zu⸗ 
ruͤckfahren: J) Thatfachen, welche annehmen laſſen, daß es 
beim Angeſchuldigten an einer Urſache zur Begehung des 
Verbrechens mangle: insbeſonderr A) an der ſin lich en 
Neigung zu Verbrechen überhaupt, oder der befragter 
beſonveren Art. Zu den Thatſachen, woraus ſich Dieſes 
ſchließen läßt, gehört im Allgemeinen die Unbeſcholtenheit, 
und Ber poſitiv gute Ruf des Angeſchuldigten c): ins⸗ 
beſonbere in Hinſicht der fraglichen Art von Verbrechen. 
B) Gründe, aus welchen ſich ſchließen läßt, daß der Ange⸗ 
ſchuldigte nich! den Willen hatte, das vorliegende Ver⸗ 
brechen zu begehen: und zwar 1) weil es ihm an einem 
hinreichenden Bewegzgrunde dazu fehlte 2) odet 
weil er einen beſonderen Bewezgrund zur Unterlaſ⸗ 
ſüng beſſelden hatte: indem ſeine Gefühle d), oder ſein 


zuahmen. Es gehört dahin auch die Kenntniß des Ortes, wo 
die geſtohlene Sache verſteckt war. 
g) 3. B. beſondere Kleinheit des Körpers, oder feltene Stärke. 
a) Meiſtens kommmen als Gegenanzelgen die En kſchuldigungsanzei⸗ 
gen vor; doch können auch die An ſchuldigengsauzeigen Gegenm⸗ 
dicien ſeyn (8. 98. 99). 5 
d) Jus beſondere find manche Entſchuldigungsanzeigen auf das Nicht⸗ 
daſeyn eines Verbrechens gerichtet. Z. B. Indicien des fehlenden 
Dolus bei einem ſolchen Vetbrechen, das nur als ein vorſätz⸗ 
liches vorkommen kann. 
c) P. G. O. Art. 41. 43. 5. 2. 
Z. S. Liebe zu dem Ermordeten. 
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Intereſſe e), ihn davon abzuhalten geeignet waren; 3) öder 
weil er ſolche Handlungen verübt Hat, welche mit dem 
Willen, das Verbrechen zu begehen, ſchwerlich veteinbar 
ſind 1); ober A) weil fein Betratzen vor der Jeit ver 

That die Abweſenheit eines verbrecheriſchen Vorhabens 
annehmen läßt. II) Der Mangel einer Bedingung 
zum Ausführen det That: als A) Abweſenheit von. 
dem Orte, und um die Zeit, der That; B) Mangel der 
zur Ausführung des Verbrechens erforverlichen Mittel: 
insbeſondere des Werkzeugs, der Geſchicklichleit g), ober ver 
Körperbeſchaffenheit b). II) Das Nichtvorhandenſeyn 
einer gewöhnlichen Wirkung, oder Folge, des Vetbre⸗ 
chens: und zwar 4) einer phyſiſcheni), oder B) einer 
pſychiſchen Wirkung: wohin ſolche Thatſachen gehören; 
welche auf ein gutes Bewußtſeyn der Perſbn ſchließen 
laſſen k). 


§. 168: 


IV) Bon. der Kraft der Anzeigen: 4) Jede einzelne Anzeige für ſich 
ee 1) Zuverläſſigkeit des Oberſatzes. 


Zu den Ruchichten „ wonach die Stärke einer jeden 
einzelnen Anzeige zu beurtheilen iſt, gehort hauptſächlich die 
Zu verläſſigleit des Obetſatzes, welcher die Grund⸗ 
katze der Anzeige ausmacht. Je gewiſſer dieſer Sag in 
den Geſetzen der Natur oder des Denkens gegründet ), je 


—— * 


e) 3. B. der Verluſt gewiſſer Vortheile, durch den Tod des Er⸗ 
mordeten. 

t) 3. B. er hatte eine gute Gelegenheit, das Verbrechen zu begehen, 
unbenutzt gelaſſen. f 

g) 3. B. ver Angeſchuldigte kann nicht ſchreiben. 

h) 3. B. wegen des großen Umfanges feines Korpers kann er nicht 
vurch vie kleine Oeffnung elngeſtiegen ſeyn. 

i) 3. B. bei einer der heimlichen Geburt angeſchuldigten Frauens 
perſon findet ſich keine Milch in den Brüſten. 

1) 3. B. rußitzrs Verhalten nach der That. 

1) Sodu heißen: der menſchlichen, ober gaſtemenechen = vine: 
ſchen, Beer ſomakiſchen — Natur. 
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feſter derſelbe durch die Erfahrung beſtätigt ), je inniger, 
nach beiderlei Rückſichten, das Verhältniß zwiſchen der 
anzeigenden Thatſache und der Hauptthatſache iſt, deſto 
mehr Kraft hat die auf dieſem Oberſatze ruhende Anzeige. 
Zu den hierbei zu beachtenden Momenten gehören beſonders 
1) die größere oder geringere Stärke der in der Anzeige 
liegenden Urſache b); der kürzere oder langere Z wi⸗ 
fdhenraum zwiſchen beiden Thatſachen; 3) der Unterſchied 
zwiſchen dem — auf körperlichen oder auf pſychiſchen 
Geſetzen beruhenden — Verhältniſſe unter den beiden That⸗ 
ſachen: und bei Letzterem jenachdem die Anzeige von der 
Perſon, an ſich, oder von deren Handlungen, entlehnt 
iſt. 4) Nach dem Unterſchiede zwiſchen unmittelbaren 
und mittelbaren Anzeigen c). 5) Die Beſchaffenheit der 
Bedingungen, von welchen die Zuverläſſigkeit des Qber⸗ 
ſatzes abhangig gemacht iſt d). 


§. 169. 
2) Beweis der anzeigenden Thatſache. 


Jedes Indicium enthält, als Unterſatz, eine That⸗ 
ſache, aus welcher ein Grund für die Wahrheit einer an⸗ 
dern Thatſache abgeleitet werden ſoll. Dieſes kann na⸗ 
türlich nur dann Statt finden, wenn die anzeigende That⸗ 
ſache bewieſen iſt. Vom Beweiſe derſelben gelten die 


— — 


a) Bei vielen Arten von Verbrechen gibt es gewiſſe Anzeigen, welche 
die Erfahrung als ſehr ſicher erprobt hat. Z. B. beim be⸗ 
trüglichen Bankerott; bei der auf den Gewinn der Verſiche⸗ 
rungsſumme abzweckenden, Brandſtiftung u. dergl. m. 

b) Z. B. die Stärke des ſinnlichen Antriebes zum Verbrechen. 

c) Der Unterſchied zwiſchen vorhergehenden, gleichzeitigen und nach⸗ 

a folgenden Anzeigen hat hingegen auf die Kraft der Indicien, im 
Allgemeinen, keinen erheblichen Einfluß. Insbeſon dere iſt die Be⸗ 
hauptung, daß die gleichzeitigen Anzeigen die ſtärkſten ſeyen, 
ungegründet. §. 162. N. b. 8 

d) So knüpft z. B. die P. G. O. Art. 31 die volle Kraft der in. der 

Bezüchtigung von Seiten eines Mitſchuldigen liegenden (un⸗ 

eigentlichen, §, 160. N. b.) Anzeige an fünf Bedingungen. 
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gewöhnlichen Regeln; und es kann ſolcher folglich auch 
ein künſtlicher Beweis ſeyn ). Soll nun 1) die Anzeige 
die volle Kraft haben, deren ſie, nach dem Grade der 
Zuverläſſigkeit des ihr zu Grund liegenden Ober fages, 
fähig iſt, fo bedarf es extenſiver b) und intenſiver 
Vollſtändigkeit des Beweiſes der anzeigenden 
Thatſache. W Iſt entweder nur ein Theil der zur indi⸗ 
civenden Thatſache gehörigen Umſtände erwieſen, oder 
der Beweis derſelben intenſiv unvollſtändig, ſo wird 
deren Kraft, je nach Verhältniß des mangelnden Be⸗ 
weiſes, gemindert e). 3) Eine gänzlich unerwieſene Anzeige 
iſt als nicht vorhanden anzuſehen; mithin von aller Kraft 
entblößt. 


§. 170. 
3) Richtigkeit der Schlußfolge. 


Die aus den beiden Vorderſätzen abzuleitende Schluß⸗ 
folge, welche in der Subſumtion der erwieſenen anzeigen⸗ 
den Thatſache unter den (die Conclufion materiell ſchon 
efthaltenden) Oberſatz beſteht, ergibt ſich in der Regel 
von felber: fo, daß die förmliche Aufſtellung derſelben 
unterbleibte). Dieſe wird jedoch alsdann nöthig, 
wenn ſich Schwierigkeiten zeigen: insbeſondere 1) wenn 
ein oder der andere Thatumſtand, welcher, vermöge des 


*) Die Beſtimmung der P. G. O. Art. 23. 30, wonach jede „ge⸗ 
„nugzſame“ Anzeige durch zwei gute Zeugen bewieſen ſeyn 
ſoll, bezieht ſich auf die Anwendung der Folter ), und iſt außer 
Gebrauch. Ausdrücklich aufgehoben iſt fie durch die Han no⸗ 
verſche Verord. v. 25. März 1822. §. 4. No. VI. 

*) S. oben S. 162. No. VI. 

b) Die extenſive Vollſtändigkeit des Beweiſes beſteht hier darin, 
daß ſaͤmmtliche Umſtände, durch welche die Kraft der Anzeige 
bedingt iſt, gewiß ſind. 1 

e) Bei Ent ſchuldigungsanzeigen genügt jedoch ſchon hohe Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit (§ 112). Hannov. Entwurf. Art. 243. 

a) Abegg a. a. O. §. 134. S. 231. a 
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Oberſabes, vorgusgeſetzt wird, nicht völlig erwieſen, 
upd alſo die Sybſumtion) zweifelhaft, iſt; 2) wenn 
fd ſolche Thatumſtände ergeben, welche den vorausgeſetz⸗ 
ten Zuſammenhaug zwiſchen der anzeigenden Thatſache und 
dem Hauptfactum unſicher machen: indem fie die Mög⸗ 
lichkeit einer anderen Erklärung zeigen 4). 


§. 171. 
B) Im Verhältniſſe zu andern Anzeigen. 


Bei Beurtheilung der Beweiskraft einer Anzeige iſt 
biernächſt guch auf das Verhältniß derſelhen zu anderen, 
im gegenwärtigen Falle vorhandenen, Indicien Rückſicht zu 
nehmen: und zwar D auf das Verhältniß zu anderen mit 
ihr zuſammenſtimmenden Anzeigen. Je größer die 
Zahl und Mannigfaltigkeit der vorhandenen Anzeigen 
iſt, und je mehr fie ſich gegenſeitig unterſtützen, deſto 
ſtärker wird eint jede von ihnen. Sie können ſich aber 
guf dreifache Weiſe unterſtützen. 4) Entweder indem meb- 
rere Anzeigen auf das nemliche Hauptfactum. ſchließen 
laſſen ); B) oder indem jede Anzeige auf ein anderes 
Hauptfactum hinweiſt, dieſe verſchiedenen Thatumſtände 
aber dergeſtalt untereinander in Verbindung ſtehen, daß 
fie zuletzt auf die nemliche Schlußfolge führen v); C) oder, 
indem das eine Indicium einen beim anderen obwalten⸗ 
den Zweifel hebt, oder eine in deſſen Prämiſſen vor⸗ 
handene Lücke ergänzt. II) Auf das Verhältniß zu 


— —— —— we 


1) Muß heißen: Subſumirbarkeit. 

b) 3. B. der Beſitz der geſtohlenen Sache läßt fic aus einer wahr⸗ 
ſcheinlich gemachten rechtlichen Erwerbung erklären. Vergl. 
S. 113. N. **. 

a) 3. B. zwei verſchiedene Beweggründe zur Begehung des Ver⸗ 
brechens. Daß die Perſönlichkeit des Angeſchuldigten ein all⸗ 
gemeiner Hauptgeſichtspunet für Beurtheilung der Kraft der 
Anzeigen fey: hat den Sinn, daß dieſes Indicium, als ein allge⸗ 
meines (5. 162. VIII.), mit allen Anzeigen des Thäters zuſam⸗ 
mentreffen lann, und daun hierdurch deren Kraſt erhöht. 

b) 3. B. eine Drohung, und die Anweſenheit am Orte der That. 


Bow der Inſßruffiap. §. 171, 172. AQT 


e e e Je mehrere und 
ärfere Gegenindicien einer Anzeige eutgegenſtehen, 
deſto bie ift ſie. ies si a 


8. 172. 
) Von dem vollſtändigen Anzeigenbeweiſe. 


D Das Dafeyn eines pollen kaäuſtlichen Beweiſes iſt 
durch folgende Exforderniſſe bedingt: A) Es müſ⸗ 
ſen mehrere auf das nemliche Hauptfactum ſich beziehende 
Anzeigen zuſammentreffen. (§. 171). Dieſes leidet 
gur dann eine Aus nahme, wenn bg, wo es auf den Beweis 
des Nicht daſeyns von einer Thatſache ankommt, ſchon ein 
einziges Indicium die Unmöglichkeit des Haptfge⸗ 
tums heweiſt a). B) Jede der zuſammemtreffenden Anzeigen 
muß 1) auf einem zuverläſſigen Oherſatze beruhen (§. 168): 
within beweiſend ſeyn; 2) die anzeigende Thatſache 
muß bewieſen ſeyn (§. 169); auch darf 3) kein Zweifel 
gegen die Richtigkeit der Schlußfolge (L. 170) ob- 
walten b). C) Es dürfen keine erhehliche Gegenindi⸗ 


e) Die eigentlichen En tſchuldigungsanzeigen (8. 167) machen die An⸗ 
ſchuldigungsanzeigen, mehr oder weniger, für die condemnatoriſche 
Eutſcheidung unbrauchbar). 

) St.. oben F. 102. N. 5. 

a) 3. Be das bewieſene Alibi ift eine Anzeige: indem aus der 
Abweſenheit des Angeſchuldigten die Unmöglichkeit, daß von dem⸗ 
felben das Verbrechen verübt worden fey, gefolgert wird: wodurch 
denn die Unſchuld völlig erwieſen iſt. Wenn eine Frau, deren 
Ehemann, feit einem Jahre, weit von ihr getrennt gelebt hatte, 
ſchwanger iſt, fo enthält dieſe Entfernung den Beweis der Un⸗ 
möglichkeit, daß ſie von ihm ſchwanger ſeyn könne: und dieſes 
einzige Indicium liefert den vollen Beweis eines von ihr be⸗ 
gangenen Ehebruchs. Dieſe Beiſpiele zeigen die Unrichtigkeit der 
gewöhnlichen unbedingten Behauptung, daß eine einzelne 
Anzeige niemals vollen Beweis ausmachen könne. 

p) Sollten jedoch nicht vollbewieſene Anzeigen mit voll bewieſenen 
zuſammentreffen, fo kommt es darauf an, ob fener Mangel durch 
das Gewicht der übrigen Anzeigen, fo wie durch, die Zahl und 
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cien oder Entſchuldigungsanzeigen (§. 167) vorliegen. 
D) Die einzelnen Anzeigen müſſen, genau ineinander eingrei⸗ 
fend, ſich gegenſeitig dergeftalt unterſtützen und er⸗ 
gänzen, daß ſie vereinigt ein Ganzes bilden. Unter die⸗ 
ſen Vorausſetzungen wird das natürliche Merkmal eines 
vollen Beweiſes zutreffen: indem es nun an einem hin⸗ 
reichenden Grunde fehlt, das Gegentheil der fragli⸗ 
chen Hauptthatſache anzunehmen (§. 101). II) Den Ge⸗ 
genſtand des Beweiſes betreffend, kann durch künſtlichen 
Beweis jede zum Anſchuldigungs⸗ oder Entſchuldigungs⸗ 
beweiſe gehörige Thatſache in moraliſche Gewißheit geſetzt 
werden. In Hinſicht der An ſchuldigung genügt derſelbe 
A) zur Gewißheit des objectiven Thatbeſtandes: 
falls nur eine Thatſache, welche die Natur eines Verbre⸗ 
chens zu haben ſcheint c), auf andere Weiſe erwieſen 


ſteht. B) Auch zur Ueberführung des Angeſchuldigten, 


als Thäters, iſt der volle Anzeigenbeweis hinreichend: 
vorausgeſetzt, daß der objective Thatbeſtand — ſey es 
durch natürlichen, oder durch künſtlichen Beweis — zur 
Gewißheit gebracht ſtehe (S. 110). III) Die Wirkung 
des vollen künſtlichen, und zwar 4) des Anſchuldi⸗ 
gungsbeweiſes, beſteht, nach der rationalen Be- 


weistheorie, darin, daß auf denſelben die Verurtheilung in 


die ordentliche Strafe, — mithin folgerichtig auch 
die Zuerkennung der Todesſtrafe, — gegründet werden 
kann d). B) Bei vorhandenem künſtlichen Entſchuldi⸗ 


den Einklang ſämmtlicher zuſammentreffenden Indicien, ergänzt 
werde. 

e) 3. B. der künſtliche Beweis vom Thatbeſtand eines Mordes 
ſetzt Gewißheit der Thatſache voraus, daß ein Menſch auf eine 
ſolche Weiſe um's Leben gekommen fey, welche auf ein Verbre⸗ 

7 chen hindeutet. — Stübel: v. Thatbeſtande. §. 358 f. 

d) Neuere Geſetze erkennen den Grundſatz an, daß auf vollen An⸗ 
zeigenbeweis ein Straferkenntniß Statt finde. Weil jedoch die 
Beurtheilung des künſtlichen Beweiſes große Umſicht erfor⸗ 
dert, und bei deren Mangel eine Täuſchung leichter möglich iſt, 
ſo ſuchen ſie den Angeſchuldigten gegen mögliche Gefahren dadurch 
zu fidern, daß fle 1) die Bedingungen und Merkmale eines vollen 
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gungsbeweiſe findet Losſprechung e) ſogar ſchon bang 
Statt, wann derſelbe nur bis zur Wahrſcheinlichkeit 
gebracht iſt (§. 112). . 


— 


Viertes Capitel. : 
Von dem zuſammengeſetzten Bewetfea). 


5 §. 173. 
I) Begriff und Arten des zuſammengeſetzten Beweiſes. 


) Zuſammengeſetzter Beweis, im weiteren 
Sinn, iſt das Zuſammentreffen verſchiedenarti⸗ 


— — —— 


Anzeigenbeweiſes genauer beſtimmen. Oeſterr. G. B. . 412. 
Oeſterr. Patent vom 6. Jul. 1833. (Abgedruckt in Kin d: 
Summarium juridicum. B. III. Leipz. 1835. S. 3 f. — Erlautert 
von Kitka in der Zeitſchr. für Oeſterr. Rechtsgel. v. Dolliner 
u. Kudler.) 2) Auch ſchränken fie in Hinſicht der zu erfennenden 
Strafe jenen Grundſatz ein. So geſtattet die Preuß. Cr. O. 
§. 405 — 407 nur, auf eine außerordentliche Strafe zu erken⸗ 
nen. Nach dem Oeſterr. O. B. S. I. §. 430 und dem Baier. 
St. G. B. II. Art. 330 findet zwar, in der Regel, die Verurthei⸗ 
lung zur ordentlichen Strafe Statt, jedoch mit Aus nahme 

der Todesſtrafe. Eben ſo nach dem Hannover. Entwurf. 
Art. 249: welcher beſtimmt, daß, ſtatt der To des ſtrafe, lebens ⸗ 
wierige Kettenſtrafe eintreten ſolle „). 

*) S. über dieſe Inconſequenz der Geſetzgebung Feuerbach's 

merkwürdige Verbrechen: Bd. II. S. 191 — 195. 

e) Der Losſprechung iſt hier nur als des Haupt falles erwahnt. Daß 
ſolches auch von dem unvollſtändigen Anzeigenbeweiſe einer die 
Strafbarkeit min dernden Einrede gelte, bedarf keiner Bemerkung. 

Anmerkung. Die mit dieſem Lehrbuche zugleich erſcheinende Samm⸗ 
lung von Strafrechtsfällen liefert viele Proben eines voll⸗ 
ſtändigen Anzeigenbeweiſes. 

a) Kleinſchrod: im N. Archiv des Sr. R. IV. N. 24. Stübel 
§. 1071 f. Derſelbe: v. Thatbeſtand. §. 357 f. Martin 
6. 93. Mittermaier. §. 179.) Deſſ. Lehre v. Beweiſe. 

e) Hende: S. 598 — 604. Abeg g: im Erhn. Arhive von 1888. 

S. 516 — 331. Bauer's Theorie des Indicienbew. S. 257 ff. 
Müller: im Erim. Archiv von 1839. S. 575— 601. 


C run.⸗ Proc. B 9. 9 
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ger, vow einander unabhängiger, Beweis gründe 
für des Seyn oder KNichtſeyn der nemlichen 
Thatſache. Es treffen aber A) entweder ſolche Be- 
weisgründe zuſammen, deren jeder fir ſich b), oder B) von 
denen wenigſtens der eine allein ſchon einen vollen Be⸗ 
weis ausmachen würde c), oder O) ſolche, deren keiner 
allein volle Beweiskraft hat. Da die beiden erſteren Fälle 
keinem Zweifel Raum geben d), ſo braucht hier nur von 
dem dritten geſprochen zu werden: auf welchen daher 
jener Begriff zu beſchränken iſt. II) Zuſammenge⸗ 
ſetzter Beweis, im engeren oder eminenten Sinn, 
iſt alſo das Zuſammentreffen verſchiedenartiger, von⸗ 
ginander unabhängiger, einzeln unzureichender Be⸗ 
weis gründe für das Seyn oder Nichtſeyn der nämlichen 
Thatſache. Verſchieden hiervon iſt A) das Zuſammen⸗ 
treffen gleichartiger Beweisgründe: z. B. mehrerer An⸗ 
zeigen; B) das Zuſammentreffen in Hinſicht verſchiedener 
Thatfachen: z. B. dis Singularität der Zeugniſſe (5. 143); 
C) der Widerfreit der auf dieſelbe Thalſache ſich 
beziehenden verſchiedenartigen Beweisgründe. 


F. 174. 
) Wirkung des zuſammengeſetzten Beweiſes. 


D Das Zuſammentreffen mehrerer Beweiogründe hat 
im Allgemeinen die Wirkung, daß theils die Kraft eines 
jeden einzelnen dadurch erhöht, theils die Geſammtkraft 


§. 62, 63. Baier. St. G. B. U. Art. 331 f. Hannover. 
Entwurf. Art. 248. 249. 

b) 3. B. ein rechtsgültiges Bekenntniß, und die einſtimmige Ausſage 
zweier claſſiſchen Zeugen. ö 

c) 3. B. die Ausſage zweier untadelhafter Zeugen, und ein außer⸗ 
gerichtliches Geſtändniß. 

4) Der beiden erſten Fälle mußte dennoch hier gedacht werden: 
theils um der Beſuummtheit der Begriffe willen, theils weil fie von 
Erheblichleit find. So bezieht ſich auf fle B. die Regel, daß 
der Ququirent, falls auch ſchon das cine Beweismittel vollen 
Beweis liefert, doch vie übrigen nicht vernachläſßgen dürfe. 


Sn dep Juwelen, F. 174. 181 


derſelben verſtärkt, wird e indem der in Hinſicht des einen 
obwaltende Zweifel vurch den anderen gehoben, die vas 
handene Lücke ergänzt, und das Ergebniß der zuſaumen⸗ 
treffenden Beweiſe, gerade weil es auf verſchiedenen 
Wegen erlangt ſteht, durch ein neues Merkmal der Wahr⸗ 
heit verbürgt, wird. II) In einem vollen Beweiſe be⸗ 
ſteht diefes Ergebniß nur unter der Borausſetzung, daß 
A) jeder der beiden zufammentreffenden Beweisgründe, für 
ſich, Wahrſcheinkichkeit ver Thatſache ergebe ), und. 
daß B) zwiſchen denſelben kein Widerſpruch in Hinſicht 
anderer erheblicher Thatumſtände obwalte b). III) Dieſe 
Wirkung tritt folgerichtig in den beiden, hier möglichen, 
Hauptfällen der Conecurrenz ein: nemlich A) wenn zwei 
verſchiebene Arten des natürlichen Beweiſes zu⸗ 
ſammentreffen ): z. B. ein untadelhaftes Zeugniß, und ein 


a) Hierin liegt ſchon die Voraus ſetzung, daß jene Mängel, aus 
welchen die Unzulänglichkeit der einzelnen Beweisgründe ent- 
ſpringt, keine ſolche ſeyen, welche die erforderliche Wahrſchein⸗ 

lichkeit aus ſchließ en. 
5) Daß da, wo es auf Ueberführung des Angeſchuldigten, als TH a- 
1608s, aulemmt, 1) der objectioe Thatbeſtand ſchon auf an⸗ 

- | deve Met vollſtändig erwieſen fey, iſt nicht erforderlich. Vielmehr 
guet der vorhandene Beuseis einer ſolchen Thatſache, welche 
ein Verbrechen zu enthalten ſcheint (S. 178. II. A.) Daß 
die verſchitdenen Beweis gründe nicht aus demſelben Beweis⸗ 
mittel hervorgegangen ſeyn dürfen: liegt fou in dem Merkmale 
der Uaab hängigkeit, welches der Begriff enthält. 3) Der 
Unterſchied der Witkung des Wu ſchuldigungs ⸗ und des En t ſchul⸗ 
vigungebeweifes (8. 112) tritt auch hier ein. 

t} Martin went (G 98. Note 7) der Art. 22 der Carolina rede, 
laut ihrer Artikel 23 u. 30, „von allen unvollſtäͤndigen, — felbft 
„den natürlichen, — Beweisgründen“: was, mit deutlicheren 
Worten, ſoviel heißen ſoll ale: ſogar ein Concurs von natür⸗ 
lien Meweisgrünven, deren jeder Einzelne aber unvollſtändig 
iſt, bilvet, im Sinne der Carolina, uur eine „Vermuthung“ 
oder „Angeigung“; aber keine „Beweiſung“. 

ö Ich finde durch die Art. 23 u. 30 vielmehr das Gegentheil 
Favewoar. Art. 23 fagt fa: ein claſſiſcher Benge der Miſſe⸗ 
that mathe, N h. Heferr, eine halbe Beweiſung; und Art. 30 
ſetzt noch hinzu: dieſe halbe Beweiſung habe en Gewicht, 
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Bon der Juſtrurtton. F. 174. 


übrigens gehörig geeigenſchaftetes, aber auß er gericht⸗ 
liches, Geſtändniß 2); B) wenn natürlicher Beweis mit 
künſtlichem zuſammentrifft c). 


wie eine redliche Anzeigung oder Argwohn: (d. b. nach Art. 23 
30 u. 33 einen zur Folterung genugfamen — hinlänglich drin⸗ 
genden — Verdacht). Es wird alfo hier einem einzigen Jndieie 
(Art. 29) oder aber einem Cumulus von Indicien (Art. 27) 
ebenſoviel Gewicht attribuirt wie jenem Zeugen: womit ganz 
deutlich geſagt ſteht: daß er eine halbe Beweiſung liefere. 
Zwei ½ aber machen bekanntlich ein Ganzes aus. 

Nur fo viel freilich geht, zur ewigen Schmach der Cardtina, aus 
dem Art. 27, verglichen mit Art. 22, hervor: daß fle aus: keinerlei 
Cumulus von Indieien, wenn dieſelben von keinem direc⸗ 
ten Beweismittel begleitet ſtehen, einen vollen Schuld⸗ 
Beweis wolle hervorgehen laſſen; obgleich ſie keineswegs albern 
genug iſt geweſen, das Naͤmliche auch für den Einrede ⸗ Beweis 
zu dictiren: indem vielmehr ihr Art. 141, verglichen mit 143, 
anerkennt: daß ein genugſamer Beweis der Nothwehr durch 
Bermuthung (Indicien) herſtellbar fey. 

Daß aber die Carolina keineswegs den zuſammengeſetzten 
Beweis ganz ignor ire, ſondern vielmehr den direrten Beweis 
durch Indicien für völlig ergänzbar erkläre: zeigt deren Art. 147: 
denn hiernach ſoll ſogar der objective Watbeſtand (die Getöd⸗ 


. tetheit mittelſt Verwundung) durch eine Conclusio aus den in dem 


c) 


4 


Krankheitsverlaufe vorgekommenen Inditien völlig fuppliert wer⸗ 
den konnen. . 

Was aber von der ergänzenden Kraft der Inzichten gilt, muß 
noch gewiſſer von der eines natürlichen Beweismittels gelten. 
(NB. Ohnehin iſt durch den F. 69 des Reichsabſchiedes v. 1594 
ſonnenklar entſchieden, daß derjenige Haupttheil vom geſammten 
Thatbeſtande, welcher dolus heißt, vollſtändig durch eitel Indi⸗ 
eien beweisbar ſey. S. Müller: im Crim. Archiv von 1839. 
S. 575 f.) 

Bon die ſem Falle iſt auch nicht etwa die P. G. O. Art. 22 zu 
verſtehen: da ſie die Ausſage eines Zeugen und das außergericht⸗ 
liche Bekenntniß den Anzeigen nur darin gleichſtullt, daß auf ſie 
ebenfalls die Folter erkannt werden dürfe ). Mittermaier: 

Vergl. oben meine Note 1, und Bauer's Theorie des Anzei⸗ 

genbew. S. 259 ff. Ein neuerer, aber ſchwacher, Bekämpfer 

dieſer ganzen Theorie unter No. II. uwfetes Textes iſt (außer 


Müller, S. 386) Knorr, im Criminal ⸗ Archiv von 1840. 
S. 64 ff. 
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: Dritter Vitel. 
Von der Vertheidigung ). 


§. 175. 
Vorerinnerung. 


Zur ſicheren Begründung der Möglichkeit eines gerech⸗ 


ten Urtheils genügt nicht die Unterſuchung im engeren 
Sinne, d. h. der Inbegriff der von Seiten des Anklägers 
oder des Unterſuchungsrichters zur Erforſchung der Wahr⸗ 
heit geſchehenden Handlungen: wenn ſolche gleich auf ma⸗ 
terielle Wahrheit auch in Hinſicht der zum Entſchuldigungs⸗ 


Hemeislehre. S. 465. A. M. find Martin 8. 93. N. 7. Abegg 


a) 


beweiſe gehörigen Thatſachen gerichtet ſeyn müſſen, und in 


§. 142. S. 249. Das Baier. St. G. B. Art. 334, welches 
den unvollſtändigen natürlichen Beweis nicht zu den Anzeigungen 
zählt, bezieht dennoch die Vorſchrift des Art. 330, wonach auf das 
Sufanmmentreffen von Anzeigen (alfo auf rein künſtlichen Beweis) 


keine Todesſtrafe erkannt werden darf, auch auf den (fraglichen) 


Fall des zuſammengeſetzten Beweiſes. Eben fo der Han⸗ 
nov. Entw. Art. 249. 

Thoennicker: Advocatus prudens in foro criminali. Chemn. et 
Lips. 1703. 4. Granz: De defens. reor. Francof. 1718. Heil: 
ludex et defensor in proc. ing. Lips. 1717. J. C. Koch: Anleit. 
zu Defenſtonsſchriſten. Gieß. 1775. 1779. A. Okhard: Anrwelf, 
zu Vertheidigungsſchriſten. Letpy. 1780. Herrmann: Verſuch 


einer näheren Anleit. zur gründl. Abfaſſ. der Vertheidigungsſchr. 


Dresd, 1786. Neue Ausg. Grimma 1826. (Mit einer Beiſpiel⸗ 


ſammlung.) C. S. Zachariä: Grundriß der allg. juriſt. Vers 


theidigungskunſt. (Als Anhang der Anfangsgr. des philoſ. Crim. R. 


Leipz. 1605.) Wolters: Ein Wort über Defenſ. Hamb. 1805. 


B. Turin: Darſtellung des Rechts peinl. Vertheidigung. Themn. 
1807. Mittermaier: Anleitung zur Vertheidigungskunſt in dem 
Eriminalproceffe. Lands h. 1813. IV. Auflage. 1845. K. F. W. 
Gerſtäcert Anweiſ. zur zweckmäß. Abfaffung der Bertheidigi- 
gungoſchriſten, mit Beiſpielen. 2 Th. Leipz. 1822. Guſt. Marſch⸗ 
ner: Anleit. zur Vertheldigung der peinl. Angeklagt. Dresd. 1828. 


484 Bon der Wnftvadion. §, 175: 176. 


dieſer Hinſicht mit zur materiellen Vertheidigung (S. 175) 
gehören; ſondern es muß auch dem Angeſchuldigten geſtattet 
ſeyn, alle für ihn vortheilhafte thatſächliche und rechtliche 
Momente vorzubringen und geltend zu machen. Da hier⸗ 
nach die Vertheidigung zur Aufklärung der Sache, und 
alſo zur Vorbereitung des Urtheils beitragen kann, ſo ge⸗ 
hört ſie mit zu den Beſtandtheilen der Inſtruction, von 
welcher fle auch ſehr oft formell gar nicht getrennt iſt. 


5 Gree Capitel. 
Bon der Bertheidigung im Allgemeinen. 


§. 176. 
1) Begriff und Arten der Vertheidigung. 


I) Vertheidigung, im weiteren Sinn, iſt die Auf⸗ 
ſuchung und Darſtellung der Rechtsgründe zur Abwendung 
eines vom Angeſchuldigten, als ſolchem, zu beſorgenden 
Rechtsnachtheils. 4) In Hinſicht des Verfahrens iſt 
fie entweder materielle, oder förmliche, Pertheidi⸗ 
gung. Erſtere beſteht theils in dem Veſweben des nach 
Wahrheit forſchenden Richters, auch diejenigen That⸗ 
ſachen, welche dem Angeſchuldigten günſtig ſind, auszu⸗ 
mitteln; theils in denen von Letzterem ſelber zu ſeinem 
Schutze vorgebrachten Gründen a). Die förmliche Ver⸗ 
theidigung hingegen beſteht in einen beſonderen, dieſem 
Zwecke eigens gewidmeten, Vor tragt. Nur dieſe bildet 
inen beſonderen Theil der Instruction (das De ſeuſions⸗ 
verfahren); und von ihr allein iſt hier die Rede. B) In 
Hinſicht des Zwecks iſt ſte entweder Haupt⸗, oder Neben⸗, 
Vertheidigung. Jene bezweckt Abwendung oder Min⸗ 
derung der Stra faz dieß iſt auf Abwendung gewiſſer zum 


) nach Freunde des Augeſchentgten könen bem Swertrenten Ver 
5 angeben, wilche dam von ihm: zu var neh⸗ 


Bon der Inſtruckton. g. 176. 1 


Berfahren (sensu stricto) gehöriger nachtpetliger Hand⸗ 
lungen gerichtet (Proceßvertheitigung): indem ber 
Angeſchuldibhte ben Mangel einer Bedingung der Statt⸗ 
haftigkeit der fraglichen Hauvlung zu zeigen fucht ). 


b) Dem Vertheidiger iſt, zum Gehaf einer Nedenvefenfion, vie Acten⸗ 


od 


od 


einſicht in der Regel zu geftatten “): ausgenommen, wenn, nach 
den Umſtänden, eine Störung der Unterſuchung aus hinreichenden 
Gründen zu beſorgen *) iſt: z. B. bei der Vertheidigung zur 


Dieſe Regel gründet ſich nicht nur auf vie Natur der Sache: 
nämlich darauf, daß die Actenkunde nicht nur das Haupt⸗, ſon⸗ 
bern meiftens fogar das Allein⸗, Mittel zu vem erlaubten De⸗ 
fruſtons⸗Zweck iſt: alſo ſchon durch die Norm, welche dieſen 
Zweck erlaubt (ja ſogar befiehlt), implieite mitverſtatteg 
erſcheint; ſondern auch auf die expreſſen Vorſchriſten von 1. 2. 
u. argum. I. 2 et 6. Cod. II. 1. Cap. 24. X. V. I. und den Art. 47. 
73. §. 2. 151. 152 der Carolina. 

Sie folgt aber noch überdies aus dem Art. 88 der Conn, 
welcher dem Inculpaten erlaubt, Einen aus den gerichtsbriſitzen⸗ 
den Schöppen zu ſeinem Defensor zu erwählen. Ein folder 
aber kennt ja den Acteninhalt aus den Urquellen ſelber. Mit⸗ 
hin anerkennt das Geſetz des Inculpaten Befugniß, ſeine 
Vertheidigung auf vollſtänvige Actenkunde zu ftlitzen. Vgl. 
H. A. Zachariä: die Gebrechen x. S. 149. N. 1. 

Weun (nach Quiſtorp §. 653 und Tittmann 5. 809) der⸗ 
malen die Schöppen von dieſer Wählbarkeit ausgeſchloſſen und 
immatriculirte Advocaten deren Etſatzmänner find, fo gilt 
für Letztere offenbar die Regel: „Subrogatum sapit naturam ej us, 
„in cujus lo cum subrogatur:“ weil ja ſonſt iu dem angeblichen. 
Erſatz ein heimtückiſches Schmälern vom Rechte des In⸗ 
eulpaten läge. 

Die Geſetze machen keine ſolche Ausnahme: welche der Will⸗ 
fir des Inquirenten einen perniciös weiten Spielraum öffnen 
würde. Hat ja v. Jagemann (ein geweſener Inquirent) 
ganz naiv dieſe Ausnahme vielmehr für die Regel erklärt! 
„Dies führt“ (ſagt er) „von ſelbſt zu dem Satze, daß weder 
„dem Ad voc aten, noch ſonſt irgend Jemand, der nicht ver⸗ 
„moge ſeiner öffentlichen Stelle vazu berufen tf, die Einſicht 
„der Unterſuchungsacten zu geſtatten tt, fo lange diefelben nicht 
„geſchloſſen find: (Unterfuchungskunve. Br. I. S. 791) was, 


nach ihm, ſoviel heißt als „noch nicht endſpruchretf fin! Er 


pat dies ungentrt gefagt, 10 Jabrt nachdem der loyale und 
gefeggewatinets Marſchner (l. 4. G. 63) vtefes inmiſtoriſche 


136 Bon der Gnfteuction. §. 176. 177. 


Es gehort dahin beſonders die Vertheidigung zur Abwen⸗ 
dung 1) eines Strafverfahrens überhaupt (§. 55); 
2) der Verhaftung (S. 75); 3) der Hauptunterſuchung 
(S. 234); 4) des Reinigungseides (§. 155); 5) der Con⸗ 
frontation (§. 131. N. d). II) Unter Bertheidigung, 
im engeren oder eminenten Sinne, verſteht man die 
förmliche Haupftvertheidigung. 


§. 177. 
II) Nothwendigleit ver Vertheidigung. 


1) Die materielle Vertheidigung iſt, ſchon ihrem 
Begriffe nach, ein unbedingt weſentlicher Beſtand⸗ 
theil eines jeden Strafverfahrens. Ul) Im Anklage⸗ 
proceß iſt auch die förmliche Vertheidigung allgemein 
nothwendig. I) Im Unterſuchungsproceſſe hinge⸗ 
gen iſt dieſe nur bedingt nothwendig: nemlich A) wenn 
der Angeſchuldigte ſie verlangt: in welchem Fall ihm 
weder die Hauptvertheidigung, noch irgend eine Nebenver⸗ 
theidigung, verſagt werden darf ). B) Wenn die Unter- 
ſuchung ein ſchweres Verbrechen betrifft b), iſt die foͤrm⸗ 


Abwendung der Confrontation **). Meiſter §. 391. Mitter⸗ 
mater: Vertheidigungskunſt. §. 52. A. M. find Tittmann 
§. 810, und die von ihm Note k Angeführten. 
Heünlichkeitͤſpiel, mit vollem Recht, ein „meuchlingiſches 
„Verfahren“ genannt hatte! 0 
Grelle Belegſtücke aus der Praxis anderer Snquirenten 
liefert die Schrift von Schulz u. Welder: Geheime Inquifi⸗ 
tion ꝛc. Karlsr. 1845. S. 237 u. 364 ff. u. Bopp: in der 
Zeitſchr. f. d. Strafverfahren. Bd. III. S. 85 f. Vergl. auch 
H. A. Zachariä: Die Gebrechen x. S. 144 ff. u. 276 ff. 
woe) = Ueber dieſes Monſtrum ſ. §. 131. Note d. 


) P. G. O. Art. 88. Das Oeſterr. G. B. J. § 337. geſtattet, 
ſelbſt auf Verlangen des Angeſchuldigten, keine förmliche Ver⸗ 

theidigung: aus dem unzureichenden Grunde, weil es die Pflicht 

des Gerichtes fep, von Amts wegen für die Vertheidigung zu 

wirken. : a ; 

In Hinſicht der näheren Beſtimmung dieſer Verbrechen find die 

Landes geſetze verſchieden. Z. B. nach der Preuß. Cr. O. §. 436 


— 


Soon ber Saftvuction, 3. 12. 1. ter 
liche Haupivertheidigung, der Doctrin und dem 


Gerichtsgebrauch zufolge, für weſentlich zu halten: ohne 


daß eine Entſagung des Angeſchuldigten Statt fludet. 


VS. 178. 
III) Rechtsgunſt der Vertheidigung a). 


Die, unter der ſ. g. Rechtsgunſt der Vertheidigung 
begriffenen, auf die Vertheidigung ſich beziehenden, Rechte 
des Angeſchuldigten beruhen nicht etwa auf einer, aus be⸗ 
ſonderer Begünſtigung deſſelben hervorgegangenen, Ver⸗ 
leihung mittelſt poſitiver Geſetze, und haben daher nicht 
die Eigenſchaft von Privilegien; fondern entſpringen 
vielmehr aus der Natur und den allgemeinen Grundſätzen 
des Strafverfahrens, und haben auch nur in fo fern Wirk⸗ 
lichkeitb). Die Vertheidigung iſt nemlich 1) auch dam 
neberführten und dem Geſtändigen geſtattet: weil 
diefe immer noch in Hinſicht der Strafzumeſſuntz bes 
einträchtigt werden können. 2) Die Verzichtleiſtung 
auf das Recht der Verthetdigung iſt, wie alle Entſagungen 
im Strafproceſſe, nicht bindend. 3) Die Sorge des 
Richters für die materielle Vertheidigung iſt eine 
Wofe Folge ſeiner Pflicht, die volle — wirkliche Wahrheit 
aller erheblichen Thatſachen zu erforſchen. 4) Daß auch 
eine wiederholte Vertheidigung geſtattet wird c), hat 
ſeinen Grund in der Regel, daß im Strafverfahren der 
Beweis an keine zerſtörliche Friſt gebunden iſt (S. 103). 


bei Verbrechen, welche eine zehnfährige Strafarbeit nach ſich ziehen; 
nach dem Baier. St. G. B. II. Art. 142 bei Todes⸗ oder Ket⸗ 
tenſtrafe. Ebenſo nach dem Hannover. Entw. Art. 251. 

%) Cramer: De favore defensionis (in opusc. T. IV. p. 191). Derf. 
in observatt. T. III. p. 974. Quiſterp §. 653. Danz: ſummar. 
Proc. §. 177. 

b) Die Uebertreibungtu der Practiler in Behauptung 4 Wk: 
deter Begünſtigungen rügt Leyser: De odio deſensionis. In 

. medit. Sp. 562. med. 23 — 29. 
9 Boehmer: ad CCC. Art. 77. § 1. 


{38 Von der Jnftruction, §. 178. 179. 


H Die aushalſſiche Uebernahme der Vertheidigungs⸗ 
Soften iſt eine Folge der allgemeinen, in der Straf⸗ 
gerichtsbarleit liegenden, Subſid iar verbinpblichkritt, die 
Criminalkoſten zu tragen (S. 16. 273). Daß endlich 6) ſchon 
ein unvollſtändiger Vertheidigungsbeweis zum 
Vortheile des Angeſchuldigten wirkt 4), hat ſeinen Grund 
in der Natur der Sache (Vergl. §. 112). 


§. 179. 
IV) Von dem Vertheidiger: A) Beſtellung deſſelben. 


1) Die Wahl des Bertheidigers ) geburt zun acht 
dem Angeſchulbigten: welcher zu dem Ende beſonders be⸗ 
fragt wird. Inſofern Landesgeſetze ihn nicht auf einen 
gewiffen Kreis beſchraͤnlen b), iſt ſeine Wahl frei; dow 
hat das Gericht darüber zu wachen, daß kein Unfüähiger 
zugelaſſen werde e). 2) Falls dir Angeſchuldigte min 
felber gewahlt hat, wird der Bertheidiger vom Gericht, 
aus der Zahl der bei demſelben angeſtellten Sachwalter, 
exuawnt. Dieſer kann ſich dann dem Auftrage nur ans 
erheblichen und beſcheinigten Entſchuldigungsgrunden ent⸗ 
geben. 3) In Hinſicht der Zeit pflegt die Ernennung 
des Vertheidigers zum Zweck der Hau ptdeſenſion erſt naß 
dem Schluſſe der Unterſuchung zu geſchehen d). 4) Die 


Auf dieſe Weiſe iſt die Behauptung, daß auch durch untüchtige 
und unbeeidigte Zeugen ein voller Vertheidkgungs beweis 
geführt werden könne u. ſ. w., zu berichtigen )! 

*) S. F. 112. Note b. 

a) Der Angeſchuldigte kann ſich auch ſelber vertheidigen. Jedoch, 
im Falle der nothwendigen Defenfion ), nur dann, wenn er 
Rechtsgelehrter iſt. 

+) St. 5. 177. Note b. b 

b) 3. B. Preuß. Cr. O. C 462. Hanno v. Entwurf. Art. 256. 

e) Baier. St. G. B. II. Art. 143. 

d) Nach der Preuß. Cr. O. §. 436 wird, im Falle der noth wen⸗ 

dfgen Berthethigung, der Defenfor gleich zu An fang der Unter⸗ 
ücnchung beſtellt. Dies bat ſeinen Grund in der zweckmäßigen 

Vorſchrift des 5. 318, wonach die Anwefenhett des Verteidigers 

beim Zeugenverh dre. geſtatzet if. 


Den der Snfruchiom. §. 178. 106, 939 


Wefielung coms gemeinſchaftlichen Verthewigers far 
mehrere Mitangefhulbigte findet nur bane Statt, wenn 
dieſe ein ganz gleiches Intereſſe haben. 5) Eine Be⸗ 
eidigung des Vertheidigers geſchieht nur dann, wann 
derſelbe nicht ſchon auf den Beruf eines Sachwalters 
beeidigt i ſt e). 


§. 180. 
B) Pflichten und Nechte des Vertheidigers. 


Im Allgemeinen iſt der Vertheidiger verpflichtet 
und berechtigt, alle erlaubte Mittel anzuwenden, um 
den Ungeihulhigten gegen jeden, nicht rechtlich begründeten, 
Nachtpeil zu ſchützen. Wahrheit und Recht miffon 
ihn hierbei durchgehends leiten. Er darf es ſich weder zum 
Zwecke machen, den überführten Angeſchuldigten von der 
verdirnten Strafe zu befreien; noch unerlaubte Mittel 
anwenden. Inbeſendere hat er 1) die Mängel und 
Laden des Verfahrens, zwar freimüthig, aber ohne 
Verletzung des Anfhandes, zu rügen, und auf Erganzung 
anzutragen; 2) directe Gegenbeweiſe und Entſchulvi⸗ 
gungsbeweiſe aufzuſuchen, und auf deren Gebrauch dle 
entſprschenden Anträge zu machen; 3) die Vertheidigungs⸗ 
ſchrift binnen der ihm geſetzten Friſt (wenngleich dieſe 
nicht zerſtörlich te) einzureichen. Wegen Verzöge⸗ 
tung findet, nach Umſtänden, Geldbuße, Beſtellung eines 
am deren Dertheidigers anf Koſten des Sdumigen, und 
Verurtheilung in die aus der Verzögerung entſprungenen 
Schaden und Koſten, Statt b). 4) Der Angeſchuldigte 15 


e) Die Vertheidiger ſollen nach Art. 88 „bei ihren Eiden die Ges 
„rechtigkeit und Wahrheit, auch die Gerichtsordnung, fördern, und 
„durch keine Gefährlichkeit verhindern oder verkehren.“ 

‘a) bk, 18 5. D. de quaestéoa.: ,defeasionem duo onn que 
„tempore, posmente reo, nogari nom ohr“ Leyser: Sp. 

: 558. M. 17. 18. 7 s 5 

) Hannes Entw. Meh 28. — Auch wegen ded Gebranhes un- 

„ tauben: Mittel fabet Belang Stat. Pr ant Cr. O. 
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ien zur gesetzlichen Belohnung verpflichtet: welche aber 
ſubſidiär aus dem Gerichtsfisens zu entrichten iſt o). 


Zweites Capitel. 
Bon der Hauptvertheidigung insbeſondere. 


§. 181. 


I) Bon den Bertheidigungs gründen; A) Gründe, die ſich auf die 
f formalen Bedingungen des Strafurtheils beziehen. 


Der Entzweck der Hauptvertheidigung iſt Abwendung, 
oder Minderung, der Strafe. Das allgemeine Mittel 
hierzu, oder der nächſte Zweck, beftebt in der Ausführung, 
daß es im vorliegenden Falle an einer Bedingung aller 
Strafe überhaupt, oder doch der härteren Strafe, fehle. 
Alle rechtlichen Vertheidigungsgründe kaſſen ſich daher 
auf einen ſolchen Mangel zurückführen, und je nach Ver⸗ 
ſchiedenheit des Mangels elaſſifieiren. Die erſte 
Gattung derſelben bezieht ſich auf die formalen Bedin⸗ 
gungen des Strafurtheils. Dazu gehören I) Vertheidigungs⸗ 
gründe in Hinſicht der Beſchaffenheit des Unterſuchungs⸗ 
gerichtes: insbeſondere A) deſſen Incompetenz; B) die 
unvollſtändig . Beſetzung deſſelben, bei einer Haupt⸗ 
handlung; C) der Mangel einer erforderlichen Eigenſchaft 
der Gerichts perſonen. II) Vertheidigungsgründe in Hin⸗ 
ſicht des Verfahrens, als: A) der Mangel einer noth⸗ 
wendigen, oder doch für den Angeſchuldigten nützlichen, 
Proceßhandlung; B) ein Mangel in Anſehung der geſetz⸗ 
lichen Form einer gerichtlichen Handlung; C) der Gebrauch 


— — — eee ee 


Art. 466. — Eine u n brauchbare werten dmr toan bad 
Gericht zurückgeben. Stübel 5. 2348, 
c) Es iſt eine ſehr mangelhafte Einrichtung, wenn die Vertheidi⸗ 
gung unvermögender Angeſchuldigten den angeſtellten Sach⸗ 
waſtern als eine unentgeltliche Rethelak aufgebürdet wird. 


Mon: der Infleuction. 6. 181. 168° 11 


vines unerlaubten Nittels zur Erforſchung der Wahr⸗ 
heit (§. 192). Die einzelnen in viefe Claſſen gehbrigen 
Arten ergeben ſich aus der geſammten Theorie des 
Strafverfahrens). Rathſam iſt der Gebrauch for⸗ 
maler Vertheidigungsgründe nur dann, wenn ſich davon 
für den Angeſchuldigten irgend ein Nutzen, insbrſondere 
zur Entkräftung der Beweiſe, erwarten läßt b). 


§. 182. 


B) Vertheidigungsgründe in Hinficht der materiellen Bedingungen des 
f Strafurtheils. 


) Ihrem Gegenſtande nach laſſen ſich die mate⸗ 
rialen Bertheidigungsgründe auf folgende Gattungen zurück⸗ 
führen. Sie betreffen A) entweder die abſolute Straf⸗ 
barkeit: und zwar 1) den objeetiven Thatbeſtand: 
indem ſich zeigen läßt, daß a) überhaupt gar kein Ver⸗ 
brechen vorhanden fey, oder b) doch nicht das fenige 
(ſchwerere, oder geſetzlich ausgezeichnete) Verbrechen, deſſen 
der zu Bertheidigende beſchuldigt wird. 2) Den Tha- 
ter: indem der Angeſchuldigte a) nicht überführt ſey, b) oder 
die That ihm nicht zurechenbar. B) Over die relative 
Strafbarkeit: indem ein geringerer Grad derfelben vor⸗ 
liege; und zwar 1) entweder geringere objective, odet 
2) geringere fubfective, Strafbarkeit 2). II) In Ste 
ſicht des Beweiſes jener Thatſachen, auf welche ſich die 
materialen Vertheidigungsgründe beziehen, beſteht die De 
fenſien A) entweder in Anfechtung des Anſchuldigungs⸗ 


a) Daber bedarf es, zur pflichtmäßigen Erfüllung vom Beruf cine’ 
Vertheidigers, gründlicher Kenntniß des Straſprooeffes. ; 
p) Ohne dieſe Vorausſetzung werden fie oft nur zu unndthiger Ber 
tängerung der Unterſuchung führen. Das unnütze Häufen von 
Uusſtellungen gegen das Verfahren tf nicht felten ein bloßer 
No th behelf un geſchickter Bertheidiger. 
Die einzelnen in dieſe Claffe gehoͤrigen Vertheldigungsgründe erge⸗ 
1 saa K dem Stra frech te, ohne veſſen gründliche Kennt⸗ 
niß daher der Verteidiger ſeinem Berufe wiht gewath ſen iſt. 


142 on ber Fuſtruetten. §. 188. 180, 


beweiſes durch. Ausführung. 1) eile der materia len 
oder formalen, 2) thes der intenſiven ider ertens 
ſiven, Unvollſtändigkeit deſſelben; B) oder in Fü hr 
rung des Entfchuldigungsbeweiſes: fey es nun 
1) als sines. diresten Gegenbeweiſes, oder 2) als 
tines Buweiſes citer vorgeſchützten Ein tede n). 


§. 183. 


II) Von der Vertheldigungs ſchrüft: A) Allgemeine Erforderniſſe und 
N Mängel derſelben. 


Die Vertheidigungsſchrift (Schutzſchrift) wird 
hier in Beziehung auf die förmliche Haupt vertheidi⸗ 
ang ins Ange gefaßt (§. 176), und beſteyt alſv in der 
ſcheiftlichen Aus führung der Gründe zur Abwendung aller, 
oder doch einer härteren, Strafe vom Angeſchuldigten. 
D Zu den Erforderniſſen verſelben, und zwar ) i 
Hinſicht des Stoffs, gehört 1) Zweckmüßtgkeit, 2) Wahr 
peti, 3) Vollſtändigleit und 4) Gründlichleit; B) in An: 
ſehung der Form 1) natürliche Ordnung, und 2) elne 
Darſtellung, welche a) nicht nur die log iſchen Grr 
füorderniſſe eines gulen Vortrages — Doenilichleit und Kürze 
— hat; ſondern b) auch die red neriſchen Eigenſchaften 
peffelben, als: Würde, Natürlichkeit, Lebendigkeit and Wohl⸗ 
ang. Aus dieſen Erforderniſſen ergeben fic) nun II) die 
Mängel ſchen von ſelber 4). Doch verdienen, uls ſehr 
gewöhnliche Fehler, hier gerügt zu werden: A) bie falſche 
Richtung des Bertheibigers: welcher oft wähnt, den Ax 
geſchuldigten auf jede Weiſe der verdienten Beſtrafung ent⸗ 
ziehen zu müſſen. B) Die Spuren des Mangels der er⸗ 
forderlichen Kenntniß des Strafrechtes, des Strafprpeeſſes, 
der Pſycholo gie und der Kunſt richtige SHMAe zu bilden. 


‘b> Auch in erties Hinſicht zeigt ſich die groß Wiehtighteit det Kennt⸗ 
nip des Strafproceſſes, inabeſondern der Bewetsspeovic, fur 
den Vertheidiger. 


5 Ele inſchrodr Naben einige vorzüglich Mag den Deftnfional- 
schien. Su A. Nrchen B. I. Sti 3. N. A. 


— 
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Daher beſtehen die Defenſis nen oft nut * unniiges Aus 
fiallungen gegen das Berfahren; in Hänfung unüchter oder 
grundloſer, Milderungsurſachen, und in Anwendung unſtatt⸗ 
pafter Mittel b). C) Spuren ves Mangels einer fog: 
fältigen Borbertitung (5. 184) und der erforderlidce 
Umſicht. D) Eine von den logiſchen und repneriſchen 
Erforderniſſen des Vortrages entblößte Dar ate 
we iſ k e). 


8. 184. 
B) Vorbeteitung zur Defenſlon. 

Zur Abfaffung einer guten Vertheidigungsſchrift bedarf 
es der fougfattigten Vorbereitung. Hierzu gehört, nachden 
ſi ch der Defenſor eine klare, beſtimmte Vorſtellung von 
dem nächſten Zwecke, auf welchen die Defenſion zu richten 
ift, gebildet hat, ) das Sammeln des factiſchen 
Stoffes). Die Mittel hierzu find: A) ſorgfältiges Le⸗ 
ſen und Ausziehen) der Acten: welche dem Verthei⸗ 


dier vollſtändig und im * . werden muͤffen 


CS — yp —— — 4 


i Dahin gehort beſonders das 101 5 over Entſtellen etwteſe⸗ 
ner, fo wie das Vorgeben u m erwieſener, Thatſachen. N 

c) Noch immer ſind die mehr als mittelmäßigen Vertheidigungs⸗ 
ſchriften ſelten; während leider die Zahl der ſchlechten ſehr 

groß ist. 

) Den tetztlichen Sto liefert dis Theorie ves Straftethtes und 

b) Das Exeerpiren der Arten muß ſich anf alle erheblich ſcheinende 
Thatfachen erstrecken. Die Gegenſtände deſſelben ergeben ſich be⸗ 
ſonders aus der obigen Darſtellung der Bertheidigungs gründe 
(8. 181. 182), welche dabei zu berückfichtigen ift. 

e) J. B. Sartorius: Unrechtmäßigkeit einer Beſchrankung des Ver⸗ 
theidigers, bei Einſicht der Unterſuchungsacten. In der Samml. 
merkw. Rechtsfͤlle BSaterns von v. Zum⸗Khein und Satto~ 
rius. Erl. 1830. B. 1 S. 439 f. — Die Acten werden dem 
Bertheidiger gewöhnlich im Gerichte vorgelegt. Päuig wird 
es ihm aber anch, wenn kein Grund des Mißtranens vorhanden 
id, qr@atiet, vie Actes in frine Wohnung mitzenehmen. Aus⸗ 

- paidticg geſtattet ſelches die Preuß. C. O. 6. 41. 


B) Die Unterredung mit den verhafteten Antze⸗ 
ſchuldigten: welche, in der Regel, ohne Beiſeyn einer 
Gerichtsperſon geſchehen müßte 4). C) Die Anweſen⸗ 
heit des Vertheidigers bei dem Zeugen verhöre: wo 
bicfe durch Geſetz geſtattet iſt e). D) Außergericht⸗ 
liche Erkundigungen. Zeigt ſich beim Sammeln des 
Stoffs die Nothwendigkeit einer weiteren Erforſchung 
gewiſſer Thatumſtände, ſo hat der Defenſor hierauf anzu⸗ 
tragen, und ſodann erſt deren Ergebniß abzuwarten. 
HI) Die Entwer fung des Plaus der Defenſionsſchrift: 
welchem, im Allgemeinen, die Unterſcheidung des hiſtori⸗ 
ſchen Theils von der Rechtsausführung zu Grunde 
gelegt wird (§. 185. 186); der aber den befonderen Ver⸗ 
häbtniſſen des einzelnen Falles anzupaſſen iſt f). 


§. 185. 725 
C) Theile der Vertheidigungsſchrift: 1) Geſchichtlicher Theil. 


Nach einem angemeſſenen kurzen Eingange zerfällt 
die Defenfion in zwei Haupttheile: den hiſtoriſchen und 
den rechtlichen. Der geſchichtliche Theil begreift I) die 
Proceßgeſchichte, deren Kürze oder Ausführlichkeit be⸗ 
ſonders davon abbängt, ob Vertbeidigungsgründe 


— — — ee ee 


d) Indem die Gegenwart einer Gerichtsperſon das nöthige Ver⸗ 
traue n ſtoren, und der Vertheidiger keine Keuntniß von etwaigen 
Mißbräuchen erlangen, würde. Nur ausnahmsweise w), wo 
boſondere Gründe vorhanden find, eine Calluſion, zu beſorgen, 
ſollte eine Gerichtsperſon der Unterredung beiwohnen. dürfen. 
Kress: ad CCC. Art. 73. §. 1, n. x. Meiſter: Einleit. in die 
peinl. Rechtswiſſ. S. 254. Quiſtorp §. 657 und alle Neueren. 
Hanno v. Entw. Art. 259. §. 2. A. M. iff Stübel 8. 2355 f. 
Landesgeſetze ſchreiben es aber, als Regel, vor. 

„), Ueber die Mißbrauch ung ſolcher Ausnahmen (d. b. folder 
Löcher im Rechtsnetze) ſ. oben §. 176. Note b. 

e) 3: B. Preuß. C. O. 5. 318. 

ü at Beſonderer Regeln bedarf es für die Fille, wo eln Angeſchul⸗ 
digter wegen mehrerer Verbrechen zu vertheidigen ; oder 
mehrere Angeſchuldigte th einer Scheiſt zu vertzeidigen find, 
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aus derſelben entlehnt werden ſollen. I) Die Schilde⸗ 
rung der Perſönlichkeit und der Lebensverhältniſſe 
des Angeſchuldigten. III) Die Erzählung vom Herz 
gange des Verbrechens, als Ergebniß der Unter⸗ 
ſuchung a): unter ſteter Hervorhebung derjenigen That⸗ 
ſachen, welche als Defenſionsgründe benutzbar ſind. 
Sowohl der Umfang und das gegenſeitige Verhältniß dieſer 
drei Theile der Erzählung, als die Art der Darſtellung, 
wird immer durch das Bedürfniß für den Vertheidigungs⸗ 
zweck und durch die Beziehung auf dieſen Zweck beſtimmt. 
Sie laſſen ſich oft nicht genau abſondern; auch iſt deren 
Reihefolge je nach den Umſtänden des einzelnen Falles 
zu ordnen. f ; 


§. 186. 
2) Rechigausfiihrung: a) in Hinſicht der abſoluten Strafbarkeit. 


Die Rechts ausführung beginnt mit einer beſtimmten, 
klaren Angabe des beſonderen Zweckes der De⸗ 
fenſion (quaestio), deren auch mehrere, — fey es 
nebeneinander, oder nach einander, — aufgeſtellt werden 
können. Vermag nun der Vertheidiger den Mangel ir gend 
einer Bedingung der abſoluten Strafbarkeit zu zei⸗ 
gen, ſo macht Dieſes den erſten Theil der Rechtsaus⸗ 
führung aus, welcher folgende Zwecke und Gegenſtände 
haben kann: Die Nachweiſung, 1) daß kein Strafge⸗ 
ſetz in Hinſicht der vorliegenden Handlung beſtehe; 2) oder 
das es an einem zum objectiven Thatbeſtande des 
fraglichen Verbrechens gehörigen Merkmale fehle: indem 
dieſes entweder nicht bewieſen, oder deſſen Nichtdaſeyn 
dargethan, ſey a); 3) oder daß der Angeſchuldigte nicht 


a) Ein umſtändlicher ermüdender Actenauszug, welcher oft nur zur 
Füllung der Bogen dient, iſt nicht blos u n zweckmäßig, ſondern 
auch zweck widrig. N : 

2) Das mangelnde Merkmal kann die Folge haben, daß die Hand⸗ 
lupg nunmehr gar kein Verbrechen iſt; oder daß fle nur die 
Eigenſchaft des fragkichen ſchwereren Verbrechens verliert: z. B. 

Crim. ⸗ Proc. B. 10, 10 
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bet Thater (Urbeter, Gehilfe, oder Begünſtiger) fey; 
ober 4) daß demſelben doch die That nicht zugerechnet 
werden konne. 


§. 187. 
b) Rechtsausführung in Rückſicht der relativen Strafbarkeit. 


Wenn das Daſepn aller Bevingungen der abſolaten 
Strafbarleit fic entweder überhaupt nicht aus hinreichen⸗ 
den Gränden beſtreiten läßt, oder auch, eventuell, falls 
vaſſelbe mehr nicht als zweifelhaft ſollte gemacht worden 
ſeyn, wird nun die Vertheidigung dahin gerichtet, auszu⸗ 
führen, daß in dem vorliegenden Falle ein geringerer 
Grad der Strafbarkeit vorhanden fey. Dieſer 
Theil der Rechtsausführung beſteht nun 1) in Darſtellung 
vorhandener Strafmilderungs⸗, oder aber Strafzu⸗ 
meſſungs⸗, Gründe: jenachdem von Anwendung eines be⸗ 
ſtimmten, oder eines un beſtimmten, Strafgeſetzes die 
Rede iſt a). 2) Die Gründe der geringeren Strafbarkeit 
betreffen entweder die objective Strafbarkeit, odet die 
fubjective. 3) Es kann auch nöͤthig ſeyn, ſcheinbar 


— — 


eines vorſätzlichen, oder eines geſetzlich aus gezeichneten, Bere 

brechens. Auch dieſer letztere Fall gehört zur Vertheidigung in 

Hinſicht der abſoluten Strafbarkeit: indem ja doch das Nicht⸗ 
f daſeyn des fraglichen Verbrechens gezeigt wird. 

a) Milderungsgründe und Gründe einer geringeren Straf⸗ 
gumeffung unterſcheiden ſich nicht nur ihrem Begriffe nachz 
ſondern dieſe Unterſcheidung hat auch ein beveutendes practi⸗ 
ſches Jutereſſe: da der Richter bei der Strafzumeſſung 
ſolche Gründe der geringeren Strafbarkeit berückſichtigen 
darf, wegen deren eine Milderung (alfo eine Abweichung 
von der geſetzlich beſtimmten Strafe) nicht Statt finden würde. 
Bauer: Lehrb. des Strafrechtes. II. Ausg. §. 139. N. c. Dies 
ft beſonders bei ſolchen neueren Strafgeſetzen von Wichtigkeit, 
welche dem Strafrichter das Rilderungsrecht ganz ver⸗ 
ſagen, und daher folgerichtig auch keine Milderungs gründe 
zulaſſen können: wie z. B. der Hannover. revivirte Entw. 
Art. 97 f. Bauer: Vergleichung des revtdirten mit dem nurſprüngl. 
Entwurfe. Gott. 1831. S. 30 f. 
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vorhandene Gründe einer höheren Strafbarkeit, wo⸗ 
hin auch Schärfungsgründe (3. B. der Rückfall) gehören, 
zu widerlegen, ober zu ſchwächen. Den Schluß der 
Defenſionsſchrift bildet eine gedrängte. Darſtellung der Er⸗ 
gebniffe der Rechtsausführung und der Vortrag der 
Bitte: deren Inhalt ſich nach dieſem Schluſſe beſtimmt, 
und daher, entweder auf gaͤnzliche Losſprechung, oder Los⸗ 
ſprechung von der Inſtanz, oder von dem ſchwereren 
Verbrechen, oder auf eine mildere Beſtrafung, oder auch 
auf mehrere dieſer Zwecke (nemlich auf den einen gu: 
nächſt; auf den andern aber nur eventuell), gerichtet ſeyn 
kann, und, nach Umſtänden, auch auf den Koſtenpunet 
zn beziehen iſt. 8 


§. 1&8. 
III) Von dem Vertheidigungsverfahren. 


Vertheidigungsverfahren, im weiteren Sinn, 
iſt der Inbegriff aller jener gerichtlichen Handlungen, 
welche ſich auf die förmliche Hauptvertheibigung bezie⸗ 
hen. Es gehort dazu 1) die Beſtellung des Verthei⸗ 
digers: insbeſondere die Bekanntmachung des Angeſchul⸗ 
digten mit ſeiner Wahlbefugniß; deſſen Befragung über 
ſeine Wahl; deren Baſtätigung; oder die aushülfliche Er⸗ 
nennung eines Vertheidigers; die etwa erforderliche Be⸗ 
eidigung des Defenfors ), und die Beſtimmung der 
Friſt zur Einreichung der Defenſionsſchrift. II) Die auf 
Vorbereitung dieſer Schrift abzweckenden Handlungen: 
namentlich die Vorlegung der Acten, und die geſtattete Un⸗ 
terredung mit dem Defenſor. III) Das Vertheidigungs⸗ 
verfahren im engeren Sinne: d. h. der Inbegriff der 
durch den Vertheidiger veranlaßten, auf Ergänzung der 
Unterſuchung abzweckenden, gerichtlichen Handlungen. Die⸗ 
ſes beſteht A) entweder in Verbeſſernng formeller 
Mängel: inſofern dieſe durch Nachholung einer ver⸗ 


1) S. oben §. 179. Note e. 
10 * 
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ſäumten Form (3. B. Beeidigung der Zeugen), oder 
durch Wiederholung einer in ungehöriger Form 
vorgenommenen Handlung, geheilt werden können. B) Oder 
in Ergänzung materieller Lücken, durch weitere 
Erforſchung der Wahrheit (für die Vertheidigung) erheblich 
ſcheinender Thatſachen. Beiderlei Anträgen iſt, falls 
ſolche nur nicht offenbar grundlos find, zu willßahren z). 
IV) Nachdem. diefe weitere Unterſuchung geſchloſſen 
iſt, wird dem Vertheidiger nochmals die Acteneinſicht 
geſtattet: worauf dann nun erft die Vertbeidigungs (drift 
eingeliefert wird. Sollte jedoch erſt nach bereits einge⸗ 
reichter Vertheidigungsſchrift die weitere Unterſuchung erfolgt 
ſeyn, ſo iſt dem Defenſor, unter nochmaliger Vorlegung 
der Acten, die Einlieferung eines Nachtrages zu ver⸗ 
ſtatten. ; : 


2) Vergl. über dieſen Antrag des Defenfors auf Supplenda Pfi⸗ 
ſter's Criminalfälle: Bd. V. S. 656 ff. 
Er iſt an das Ober gericht zu adreſſiren, wenn die Acten ſchon 
an dieſes, zur Erkenntnißfallung, eingeſandt find. S. 5. 191. B. 
a) Der urſprüngliche Han no v. Entw. Art. 268 geftattete dem Ver⸗ 
theidiger gegen die Verwerfung ſeiner Anträge, falls Gefahr 
beim Verzuge, die Berufung an die höhere Inſtanz. Dieſes 
iſt im revidirten Entwurfe weggelaſſen worden. Hierin ſoll doch 
wohl keine Ausſchließung eines, unter Umſtänden ſehr wichti⸗ 
gen, Schutzmittels liegen? 
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Zweiter Hauptabſchnitt. 
Von den Erkenntniſſeu ). 


§. 189. 


Vorerinnerung. 


Die bisher abgehandelten Lehren bezogen ſich ſämmt⸗ 
lich auf die Inſtruetion: d. h. das Verfahren, um 
eine Strafſache fo weit aufzuklären, daß über dieſelbe 
ein richterliches Urtheil gefällt werden kann (die Sache 
ſpruchreif zu machen). Iſt nun durch die Inſtruetion 
für dieſen Zweck Alles geſchehen, was nach den Umſtänden 
auf rechtliche Weiſe geſchehen konnte und mußte, und ſol⸗ 
chergeſtalt der vorbereitende Theil des Strafverfahrens 
geſchloſſen, ſo folgt alsdann die Urtheilsfällung. Es 
kommen jedoch auch ſchon im Laufe der Inſtruction pro⸗ 
ceßleitende oder vorbereitende Erkenntniſſe vor; 
und es kann auch, nach bereits erfolgtem Schluſſe des 
vorbereitenden Theils, eine für nothwendig erachtete wei⸗ 
tere Inſtruction der Sache vorgenommen werden. 


5. 190. 
I) Begriff und Eintheilungen der Erkenntniſſe. 


D Ein ſtrafgerichtliches Erkenntniß ) iſt die 
Entſcheidung über die Anwendbarkeit eines Geſetzes 


— ee — 


a) Tittmann §. 895 f. Stübel §. 3080 f. Martin S. 140 f. 
Mittermaier 5. 182 f. Abegg 5. 170 f. Volkmann: 
Sächſ. Cr. N. §. 374 f. Henke S. 726 — 768. 

a) Es iſt unangemeffen, die ffrafgerichtlichen Erkenntniſſe generaliter 

Strafurtheile zu nennen: da diefe Bezeichnung ſich nur auf die 
verdammenden Urtheile bezieht“). an 

) Sehr richtig! Aber ebendeßhalb iſt für den ganzen Criminal⸗ 

proceß ſelber Bau er's eigener Titel „Strafverfahren“ 
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auf eine vorliegende Strafſache, und zwar A) entweder 
eines Proceß geſetzes — Vorerkenntniß (Interlo⸗ 
cut, im weiteren Sinne)z B) oder eines Strafge⸗ 
ſetzes — Endurtheil. M Verſchieden von Erkennt⸗ 
niſſen find die von den Unterſuchungsgerichten ausgehenden 
und den gewöhnlichen Lauf des Strafverfahrens betreffen⸗ 
den bloßen) Verfügungen b). Bezieht ſich jedoch eine 
an ſich nur proceßleitende Verfügung auf eine ſolche Hand⸗ 
lung des Strafverfahrens, gegen welche, wegen der damit 
verknüpften Nachtheile, eine Vertheidigung des An⸗ 
geſchuldigten Statt finden würde (§. 176), fo gehort ſie 
zu den Vorerkenntniſſen (§. 191) e). IN) Die Erkenntniſſe 
ſind, in Hinſicht der Art ihrer Faſſung, entweder reine 
(un bedingte), oder bedingte: d. h. worin die Entſchei⸗ 
dung an eine hinzugefügte Bedin gung geknüpft iſt. Dieſes 
kann aber entweder eine aufſchiebende Bedingung ſeyn, 
oder eine auflöſende d). IV) In Rückſicht des Inhaltes 
theilt man die Erkenntniſſe in einfache und zuſammen⸗ 


geſetzte e). 


doppelt unpaſſend: da dieſer eigentlich weiter nichts bedeutet 
als die Procedur hinter einem Strafurtheile Her: d. h. den 
Hergang des Siraf voll zuges: 3. B. einer Hinrichtung! 

1) Sie find. Das, was im Civilproceſſe „ſimples — proceßlei⸗ 
„tendes Decret” heißt. 

d) Die fonft hin und wieder üblichen Benennungen: Decisa, Deereto, 
Abſchiede, Referipte, Reſolutionen, Prälocute, haben keine beſtimmte, 
gleichförmige Bedeutungen. 

e) Dies ergibt ſich ſchon daraus, daß Manche ſolcher Verfügungen, 
in der Regel, nur den erkennenden Gerichten überlaſfen find 
(wie z. B., nach Landesgeſetzen, die Verhängung der Spec ial⸗ 
inquiſition); ſo wie, daß, nach einer deshalb geſchehenen Ver⸗ 
theidigung, das erkennende Gericht darüber zu entſchei⸗ 

den“) hat. 

*) In dieſem letzteren Falle find fie aber offenbar nicht blos der 
Potenz nach Vorerkenntniſſe;z ſondern auch der äußeren 
Form nach: d. h. sententiae interlocutorias. Vergl. den 
5. 191. No. U. A und auch meinen Civilpr.⸗Schlüſſel. S. 156. 

d) Auch die Zwiſchenurtheile können bedingt ſeyn: z. B. Befreiung 
von der Haft, unter der Bedingung der Cautionsleiſtung. 

e) Dieſe Eintheilung bezieht ſich zwar hauptſächlich nur auf End⸗ 


Pon den Grkenntiffen. §. 194, 451 


§. 191. 
It) Gattungen und Arten der Erkenntniſfe: A) Vorerkenntuiſſe. 


Zu den Vorerkenntniſſen im weiteren Sinne 
(interlocuta) ), d. h. Urtheilen, welche über die Anwend⸗ 
barkeit eines Proceßgeſetzes entſcheiden, gehören I) die 
eigentlichen Vorbeſcheide: d. h. ſolche, wodurch über 
die Sfatthaftigkit eines Strafverfahrens in einem 
vorliegenden Falle präliminariſch entſchieden wird; 
19) die Zwiſchenurtheile: d. h. ſolche, worin, wah - 
rend des begonnenen Verfahrens, über die Statthaf⸗ 
tigkeit eines gewiſſen Fortſchreitens in demſelben erkannt 
wird. Dahin gehören 4) die Erkenntniſſe über die Statt⸗ 
haftigkeit einer für den Angeſchuldigten nadthei- 


ligen, und daher einer beſonderen Begründung bedürfen⸗ 


den, gerichtlichen Handlung:): als über Verhaftung, 
öffentliche Ladung, eigentliche Gegenſtellung ), Reinigungseid 
und Specialinquiſition. Ob und in wie fern dergleichen 
Zwiſchenurtheile den erkennenden Gerichten entweder 
ſchon zunächſt, oder erſt im Falle einer bei ihnen geſche— 
henen Anfrage oder geführten Beſchwerde, anheimgegeben 
fepen, findet fic) in den Landesgeſetzen nicht gleichförmig 
beſtimmt. 3) Die ſ. g. Inſtructorien: d. h. Urtheile 
des erkennenden Gerichts auf Ergänzung der In— 
ſtruction, durch welche entweder die Nachholung einer 
Form, oder die weitere Erforſchung gewiſſer That⸗ 
ſachen durch Anwendung beſtimmt anzugebender Mittel ), 


— 


urtheile; doch kommen auch aus Juterſocuten und Endurtheilen 
zuſammengeſetzte Erkenntniſſe vor: z. B. ein Vorbeſcheid auf Uns 
ſtatthaftigleit eines Strafverfahrens, worin zugleich ſchon die 
Unſchuld ausgeſprochen wird. 
1) S. 5. 190. No. I. A. 
2) Vergl. §. 190. Note c. 
3) Hierüber ſ. §. 131. N. d. 
) Bergh. oben §, 188 bei Note 2. 
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verordnet wird a). Die Bedingungen der Statthaftig⸗ 
keit der Vorerkenntniſſe und deren Wirkungen ergeben 
ſich von ſelber aus der Lehre von der Inſtruction. 


§. 192. i 
B) Endurtheile: 1) Im Allgemeinen. 


Endurtheile, Schlußerkenntniſſe (sent. defini- 
tivae) find ſolche, die, nach beendigter Inſtruction, über 
die Anwendbarkeit eines Strafgeſetzes auf den vorlie⸗ 
genden Fall entſcheiden. Das Endurtheil beſteht D ent⸗ 
weder in der Erklärung, daß die Ergebniffe der geſchloſſenen 
Unterſuchung noch keinen endlichen Ausſpruch über die 
Anwendbarkeit des Strafgeſetzes möglich machen — un⸗ 
vollkommenes Endurtheil, einſtweilige Losſpre⸗ 
chung (absolutia ab instantia); II) oder in einer be⸗ 
ſtimmten Entſcheidung über die Anwendbarkeit des Straf- 
geſezes — vollkommenes Endurtheil. Letzteres 
erklärt nun entweder A) die Nothwendigkeit der An wen⸗ 
dung des Strafgeſetzes — Verdammungsurtheil, Straf⸗ 
urtheil (sent. condemnatoria); B) oder die Unſtatthaf⸗ 
tigkeit der Anwendung — losſprechendes Urtheil 
(sent. absoluloria, Entbindungsurtheil, gänzliche Losſprechung 
— absolulia a causa) 2). Sämmtliche Arten der End⸗ 
urtheile ſetzen voraus, daß die Inſtruetion geſchloſſen fey. 


. Manche zählen auch die Losſprechung von der Inſtanz zu den 
Zwiſchenurtheilen. Vergl. §. 193. Note e. 

i Die Arten der Urtheile werden auf verſchiedene Weiſe dargeſtellt. 
1) Manche ſchließen die Losſprechung von der Inſtanz von den 
Endurtheilen aus, und zählen fie zu den Zwiſchenurtheilen 
(F. 191. N. a u. §. 193. N. d u. e). 2) Andere ſtellen dieſelbe als 
eine Art der losſprechenden Urtheile auf, und ſetzen fie ent⸗ 
weder blos der gänzlichen Freiſprechung entgegen, oder unter⸗ 
ſcheiden drei Grade der Losſprechung: nemlich a) Unſchulds⸗ 
erkenntniß, b) Losſprechung (als nichtſchuldig), e) Einſtellung 
des Verfahrens (Losſprechung von der Inſtanz) Baier. 
St. G. B. Art. 353 f. 3) Manche theilen auch die Zwiſchen⸗ 
urtheile in freiſprechende und in verdammende, und verſtehen unter 
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§. 193. 


2) Im Einzelnen: a) Von dem unvollkommenen Endurtheile a). 


I) Eine Entbindung von der Inſtanz (einſtweilige Los⸗ 


ſprechung) findet Statt: 4) wenn kein voller Anſchul⸗ 
digungsbeweis vorhanden, und auch dermalen kein weiteres 
Mittel zu deſſen Erlangung, anwendbar iſt; jedoch 
ein gegründeter erheblicher Verdacht wider den Angeſchul⸗ 


a) 


den freiſprechenden diejenigen, welche, auf eine Neben vertheidigung 
hin, zu Gunſten des Angeſchuldigten, entſcheiden. Stübel §. 300. 
Volkmann a. a. O. 5. 378. 


Kleinſchrod: Ueber die Losſprechung von der Inſtanz im peinl. 
Proceſſe. In deff. Abhandl. I. Abh. 4. Derſelbe: Ueber die 
verſchied. Arten losſprechender Erkenntniſſe im Cr. Proc. N. Archiv 
V. S. 1 f. Scholz: Ueber die Entbindung von der Inſtanz bei 
Unterſuchungsſachen. N. Archiv 1834. S. 396 f. (bebauptet die 
Unſtatthaftigkeit der Losſprechung v. d. Inſtanz *). 
Gleicher Meynung — die ſchon von Mathueus: de crimin, 
B. 48. T. 16. §. 16. u. von Car pzo v: Pract. r. crim, Q. 125. 
No. 1 — 16 u. O. 106. No. 94 8. proclamirt worden war — find 
auch Siegen (Juriſt. Abhandlungen. 1834. No. IV), Henke, 
S. 737, H. A. Zach ariä & 211 u. Mittermaier: und zwar 
mit vollem Rechte: denn tie iſt geſtützt auf die ſonnenklaren 
Vorſchriften der J. 4. Cod. II. 1 und die Artikel 191 201 der CCC. 
Opponirt wird ihr nichts als ein Haufe von ſchnöde mißver⸗ 
ſtandenen Geſetzſtellen, und der nichtswürdige, — aber freilich 
unabläugbare, — Gerichtsgebrauch: welcher leider durch 
eine Anzahl von Particulargeſetzgebern iſt beſtätigt worden; 
hingegen vom Badiſchen glorreich in den Staub getreten. 
Dieſer fagt (iu §. 244 ſeiner Strafproceß⸗Ordn. von 1845): 
„Wird keine Strafe erkannt, ſey es, weil der Thatbeſtand 
„uicht hergeſtellt, oder die That nicht mit Strafe bedroht, oder 
„der Angeklagte nicht überwieſen, oder wegen mangeln⸗ 
„der Zurechnung oder geſetzlicher Entſchuldigung ſtraflos befunden 
„iſt, ſo muß das Urtheil immer dahin lauten: daß 
„der Angeklagte von der Anklage freigeſprochen 
„werden Vergl. beſonders H. A. Zachariä: im Crimin. 
Archiv v. 1839. S. 371 — 395. Müller: in der Zeitſchr. f. d. 
Strafoerf. Neue Folge. Bd. 1. S. 1— 60 u. O. Elben: die 
Entbindung von der Inſtanz ꝛc. Tüb. 1846. 
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digten vorliegt, welcher deſſen gänzliche Losſprechung 
nicht geſtattet b). B) Wenn eine die Strafbarkeit aus⸗ 
ſchließende Einrede nur halb erwieſen iſt (§. 113). 
In beiden Fällen wird außerdem die Unſtatthaftigkeit eines 
Hülfseides ) vorausgeſetzt ). Unter dieſen Bebingyngen 
iſt 3 auf dieſe Losſprechung zu erfkenaen ). 


—— — — — 22 


b) Daß in einem ſolchen Falle der Angeſchuldigte fein Necht habe ), 
für nicheſchuldis erklärt zu werden, dürfte wohl nicht zu bezweiſelng 
ſeyn. Der Streit über die Zuläſſigkeit der Losſprechung von der 
Inſtanz betrifft alſo nur deren Zweckmäßigkeit. 

2) Dieſes fein Recht wird poſitiv begründet durch die J. 4. Cod. 
(Il. 1) citata; philoſophiſch aber durch den Ausſpruch von 
Siegen (S. k „Die Juſtiz iſt, ihrer Natur nach, beſtimmt, 
„aus ſtreitigen Rechten der Staatsbürger unſtreitige zu 
„machen; nicht aber auszuſprechen, daß fic, nach wie vor, ftrettig 
„bleiben follen.“ 

1) Dieſer Satz hängt zuſammen mit Bauer's (falſcher) Theorie, 

daß der Inculpat auf ſeinen Ausſchwur eines Purgatorii, oder aber 
Suppletorii, ein jus quaesitum, habe. §. 155. Note f u. §. 158. 
Note b. Vergl. ebendaſelbſt (§. 158) meine Gloſſe * zu Note c. 

Unter ſolcher Vorausſetzung würde freilich, bet der erprobten 
Schwurbereitwilligkeit der Inculpaten (§. 154. Note c), das Das 
mokles⸗Schwerdt der Absolutin ab instantia wohl nur über die 
Häupter von eidesunmündigen und von beſcholtenen In⸗ 
culpaten aufgehängt werden dürfen. F. 155. No. III. 

Hieraus ergibt ſich aber zugleich, daß die im ſelben §. 155. No. II. 
aufgeſtellte Bedingung des Reinigungseides: „Wenn ſonſtige 
„Beweismittel weder vorhanden noch zu hoffen“ find, in Zu⸗ 
ſammenſtellung mit unſerem hier beſprochenen Satze, ſehr perpler 
und veratoriſch erſcheine: denn jede Absolutio ab instantia ſetzt 
ein Hoffen auf ſonſtige Bewetsmittel voraus. Folglich wäre nie ein 
Hülfseid zuläſſig, wo eine Absolutio ab instantia ftatthaft iſt! 

Hier aber wird umgekebrt gefagt: nie tft eine (bloße) Absolutio 
tb instantia zuläſſig, wo ein Hülfseid ſtatthaft iſt. Dieſer 
Bauer'ſche Selbſtwiderſpruch iſt nur dadurch auflößbar, daß man 
ſeinen Ausdruck „zu hoffen iſt“ parapbrafirt oder ſurrogirt durch: 
„mit Sicherheit zu erlangen ſteht.“ 

c). Die Entbindung von der Inſtanz vertritt zweckmäßig die Stelle 
des unzuverläſſigen Reinigungseides und der nicht rechtlich 
begründeten außerordentlichen Strafen (§. 111). 

0 Die ſtillſchweigende Entbindung von der Inſtanz, durch 
1) bloßes Lies en laſſen der Unterſuchung oder 2) Enilaffung 


Ven den Gebewnealin. f. 103; 155 


Ik) Die Wirkung der Entbindung von der Inſlanz beſieht 
in Befreiung des Aageſchuldigten von dem wider ihn ein⸗ 
geleiteten Strafverfahren. Es findet jedoch eine Wieder⸗ 
aufnahme der Unterſuchung Statt: A) wenn ſich neue Bes 
weisgründe ergeben, welche, in Verbindung mit den 
früher vorhanden geweſenen, die Erbringung eines voll⸗ 
ſtändigen Anſchuldigungsbeweiſes hoffen laſſen e). B) Auf 
Verlangen des Angeſchuldigten: welder, auf den Grund 


re 


e) 


55 


des Augeſchuldigten aus der Haft, welche früherhin nicht unge⸗ 


wöhnlich war (Boehmer: ad CCC. Art. 99. §. 3. Klein⸗ 


ſchrod ) a. a. O. S. 205), iſt aus einleuchtenden Gründen nicht 
zu billigen **). 
Welcher ibidem abſurderweiſe dazu applaudirt! Vergl. Den⸗ 
ſelben, im Neuen Archive des Crim. R. Bd. V. S. 9. 
Denn es bekäme hier ja der Inculpat nicht einmal darüber 
eine oſtenſible Beweisurkunde in die Hand, daß er jetzt nicht 
ſchuldig erfunden, alſo vorläufig frei, ſey; ſondern (ſo hat 
Jenull: in ſeinem Oeſteer. Criminalrechte. Grätz 1812. Bd. IV. 
S. 236 contra Kleinſchrod bemerkt) auch das Publicum 
erhielte keinen Warnſpruch: „der Inculpat bleibt verdächtig; 
„alſo ſchließe man nicht aus ſeiner Freiheit auf ſeine Un ver 
„dächtigkeit!“ 
Die Entbindung von der Inſtanz hat die Natur eines Schluß⸗ 
erkenntniſſes: da ſie erſt nach völlig geſchloſſenem Verfahren 
Statt findet, und auch die Sache dadurch, wenigſteus bedingter⸗ 
weiſe, beendigt wird. Die (ſtillſchweigende) negative Bedingung, 
daß keine neue Beweiſe der Schuld ſich ergeben, geht ebenſo ge⸗ 
wöhnlichermaßen in Erfüllung, wie die doppelte Bedingung, 


unter der die Losſprechung auf den Reinigungseid erfolgt 


(S. 157. N. a) *), welche doch unbedenklich zu den Endurtheilen 
gezählt wird. A. M. find Martin § 143. Stübel 6. 3099, 
welche die Losſprechung von der Inſtanz zu den Zwiſchenurtheilen 
rechnen. (Letzterer unterſcheidet auch noch von derſelben die 
„zeitige Freiſprechung.“) 
Hier begeht Bauer eine grelle Begriffs verwechſelung! Die 
Absolutio ab instantia bes (abominabeln) Gerichts gebrauches ge⸗ 
ſchieht mit nichten unter einer negativen Suſpenſiv⸗ 
Bedingung {auf deren Eintritt alſo für den Juculpaten zu 
hoffen wäre); ſondern vielmehr, unter giner poſitiven Re⸗ 
ſolutiv⸗ Bedingung (nämlich des Fundes neuer Beweismittel): 
deren Eintritt ein Fuͤrchtobject für den Inculpaten iff. 
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neuer Entſchuldigungs beweiſe, die gänzliche Los⸗ 
ſprechung fordert. Iſt gleich die bloße Entbindung von 
der Inſtanz, da ſie die Fortdauer eines erheblichen Ver⸗ 
dachtes ausſpricht, an ſich drückend, ſo ſind doch mit der⸗ 
ſelben, in der Regel, keine weitere Rechtsnachtheile 
verknüpft. Die Stellung des Losgeſprochenen unter Poli⸗ 
ceiaufſicht, die Auferlegung einer Sicherheitsleiſtung, die 
Ausſchließung von Aemtern u. dergl. m. beruhen vielmehr 
auf beſonderen, von der individuellen Gefährlichkeit 
des Entbundenen entlehnten, Gründen, oder auf Landes⸗ 
geſetzen t); müſſen aber vom Strafgerichte erkannt 


— — 


Der Aus ſchwur vom Reinigungs eid hingegen iſt eine po⸗ 
ſttive Suſpenſiv bedingung eines total abſolutoriſchen End⸗ 
urtheils! (Nach c. 8. X. V. 34 u. §. 155. Note fe in f.) 

Aber auch abgeſehen von dieſem Schnitzer, frage ich: Nach 
welchem Logiker der Welt ſind denn 2 Dinge darum gleich⸗ 
artig, weil ſie zufällig meiſtens einen einzelnen Erfolg mit⸗ 
einander gemein haben? 

Bauer verſteckt fic) hier hinter die Zweideutigkeit des 
Wortes Schlußerkenntuiß! Verſteht man darunter ein Urtheil, 
welches auf den Schluß der Unterſuchung folgt: dann hat 
er Recht. Verſteht man darunter hingegen dasjenige Urtheil, 
welches ſeinem Inhalt und Weſen nach das letzte iſt: ſo daß 
es ein ſpäteres Urtheil exeludirt und entbehrlich macht, 
wie der Schlußſtein jeden weiteren Gewölbſtein, oder wie die 
Copulation einen Liebesroman: dann hat er Unrecht: denn dann 
iſt keinerlei bedingtes Urtheil ein Schlußerkenntniß: ebenfo 
gewiß als keinerlei Wechſelaccept eine Wechſelzahlung iſt. 

Nun erſcheint aber, ſogar nach Bauer's eigener Definition 
§. 191. princ., der letztere Sinn als der allein richtige: denn 
ein Urtheil, welches ſelber erklärt, daß über die Frage: 
ob ſchuldig, oder ob unſchuldig? jetzt nicht entſchieden werden 
könne, kann unmöglich ein über dieſe Frage „entſcheiden⸗ 
des“ genannt werden; und eine Inſtruction, welche, kraft eben 
dieſes Urtheils, über tury oder über lang erſt noch foll vers 
vollſtändigt — i. e. beendigt werden, darf doch wahrlich 
nicht eine „beendigte Inſtruction“ heißen! Der Ausſpruch 

vnon liquet mihi“ iſt keine Entſcheidung; ſondern vielmehr 

ein Entſcheidungs⸗Weigern. Vergl. Müller: §. 194. N. 4. 

) P. G. O. Art. 176. 195. Vgl. Preuß. Cr. O. §. 409. Baier. 
St. G. B. II. Art. 390 f. Hannover. Entw. Art. 278. 
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werden z): Ueber die Frage nach Tragung der Koſten 
entſcheiden die allgemeinen Grundſätze (§. 271. 272). 


§. 194. Y 
b) Bon dem vollkommenen Endurtheile. 


D) Ein Verdammungsurtheil (verurtheilendes 
Erkenntniß, Strafurtheil) findet Statt, wenn ein extenſiv⸗ 
und intenſiv⸗vollſtändiger Anſchuldigungsbeweis — fey er ein 
natürlicher, ein künſtlicher (§. 110), oder ein zufammen⸗ 
geſetzter Beweis — vorhanden und keine die Strafbarkeit 
ausſchließende Einrede bis zur Wahrſcheinlichkeit bewieſen 
iſt. Es muß darin die Art und der Grad der Strafe genau 
beſtimmt werden. Das Gericht iſt auch befugt, den Ver⸗ 
urtheilten, aus erheblichen Gründen, der landesherrlichen 
Gnade zu empfehlen ). II) Ein losſprechendes Ur⸗ 
theil findet A) unter folgenden Vorausſetzungen Statt: 
1) Wenn der Beweis der Schuld nichteinmal bis zur Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit hat gebracht werden können v). ) Wenn 
a) der wider den Beweis der Schuld gerichtete dirtete 


g) Martin §. 143. Meiſter: pract. Bemerk. I. N. 22. Pfeiffer: 
Pract. Ausführ. II. S. 432 f. Scholz a. a. O. S. 414 ſchlͤͤgt 
vor, einen Zeitraum zu beſtimmen, nach deſſen Ablauf der 
Entbundene auf gänzliche Losſprechung antragen könne »). Wife 
eine zerſtörliche Friſt für den An ſchuldigungsbeweis? 

*) Qn Holftein, und in Baiern (S. G. B. Art. 392), hat er 

dieſes Recht wirklich! 

a) Dieſe Befugniß gründet ſich auf die Pflicht des Gerichtes, ſolche 
Fälle, in denen die geſetzliche Strafe mit dem Grade der Straf⸗ 
barkeit in concreto außer Verhältniß ſteht, während ihm ſelber, 
von der geſetzlichen Strafe deshalb abzuweichen, nicht geftattet 
iſt, zur Kenntniß des Fürſten zu bringen. Es iſt nicht zu billi⸗ 
gen, wenn durch allzu große Beſchränkung des richterlichen 
Ermeſſens ſehr häufige Begnadigungsanträge nothwendig gemacht 
werden. Bauer: Bemerkungen über den neueſten Entwurf für 
Baiern. In den Jahrbüchern der juriſt. Litt. Br. XX. H. 1. 

) Deun fonft würde nur eine Entbindung von der 5 ein⸗ 

a treten. 8. 193. 
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Se ge n beweis ), oder b) der Beweis einer die Strafbar⸗ 
keit ausſchließenden Einrede, bis zur Wahrſcheinlichleit 
erbracht iſt. Es muß in dem Entbindungsurtheil auch die 
Wiederaufhebung der, in Folge des Strafverfahrens, 
fiber den Angeſchuldigten verhängten Nachtheile ausge⸗ 
ſprochen werden c). B) Die Wirkung des losſprechenden 
Urthrils beſteht zwar in gaͤnzlicher Tilgung der Anſchuldi⸗ 
gung; eine Aufrchtung des Urtheils wegen Richtigleit, und 
eine Wiederaufnahme ber Unterſuchung wegen neventdedtor 
Beweiſe der Schuld, wird jedoch dadurch nicht ausgeſchloſſen 
(S. 201). 


a + 385 §. 195. 
2 nn) Erforderniſſe der Urtheile. 


Die ſtrafgerichtlichen Urtheile müſſen, im Allgemeinen, 
auf ein rechtsgültiges Verfahren gegründet ſeyn, 
und auf Wahrheit und Recht beruhen. Insbeſonderr 
gehört A) zum Inhalte des Urtheils 1) der volle Name 
und die ſonſtige Bezeichnung des Angeſchuldigten; 2) die 
„Benennung des erkennenden Gerichtes; 3) die Angabe 
des fraglichen Verbrechens; 4) der verfügende Theil 
des Erkenntniſſes: welcher über alle Puncte entſcheiden 
muß: als u) über ſämmtliche Gegenſtände des vorlie⸗ 
genden Stra fproceſſes; b) über das Civil intereſſe, falls 
darauf angetragen war; o) über die Koſten des Straf⸗ 
proceſſes 2); 5) die Urtheils gründe: welche jedoch beſſer 


1) Dieſer Fa coineidirt mit dein Fall unter A. S. oben §. 102. 
Rete 5. 

o) Die Unterfiheroung swifthen einem Unſchulds erkenntniſſe und einer 
bloßen Losſprechung (als nichtſchuldig) (§. 192. N. a) beruht 
auf keinem ſicheren Merkmale; und hat in der Anwendung üble 
Folgen. 

2) Nach dem Code d'instruction criminelic Art 369 muß das zur Ane 
wendung gebrachte Strafgeſetz in dem Strafurtheil ausdrücklich 
angeführt werden. Eben fo nach dem Honnov. Entw. Art. 275. 

In dieſer Anerkennung des Grundſatzes: „Keine Strafe ohne 
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dem Urtheile nicht einverleibt, ſondern in abgeſon⸗ 
derter Faſſung demſelben blos beigelegt, werden b). 
B) In Hinſicht der Form erfordert das Urtheil die mig- 
lichſte Beſtimmtheit, Klarheit und Kürze der ſchriftlichen 
Faſſung c), fo wie Beobachtung der gerichtsüblichen For⸗ 
meln ). Bebingte Urtheile, inſoftrn folche an eine 
beſondere ausdrücklich hinzugefügte Bedingung geknüpft 
werden d), find nicht zu billigen e)); und ebenſowenig 
alternative) Urtheile. ; 
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„Strafgeſetz“ liegt eine nothwendige Garantie gegen Rich⸗ 
ter willkür. g 

b) Die Mittheilung der Uuiheils gründe M ein. wichelges Erfor⸗ 
derniß der inneren Oeffentlichkeit des Strafverfahrens (5. 65). 
Der Hannover. Entw. Art. Wt beſchränkt deefelbe auf die 
Strafurtheile, und will die Gründe, der Regel nach, in das 

Urteil verwebt wiſſen. Beides abweichend von dens ur⸗ 
ſprünglichen Entwurfe Art. 292. 

c) Anleitung zur Kenntniß der (beſonders früßerhin nblich geweſe⸗ 
nen) Urtheils formeln git C. F. Dommel's Deutſcher Flavius. 
4. Ausg. v. E. F. Klein. Leipz. 1813. 

2 Verbeſſerungsvorſchläge enthält A. Müllner“s e 
der richterlichen Entſcheidungskunde. Leipz. 1819. Vergl. auch 
Bauer's Anleit. zur Criminalpraris. §. 96 — 100. 

1) Wenn dies buchſtäblich zu verſtehen wäre, fo könnte die „Beſ⸗ 
„ſerſtimmung der alten Lever” (dies iſt Klein's paſſende 
Metapher!) nur durch den Geſetzgeber ſelbſt geſchehen!! Haben 
wir etwa auch eine chineſiſche Grim aſſen⸗Rechtsobſervanz? 

d) Dies gilt alſo nicht von der in jedar Entbindung von der Inſtanz 
enthaltenen bedingten Losſprechung (S. 193) ), fo wie von den 
ſtillſchweigenden Reſolutiv⸗ Bedingungen, unter welchen jede 
Losſprechung auf den Grund vom Reinigungseide geſchieht (§. 157. 
Note a). 

) Denn fie iſt keine uO Eas Bedingung; ſondern cine all ges 
mein e. 

e) Eine oft 55 Art bedingter Netheile ift die Vestprkehung 
unter der Sufpenfobedingung, daß der Angeſchuldigte ſich eidlich 
reinige. Am wenigften laßt ſich die e unter einer 

N Refolutiv bedingting billigen. 

2) Sm ſeiner Ausgabe von 1805 bat Bauer vier; 115 raͤthſelhafte, 

Misbitligung auf vie Aaforttie von Noch' s indth jap. crim. §. 899 
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§. 196. - 
IV) urtheilsfällung: A) Behörde. 


Das Urtheil wird von dem zuſtändigen erken⸗ 
nenden, mit. der geſetzlichen Zahl ⸗) rechtsverſtändiger 


Glossé unica proclamirt. Allein Koch verwirft nur die rechts⸗ 
widrigen und unvernünftigen Bedingungen, und diejeni⸗ 
gen bedingten Urtheile, welche total hätten unterbleiben ſollen: 
wie z. B. eine Condemnatoria, unter der Reſolutiv⸗ Bedingung: 

„wofern nicht Inculpat durch die Vertheidigung ein Anderes dar⸗ 
„thun wi 

Das Ramlige gilt natürlich auch von einer ſchelnbaren 
Suſpenſiv⸗ Bedingung, die gar keine Ad te Conditio if: nament- 
lich von der albernen Floſkel eines Todesurtheils: „Würde In⸗ 
„quiſit vor öffentlichem peinlichen Halsgerichte bei ſeinem getha⸗ 
„nen Geſtändniſſe beharren: fo x.” (EKlüber' 6: Referirkunſt. 
S. 153.) 

Martin wähnt logikwidrig, §. 141. Note 6, daß die Regel⸗ 
widrigkeit von bedingten Criminalurtheilen eine Conſequenz aus 
dem poſitiven Requifite von deren Beſtimmtheit und Deut⸗ 
lichkeit ſey. Ex verwechſelt alſo das Kategoriſche mit dem 
Deutlichen, und identificirt das Hppothetiſche mit dem Un⸗ 
beſtimmten: als ob die mindeſte Vagheit oder Unklarheit einem 
Urtheil inwohnte, welches eine Bedingung, ſammt dem Bedingten, 
ſcharf und faßlich ausſpricht! „ 

Mittermaier (Bd. II. S. 521) und Müller (§. 195. N. 8) 
treten ihm unbedenklich, ohne Raiſonnement, nad. Stübel hin⸗ 
gegen billigt, mit Recht, §. 3092 auch bedingte Urtheile (wohl⸗ 
geformter Art!) überall da, wo fle geſetzlich am Platze find. 

3) Dieſe Mißbilligung ſchreiben die Herrn Martin 5. 142. N. 13, 
Bauer, und Müller §. 205. N. 5, blindlings dem Prof. Klein⸗ 
ſchrod nach: welcher übrigens, am betreffenden Orte (Spftem. 
Entwickelung der Grundbegriffe: Bd. II. §. 127 u. 136), nicht von 
allen Urtheilen ſpricht, ſondern nur von den Strafurtheilen; und 

noch obendrein (Pagina 352 princ. et in fine) ausdrücklich aner⸗ 
kennt, daß, unter Umſtänden, auch ein Strafurtheil alternativ lauten 
dürfez ja, alsdann, wenn das Geſetz dem Verbrecher zwiſchen 
zweierlei Bußen die Wahl verſtattet, ſogar lauten müſſe. , 

Das Nämliche muß bei jedem fonftigen Urtheile gelten, wo 
der Inculpat ein (einſchlägiges) jus eligendi hat. 3. B. (nach der 

Bauer'ſchen Hülfseid⸗Theorie 5. 155 N. f. u. §. 138. N. b) wenn 
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Beiſitzer beſetzten, Strafgerichte gefällt (S. 23), an 
welches, zu dem Ende, von dem bloßen Unter fuchungs⸗ 
gericht, oder von dem nicht gehörig beſetzten Patri⸗ 
monial gerichte, die Acten eingeſendet werden. Unter ge⸗ 
wiſſen Vorausſetzungen kann das Urtheil auch, — entweder 
von Amts wegen, oder auf Verlangen des Angeſchuldigten, 
— bei einem Spruchcollegium eingeholt werden: wo⸗ 
bei Letzterer, drei ſolcher Collegien auszunehmen, das 
Recht hath). Nach geſchehener Inrotulirung der Acten, 
— zu welcher der Angeſchuldigte oder deſſen Vertheidiger 
vorzuladen iſt e), — werden ſolche verſiegelt, und an ein, 


es ein völllg losſprechendes iſt, unt d der alternativen Be⸗ 
dingung, „wenn er entweder ſich gegen den Tödtungsverdacht eidlich 
„reinigen, oder den Beweis ſeiner Nothwehr⸗Einrede eidlich er⸗ 
„gänzen, würde.“ Ebenſo wenn, nach einer Defenfion gegen Ver⸗ 
haftung (§. 176), durch Vorerkenntniß (Interlocutoria) §. 190. N. e, 
der Inculpat unter der Bedingung einer Caution ad 10,000 Gulden 
haftfrei zu ſprechen iſt, die „er entweder durch Pfand, oder 
durch Büngſchaft, zu beſtellen habe.“ F. 74. Note c. 
a) Nach den meiſten Landesgeſetzen genügen drei Beifiger. 
b) Das von einem ausgenommenen Spruchcollegium eingeholte 
Urtheil iſt ungültig. Quiſtorp: in den Beiträgen. N. J. S. 9. 

Am M. if Leyser: Sp. 6. m. 8. 9. Sp. 465. m. 9. 

c) Der Grund und Zweck dieſer, durch die Reichsgeſetze, im Civil. 
proceß vorgeſchriebenen Ladung tritt im Strafproceſſe noch in 
höherem“) Maas ein. Martin §. 144. AM. it Tittmann 
§. 817 und Stübe l S. 3146. 

* In Bezug auf die Parteiloſigkeit: ja! In Bezug auf die 
Beurtheilung der Beweismittel und ihres Ergebniſſes, ſowie in 
Bezug auf die Promptheit und Wohlfeilheit, hingegen das dia⸗ 
metrale Gegentheil! Meyer: esprit, origine etc. Paris, 1823. 
Bd. IV. S. 209 u. 236 ff. ; 

Zum Glück hat ein Bundestags⸗Beſchluß (vom 5. Nov. 1835) 
dieſer ſchon 1739 durch J. J. Moſer verhönt wordenen Acten⸗ 
verſenderei in Criminals (und Polizey⸗) Sachen ein Ende ge⸗ 
macht: eine Maßregel, wovon der Eine ihrer Leichenprediger: — 

Heffter — ſelber einräumt, daß: „ihre Zweckmäßigkeit 
„nicht zu conteſtiren ſeyn mag.“ H. A. Zachariä 
freilich ſeufzt, mit Sehnſucht, nach ver Gemordeten rückwärts 
(Deutſch. Staatsrecht. U. S. 199. N. * als Echo der See 
arm - Proc. B 11. 11 
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nicht ausgenommrnes, Spruchcollegium vrrſendet. Das 
Anſchreiben (litterae missivac), mittelft deffen. bie Ueber⸗ 
ſendung geſchieht, und worin der Gegenſtand, worüber 
ein Erkenntuiß verlangt wird, zu bemerken iſt, darf nichts 
Praoceupirendes enthalten 4). Das Spruchcollegium urtheilt 
nach denen Geſetzen, welche das verſchickende Gericht angu- 
wenden hatte, und mit Rückſicht auf die daſigen Strafan⸗ 
ſtal ten. 


§. 197. 
B) Relation 1). 


Zum Vortrage der zu beurtheilenden Strafſache 
wird ein Beifiger als Referent (und meiſtens auch ein 
Correferent), beſtellt 3), welcher, zu dem Ende, eine Rela⸗ 
tion abzufaſſen bat, die aus folgenden Theilen beſteht. 


— 


oe 


vemiaden des Terzettes Heffters Elwerd»s Mittermaier. 
(Vergl. den Letzteren, im Lehrb. H. S. 522. N. 2 u. im Crim. 
Arch. v. 1837. S. 465 f.) Sie beklagen baußtſächlich den nun⸗ 
mehrigen Mangel an Belehrungsſtoff, welchen ſolche trans⸗ 
mittirte Acten ihnen, als profeſſoriſchen Criminalrechtstheoretikern, 
ſonſt zugeflößt. Hierauf antworten aber Schiller u. Göthe: 
„Schneidet, ſchneidet ihr Herrn: durch Schneiden lernet der Schüler! 

Aber wehe dem Fro ſch, der enh den Schenkel muß leihn!“ 

d) Es tft jedoch rathſam, dem Spruchcollegium eine Notiz über die 
Strafanſtalten mitzutheilen ). Klein: im A. Archiv. B. VI. 
St. 1. N. 5. : 

) 3. B. über die Einrichtung und Diſciplin des Zuchthauſes: da⸗ 

mit daraus das intenſive Gewicht der Zuchthausgefangenſchaft 
. erbetle. ' 

1) Weit ausführlicher hat Bauer feine Regeln über dieſe Relation 
vorgetragen in ſeiner Anleitung zur Criminalpraxis, S. 153— 191; 
und eine Maſſe von ſelbſtverfertigten Relationen hat er 
abdrucken laſſen in ſeinen Straftechtsfällen: Göttingen, 1835—39. 
4 Bde. 8. i 

) Hat ein Mitglied des erkennenden Gerichtes die Unterſu⸗ 

ö chung geführt, fo darf daſſelbe nicht Referent in der Sache 
ſeyn. Preuß. Cr. O. S- 471. Baier. St. G. B. A. Art. 346. 
Haunover. Entw. Art. 265. 
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D Eingangs (pracloquium): wopurd das Collegium pon 
der vorzutragenden Strafſache ganz allgemein in Keuntniß 
okſetzt wird. U) Hiſtoriſcher Theil: welcher die Pro⸗ 
ceßgeſchichte, die Schilderung der Perſönlichkeit des Ange- 
ſchuldigten, und den ausführlicheren Vortrag des ganzen, 
aus den Acten ſich ergebenden, thatſachlichen Stoffs enthält. 
II) Rechtlicher) Theil: in welchem folgende Fragen 
zu erörtern ſind: A) Ob die Sache, in formeller und ma⸗ 
terieller Hinſicht, gehörig inſtruirt und alſo ſpruchreif fey? 
B) Ob der Thatbeſtand des fraglichen Verbrechens ge⸗ 
nägend ausgemittelt fey? C) Ob der Angeſchuldigte 
des Verbrechens für ſchuldig zu halten ſey b). D) Welche 
Strafe wider denſelben zu erkennen ſey? wobei 1) falls 
von Anwendung eines beſtimmten Strafgeſetzes die Rede 
iſt, die etwa vorhandenen Rechtsgründe einer Abweichung 
von der geſetzlichen Strafe nachgewieſen und beurtheilt 
werden müſſen; falls hingegen 2) eine arbiträre Strafe. 
Statt findet, die Strafzumeſſungsgründe, — ſowohl 
die objectiven, als die ſubjectiven, — darzuſtellen 
und zu prüfen find. Nachdem ſodann E) die etwaigen 
Nebenpuncte erörtert ſtehen, folgt IV) der beſtimmte 
Antrag auf das zu fällende Erkenntniße). 


§. 198. 
C) Abſtimmung. 


Nach beendigtem Vortrage der Relation wird- über 
fede der oben bemerkten Fragen berathen, abgeſtimmt ), 


— — 


2) Weit beſſer: kritiſcher Theil! 

b) Dieſe Frage wird, nach der Preuß. Cr, O. 5. 472 f., durch einen 
beſonderen Decernenten unterſucht, und auf deſſen Vortrag vom 
Collegium entſchieden. 

c) Dieſe (ſynthetiſche) Methode dürfte in der Regel angemeſſener ſeyn 
als die analytiſche: nach welcher der Referent ſeinen Antrag an 
die Spitze ſtellt und dann die Gründe für denſelben, nebſt 
Widerlegung der Gegengründe, folgen läßt. 

a) Ueber den Unterſchiev zwiſchen Berathung und Abſtimmung“) 

) Berathung (Diſcuſſion) iſt in einem 29112 gauz Daſſelbe, 
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und der Beſchluß, nach Stimmenmehrheit, gefaßt. 
1) Jeder Beſchluß erfordert abſolute Stimmenmehrheit b). 
Dieſe muß aber nicht ſelten durch Zuſammenrechnung 
gleichartiger, wenngleich voneinander abweichender, Stim⸗ 
men erlangt werden, indem die ſtrengere Mepnung zu 
der ihr am nächſten kommenden gelinderen, als welche 
ſie mitenthält, beigerechnet wird. 2) Die Stimmenmehr⸗ 
heit ) entſcheidet ſowohl über die Thatfragen e), als 


b) 


1) 


ſ. v. Feuerbach: Ueber Oeffentlichkeit und Mündlichkeit der Ge⸗ 

rechtigkeitspflege. Th. I. S. 125 f. 5 
was bet einem Individuum Ueber legung heißt: d. h. Her⸗ 
vorſuchung und Abwägung aller Gründe und Gegengründe. 
Sie geht dem Votum ebenſo voraus, wie die Gährung der 
Wein⸗Kläre. Die Berathung geſchieht — ſelbſt da, wo die 
Oeffentlichkeit der Rechtspflege aufs Höch ſte getrieben ſteht — 
niemals publice. Leider werden aber meiſtens, auch in den 
Landen der Juſtiz⸗ Oeffentlichkeit, die Vota der einzelnen 
Aſſeſſoren gleichfalls — feigermaßen! — geheim ausge⸗ 


ſprochen. Bentham: Tactique des assemblées législatives. Par. 


1822. Bd. I. Cap. 24. 


Denn bei der relativen Stimmenmehrheit kann es geſchehen, 
daß derjenige Beſchluß, für welchen mehr Stimmen als für jeden 
andern Beſchluß geſprochen haben, doch die meiſten Stimmen 
(der ganzen Aſſeſſorenſchaft) wider ſich hat. — Der Han⸗ 
nover. Entw. Art. 273 erfordert zur Verurtheilung des Ange⸗ 
ſchuldigten auf Anzeigenbeweis, oder auf zuſammengeſetz⸗ 
ten Beweis, eine Mehrheit von zwei Drittheilen der Stimmen. 

Nach Art. 12 der Carolina. 


c) J. v. Sonnenfels (Ueber die Stimmenmehrheit bei Criminal⸗ 


urtheilen. Wien 1801. Zweite ſehr vermehrte Aufl. 1808) verlangt 
zur Entſcheidung der Thatfragen Stimmeneinhelligkeitz 
und will nur bei der Strafbeſtimmung Stimmenmehrheit gelten 
laſſen. Dann würde aber oft die Minorität entſcheiden ). S. dae 
Deutlicher: Dann könnte ein einzelner Aſſeſſot, z. B. durch 
ſein hartnäckiges Votum: „ich halte den Vergiftungstod für 
„zweifelhaft“, einen Freiſpruch herbeiführen, während alle 
Uebrigen einſtimmig für die Todesſtrafe, wegen erwieſenen 
Giftmordes, votirt hätten. 5 
Allein England und Nordamerika befinden ſich doch vortrefflich 
beim Stimmen einhelligkeits princip ihrer Jury! Die gee 
nialſten Rechtspraktiker haben unwiderlegbar das Warum? be⸗ 
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über die Rechtsfrage. 3) Bei vorhandener Stimmen⸗ 
gleich heit geht, falls dem Vorſtande des Gerichts keine 
entſcheidende Stimme gebürt d), die dem Angeſchuldigten 
günſtigere Meynung vor e). 4) Die bei einer vo rher⸗ 
gehenden Frage in der Minorität befindlich geweſenen 
Beiſitzer ſind dennoch verpflichtet, über die folgenden 
Fragen ihre Stimme ebenfalls abzugeben. 


8. 199. 
D) Beſtätigung der Urtheite a). 


) Die ſtrafgerichtlichen Erkenntniſſe bedürfen in man⸗ 
chen Fällen, bevor ſie eröffnet oder vollſtreckt werden 
dürfen, der Beſtätigung von Seiten des Landesherrn, 
oder eines oberen Regierungs- oder Juſtizcollegiums b). 


gegen (außer Klein's Annalen. Bd. 24 und Hanamann's 

Sendſchreiben an v. Sonnenfels) J. C. Ganſter: Vertheidigung 

der Abfaſſung der Criminalurtheile nach Stimmenmehrheit. Wien 

1806. Oerſted im Neuen Archiv V. S. 653. Ueber öffentliche 

Abſtimmung der Richter ſ. Zum⸗ Rhein: Beitr. zur Geſetzgeb. 

Bd. II. H. 1. Puchta: Beiträge zur Geſetzgeb. Bd J. S. 142. 
v. Feuerbach a. a. O. J. S. 130 f. 

: antwortet: namentlich Meyer (Esprit, origine etc. Bd. V. S. 
378 f. u. 461 f.), Livingston (A system of penal law. Phi- 
ladelphia, 1833. S. 229 f.), Rey (des institutions judiciaires 
de l’Anglet. et de la France. Par. 1826. Sb. II. S. 367 f.). 
Ueber die Erfahrungen Frankreichs aus dem Stimmen mehr⸗ 
heits princip ſ. Boitard: lecons sur les Codes etc. Ausg. IV. 
Par. 1847. S. 564 ff. 

4) Dieſe Einräumung einer entſcheidenden Stimme tft nicht zu 

empfehlen. 

e) Arg. L. 155. § 2. I. 192. 5. 1. D. de R. I. L. 32. 42. D. de 
poenis. — Wenn über die Frage: ob die Sache ſpruchreif 
ſey? Stimmengleichheit vorhanden iſt, ſo ſollte derjenigen Mepnung 
der Vorzug gegeben werden, welche eine weitere Inſtruction für 
nöthig hält. So im Hannover. Entw. Art. 272. , 

a) Ouiftorp: Von der landesherrlichen Beſtätigung in peinl. Sa⸗ 
chen. In deſſen Beiträgen N. 36. 

p) Die in dieſem Falle von der höheren Behörde vorzunehmende, und 

alſo nothwendige, Reviſton gehört nicht zu den Rechts ⸗ 
mitteln wider ſtrafgerichtliche Urth eile. 
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Dieſes gilt A) allgemein von der Verurtßeilang zur To⸗ 
pesftrafe: wegen des landesherrlichen Begnadigungsrech⸗ 
tes o). B) Lande sgeſetze beſtimmen außerdem noch man⸗ 
cherlei andere Falle: und zwar 1) gewöhnlich blos bei 
Strafurtheilen; zuweilen aber auch ſogar bei '69- 
ſprechenden Erkenntniſſen d); 2) meiſt mit Räckſicht auf 
eine gewiſſe Größe der erkannten Strafe e); sue 
weilen in Beziehung auf beſtimmte Arten von Verbre⸗ 
chen); oder auch wegen der Art des Beweiſes, worauf 
die Verurtheilung beruht e). In dergleichrn Fällen muß 
dann das Urtheil, nebſt der Relation und den Acten, vor 
der Eröffnung, zur Beſtätigung eingeſendet werden. 
II) Außerdem bedarf es dieſer Einſendung oft auch noch 
für andere Zwecke: nemlich A) wenn das Gericht den 
Berurthetlten der landesherrlichen Gnade empfohlen hat). 
B) Nach Landesgeſetzen, bei allen Erkenntniſſen auf ſchwe⸗ 
rere Strafen: zum Zwecke der Ober aufſicht über die 
Strafgerechtigkeitspflege, und um dadurch etwaige Mängel 
und Lücken in der Strafgeſetzgebung kennen zu lernen. 
Verſchieden hiervon iſt ferner C) der Bericht, wodurch, 
bei der zuſtändigen oberen Staatsbehörde, auf die zur Auf⸗ 
nahme des Verurtheilten in die öffentlichen Strafanſtal⸗ 
ten erforderliche Verfügung angetragen wird. Niemals 
darf aber die Ausübung des Begnadigungs⸗, Beſtätigungs⸗ 


e) Beehmer: ad CCC. Art. 94. g. 1. Stelzer: Ctiminalrecht. 
In Kurheſſen werden die Urtheile auf Todesſtrafe, und auf 
lebensl. Frriheitsſwafe, durch den Eriminalſennt des Oberappel⸗ 
lationsgerichtes von Amts wegen einer Reviſion unter⸗ 
worfen. Verordn. v. 12. Der. 1821. §. 22. K. 3. ; 

d) 3. B. Preuß. Cr. O. F. 508. 

r) Hierüber find die Bestimmungen ſehr verschieden, und richten fich 
meiſt auch nach dem Unterſchiede, ob das Urtheil von einem Ober⸗ 
gerichte, oder pon einem erkennenden Untergerichte, gefänlt worden 
fh Hannover. Entw. Art. 283. ‘ 

f) Oeſterr. G. B. J. §. 433. Preuß. Cr. O. C. 512. 513. 

g) 3. B. Oeſterr. G. B. I. F. 435. 


1) S. oben §. 194. Note a. 


— 
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und Oberauſſichtsrechtes eine Einwirkung auf die Ju Pig - 
pflege in Hinſicht eines einzelnen Falles enthalten 2). 


§. 200. 8 
V) Eröffnung des gefällten Urtheils. 


Sowohl die Vorerkenntniſſe (§. 191) als auch die End⸗ 
urthoile müffen dem Angeſchuldigten eröffnet werden. 
Die Publication geſchicht, 1) die Behörde anlangend, in 
der Negel, durch das Unterſuchungsgericht: welchem daher 
das, von Seiten des Obergerichtes gefällte oder eingeholte, 
Urtheil, ſammt den Acten, zu dieſem Ende zuzufertigen 
iſt. 1) Die Form der Eröffnung beſteht darin, daß das 
Urtheif, an der Gerichtsſtelle, dem Angeſchuldigten, — allein, 
oder in Gegenwart ſeines Vertheidigers, — vorgeleſen wird. 
Bei Todesurtheilen geſchieht, außer der vorlaͤufigen ein⸗ 
fachen Verkündigung (Intimation), welche drei Tage vor 
der Hinrichtung erfolgen ſoll a), noch eine feierliche Publi⸗ 
cation, unmittelbar vor der Vollſtreckung (§. 215). 
II) Der Zeit nach muß die Eröffnung ſogleich nach der 
erfolgten Beſtätigung und dem geſchehenen Einlaufe des 
Urtheils vorgenommen werden 5), falls nicht triftige Gründe 
eines Aufſchubs eintreten: wohin theils der Geſund⸗ 
heitszuſtand des Verurtheilten, theils neue (erhebliche) 
Ereigniſſe, die eine Aenderung des Urtheils bewirken 
finnen, zu zählen ſind e). IV) Den Inhalt betreffend iſt 
das Urtheil vollſtändig zu publiciren d). Y) Mit der 


2) Denn dies ware (fogenannte) Cabinets⸗Juſtiz. 

a) P. G. O. Art. 79. 

b) Nach dem Baier. St. G. B. Art. 360 binnen 24 Stunden. 
Ebenſo, in der Regel, nach dem Hannover. Entw. Art. 284. 

c) Findet der Unterrichter erhebliche Bedenken gegen das Urtheil, 
fo darf er die Publication deshalb nicht unterlaſſen; ſondern hat 
nachher an das Obergericht zu berichten. 

a) Die einem Inſtructorium “) abgeſondert beigefügte Angabe der 
zur weiteren Aufklärung der Sache vorzunehmenden Unterſ u⸗ 

) Zi. oben 5. 191. B 


— i A 
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Eröffnung des Urtheils iſt eine Belehrung über die 
ſtatthaften Rechtsmittel zu verbinden e). VI) Ueber 
die ganze Handlung wird ein Protocoll aufgenommen f). 


S. 204. 
VI) Wirkſamkeit der Erkenntniſſe: A) Vollfiredbarkeit derſelben. 


Um die Wirkſamkeit der ſtrafgerichtlichen Erkenntniſſe 
richtig zu beſtimmen, iſt zwiſchen deren Vollſtreckbarkeit 
und deren Rechtskraft zu unterſcheiden. Die VBerwechs⸗ 
lung Beider hat manche Mißverſtändniſſe und Streitigkeiten 
erzeugt. Vollſtreckbar (vollziehbar) iſt ein Erkenntniß 
alsdann, wenn ſeiner Vollziehung fein rechtliches Hinderniß ) 


— ẽ “I 22 


chung s handlungen wird nicht mitpublicirt. Ebenſowenig die 

auf den Fall der Abſchwörung oder Verweigerung des Reini⸗ 

gungseives, in dem Urtheile, etwa ausgeſprochenen Folgen ). 

F. A. Hommel, D.: de cauta publicatione sententiae criminalis. 

lips. 1741. : 

) Da dieſe Folgen rechtsnotoriſch find und dem Inculpaten, auf 

„Befragen, von ſeinem Defenfor unſtreitig angegeben werden 

dürften und müßten, ſo iſt dieſe Vertuſchung eine ebenſo lacher⸗ 

liche, als moraliſch verächtliche und geſetzwidrige, Heimtückereil 

C. C. C. Art. 94. Auch Tittmann hat hierin dem cavalieren 

Hommel (§. 903) blindlings nachgeſchrieben. Mittermaier 
„bezweifelt“ blos. II. S. 544. N. 11. 

e) Hannover. Entw. Art. 290. : 

f) Eine Abſchrift des Urtheils und der Gründe kann dem Anges 
ſchuldigten nicht verſagt werden. Mittermaier 5. 187 a. E. 
Baier. St. G. B. II Art. 365. Hannover. Entw. Art. 287. 
Nach Letzterem kann der Losgeſprochene auch die öffentliche 
Bekanntmachung des Urtheils fordern. 

1) Vorausgeſetzt, daß eine Vollſtreckung überhaupt juridiſch denkbar 
und möglich ſey! Da man unter Vollſtreckung bisher immer eine 
Handlung verſtanden hat“), fo mußte man, bei einiger Umſich⸗ 

) Dies erhellt z. B. auch aus Bauer's Final vom §. 18: „Auch 

fehlt“ (mangelt) „es den Strafgerichten zuweilen an dem 
„Vollſtreckungs-Rechte: indem einem anderen Gerichte 
„die Vollziehung der von ihnen gefällten Urtheile gebürt.“ 
„Hier iſt unter Vollſtreckung lediglich nur der Strafvollzugs⸗ 
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entgegenſteht a). Dieſe Eigenſchaft erlangen alle Er⸗ 
kenntniſſe ſchon durch die gehörig geſchehene Eröffnung 
(§. 199), inſofern nicht, binnen der landesgeſetzlich be⸗ 
ſtimmten Friſt h), ein Rechts⸗ oder Gnadenmittel dage⸗ 
gen eingewendet worden iſt c). Durch die eingetretene 
Vollſtreckbarkeit (Vollzugsreife), und ſogar durch die wirk⸗ 
lich erfolgte Vollziehung, geht jedoch das Urtheil ied in 
wahre mae ft über d). 


———ñů—k 1 — — 


kigkeit, e daß dieſelbe bei manchen losſprechenden 
(Zwiſchen⸗ oder End ⸗) Urtheilen ebenſo un ausführbar fey, 
wie unndthig: wie z. B. bei der Absolutio ab instantin eines bis- 
her unverhaftet geweſenen Inculpaten. Martin 5. 147. N. 1 
u. Müller 5. 234: N. 1. 

Eigentlich aber iſt dieſe Definition zu eng: und man muß unter 
Vollſtreckung vielmehr die Verwirklichung in der Außenwelt 
verſtehen. Alsdann erſcheinen auch alle los ſprechenden Urtheile 
erecutibel: nämlich durch fortaniges Unterlaſſen aller folder 
Handlungen, die ihrem Inhalte zuwiderlaufen würden. In 
der That tft auch hiermit conform Bauer 5. 16, bei N. a (wie⸗ 
wohl vielleicht nur darum, weil er Das nicht ausſpricht, was 
er ſich bei dem Ausdruck: „in Wirklichkeit verſetzen“ denkt). 

Actus verſtanden und an irgend ein los ſprechendes Endur⸗ 

theil (wie auch an ein condemnatoriſches Zwiſchenurtheil) nicht⸗ 

einmal gedacht worden! 

a) Faetiſche Hinderniſſe können wohl den Aufſch ub der Vollziehung 
eines bereits vollſtreckbaren Urthe ils noͤthig mach en“); heben aber 
die rechtliche Eigenſchaft eines zur Vollziehung geeigneten Er⸗ 
kenntniſſes nicht auf. 

*) „Oder“ — fo füge ich hinzu — „auf immer unmöglich machen“ 
(3. B. der Selbſtmord des Inculpaten, hinter der en 
des Todesurtheils). 

b). Das gemeine Recht beſtimmt nur für die Appellation eine 
ſolche Nothfriſt. Es bedarf daher einer allgemeinen geſetz⸗ 
lichen Beſtimmung derſelben, damit das Urtheil een 

erlange. 

c) Erklärt der Verurtheilte, daß er durch das Rechtsmittel nur Ab⸗ 
kürzung der Straf zeit bezwecke, fo wird ihm, auf fen Geſuch, 
die alsbaldige Autretung der Strafe geſtattet. Nach dem Pan⸗ 

-nover. Entw. Art. 294 ſoll in dieſem Falle, wenn der Verur⸗ 
heilte verhaftet tft, mit der Vollziehung der Anfang . 
werden. 

d) Wollte man, — wie es oft geſchieht, — die bloße Bettie: 


10 Von den Emin. F. 202. 


§. 202. 
B) Rechtskraft der Erkenntniſſe a). 


Alle Richterſprüche find an ſich nur bedingt rechts⸗ 
gültig: nemlich unter der ſtillſchweigenden Voraus⸗ 
ſezung, daß fle der Wahrheit und dem Rechte vollig ent⸗ 
ſprechen: mithin materiales, wirkliches Recht ent⸗ 
halten. Mittelſt einer Nachweiſung des Gegentheils dürfte 
„folglich jedes Urtheil angefochten werden. Damit jedoch 
hierin eine, den Rechtszuſtand ſichernde, Grenze fey, be⸗ 
ſtimmen die Geſetze für die Urtheile in bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten eine Nothfriſt, nach deren Ablauf keine 
Anfechtung weiter Statt findet. Luſſen daher die Parteien 
dieſe Friſt unbenutzt verstreichen, fo entſagen fie hierdurch 
der Befugniß, das Urtheil anzufechten. Dieſes wird ſolcher⸗ 
geſtalt unbedingt rechtsgültig oder rechtskräftig ), 


barkeit eines Urtheils ebenfalls Rechtskraft nennen, und 
daher zwiſchen a) Rechtskraft zum Zweck der Vollziehung, und 
b) Rechtskraft zum Zweck der Un ab änderlichkeit, des Urtheils 
unterſcheiden, und dieſen Unterſchied etwa durch die Ausdrücke: 
„proviſoriſche“ und „endliche“, „relative“ und „ab ſo⸗ 
„lutte“, oder Rechtskraft im „unrigentlichen“ und im „ei⸗ 
„gentlichen“ (oder gewöhnlichen) Sinne, bezeichnen, ſo würde 
es doch theils an einem beſtimmten Gattungsbegriffe für 
Beides mangeln; theils dadurch die al te Sracitvorrwirrang 
befördert werden ). 
) St. hierüber meine Note 1 zu §. 202. 
a) Kleinſchrod: Ueber die Rechtskraft peinlicher Urtheile. Im A. 
Archiv Bd. U. St. 3. N. 2. F. B. Gericke, C.: de re judicata 
_ semtentiar. crim. Gott. 1803. E. Schrader, C.;: de femed. con- 
tra sent, et de re judicata in causs. crim. Gott. 1803. E. Klien, . 
Prog. I. II. IIL: de auctoritate sententiae criminalis inviolabili. 
Lips. 1827 — 1830. 
1) Verba valem feu num mi! Ebenſowenig als Bauer ein 4 Gros 
fejouftti einen. Thaler wenasn darf, iſt er hefugt, das Wort ,,rechis- 
„kräftig“ als ein Synonym von unbedingt⸗ (d. 5. unumſtäßlich) 
rechtsgültig zu. gebwauchen und alſo jedem lirtheile die Rechts kraft 
4 welches noch auf irgendenerlei Weißt aufecht⸗ 
. Ser 
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und bildet nan formales Recht. Die Rechtskraft 
beftebt ulſo in der unbedingten Rechtsgültigkeit eines Ur⸗ 
theils: als welches nun wicht mehr angefochten werden kann. 


8 


0 


Gerade dieſes fein e ig en es Unterfangen if ein Begriffs verwirr⸗ 


Attentat! S. § 201. N. d. 


In Sivilproceß beißt ein Urtheil ſchon alsdann rechtskräftig, 
wenn es vurch keiarelei orventliches Kochtomittrl anfechtbar ſteht, 
und ebendeſthald auch vollftredbar if. S. meinen CTtolproers⸗ 
Schlüfſzl: S. 159. Die Umſtoßbarkeit durch Eines der beiden 
Remedia extra ordinaria iſt fein Hinderniß ſeiner Rechtskraft! 

Und gerade weil die Vollſtreckbarkeit einer Criminalſemenz nur 


eine Conſequenz aus der (ſoeben definitten) Nechtakräftig⸗ 


keit iſt, bat Bauer doppelt unklug gethan, im 5. 201 das 
Prädicat „Vollſtreckbarkeit“ dem althergebrachten „Rechtskräftigkeits“. 
Beiworte neologiſirend “) zu unterſchieben. Nicht gewonnen, 
ſondern verloren, iſt etwas, wenn man das Oel fortan „brenn⸗ 
„bar“ nennt, ſtatt „fett“! 

Martin freilich proteſtirt hiergegen §. 56. N. 6: indem er 
fälſchlich behauptet: der Ausdruck habe im Civilproceß einen ganz 
anderen Sinn. Wie rechtfertigt er nun aber dieſe ſeine 
monſtröſe Theſis? Antwort: durch folgende Nachſatz⸗Worte: „in⸗ 
„dem der Rechts grund aller Civil⸗ Rechtskraft jeder Ausdehnung 
„auf den heutigen Crim in alproceß durchaus widerſpricht.“ Hier⸗ 
auf dient zur Erwidrrung: 1) Dies iſt ſchon darum obenhinweg 
eine Lüge, weil auch der Accuſations proceß ein heuliger iſt. 
2) Aus dem Streben nach materieller Wahrheit folgt keineswegs 
die Berſchmähung eines jeden nicht abſolut unwiderlegba⸗ 
ren Beweiſes von matrrieller Wahrheit: ebenſo wie aus dem 
Streben des Mechanikers nath Frictions⸗Beſeitigung nicht etwa die 
Nichtbenutzuntz der Eiſenſchienen⸗ Bahnen folgt, bei welchen noch 
viele Reibung herrſcht. Das wirkliche Beſſere iſt mit Recht 
der Feind des Guten; das dos mögliche Beffere aber iſt nur 
in des Narren Aug’ ein ſolcher Feind! Ebenſo wie Martin 
ſeine Taſchenuhr benutzt, obgleich fie trüglicher iſt als ein Chro- 
nometer, läßt unfer Criminalgeſetzgeber das Todesurtheil eines 
Moͤrders für gerecht gelten, und läßt es, eben dieſer Geltung 


wegen, vollſtrecken — eingedenk der Wied erbeleb⸗Anmög⸗ 


lichkeit vollſtrecken: ungeachtet er ſich der Möglichkeit einer hin⸗ 
Auch Grolman it (nebea denen Nota b in f. Genannten) 
fein Widersacher: denn § 518 pon wot. a unterfdetdet er 
zwichen den beiden Begriffen: 1) füßig, in Nechtskruft überzu⸗ 
gehen, und 2) unemftosbar durch Rechtoemtttel; während dieſel⸗ 
ben, nach Bauer, d eutiſch fim. 


— 
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Der eben gedachte Grund der Rechtskraft paßt aber nicht 
auf ſtraf gerichtliche Urtheile: theils weil es im Straf⸗ 
proceſſe auf wirkliches Recht ankommt; theils weil die 
Entſagung des Betheiligten in Strafſachen unwirkſam 
iſt?). Strafgerichtliche Urtheile werden alſo 
nicht rechtskräftig b). Dieſe Regel gilt auch 1) ohne 
Unterſchied der Arten des Urtheils: iusbeſondere nicht 
blos von verdammenden ), ſondern auch von losſprechen⸗ 


yond 


Urtheilenc) *); 2) ohne Unterſchied der Arten des 


. —— © 


27 
b) 


3) 
c) 


7 


terherfolgenden Reprobatio directa der Autorſchaft des Inquiſiten 
bewußt iſt. Vergl. oben §. 96 bei Note d, u. §. 104. 

Nur ſo viel folgt aus jenem Streben des Geſetzgebers, daß ihm 
dieſe ſpätere Repröbatio ſtets willkommen feyn müſſe, wenn fie zur 
Rechtfertigung der verkannt wordenen Unſchuld gereichen kann, 


und daß er folglich ſie ſelber und ihr Erzeugniß (nämlich das Um⸗ 


ſtoßen der Rechtskraft) mehr erleichtert habe als im Civil⸗ 
proceffe. „Führt und verdient nun aber — fo frage ich — die 
Proteſtänten⸗Ehe etwa nicht den Namen „Ehe“, weil ſie auch 
per divortium aufldsbar iſt; und nicht blos — wie die Katho⸗ 
liken⸗Ehe — durch Tod? — 
Vergl. oben §. 58 u. §. 103. Note 2. 
Martin 5. 145. 156. Mittermaier §. 195. Abegg §. 183. 
Note. Volkmann: Sächſiſch. Crimin. R. §. 384. A. M. find 
Meiſter §. 437. v. Feuerbach §. 617. Stübel §. 3222. 
(vergl. jedoch §. 3274). Der Hannover. Entw. Art. 293 ſpricht 
zwar von Rechtskraft, hat aber offenbar nur die Vollſtreck⸗ 
barkeit im Auge. Vergl. Art 294. 332 f. 
Von dieſen gilt ſie allerdings, nach Cap. 2. X. V. 35. 
Denn bei keiner von dieſen beiden Arten der . tritt der 
Grund ) der Rechtskraft cin. 
Unter dieſem Grunde verſteht Bauer die (fictive) Ent ſagung 
auf des Urtheiles Anfechtung. 5 
Aber ich entgegne hierauf: Wenn dies auch wahr wäre, fo 
würde daraus nur ſo viel folgen, daß das Cap. 6. X. V. 1., 
welches die losſprechenden Urtheile dennoch für rechtskräftig 


erklärt, ein ſinguläres (anomales) Geſetz ſey; teineswegs aber 


auch, daß es keine Geſetzeskraft habe. 

Allein es iſt nichteinmal wahr, daß auch bei Losſprech⸗ 
Urtheilen keine Entſagungs⸗Fiction möglich fey. Das Gegen⸗ 
theil behaupten wollen, heißt ſoviel als: ins Gelag hinein 
ſagen: „Wer ein Recht auf Strafverhängung beſitzt, muß 
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Strafproceffes d); und 3) ohne Unterſchied der Partei: 


„daſſelbe geltend machen; auch wenn er nicht wollte:“ ein Sige 
lein, welches nicht nur juridiſcher Wahnſinn iſt (weil ein 
ſolches „Recht“, ſtatt eines jus, eine obligatio wäre!); ſondern 
auch den trivialften Normen ſcheitelrecht widerſpricht. Rams 
lich a) in Bezug auf Privatperſonen, als alleinige Aceu⸗ 
ſationsrecht⸗Inhaber, der Norm, daß der Staat nicht ſtatt ihrer 
die Verfolgung beginnen dürfe, wenn ſie ſchweigen und 

ruhic bleiben (S. 217 in l. Grolman 6. 518. Note c); 

b) in Bezug auf den Staat hingegen der Doppel⸗Norm, daß 

dieſer das Abolitions⸗ und das Aggratiations⸗Recht habe. §. 209. 

Vergl. meine Noten zu §. 58. J 

Die Verbindlichkeit der Regierung, im Criminalforum die 
materielle Wahrheit zu erniren, beſteht nicht etwa darin: 
alle Verbrechen zu verifieiren, um fie demnächſt beſtrafen zu 
können; ſondern blos darin: kein Verbrechen zu beſtrafen, 
bevor es verificirt iſt. Kurz der Staat befolgt hierin 

Schiller's weiſe Maxime: 

„Alles fep recht, was du thuft! Doch damit laß dir genügen; 

Und enthalte dich klug, Alles, was recht iſt, zu thun!“ 5 

4) Von dieſen gilt ſie keineswegs: nach der ſonnenklaren Vorſchrift 
des Cap. 6. X. V. 1, und nach dem von Stübel (§. 3222) bes 
zeugten Univerſal⸗Gerichtsgebrauche. 

Freilich ſpricht dieſes Cap. 6 nur vom Anklage ⸗Proceß; aber 
was in dieſem Verfahren der Accuſator iſt, das ſtellt im Inqui⸗ 
ſitionsproceſſe der inquirentiſche Richter vor. „Keineswegs!“ 
ſchreit replicando Herr Müller (§. 207. N. 12): denn ausdrück⸗ 
lich verbittet ſich ja Innocenz III. im Cap. 24. X. V. 1 den Wahn, 

als ob („tanquam“) der, kraft eines Gerüchte s, auf einen Exceß 
inqutrirende Richter „idem sit accusator et judex!“ 

Duplicando aber antwortet ihm J. H. Boehmer, in feiner Rote 
zu dieſer Ablehnungsfloskel des Ketzergerichtsſtifters: Dies iſt eine 
protestatio facto contraria. Re ver iſt er Beides zugleich. (Sie 
ſtellt alſo — füge ich bei — blos ein Eingeſtändniß der Ber ⸗ 
nunftwidrigkeit dieſer Rollen⸗Cumulation vor: ebenſo wie die 
Heuchelei eine Huldigung an die Tugend iſt.) 

Duplicationis 1000 aber frag' ich ſelber den Herrn Müller: 
Wenn im Unterſuchungsproeeſſe nicht der In quirent den An⸗ 
Hager ſpielt, wer Anderes ſpielt dieſen denn? Oder Halt er 
etwa gar dieſe Rolle felber für überſlüſſtg ? Kann er ſich etwa 
eine Anſchuldigung und einen Angeſchuldigten denken, ohne einen 
Anſchuldiger. Kennt er etwa einen Rechtsstreit, wobei nicht op⸗ 
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fey diefe der Steat, over der Angeſchudigte ). Ween 
daher Geſetze eine Nothfriſt zur Einlegung gewiſſer Rechts⸗ 


* 


ponirte Streiter (atfo mindeſtens zwei Parteien) figurir- 
ten? Bergl. §. 218. . . 

Im Refuttate mit mir einverflanden ſind H. A. Zadarid: 
S. 229 u. Mittermaier: Bd. II. S. 616. 

d) Die Beſtimmungen des römiſchen Rechtes über dieſen Gegen⸗ 
ſtand, in Hinſicht des Anklageproceſſes, ſind ſchwankend, und, in ſo 
fern fie zu einer Erneuerung des Verfahrens die Bewilligung des 
Kaiſers fordern, un anwendbar. Doch deuten fle auf Un⸗ 
ſtatthaftigkeit der Rechtskraft hin. L. 6. D. de appell. 
I. 1. §. 27 inf. D. de quaestion. I. 45. F. 1. D. de re jud. 
L. 7. §. 2. D. de accusat. L. 27. pr. D. de poenis. Das 
canoniſche Recht läßt, wegen deſſelben Verbrechens, wovon 
Einer losgeſprochen worden, keine neue Anklage zu. Cap. 6. 
X. de accusat. (5, 1.) — Die früher herrſchende Anſicht, daß 
losſprechende Urtheile im Unterſuchungs proceß alsbald 
rechtskräftig würden ), gründete ſich darauf, daß es in dieſem 
Proceſſe an einem Gegner fehle, welcher die Losſprechung anfechten 
tönne ). Zachariä (in der philoſ. Crim. Nechtswiff. F. 30) 
ſtützt ſolche auf die Behauptung, daß der Staat das von ihm 
ſelbſt gefällte Urtheil gegen ſich gelten laſſen müſſe wn). Dagegen 

) D. h. ſchon ſofort nach dem Publications Momente. 

) Dieſen Grund erklart Müller: 5. 207. N. 12. für irrig: denn 
es fey ja „augenfällig, wie daraus, daß ſich Niemand findet, 
„welcher ein Urtheil an ficht, noch nicht folgt, daß das Urtheil 
„ſchon an und für ſich ſelbſt unanfechtbar ſey.“ 

Hitrauf antworte ich: Dieſe Deine behauptete Augenfalligkeit 

exiſtirt nur daun, wenn das Ausbleiben eines Anfechters ein 
blos zufälliges if: das heißt, wenn ein vorhandener An⸗ 
fechter nicht auftritt; keineswegs aber, wenn es ein nothwen⸗ 
diges iff: d. h. wenn keiner auftritt, weil (nach dem Juſtiz⸗ 
organismus ſelber) keiner vorhanden iſt. 

(Deshalb iſt eine Sentenz des Oberappellationsge⸗ 
richts per ge inappellabel, und die Pabſtwahl des Con⸗ 
clave per se keiner Confirmation bedürftig!) 

Anders ſteht es freilich da, wo — nach Particularredt 
— ein öſkentlicher Ankläger aufgeſtellt iſt, welcher jenes Anfech⸗ 
tungsracht hat. S. Grolman F. 518. N. d. 

n) Dieſen Grund Had Müller deshalb fir abſurd (8. 207. 
N. 1, weil er zus iel beweiſe — ſolelich nian: denn auch 
die co ndamn ats riſchen Urthele würden ia im Namen des 


@ 
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mittel beſtimmen, ſo iſt ſolches nur auf die Vollſtreck⸗ 
barkeit des Urtheils und die ſpätere Unzuläſſigkeit Jener 
Rechtsmittel zu beziehen. Der Ablauf der Nothfriſt hat 
avingegen keine Nechtskraf t des Urtheils zur Folge. 


Stiibel, Pr.: de opinione vulgari sententias absolutorias in pro- 

cessu criminali simulac cum reo communicatae sint, in rem judica- 

tam transire, e jurisprud. criminali eliminanda. Vit. 1798. 
Staats gefällt, „zu welchem ja doch auch der Angeſchul⸗ 
„digte „gehört“; mithin müßten ja, nach dieſem Argument, auch 
fie ſofort rechtskräftig werden, d. h. nicht vom condemnirten 
Angeſehuldigten angefechten werten dürfen: denn er würde ja 
fon ewas an fechten, was in {einem eigenen Namen gegen 
ihn iſt eutſchieden worden: — d. b. auch er würde (bier) fein 
tigenes Urtheil anfechten. 

Auf dieſe alberne Sophiſterei replicire ich mit der Frage: Iſt 

etwa der Richter deßhalb, weil ver Cendemnemus kin einzelnes 
Mitglied ver Stnatscorporation iſt, rbeaf ein Stellvertreter 
tes Conde mnatus (und folglich mit dieſem Condemnates 
identifieirbar), wie er ein Stellvertreter der Staats cor⸗ 
poration iſt? Nach dieſem tollen Identifications⸗Dogma 
wäre jede Schuldklage des Fiſcals gegen einen einzelnen Staats⸗ 
bürger eine monſtrumartige Nullität: denn Kläger und Beklagter 
würden ja juridiſch eine und die nämliche Perſon ſeyn! 

e) Daß ein Schuddiger Loss geſprochen, oder zu gelind beſtraft, wird 
iſt ohne Zweifel weit hämfiger, als daß ein AUnſchuldiger ver⸗ 
urtheilt, oder ein Schuldiger zu hart geftraft, würde. Die Straf⸗ 
rechtspflege würde daher ſehr leiden, wenn in fenem Falle der 
Staat nicht berechtigt wire, dus Urthefl durch ein dazu geeignetes 
Organ anfechten, oder die Uaterfuchung wlederaufnehmen, zu 

Aluſſen ). 

*) Dies iſt ein Raifonnement de lege 3 welches Bauer 
als Echo von Stübel (§. 3274) intonirt; das aber glücklicher⸗ 
weiſe die lex condita ebenſowenig erſchütttert, wie Gänſe⸗Ge⸗ 

ſchnatter das Capitol. Seine Falſchheit beweiſt ſattſam a poste- 
riori dus (relative) Wohlbefinden aller jener civtlifirten Völker, 
bei denen die entgegengeſetzte Narime „Non bis in idem!“ 
us Geſetz herrſcht. i 
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— Dritter Hauptabſchnitt. 
Von den Rechtsmitteln. ‘ 


SS 


§. 203. 


. Vorerinnerung. 


Rechtsmittel, im weiteren 9 Slane find alle. 
Mittel, durch welche ein bei einer Strafſache Betheiligter 
die, aus dem Verfahren oder dem Erkenntniſſe, für 
ihn entſtehenden Nachtheile zu entfernen ſucht ). Es 
finden ſich unter denſelben folgende allgemeine Verſchieden⸗ 
beiten: J) Der Betheiligte iſt entweder der Ange⸗ 
ſchuldigteb), oder der Staate). 10. Die Mittel be⸗ 


— 


1) Den engeren bezeichnet der §. 204. 


a) Nur wenn man den Begriff fo weit bildet, laſſen ſich alle Gat⸗ 
tungen und Arten unter denſelben befaſſen *). ö 
* Schade nur, daß er allzuweit ausgefallen iſt und dadurch 
ebenſo unbrauchbar wie ein Karpfen⸗Netz für den Grundel-Fang! 
Err befaßt nämlich jetzt nicht blos auch alles formelle und mates 
rielle Defendiren (wovon Bauer doch ſchon anderwärts 
— alſo Crelativ] unlogiſch — geſprochen bat: §. 176 — 188), 
fondern auch das Amneſtie⸗Ertheilen von Seiten der 
Staatsregierung! S. §. 58 u. § 209. 

Ja, beim Licht angeſchaut, befaßt er ſogar das Entweichen 
des Inculpaten aus dem Haftgefängniſſe: denn „er ſucht 
„dadurch Nachtheile aus dem Verfahren zu entfernen!“ 

5). Oder Die, welche fein Intereſſe vertreten: z. B. nahe Ange⸗ 
- porige, — Die Rechtsmittel der Civilpartei find nach den 
Grundſätzen des Civil proceſſes zu beurtheilen. ; 

e) Der Staat iſt bei einer, der Wahrheit und dem Rechte entſpre⸗ 
chenden, Strafjuſtizpflege im Interreſſe der Rechtsordnung be⸗ 
theiligt, und inſofern als Partei zu betrachten; nicht aber in 
Rückſicht auf den, aus ſeinem Einſchreiten, für den Einzelnen 
mittelbar entforingenden Vortheil oder Nachtheil. 
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ziehen ſich entweder auf eine noch bevorſtehende d), oder 
eine ſchon geſchehene, gerichtliche Handlung: und dieſe 
Handlung felber *) entweder auf die Inſtructione), 
oder auf das Erkenntniß. III) Die auf ein gefälltes 
Urtheil ſich beziehenden Rechtsmittel ſetzen entweder ein blos 
eröffnetes, oder ein bereits vollſtrecktes, Urtheil 
voraus. IV) Das Rechtsmittel iſt auf Erlangung der ge⸗ 
ſuchten Hülfe, entweder im Wege Rechtens, oder im 
Wege der Gnade, gerichtet 1). 


d) 
2) 


e) 


f) 


*) 


Dahin gehören beſonders die oben angeführten Nebendefen⸗ 
fionen (§. 176). i 
Die richterliche Handlungs⸗Unterlaſſung jedoch (Trägheit), na⸗ 
mentlich das Juſtiz⸗Verzögern, kann man nicht „Handlung“ nen⸗ 
nen; wohl aber ein „Benehmen“! 
Hierher find theils die Beſchwerden wegen verzögerter oder 
verweigerter Juſtiz (welche nöthigenfalls auch an die Bundes⸗ 
verſammlung gebracht werden können: Wiener Schlußacte Art. 
XXIX) zu zäblen; theils die Nichtigkeitsbeſchwerden wegen 
weſentlicher Mängel des Verfahrens (§. 207). 
Da die Begnadigung nicht aus bloßer Willkür geſchehen ſollte, 
ſondern nur aus ſolchen Rechtsgründen, welche der Richter, 
bei Fällung des Urtheils, zu beachten nicht berechtigt iſt, fo gehoͤ⸗ 
ren die Gnadenmittel ebenfalls zu den Rechtsmitteln ), 
im weiteren Sinne: und das umſo mehr, da die Geſetze mei⸗ 
ſtens eine Friſt für dieſelben vorſchreiben, und ihnen aufſchie⸗ 
bende Kraft beilegen. 
Bau er gebehrdet ſich hier, als ob er oben, in ſeiner Definition 
der Rechtsmittel seusu lato, das Merkmal aufgenommen hätte, 
daß ſie Mittel feyen, die fraglichen „Nachtheile“ aus „Rechts⸗ 
„gründen“ zu entfernen; während doch kein Buchſtabe da⸗ 
von dort zu finden ſteht. S. meine Gloffe * zu Note a, in fine, 
Geſetzt aber, er hätte es aufgenommen, ſo würde das Gnad⸗ 
Geſuch dadurch handgreiflich aus der Rechtsmittel⸗Reihe exelu⸗ 
dirt worden ſeyn! aus zweien Gründen. 

1) Weil von Demjenigen kein Recht kann geſucht werden, 
dem (ſeinem eigenen Geſtändniſſe nach) ſchon Recht iſt wie ⸗ 
derfahren: d. h. welcher nicht einen rechtswidrigen „Nach⸗ 
„heil“ zu entfernen ſucht: denn gegen das Recht gibt es eben ⸗ 
fowenig ein Recht, wie gegen die Geſundheit eine Arzney⸗ 

2) Und weil ein Recht, welchem leine Verbindlichkeit 
(namentlich hier die e ores aye Staats 


Exim.-Proc, B. 12. 
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8. 204. 5 
Y Bon den Rechtsmitteln im engeren Sinne: A) Ueberhaupt a). 


Rechtsmittel, im engeren (eminenten) Sinne, 
ſind gerichtliche Anträge der bei einer Strafſache Botheilig⸗ 
ten auf nochmalige Prüfung und Abänderung 
tines ſtrafgerichtluhen Erkenntniſſes, im Wege Rech⸗ 
tens. ) Es finden ſich unter dioßen Rechtsmitteln folgende 
Verſchiedenheiten: 4) Sie ſind entweder devolutiv; 
oder nichtdevolutivb). B) Entweder find fie gegen 


obenhaupees) gegenübersteht, ein Kad ing M: fo wile eine. In 
iur be die nichts Läd irt. 

Vielmehr iſt das Gm aden⸗Geſuch das vertieale Wegen⸗ 
theil vom Rechts mittel: denn Rechts mittel iſt (eu tech- 
nioo eninente) = Rechts⸗Geſuch gegen eine richterliche 
Miderrechtlichleit: mit Aus nahme der Accuſtrung, Denunci⸗ 
rung und Verklagung des Jädirenden Richters. 

Eingetheilt aber werden auch die e rim inaliſt i ſch en Rechts⸗ 
mittel 
a) in eigentliche (welche Bauer 5. 204 Rechtsmittel im 
engeren Sinne tauft — 6. 204 — 208): d. h. in ſolche, die 
eine durch ein Urtheil verübte Widerrechtlichkeit des Richters 
bekämpfen.; 

bp) und in uneigentliche (wovon Bauer gar nicht ex 
professo ſpricht): d. h. ſolche, die eine ander wärts verübte 
Widerrechtlichkeit des Richters bekämpfen. Vergl. meinen 
Civilproceß⸗Schküſſel, §. 377. 

NB. Auch iſt die Maxime falſch: daß vie Begnadigung nur 
nus Gerechtigkeits⸗ (beſſer Bikligkeits⸗) Gründen aus⸗ 
zuſprechen ſey. Wo die salus publica 28 gebietet, da geben 
auch Ria ghett s+ Motive den „Ausſchtag! S. unten S. 186. N. 2. 

a) Schrader, C,: de remed. contra sent. — in caussis crimin. 
Gott. 1803. Martin 5. 154. f. Tittmann §. 905 f. Stü⸗ 
bel S. 3240 f. Mittermaier § 196 f. Abegg § 184 f. 
Volkmann: Sächſ. Cr. R. S. 388 f. Die Rerhtsmittel in Straf⸗ 
fachen und das Verfahren bei deren Anwendung nach d. Grundſ⸗ 
des Kurheſſ. Strafproc. Hanau 1894. Oeſterr G. B., . 471 f. 
Preuß. Cr. O. §. 517 f. Baer. St. G. B. I. Art. 366 f. 

387 f. Hannover. Entw. Art. 288 f. Art. 325 f. 
5) Die Nichtigkettsbeſchwerve iſt, je nach Unſtänden, buld devolutiv, 
bald nichtvevofutto. Auch ft die weitere Verthridtgung oft inſo⸗ 
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ein noch nuvollzo genes, oder gegen ein bereits voll. 
five cktes, Erkenntniß gerichtet: und alfo entweder ordent⸗ 
liche Rechtsmittel, oder außerordentliche. Erſtere 
find ſämmtlich ſu s pemſive d. H. fie hindern die Vollſtreik⸗ 
barkeit des Erlenntniſſes (8. 201). II) Die beſondere Natur 
der Setra fachen und des S traf proreſſes (§. 3. 58) 
erzeugt manche Eigenheiten der Rechtsmittel, welche 
theils in dar, von Seiten des Staats (vermöge der Ober⸗ 
aufſücht übor die Strafrechtspflege) eintretenden, Sorge 
fir Eureichung des wirklichen Rechtes beſtehen; weils 
und vorzüglich in geringerer Beſchvänkung des Gebrauches 
der Red ts mittel. Insbeſondere find dieſe A) an keine 
Not hf riſt en dergeſtalt gebunden, daß mit deren Ablauf 
das Urtheil rechtskräftig würde (5. 202). Auch pflegt 
es, in Hinſicht der für den Eintritt der Vollſtrecbar⸗ 
keit heſtümmten Friſton, nicht geu au genommen qu werden. 
Die unterlaſſene zeitige Einlegung hat jedoch den Eintritt 
der Vollſtreckbarkeit des Urtheils zur Folge. B) Es iſt far 
dieſelben keine Beſchwerdenſumme beſtimmt c). O Der 
Gebrauch eines Rechtsmittels wird durch Entſagung 
nicht ausgeſchloſſen. D) Zu jeder, Zeit können neue 
Thatſachen und neue Beweiſe vorgabracht werden. 
E) Es findet, zu Gunſten des Verurtheilten, ein ſehr aus⸗ 
gedehntes Recht dritter Perſonen zum Beſchwerdeführen 


fern devolutiv, daß das Urthell von einer Spruchfacultät 
eingeholt werden muß). 8 
4) Da das Spruch collegium leviglich nur als Mandatar des ace 
tenverſendenden Gerihtes entſchridet, alfo mit demſelben eine 
und vir nämliche Petſon fptett, fo paßt vas Devolutivprädicat 
hieher ebenſowenig wie die Fauſt auf's Auge! Es ſteht alsdann 
der etvilproceſſualiſchen Reviſion analog, welche noch nirgend⸗ 
wo ein devolutives Rethtsmtttel hat geheißen. S. meinen 
Ewilproceß⸗Schlüſſel, S. 271 ff. J 
c) Der Hannoverſche Entwurf Art. 300 erfordert jedoch zur 
Statthaftigkrit o& ‘Appellation von den Etzenntniſſen der Juſtiz⸗ 
zauzlei an das Oberappellationsgericht, daß auf eine ſch were 
Straße erlumnt fey. Aehuliche Bohimenungen enthalten die neuern 
kurheſfiſchen Gifetze. un é 
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gegen Strafurtheile Statt d). F) Die Erkenntniſſe können, 
wenigſtens im Unterſuchung s proceß, im Intereſſe der 
Gerechtigkeit, auch zum Nachtheile Desſenigen a b⸗ 
geändert werden e), von welchem fie angefochten wor⸗ 
ben find. 6) Hat, unter mehreren in derſelben Strafſache 
Verurtheilten, nur Einer oder der Andere ein Rechts⸗ 
mittel ergriffen, und kommen ſeine vorgetragenen Gründe 
auch den Uebrigen zu Statten, ſo muß das Urtheil 
auch zu dieſer Letzteren Vortheil abgeändert werden f). 
I) Die, durch gemeines Recht, Gerichtsgebrauch und Lan⸗ 
desgeſetze, anerkannten Rechtsmittel ſind: die Appel⸗ 
lation (S. 205), die weitere Vertheidigung (§. 206), 
die Nichtigkeitsbeſchwerde (§. 207) und das Rechts⸗ 
mittel der Reſtitution (§. 208). IV) Nach fruchtloſem 
Gebrauch eines ordentlichen Rechtsmittels findet immer 
noch der Gebrauch eines außer ordentlichen Statt. 


§. 205. 
B) Von den einzelnen Rechtsmitteln: 1) Von der Appellation a). 


Die, früherhin beſtrittene, Statthaftigkeit der 
(nach römiſchem Rechte) ſowohl dem Angeklagten, als dem 


- d) L. 6. D. de appellat. L. 6. C. de epis cop. aud. (i. 4). 

e) N Martin 5. 155. N. 12. Mittermaier 5. 196. Die entgegen⸗ 

.  gefepte Anſicht beruht hauptſächlich auf der irrigen ») Voraus⸗ 
ſetzung, daß das Urtheil, ſo weit es vom Angeſchuldigten nicht 
angefochten worden iſt, in Rechtskraft übergegangen ſey. Ley⸗ 
fer Sp. 639. M. 7. S. dagegen §. 202. Von der Nöͤglichkeit 
einer ihm nachtheiligen Abänderung ſollte jedoch der Ange⸗ 
ſchuldigte, bei der Bekanntmachung mit dem ihm zuſtehenden 
Rechtsmittel, unterrichtet werden: wie ſolches wirklich der 
Hannover. Entw. Art. 302 ausdrücklich vorſchreibt! 

) Wegen dieſer angeblichen Irrigkeit beziehe ich mich auf meine 

Gloſſen zu 8. 202, 

f) Daher wird auch die Vollziehung in Hinſicht der Uebrigen auf⸗ 
zuſchieben ſeyn. Tittmann im N. Archiv IV. S. 215 f. 

a) I. Oldekop, Tr.: de appellationib. in causs. crim. Coburg 1722. 
G. M. Weber: Ueber die Appellation in Criminalſachen. Würzb. 


- 
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Ankläger, zuſtehenden, Appel lationd) im Unterſuchungs⸗ 
proceß iſt jetzt außer Zweifel c): falls nur, nach der Lan⸗ 
desjuſtizverfaſſung, über dem erkennenden Strafgericht 
eine Appellalionsinſtanz ) beſteht. Die Einlegung der 
Appellation (— wodurch die Vollſtreckbarkeit des be⸗ 
ſchwerenden Urtheils ausgeſchloſſen wird, — ) geſchieht 
binnen der zehntägigen Nothfriſt. Nachdem die Rechtfer⸗ 
tigungsſchrift (welche nach den Regeln von Defen⸗ 
ſionen einzurichten iſt 4) bei dem Obergericht eingereicht, 
und die Acten entweder durch Letzteres eingefordert, 
oder vom Untergerichte von Amts wegen eingeſendet, 
worden, erfolgt (unter Rückſendung der Acten) ein (vom 
Untergerichte zu eröffnendes) entweder beſtätigendes, 
oder abänderndes, Erkenntniß: welches Letztere auch 
auf Ergänzung der Gnftruction gerichtet ſeyn kann )). 
Iſt ein Staatsanwalt vorhanden, ſo kann auch dieſer 
von der Berufung Gebrauch machen: in welchem Falle 
dann der Angeſchuldigte mit ſeiner Vertheidigung gegen 
die Appellationsrechtfertigung zu hren iſt. Auch auf die 
vom Angeſchuldigten ſelber ergriffene Berufung findet eine 
Abänderung zu deſſen Nachtheile Statt (§. 204). 


u. Bamb. 1805. E. Schrader: Comm. cit. P. I. Sect. 1. C. L. 
Baurittel: Ueber die Berufung in Strafſachen. Mannh. 1806. 

b) L. 6. D. L. 6. §. 3. L. 29 de appellat (7, 62). L. un. F. 3. 

5. D. nihil innovari. L. 3. C. si pendente appellat. 
(7, 66). L. 6. C. si reus (9, 6). 

c) Landesgeſetze billigen die Appellation ausdrücklich: z. B. Kur⸗ 
heſſ. Verordn. v. 29. Jun. 1821. §. 39. 46. Auch der Hanno⸗ 
ver. Entw. Art. 300. 

1) Sollte heißen: „ein Appellations⸗Tribunal.“ N 

d) Das Appellationsgericht kann jedoch auch in der Rechtfertigung 
nicht angeführte Gründe berückſichtigen. 

2) Aber inſofern (d. h. quoad hanc appendicem) keine Sentenz 
vorſtellt, ſondern ein fimples proceßleitendes Deeret des Ober⸗ 
richters an den Unterrichter: genannt (Rescriptum) ,instructo- 
rum“. S. 5. 191 in f. 
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§. 206. 
2) Von der weiteren Vertheidigung. 


Das, als Surrogut der für unſtutthaft gehaltenen 
Nppvlbation (S. 265), durch den Gevichts gebrauch, yw 
Gunſten des Angeſchuldigten eingeführte . 
ber weiteren Verthei digung iſt an ſich wich toe vo⸗ 
bwtr v). Der Angeſchuldigte, oder fein Verthewiger, kann 
duber entweder blos auf die bisherigen Acten ſubmittirem 
oder die Rechtfertigung zu Protocoll geben, over eine 
wene Vertheidigungsſchrüft einreichen, worin, unter ane 
deren Vertheidigangsgründen, auch neue Thatſachen, ober 
rene Beweismittel und das Daſeyn von Nichtiglkeiten, 
geltend gemacht werden können. Das Erbenntniß wird 
1) entweder von demſelben Gericht, oder 2) von einem 
awberen Landesgerichte, gefällt, oder 3) (— fey es von 
Ants wegen, oder auf Geſuch ves Angyſchulvigten —) bet 
einer Spruch faeultat eingeholt: in welchen zwei letz te⸗ 
ren Füllen dann das Rechtsmittel in fo fern Bevo lwtty 
iſt ). Erfolgt eine Beſtätigung ves angefochtenen Urtheits, 
ſo pflegt, beſonders wenn auf eine ſehr ſchwere Strafe 
erkannt iſt, ein nochmaliger Gebrauch b) des Rechts⸗ 
mittels zugelaſſen zu werden, welcher, falls eine Abänderung 
zum Nachtheile des Angeſchuldigten ee ſeyn ſollte, 
nicht kann verſagt werden c). 


a) Landesgeſetze pflegen, für die Einlegung diefes Reihtsmittels, 
eine Nothfriſt zu beſtimmen. 

1) S. oben §& 205. N. 2. 

b) Man geſtattet wohl auch efrew woch mehrmaligeren Gebrauch 
der weiteren Vertheidigung, falls nur nicht die Abſicht, die Sache 
zu verſchleifen, vorliegt. 


e) Ausdrücklich anerkannt durch den Hannover. Entw. t, 303. 


9. 207. 
3) Sos der Rig dighidabetduwrsae ah 


Wegen Mangels einer Bedinguag dev Rechtsgül⸗ 
tigkeit ) der Juftruetion, over des Uriheils, kann fowohn 
jene (fey es im Ganzen, oder in einzelnen Theiler) 
als auch diefes (fey es mittelbar, oder unmittelbar und 
für ſich falbſt) als nichtig angefochten werden (8. 53. 54). 
Sowohl. dem (etma vorhandenen) Staatsanwalt, ale dem 
Angeſchuldigten gebürt zu dem Ende, ſelbſt nach bereit 
gefchehener Urtheilsvollſtreckung, das devolutive Rechts⸗ 
mittel n) der Nichtigkeitsbeſchwerde, welches var: 
uf gerichtet iſt, Daf das Verfahren, oder das Uvtheil, von 
dem Obengerichte, nach vorgaͤngiger Prüfung, für nichtig 
erkllant (eaſſirt) werde. Das Obergericht beſchraͤnkt (id 
febod) auf den Aus ſpruch der gefundenen Nullität und 
den Befehl zu einem anderweiten Verfahren oder Ur⸗ 
thei! von Seiten des nemlichen, oder (noͤthigenfalls) eines 
anderen, damit zu beauftragenden, Gerichtes. Gegen das 
hinterher geſprochene neue Urtheil finden auch die ordent⸗ 
lichen Rechtsmittel Statt. Wegen groben Mißbrauches 
der Nichtigkeitsbeſchwerde pflegt der Vertheidiger beſtraft 
qu. werden. : 


) K Groening, Di: de eo quod juste est cisct nullitstes judicii 
criminalis. Gott. 1795. Weber: Ueber die Appellation in Crimt- 
nalſachen. §. 3t f. 

1) Rechtsgültig it auch das blos Beſchwonende — Gravamen — 
: nicht: d. h. Dasjenige, was ohne Verletzung von ves Gefeges 
Buch ſtaben legalwidrig. — iniquum fie’ denn ſouſt dürfte! ja 
nicht dagegen appellirt, oder anverweitig de fond irt, werden. 
5 205 u. 206. 
Vergl. meinen Civilproreß⸗Schlüſſel: S. 251. N. II. 
Bauer hatte daher — genauer — ſagen ſollem: „Wegen des 
„Daſeyns einer Nullität, in der Juſtructton 10.“ 

b), Die Nußtigkritsbeſchwerde kann fedor auch bei demſelben Ge⸗ 

: richte angebracht werden. Auch darf das Grricht die, vor der 
Abfaſſung frines Urthelle wou. ihn ſe lber bemerkt wordenen Nul⸗ 
litten von Amts wegen heiben. ö 
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§. 208. 
4) Bon der Wiedereinſetzung in den vorigen Stand a). 


I) Der Angeſchuldigte, gegen welchen ein Straf- 
urtheil gefällt, oder auch bereits vollzogen, iſt, ſo wie 
deſſen Angehörige oder Erben, oder auch dritte Perſonen, 
können wegen neuer erheblicher Thatſachen, oder neuer 
Beweiſeb), ohne an eine Zeit gebunden zu ſeyn, bei 
dem Gerichte, welches jenes Urtheil geſprochen hat, auf 
Wiederherſtellung in den vorigen Stand zu dem 
Ende antragen, damit, nach weiterer Inſtruction der 
Sache, das Urtheil abgeändert und die nachtheiligen Wir⸗ 
kungen deſſelben, inſoweit ſolches geſchehen kann, wieder 
aufgehoben werden e). II) Auch dem Staate geburt, im 
Intereſſe der Gerechtigkeit), der Gebrauch dieſes Rechts⸗ 
mittels gegen ein freiſprechendes Urtheil ch, falls 


a) L. 1. 5. 27. D. de quaest. L. 9. 5. 11. L. 27. pm D. de 
poehis. Leyser Sp. 653. Lentin, D.: de restitutione ex 
capite justitiae in caussis criminalibus. Erf. 1783. C. T. Gutj ahr, 
D.: de cuussis et modo restituendi eos in quos injuste aut inpie 
factum fuit aut animadversum. Lips. 1796. 

b) Dahin gehören nicht nur neue Unſchulds beweiſe, ſondern auch 
neue Beweiſe der Falſchheit der Anſchuldigungsbeweiſe, auf 
welche das Strafurtheil geſtützt war: z. B. des Meineides der 
Zeugen. Hier bezweckt alſo die Reſtitution die Begründung der, 
damit zu verbindenden, Nichtigkeitsbeſchwerde *). iy tae? 

) Warum und wozu der pedantiſche Umſchweif des Cumulirens 

beider Rechtsmittel? Die Nichtigkeitsquerel genügt hier, für 
ſich allein! 

c) Nach dem Baier, St. G. B. II. Art. 397 und dem Hannover. 
Entw. Art. 333 ſoll das Reſtitutionsgeſuch, ungeachtet es doch 
mit Angabe und Vorlegung der neuen Beweiſe verbunden ſeyn 
muß, in der Regel keine Suſpenſivkraft haben. Dies dürfte 
nicht zu billigen fepn. \ 

1) Vergl. hierüber §, 202. Note b. 

d) Eine Reſtitution wegen eines neu entdeckten Er ſchweru ugs⸗ 
grundes (Oeſterr. St. G. B. §. 475) mochte wohl nicht zu 

- billigen ſeyn. Wegen neu entdeckter Berbrechen bedarf es 
keiner Reſtitution: da über dieſelbe noch gar nicht erkannt war. 
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ſich neue Thatſachen oder Beweiſe ergeben, welche, für ſich 
allein e), zur Begründung eines Straferkenntniſſes wider 
den Angeſchuldigten hinreichen 1). Es iſt jedoch erforderlich, 
daß das Verbrechen noch nicht durch Verjährung getilgt 
ſey, und daß das, dem zuſtändigen Unterſuchungs gerichte 
zunächſt vorſtehende, Ober gericht vorher über die Statt⸗ 
haftigkeit einer neuen Juſtruction entſcheide g). 


Unter den Begriff des Zuſammenfluſſes paßt dieſer Fall 
nicht ). 

) Dieſer äußerſt dunkel und umſichtslos hingeworfene Satz bedarf 
für Denjen igen keines kritiſchen Commentars, welcher mit dem 
Weſen des Concursus delictorum, vel materieks vel formalis, 
vertraut iſt. Vergl. Bauer's Lehrb. d. Strafrechts: §. 153 f. 

e) Hierdurch unterſcheidet ſich die Reſtitution von der Wieder 
aufnahme der Unterſuchung nach einer bloßen Losſprechung von 
der In ſtanz *). 

*) St. oben F. 193. N. e. 

1) Das in vorſtehender Note b Bemerkte findet ſeine Anwendung auch 
auf den Fall, wo die neuen Beweiſe die Falſchheit des der Los⸗ 
ſprechung zum Grunde liegenden Unterſuchungsbeweiſes, 
mithin die Nullität “) des losſprechenden Urtheils, zeigen. 

*) Dies wird beſtätigt durch Cap. 6. X. IV. 1. Vergl. das Baier. 

Str. Gef. §. 387 u. meinen Civilpr.⸗Schlüſſel, §. 418. B. 


g) Die Nothwendigkeit einer ſolchen Entſcheidung ergibt ſich aus dem 
Daſeyn eines, bis zur Reſtitution für rechtsgültig zu haltenden, 
losſprechenden Urtheils. Neuere Geſetze, welche die Statthaf⸗ 
tigkeit einer ſolchen Anfechtung des Losſprechungsurtheils aner ⸗ 
kennen, ſchreiben Daſſelbe ausdrücklich vor. Baier. St. G. B. 
II. Art. 388. a. E. Han nov. Entw. Art. 329. Bei Wieder⸗ 

aufnahme der Unterſuchung nach einer bloßen Losſprechung von 
der Inſtanz, iſt dies nicht erforderlich. 

Anmerkung. In dem Hannover. Entw. Art. 325 — 336 tft nach 
den Vorgange des Baier. St. G. B. Art. 386 f. die Reſti⸗ 
tution von den Rechtsmitteln getrennt (in einem eigenen Ca⸗ 
pitel, und in Verbindung mit ſehr verſchiedenartigen Gegenſtänden), 
unter dem Namen „Wiederaufnahme der Unterfudung”, 
aufgeſtellt worden. Dieſe, ſehr unbeſtimmte, Bezeichnung be⸗ 
greift 1) die Wiederaufnahme der blos einſtweilen eingeſtellten 
Vorunterſuchung. 21 Die Wiederaufnahme der Unterſuchung wider 
einen blos von der Inſtanz Losgeſprochenen. Beides find keine 
Rechtsmittel, und finden ohne Weiteres Statt, ſobald ſich neue 
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8. 209. 
m) Bon Begnadigungsgeſuchen und Anträgen a). 


Fy Begnadigung ge ſuche, — von Seiten des 
Angeſchuldigten ſelber ſowohn, als auch dritter Perfe- 
nen, — find nicht nur in allen Stadien des Strafperfah⸗ 
rens, ſondern auch vor deſſen Beginn (Abolitionsge⸗ 
ſuche) b), und nach bereits geſchehener Vollſtreckung des 
Strafurtheils (restitutio ex capite gratiae), zuläſſig. Wird 
dem Gerichte zeitig von der Einreichung eines Begnadi⸗ 
gungsgeſuches glaubwürdige Anzeige gemacht, fo hemmt 
vieſes die Boltſweckung des Strafustheils. Die Wirk⸗ 
famkeit der erfolgten Begnadigung iſt nicht von der Be⸗ 
ſchaffenheit ihrer Gründe abhängig ). I.) Zu Degnavi- 
gungs⸗Anträgen iff 4) das erkennende Gericht be⸗ 
rechtigt, wenn die nach dem Geſetze verwirfte. und zuerkannte 
Strafe, in dem beſonderen Fall, aus beſtimmten Gründen, 
mit dem wahren Grade der Strafbarkeit außer Verhalt- 
nif ſteht, oder wenn deren Vollziehung ſehr nachtheilige 
Folgen) befürchtew läßt o). Durch Verwerfung des 
Begnadigungs⸗Geſuches oder ⸗Antrages wird in der pro- 


— oe + - — — 


Anzeigen ertzeben. 3) Die Neſtitution. wegen new entoedter Be⸗ 
weiſe der Mnfhule oder ver Schuld. 4) Die Nichtigkeitsbe⸗ 
ſchwerde wegen entdeckter q alſchheit jener Beweiſe, auf welchen 
das verdammende oder losſprechende Erkenntniß beruht. Auch laßt 
ſich. 5) die, durch ein ordentliches Rechtsmittel oft nöthig werdende, 
ne ue Ju ſt ruetion darunter begreifen. Daß unter diefer neuern 
Darſtellungsweiſe ote Klarheit und Brſtimmtheit leide, läßt ſich 
nicht verkennem 

a) Bom Begnadigungs recht iſt im Strafrechts zu handeln. Bauer: 

„Lehrb. des Strafr. § 131. 

b) Die Abolition iſt, nach einigen neueren Conſtitutionen (z. B. der 
Bnieriſchen und Kurheſſtſchen), unſtatthaft. 

10, Vergl. oben K. 203. Note f. 

29 Hier widerſyricht Hau ex. fich. ſelber. S. §. 202. Note J. Zeile 2. 

e fannover. Entw. eln en Strafge ſetz buch. Arn 97. Han⸗ 
ever. Entw. einer: Strafpr ocefierdm Artz. 20. 


Dow den Rechtomitteln. §. 268. 270. 18. 


ce ma lifch om Lage der Sucht nichts geündert; und es if 
alfe nach diefer zu brurthrilen, of num noch ein Nychts⸗ 
mitteb Statt: finde d): 5) Auch die ven Stvafanfatten 
vorſtehenden Be hic ber find; nach Landeszeſetzen, bovech⸗ 
tigt, und ſogur vevpflichtet, unter gewiffew Vorausſotzungen 
Anträge auf Bognatagung einzetner: Strafinge zu machen. 
Der Verurytheilts frm ſich die: von. ihm nicht nachgeſuchte 
Gnade keineswegs verbitte wen I) Aud ehne Befudy 
und Antrag kun der Landesherr, won ihm ein ee 
theil verfaſſaungesmüßic zur: Bestätigung vorgelegt wird, dte 
Strafe aus Gnade erlaſſen oder méloern; und es geſchieht 
ſolches auch nicht ſelten, bei beſonderen Gelegenheiten, 
ganz aus eignem Antriebe. Der Umfang und die Wir⸗ 
kungen der Gnade find nach dem. Inhalte des Begnadi⸗ 
gungs⸗Reſcriptes zu beurtheilen. 


Vierter Hauptabſchnitt. 
Bon Vollziehung der Urtheile. 


— ͤ äfä-— 


§. 210. 


Vorerinnerung. 


So wie die Strafe und Proceßgeſetze, in Bertendung 
mit dom Daſeyn der thatſächlichen Vorausſetztungen iver 


d) Die Begnadigungs anträge. werden zwar gleich bei der Ur⸗ 
thetlsfallung gemacht; und daher ſollte das Urtheil nicht vor 
bem Eingange der Reſokution verkündigt werden. Die Begna⸗ 

+ pigungsgefuche werden aber zweckmäßig bis nach dem fruchtloſen 
Gebrauche aller Recht sani zuriulgwirſon. 

e P. 6. D. de apperl. Serfted: Srundregetr der Steegeſebgeb. 

S. 464 f. 
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Anwendbarkeit, den allgemeinen Rechtsgrund der ſtrafge⸗ 
richtlichen Erkenntniffe ausmachen, fo liegt in dem Daſeyn 
eines rechtsgültigen und vollſtreckbaren Erkenntniſſes der 
allgemeine Rechtsgrund der Vollziehung deſſelben, 
für welche es daher weder der Aufſtellung eines weiteren 
Rechtsgrundes, noch eines beſonderen Zweckes, bedarf: indem 
vielmehr die Vollſtreckung nur als eine rechtlich nothwen⸗ 
dige Folge des rechtsgültigen Urtheils anzuſehen iſt ). Es 
iſt hier von der Vollziehung nur inſoferen die Rede, als 
das Erkenntniß eines beſonderen ſtrafgerichtlichen Vollzie⸗ 
hungs verfahrens bedarf b). 


§. 211. 
J) Von der Vollſtreckung im Allgemeinen. 


I) Die Statthafkigkeit einer jeden Vollziehung iſt 
durch folgende Vorausſetzungen bedingt. Das Erkenntniß 
muß, A) da wo dies ndthig iſt, beſtätigt ſeyn (§. 199); 
B) gehörig eröffnet (§. 200); nnd C) vollſtreckbar 
(S. 201). I) Die Behörde, unter deren Leitung und 
Aufſicht die Vollſtreckung geſchieht, iſt, in der Regel, das 
Unterſuchungs gericht. Doch kann das erkennende 
Gericht ſie, aus beſonderen Gründen, auch einem anderen 
Gericht auftragen. III) Der Zeit nach geſchieht die Voll⸗ 
ziehung, in der Regel, alsbald nach eingetretener Vollſtreck⸗ 
barkeit (§. 201): falls nicht hinreichende Gründe einen 
Aufſchüb nöthig machen: insbeſondere A) der gegenwärtige 
Körper⸗ oder Geiſteszuſtand des Verurtheilten; B) eine 
derzeitige Gefahr für dritte Unſchuldige a); O eine inzwi⸗ 
ſchen eingetretene erhebliche Aenderung der, zur Zeit der 
Urtheilsfällung geweſenen, Proceßlage: wohin be⸗ 
ſonders der Widerruf des ans und die Ent⸗ 


— — — 


a) Vorzüglich iſt dies in Hinſicht der Stra furtheile zu bemerken. 
Bauer: Lehrb. des Strafr. §. 19. 

b) Eines ſolchen Verfahrens bedarf es z. B. nicht, bei der Entbin⸗ 
dung eines Unverhafteten von der Inſtanz. S. oben §. 201. N. 1. 

a) 3. B. L. 3. D. de poenis. 
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deckung neuer erheblicher Thatſachen oder Beweiſe, gehort 
IV) Die Vollſtreckung muß dem Urtheile vdllig gemäß 
geſchehen. V) Ueber den Vollziehungs act wird ein Pro- . 
tocoll aufgenommen. VI) Die Bekanntmachung der 
geſchehenen Vollziehung ſchwerer Strafen durch öffentliche 
Blätter iſt eine zweckmäßige Warnungsanzeige; enthält 
jedoch eine bedeutende Schärfung: weshalb es nöthig iſt, 
daß in dem Urtheile darauf erkannt ſtehe b). 


§. 212. 


II) Von Vollziehung der verſchiedenen Arten der Urtheile: 
A) Der Vorerkenntniſſe. 


I) Die eigentlichen Vorbeſcheide (§. 191) werden 
durch Fortſetzung, oder aber durch alsbaldige Einſtel⸗ 
lung des (als unbegründet angefochten wordenen) Straf⸗ 
verfahrens, vollzogen ). II) Die Vollziehung der 3 wi⸗ 
ſchenurtheile, und zwar A) derer, welche über die 
Statthaftigkeit einer gewiſſen Proceß handlung entſchei⸗ 
den, beſteht in nunmehriger Vornahme, oder Unterlaſſung, 
oder Zurücknahme, dieſer Handlung; oder in Wiederauf⸗ 
hebung ihrer Folgen. Iſt insbeſondere auf den Reini⸗ 
gungseid erkannt, fo findet das oben (§. 156) beſchriebene 
Verfahren Statt. B) Inſtructorien (§. 191 B) werden 
durch gehörige Vornahme der darin vorgeſchriebenen, 
und der hierdurch etwa nothwendig werdenden weiteren, 
Proceßhandlungen vollſtreckt. 


§. 213. 
B) Von Vollziehung der Endurtheile, und zwar 1) der losſprechenden. 


I) Die erkannte Entbindung von der Inſtanz 
wird durch Einſtellung des Verfahrens, Entlaffung des etwa. 


b) Die Preuß. Er. O. 5. 549 ſchreibt vie Bekanntmachung vollzo⸗ 
gener Todesſtrafen vor. 
a) Dahin gehoren auch die Erkenntniſſe über die Gerichtszuſtandigkeit: 


%% Bon Bolkigung der Urifeiéc. 6. 248. 61. 


Verhaftsten, Beufügung dec wider ihn erfameten Saher 
rungsmaßrageln und Aufbewahrung der Arten vollſtreckt 
(5. 193). 1 Die Vollziehung Los f ppechender Uriheile 
beſteht in ſchleuniger Aufhebung aller, mit der bisherigen 
Unterſuchung für den nunmehr Vosgeſprochrnen verknüpft 
geweſenen, allgemeinen und beſondertn Nachtheile 9): als, 
Entlnſſung aus der Haft, Zurückgabe gerichtlich verwahrter 
Sachen, und Bewirkung der Wieder inſetzung an den Ge⸗ 
nuß ſuſpendirter Rechte: z. B. des Amtes, der activen 
und paſſiven Wahlfaͤhigkeit: zu welchem Ende eine Mit⸗ 
theilung des Urtheils an die betreffende Behörde er⸗ 
forderlich ſeyn kann p). ? 


§. 214. 
2) Bollztehung der Stra furtheile: a) Nebethaupt. 


Das Geefafwrn bei Vollſtreckung der Strafurth eile wf 
verſchirden.: je mach der Natur der zu wollſtvackenden Stvaße. 
1) Manche Strafen läßt der Richter vermöge feiner e üg⸗ 
nen Amtsgewalt wollſtrelen. Dahin gehören beſonders 
Geldbußen: weiche dund die gewöhnlichen Zwangs mittel 
 Heigetricben werden g und Ge fa ng nif ſtrafe: welche wurch 
eine dam Ge fam gen wär ter ertheilte Anwolſung nollzo⸗ 
gen wird. II) Zur Bollſtreckung fonftiger Strafauten thedarf 
es der Mitwirkmg einer ande ren Juiſſti z⸗ oder Mer - 
gierungs becharde: und alſo eines, aa diefe zu richten 
den, Antrages, oder einer Erſuchung. Hierzu gehören br⸗ 
ſonders die Suſpenſion, Dienſtentſetzung, Degradation, Ver⸗ 


zu deren Bollſtreckung die Auskieferung ves Angeſchuldigten an 
ein anderes Gericht erforderlich ſeyn kann. 


) Die Abſchwörung der Urfehde it wohl fest 
e de -ift wohl jatzt allenthalben außer 


*) S. Bauer s Lehrb. des Strafr. §. 308. 
b) Daß die Wirkung des vollſtreckten losſprechenden Urtheils nicht in 
; ver Res tetew'ft ibefivpe, und aalſo dasurth nat eue Wiederuuf⸗ 


nahme der Unterſuchung ausgeſchloſſen werde, nt io bum bemerkt 
rden 6. 08. 208. yr’: 
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mobgenéfrafer: falls das Bermdgen ia end eren Gerichts 
ſprengeln kiegt; und am hüuſigſten die in einer afßentlichen 
Straf anſtalt zu erſtehende Freiheitsſtrafe. Letztere 
erforbert die Auswirkung der ndthigen Fortſchaſſungs⸗ und 
dlefnahms befrhle: worauf ſodaun der Verurtheilte, neha 
riner Abſchwift des Artheils fammt Oründen, an die An⸗ 
ſtakt, gegen eine zu den Acten zu bringende Beſcheini⸗ 
gantz, abgeliefert wird ). I) Die Bollziehung ver Strufe 
wird durch den Tod des Verurtheilten gehindert.; aus⸗ 
grnemunen ünſofern Vermögens ſwafen, dem Gefase gufslga, 
Wis eine Schuld, auf die Erben übergehen. 


§. 215. 5 
b) Von Vollziehung der Todesurtheile insbeſvndere. 


I) Todesurtheile durfen erſt drei Tage nach geſchehe⸗ 
wer einfacher Eröffnung vvllſtreikt werden a). In der 3 wi⸗ 
ſchenzeit wird A) der Verurtheilte, infofern es mit Si⸗ 
cherheit geſchehen kann, in ein leidlicheres Gefängniß ge⸗ 
bracht, beſſer verpflegt, ihm ein Geiſtlicher ſeiner Kirche 
zugeſchickt, ſeinen Angehörigen und Freunden der Zutritt 
erlaubt, und ihm geſtattet, ſeine bürgerlichen Angelegenhei⸗ 
ten zu ordnen. B) Zugleich find mittlerweile die zur Voll⸗ 
ziehung der Strafe und deren Sicherung erforderlichen 
Vorbereitungen zu treffen. II) Am Tage der Voll⸗ 


a) Die geſchrhene Vollſtretkung des Strufurthetts yiuvert jrvoch nicht 
vie Anfechtung deffelben (8. 202. 208) 3 und die duden erfolgte 
Tilgung ves Derbrechens ſchließzt den PiwfeuG der wrlitienen 
Strafe auf Beſtraſang des Nück falls micht ans. Bauer: 
Lehrb. des Strafrechtes §. 146. 

a) P. G. O. Att. 79. Nach ver Preuß. Cr. O. 5. S40 ſoll die 

Vlobllziehung der Todrsſtrafe fo ſchnell als moglich geſchehen, und 
der dazu beſtimmte Tag nur Denen bektmmt gemacht werden, 
deren Gegenwart und Mitwirkung nöthig iſt. Nach dem Baer. 
St. G. B. U. Art. 381 zunerhalb 24 Stunden. Oedoch kann dem 
Srrurthetttrn, auf fein Verlangen, rin Kufſchub von dal 21 Stun- 
den, von der Publication an, geſtattet werden. Auf aliche Weiſe 
nach dem Pannover. Entw. Art. 317. 


— 
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firedung (dem endlichen „Rechtstage“) wird zuvörderſt 
das, durch Glodengeldute anzukündigende, hochnothpein⸗ 
liche Halsgericht (selennitas judicii criminalis) unter 
freiem Himmel gehalten pb): welches als ein Ueberbleibſel 
und Surrogat der ehemaligen äußeren Oeffentlichkeit des 
Strafverfahrens zu betrachten iſt, und ſich auf drei Theile 
zurückführen läßt: nemlich: A) die Hegung des Halsge⸗ 
richtes: d. h. die feierliche Eröffnung der Gerichtsſitzung. 
B) Die Haltung deſſelben: welche in einer kurzen Ver⸗ 
nehmung des Verurtheilten c) über ſeine Schuld, und in 
nochmaliger Verkündigung des Urtheils, beſteht: worauf 
der Stab gebrochen und dem anweſenden Scharfrichter die 
Vollziehung aufgegeben wird. C) Die förmliche Aufhebung 
des Halsgerichtes d). II) Hierauf wird der Verurtheilte, 
in Begleitung eines Geiſtlichen e), zur Richtſtätte ab⸗ 
geführt und die Strafe an ihm vollſtreckt. IV) Der 
Leichnam des Hingerichteten wird, falls deſſen Angehörige 


b) P. G. O. Art. 82 — 87. 96 — 98. Aus füßrliche Beschreibung der 
Hegung des bochnothpeinlichen Halsgerichts. Heilbr. u. Leipz. 1798. 
Dorn: Commentar §. 420. Winkler: Sächſ. Peinl. Proe. 
S. 356 f. Juriſt. Zeitung für das K. Hannover. Jahrg. 1830. 

Heft II. S. 148 f. 

e) Die Anklage, durch den Nachrichter, u. ſ. w. bezieht ſich auf 
den aceuſatoriſchen Proceß. 

d) Nach dem Baier. St. G. B. II. Art. 382 wird (ſtatt der Hegung 
des Halsgerichtes), vor der Abführung des Verurthellten zur Richt⸗ 
ſtätte, in ſeiner Gegenwart, an einem öffentlichen Ort eine kurze 
faßliche Erzählung ſeines Verbrechens verleſen; dann das Urtheil 
nochmals verkündigt; und darauf der Stab gebrochen. Eben ſo 
nach dem Hannover. Entw. Art. 318. Eine K. Sächſ. 
Verordn. vom Januar 1835 ſchafft das H. N. P. Halsgericht, die 
ausgezeichnete Kleidung, wie auch die Begleitung durch einen Geiſt⸗ 
lichen, ab, und verbietet die Geſtattung des freien Zutritts zu 
dem Verurtheilten. Doch ſoll an der Richtſtätte ein Geiſtlicher 
anweſend ſeyn. 

e) Die Preuß. Cr. O. 5. 545 geſtattet die Begleitung durch einen 
Sl nur bei Verbrechern der katholiſchen und der griechiſchen 

n. 
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nicht (bei der zuſtändigen Behörde) die Erlaubniß zu 
einer ſtillen Beerdigung auswirken, an der Richtſtätte 
begraben, oder dem anatomiſchen Theater übergeben t). 


— — — — 


1) Nach röm. RN. pflegte die gebetene Erlaubniß zur Beerdigung nicht 
verſagt zu werden. Tit. Dig. de cadaveribus punitorum. Weber 
das Recht des Staats, die Ablieferung der Leiche zur Anatomie 
zu verordnen, Bauert Anmerk. zum Hannov. Entw. I. S. 320. 


trina. Proc. B 13. 13 


Bweites Bud. 


Darſtellung der verſchiedenen Arten des 
Strafproceffes. 


— — — 


§. 216. 


Vorerinnerung. 


Die einfachſte und wichtigſte Grundlage für Anordnung der 
Lehre vom Strafverfahren bildet die Zerlegung derſelben 
a) in die Theorie der Proceß handlungen und b) in die 
Theorie des Proceß ganges. Erſtere iſt unabhängig von 
den verſchiedenen Arten des Strafproceſſes aufzuſtellen ): 
indem ſie durch beſondere Beziehung auf eine beſtimmte 
Proceßart eine einſeitige Richtung erhalten würde: zum 
Nachtheil ihrer Wahrheit, Selbſtſtändigkeit und Brauchbar⸗ 
keit. Die Theorie des Proceß ganges?) hingegen läßt 
ſich, ſoviel den Haupttheil des Verfahrens — nemlich 
die Inſtruetion — betrifft, nur mit Rückſicht auf eine 
gewiſſe Art des Strafproceſſes ſchildern. Die Darſtel⸗ 
lung dieſer beiden Theile der Theorie des Strafverfahrens 
geſtattet zwar keine ganz unbedingte Abſonderung: in⸗ 
dem nicht nur in dem erſten Theile ſchon manche Beziehung 


1) Wie dies im Buch I. geſchehen! 5. 71 — 215. 
2) Die Kunde von dieſer Theorie verhält ſich zur Bekanntſchaft 


mit den einzelnen W wie die Componirkunſt zur 
Noten⸗Kenntniß. , 
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auf 


den zweiten vorkommt, ſondern auch die Lehre von 


Proceßhandlungen durch ihre Anwendung auf dle verſchie⸗ 
denen Proceß arten einzelne Medificationen erleidet; immer 


aber 
und 


bildet jene Unterfdeibung die weſentlichſte Mita 
die Haupt grundlage eines Syſtems vom Strafver- 


fahren. Die Eigenthümlichkeiten der einzelnen Arten des 
Strafproceſſes betreſſen jedoch nur die Inſtruction (S. 70. 


71): 


weshalb ſich die Darſtellung ver Proeeß auten auf 


dieſen Theil des Verfahrens beſchränkt⸗). 


Erſter Titel. 


Von dem ordentlichen“) Unterſuchungsproceſſe ). 


Einleitung. 


§. 217. 


T) Von dem Unterſuchungsproceſſe überhaupt: A) Begriff veſſelben. 


Unterſuchungsproceß (proc. inquisitionis 8. inqui- 


sitorius) iſt dasjenige Strafverfahren, welches der Rich⸗ 
ter von Amts wegen eröffnet und führt). Der 


a) 


1). 
a) 


2) 


— — 


In Hinſicht der Erkenntniſſe, der Rechtsmittel und ter 
Vollziehung finden ſich bei den einzelnen Proceßformen keine 
ſolche Eigenthümlichkeiten, welche hinreichenden Stoff zu einer 
beſonderen Abhandlung darböten. Das wenige Abweichende 
läßt ſich gelegentlich bemerken; z. B. in Hinſicht der Rechts⸗ 
mittel. - 
Vom ſummariſchen redet der §. 239. 
I. Brunnemann, Tr.: de inquisitionis processu. Vit. 1679. Fran- 
cof. et Lips. 1732. 4. Deutſch: Anleitung zur vorſichtigen Anſtel⸗ 
lung des Inquiſttionsproceſſes. Halle 1697. Frankf. 1717. C. H. 
Hübner: principia processus inquisitorii. Lips, 1799. Außerdem 
handeln die oben §. 11. N. a b angeführten Schriften ſämmt⸗ 
lich auch vom Unterſuchun gs proceſſe. 
H. A. Zachariä (Gebrechen x. S. 36 u. 37) verwirft vieſe Des 
ſinition deßhalb, weil das „von Amts wegen“ der Gegenſatz 
a 13 * 
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Richter (Unterſuchungsrichter, Inquirent) tritt hierbri im 
Namen des Staats auf, und ſucht, im Jutereſſe der Ge⸗ 
rechtigkeit und der Rechtsordnung, durch Erforſchung der 
materiellen Wahrheit eine richtige Anwendung der Straf⸗ 
geſetze vorzubereiten. Der Unterſuchungsproceß iſt aus 
dem canoniſchen Recht entſprungen b), neben dem An- 
klageproceß in die P. G. O. übergegangen ), und nach 
und nach, durch Doctrin und Praxis, zu ſeiner jetzigen Ge⸗ 
ſtalt ausgebildet worden d). Derſelbe findet zwar nur dann 
Statt, wenn kein Ankläger auftritt: mithin inſofern blos 


yy 


8) 


ſey von dem „aus Privatwillkühr der Einzelnen“; mit 
bin der Anklage⸗Proceß, als das Oppositum vom Unter⸗ 
ſuchungs⸗Proceſſe, „ſein Weſen darin haben müßte, daß er im⸗ 
„mer von der Privatwillkühr des Einzelnen ausginge.“ Dies 
ſey nun aber bekanntlich nicht wahr: indem er ebenſo gut auch 
von der Amtspflicht eines öffentlichen Anklagers ausgehe und 


„gehen könne. 


Hierauf replicire ich, zur Ehrenrettung Bauer's. „Dein Ein⸗ 

„wurf iſt entweder die Geburt einer Mißdeutung, oder eine Schi⸗ 
„kane. Nur dann wäre er gerecht, wenn ich geſagt hätte: „„von 
„veigenen, oder fremden, Amts wegen:““ denn allerdings 
„ift auch das Officium des Staatsanklägers ein Amt. Mein wirk⸗ 
„lich gebrauchter Ausdruck: „„der Richter von Amts we⸗ 
„„gen““ aber hat notoriſch in Deutſchland noch nie einen anderen 
„Sinn gehabt als den: der Richter von eigenen, d. h. von 
„Richter⸗, Amtes wegen. Folglich iſt dein Einwurf ein Hieb in 
„den Nebel!“ 
Tit. X. de accusat.: beſonders Cap. 24. Aus den Texten des rö⸗ 
miſchen Rechts, worin von gelegentlich vorkommenden Inquiſitio⸗ 
nen die Rede tft (als: L. 3. 13. D. de off. praesid. L. 1. §. 12. 
D. de off. praef. urb. L. 2. §. 6. D. de adult. IL. 2. C. de 
abolit. L. 7. C. de accusat. I. 1. C. de custod. reor.) 
läßt ſich nicht beweiſen, daß das Unterſuchungsverfahren als eine 
eigene Proceßart ſchon bei den Römern üblich geweſen fey *). 

S. vorzügl. Geib's Geſch. d. röm. Criminalpr. Leipz. 1842. 

S. 99 f. S. 257 f. S. 521 f. 


c) P. G. O. Art. 6. 8. 214. 219: „von Ampts wegen.“ 


a) 


Von der Geſchichte des Unterſuchungsproceſſes mündlich. — 
Thomas ius, D.: de origine processus inquisit. (in deff. Digsertatt. 
V. III. n. 88). Bochmer: Jus eccles. protest. L. V. ut. 1. §. 86s. 
Malblanc: Geſch. der P. G. O. §. 15. Biener: Beiträge 
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aushülfsweiſe; macht jedoch jetzt, weil Privatanklagen 
nur ſelten vorkommen, die öffentlichen Ankläger aber 
gewöhnlich auf Verfolgung gewiſſer beſonderer Verbre⸗ 
chen beſchränkteſind, oder einer beſonderen Auffor⸗ 
derung bedürfen, in den deutſchen Strafgerichten die 
Regel aus e). Und wenngleich bei manchen Verbrechen 
die Einleitung einer Unterſuchung durch den Antrag des 
Betheiligten bedingt iff), fo wird doch, falls dieſer 
nicht eine förmliche Anklage überreicht 2), das Verfach⸗ 
ren dadurch nicht zum Anklageproceß. 


§. 218. 
B) Unterſchied zwiſchen dem Unterſuchungs⸗ und dem Anklageproceſſe a). 


Zwiſchen den beiden Hauptarten des deutſchen Straf⸗ 
verfahrens finden ſich einige allgemeint Verſchieden⸗ 
heiten: Nemlich J) in Hinſicht der Bedingungen ihrer 


—— — — — 


zur Geſchichte des Inquiſitionsproceſſes. Berlin 1827. Mitter⸗ 
maier S. 13 15. Abegg S. 14. 15 ). 

3) Si. auch Henke: Bd. IV. S. 35 f. u. vorzüglich Meyer: 

Esprit, origine etc. Bd. IV. S. 273 f. 

e) Neuere Geſetze ſchweigen gänzlich vom Anklageproceß: z. B. das 
Oeſterr. G. B., die Preuß. Cr. O. Eben ſo der Hannov. 
Entw. Das Baier. St. G. B. Art. 446 läßt nur beim 
Standrecht einen öffentlichen Ankläger auftreten. 

) 3. B. Ehebruch, Schändung, Familiendiebſtahl und Privatinjurien. 
S. §. 218. N. b. 

3) In der Feder iſt hier der Beiſatz ſtecken geblieben: „ſondern als 
„bloßer Denunciant auftritt.“ S. § 224. N. d u. §. 246. N. e. 

a) A. L. Hombergk, D.: de diversa indole process. inquisitorii et 
accus. Marb. 1754. (Plitt: analect. jur. crim. N. X.) Carmige 
nant in der von Mittermaier und Zadariad herausgeg. 
Zeitſchrift für Rechtswiſſ. und Geſetzgeb. des Auslandes. Bd. I. 
S. 352 f. Mittermaier im N. Archiv XI. S. 436 f. Deſ⸗ 
ſelben Lehre vom Beweiſe im Deutſchen Straſpr. §. 3). 

„% Vorzüglich Meyer: esprit, origine etc. Bd. IV. S. 273 — 296. 

Leue: der mündl. öffentl. Auklage⸗Proceß ꝛc. Aachen 1840. 
S. 190—118 u. Hepp: Anklageſchaft ꝛc. Tüb. 1842. 
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Statthaftigkeit. 4) Der Anklageproceß ſetzt eine er⸗ 
pobene Anklage voraus; wahrend im Juquiſitionsproceſſe 
der Richter von Amts wegen einſchreitet, ſo oft ein 
hinreichender Grund vorhanden iſt, das Daſepn eines 


Verbrechens anzunehmen b). B) Beim Anklageproceß wird 


ein beſtimmtes Verbrechen vorausgeſetzt, auf welches die 
Anklage gerichtet iſt; beim Inquiſitionsproeeß aber ergibt 
ſich das Daſeyn und die Natur des Verbrechens oft erſt aus 
der Unterſuchung. C) Die Anklage iſt immer gegen eine 
beſtimmte Perſon gerichtet, wider welche daher alsbald 
ein hinreichender Verdacht muß begründet werden; wäh⸗ 
rend die Unterſuchung anfänglich oft nur auf Ausmittelung 
des Verbrechens an ſich abzielt, ohne daß noch ein Au⸗ 
geſchuldigter vorhanden iſt. II) In Hinſicht der Form 
des Verfahrens. Im ⸗„Anklageproceß ſtehen fic) zwei 
Parteien gegenüber, welche zwei einander entgegenſtehende 
Behauptungen vorbringen: — die poſitive des An⸗ 
klägers; und die negative des Angeklagten. Beide Par⸗ 


teien bringen ihre Beweiſe auf ein Mal") vor, und ver⸗ 


handeln die Strafſache in Wechſelvorträgen, welche 
eine einſeitige?) Richtung haben. Im Unterſuchungs⸗ 
proceß hingegen, wobei in der That keine Parteien ſind, 
insbeſondere aber kein behauptender Ankläger iſt !“), 


b) 5. 223— 226. Mit alleiniger Ausnahme fener Verbrechen, welche 
eine Anzeige des Betheiligten fordern: wodurch aber das Ver⸗ 
fahren ſelber nicht geändert wird (§. 217. N. f). 

1) „D. h. binnen der nämlichen Beweisfriſt. Dies iſt aber nicht nur 
cum grano salis aufzufaſſen: indem ja der Ankläger (ebenſo wie 
im etviliſtiſchen Executivproceſſe) ſeinen Beweis antieipi⸗ 
ren muß, §. 242; ſondern auch nur halb wahr: denn es gilt 
keineswegs vom directen Gegenbeweiſe des Inculpaten (Wi⸗ 

-derleg⸗Beweiſe), weil dieſer ja gemäß dem vorausgegan⸗ 
genen Beweiſe des Anklägers muß geformt werden, wie die 
Scheide je nach der Klinge. S. meinen Civilpr. Schlüff. §. 244. 

2) Denn die Einen haben nur allein den Angriffs⸗ und Niederwerf⸗ 

1 — die Andern aber ausſchließlich den Parir⸗ und Standerhalt⸗ 
— 5 | 

3) Hagemeifter hat (in ſ. Erörterungen über Generals u. Special⸗ 

Inquiſttion. Berl. 1804. S. 14—20) nachgewieſen, daß, feit Du- 


@ 
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ſucht der Inquirent, durch Anwendung aller geſetzlichen 
Mittel, parteilos die Wahrheit der erheblichen Thatſachen, 


- 


ranti bis mit auf Carpzov, alle Hauptpraktiker einftimenig ge⸗ 
meynt und ausgeſprochen haben, daß der Richter im Unterſuch⸗ 
Verfahren zugleich die Rolle des Anklägers ſpiele, und daß nament⸗ 
lich die Inquiſitions⸗Artikel, womit die Special. Unterſuchung 
anhebt (§. 237), ein unverkennbares Surrogat vom Anklagelibell 
ſeyen. Ferner geht aus der Natur der Sache hervor, daß kein 
Richter denkbar ſey, wo nicht entgegengeſetzte Parteien aufge⸗ 
treten ſtehen. Und endlich iſt es, — weil ja der nämliche Natur⸗ 
menſch mehrerlei juridiſche Perſonen gleichzeitig ſpielen 
kann, — keineswegs undenkbar, daß der Richter nebenher auch 
mit der Ankläger⸗ und mit der Defenſor⸗Rolle beauftragt fey: 
ohngefaͤhr wie dies bei einem kinderzüchtigenden Vater der Fall 
iſt. Daher war Bauer ſchuldig, für ſeine paradoxe Negation 
Gründe anzugeben: und zwar ſchlagende Gründe. Democh ift 
er ſolche totaliter ſchuldig geblieben. Dagegen ſinden ſich ſolche 
glücklichermaßen bei Müller: S. 172. N. 7. Sie find folgende: 
und zwar in specie für bie Thesis: „Der Inqutrent iſt nicht als 
Ankläger zu betrachten.“ 

„A) Denn die Klage ſetzt voraus eine beſtimmte in Anſpruch 
„genommene Perſon.“ 

Ich replicire: Ganz Daſſelbe wird auch beim Richter, als 
einem Special inquirenten, vorausgeſeßzt! 

„B) Dieſe Anſicht widerſpricht auch der unpartetiſchen Rich⸗ 
tung der Unterſuchung nach Wahrheit.“ 

Replik: Das Gleichgewicht der Parteiloſigkeit wird ja da⸗ 
durch bei Beſtand erhalten, daß „der Inquirent zugleich auch als 
„Defenſor zu betrachten,“ oder, beſſer geſagt, auch mit der 
Defenfor-Rolle beauftragt, ſteht; alſo auch zu des Inculpa⸗ 

ten Vortheil nach Wahrheit forſchen muß. 

„C) Es ſprechen dagegen Cap. 2. C. IV. O. 4; Cap. 24. X. V. 1. 
u. C. 31. X. V. 3. 

Replik: a) Die erſte Stelle ſagt weiter nichts, als daß im 
Accnfattowsproces der Accusator ein vom Richter körperlich 
verſchiedenes Individuum ſeyn müſſe. Sie beweiſt alſo gar nichts 
für den Inquitir⸗Proceß! 

b) Die zweite Stelle ſagt (verbis „non tanquam idem sit 
accusator et judex“) lediglich nur: daß im Inqufſitionsproceſſe 
der Richter keineswegs die Rolle eines eigentlichen Accusator ſpiele: 
penn ein ſolcher werde z. B. ja gar nicht angehört, wenn er 
nicht eine ,legitima inscriptio gemacht habe. 

c) In der dritten Stelle ſetzt derſelbe Papi noch hinzu: man 
ſolle nicht etwa meynen, daß der Nichter alsdann, wann er auf 


200 Von dem ordentl. Unterfudgungéproceffe. §. 218. 219. 


um der Gerechtigkeit willen, — mithin ſowohl im In⸗ 
tereffe des Staats, als des Angeſchuldigten, — auf⸗ 
zuklären: woneben aber Letzterem geſtattet iſt, ſeine Rechte 
außerdem noch, durch eine beſondere Vertheidigung, 
ſelber zu wahren. 


§. 219. 
C) Werth des Unterſuchungsproceſſes. 


Die Unterſuchungsform des Strafverfahrens hat 
unverkennbare Vorzüge vor der Anklageform. Sie ent⸗ 


— 


— 


den „Clamor“ publicus hin den Proceß beginnt, etwa zugleich den 
eigentlichen Accusator ſelber ſpiele: weil ja doch kein körperlich 
unterſcheidbarer Denunctant aufgetreten ſtehe: denn dieſer Cla- 
mor — die „Fama“ ſey hier das Surrogat eines ſolchen Denun⸗ 
cianten; und, gerade wie auf Antrieb dieſes Letzteren, fo beginne 
mithin der Richter auch hier (nicht etwa den Aceuſations⸗, 
ſondern) den Inquiſitions⸗Proceß. 

Hieraus folgt mithin weiter nichts als, daß im Unterſuchungs⸗ 
proceſſe der Richter nicht formaliter die Anklägerrolle ſpiele; 
keineswegs aber auch, daß er fie nicht materisliter zu ſpielen 
habe; und noch minder der Müller⸗Bauer' ſche Satz, daß hier 
„garlkeine eigentlichen Parteien ſeyen“ (ſondern eine 
bloße Wahrheits erforſcherei): d. h. gar kein Nechtsſtreit ventilirt 
werde — kein Judicium. 

Vielmehr ſagt das nämliche Cap. 31. X. V. 3 mit den ausdrück⸗ 
lichſten Worten: „ui secundum judicii formam sententiae 
„ quoque forma dictetur; und aus dem Cap. 22. X. v. 1. 
geht ſonnenklar hervor, daß der Inquirent den „ju diciurius 
„ordo“ und die „juris solemnitas“ ſtreng obſerviren müſſe. 
Auch ſagt dieſe letztere Stelle, übereinſtimmig mit dem voran⸗ 
ſtehenden Cap. 21, daß im Unterſuchungsproceſſe „contra“ in- 
quisitum eine Probatio geſchehe. Dieſes „Contra“ ſetzt eine An⸗ 
griffs tendenz voraus, und die Probatio einen körperlichen Pro- 
bans! Da nun aber außer dem Richter und dem (angegriffenen) 
Inquiſiten kein körperliches (drittes) Individuum vorhanden 
ſteht, ſo iſt es klar, daß der Richter hier der angreiferiſche Be⸗ 
weisführer ſey: d. h. daß er zugleich auch materialiter die Anklä⸗ 
gerrolle ſpiele. 

Dieſe meine ganze Refutation trifft auch die Bauer’ ſchen 
Assentientes: Martin, 5. 121. N. 3 u. Abegg, S. 262 pr.! 
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ſpricht dem Weſen der Strafjuſtiz: als der ſelbſtthätig 
waltenden Erhalterin der Rechtsordnung; ſie befreit das 
Strafverfahren von einſeitiger Richtung: indem ſie die 
Erforſchung der materiellen Wahrheit und die Verwirklichung 
der Idee wahrer Gerechtigkeit als das einzige Ziel deſſelben 
darſtellt; fie macht die Verfolgung dieſes Zwecks unab⸗ 
hängig von der Willkür und der hemmenden Einwirkung 
eines, mit beſtimmten Behauptungen auftretenden, Anklä⸗ 
gers; und iſt mehr dazu geeignet, ein rechtsgültiges Ge⸗ 
ſtändniß, und dadurch volle Gewißheit, zu erlangen. In 
allen dieſen Hinſichten gewährt der Unterſuchungsproceß 
größere Sicherheit der wirklichen und richtigen Anwendung 
der Strafgeſetze n). Gegen die Beſorgniß eines nachtheili⸗ 
gen Einfluſſes der Einſeitigkeit, oder der Willkür, 
des Unterſuchungsrichters ſchützen theils die Formen des 
Verfahrens, ſammt der geſetzlichen Beweistheorie ); theilt 
die ſtrenge Aufſicht und Leitung der, zur ſorgfältigen Br hs 
fung der Inſtruction verpflichteten, erkennenden Ge⸗ 
richte b); theils die innere Oeffentlichkeit des Verfah⸗ 
rens (§. 65). 


a) Eſchenbach: v. der Generalinquiſ. Cap. II. S. 4. v. Soden: 
Geiſt der peinl. Geſetzgeb. Bd. II. § 451. Klein: Ueber den 
Vorzug des Snquifitionsproc, Im A. Archiv VI. St. 4. N. 79%. 
A. M. iſt Kleinſchrod: Ueber den Werth des Anklage⸗ und 
Unterſuchungsproceſſes gegeneinander. Im A. Archiv II. St. 4. 
N. 1. Bemerkungen hierzu von Ranft. Ebendaſ. III. St. 4. 
N. 4. Weber: Hauptforderungen an eine zeitgemäße Strafpro⸗ 
ceßordn. Im N. Archiv IV. S. 604 5). — Auch im franz⸗ 
ſiſchen Strafproceffe herrſcht, bis zur Erhebung der förmlichen 
Anklage, die Unterſuchungsform: und zwar ohne jene Garan⸗ 
ticen, welche der deutſche Inquiſitionsproceß gewährt (S. 262). 
4) Hierzu haben ſich jüngſt noch beigeſellt Höpfner: über den An⸗ 
klageproceß ꝛc. Hamb. 1844. S. 42 f. u. Martin: in Nich ⸗ 
ter's Jabrb. 1843 S. 100 f. 

*) Hieber gehören noch vorzüglich alle §. 218. N. o* von mir ge⸗ 
nannten Autoren, und auch H. A. Zach ariä (die Gebrechen rc. 
S. 63— 72), vor deren ſiegreichen Gründen der Dunſt von obi⸗ 
gem Panegyrifus verſchwindet. 

1) Vergl. meine Noten No. 4 u. a zu 104. 

p) Ob durch Einführung des Inſtituts der Staats anwaltſchaſt 
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§. 220. 


U) Bon den Theilen der Unterſuchung — Bore und Hauptunterſuchung 1). 
A) Im Allgemeinen. 


Die Unterſuchung im engeren Sinn iſt der In⸗ 
begriff der Handlungen, wodurch der Richter. von Amts 
wegen das Seyn oder Nichtſeyn derjenigen 
Thatſachen zu er forſchen ſucht, von welchen die 
Anwendung des Strafgeſetzes abhängt. Sie iſt 
ein Theil der Inſtruction oder Unterſuchung im weiteren 
Siun (S. 71) 2); und auf fie bezieht ſich die Eigen⸗ 
thümlichkeit des Inquiſitionsproceſſes. Die Unterſachung, 
deren letzter Zweck durch vorſtehenden Begriff feſtgeſetzt 
iſt, zerfällt, in Hinſicht ihres nächſten Zwecks, in zwei 
Haupttheile: die Generale und die Special⸗Inquiſition. 
D Generalinquiſition oder Vorunterſuchung iſt 
derjenige Theil der Unterſuchung, worin der Richter das 
Daſeyn des Verbrechens erforſcht, und die Beweiſe 
wider eine beſtimmte Perſon aufſucht und ſammelt, 
um dadurch die Hauptunterſuchung zu begründen und vor⸗ 
zubereiten) (S. 227 — 232) ). II) Specialinqui⸗ 


der Unterſuchungsproceß eine Verbeſſerung erhalten würde? Dies 
ift von der Art abhängig *), wie der Wirkungskreis dieſer 
Behörde beſtimmt wird. Weber: im N. Archiv IV. S. 607. 
) Vergl. darüber L. Frey: der Staatsanwalt u. fein Dienſt als 
öffentl. Ankläger. Heidelb. 1845. u. H. A. Zacharid: Gebre⸗ 
chen ꝛc. S. 262 f. 
1) S. darüber Bauer's Abhandlungen. Bd. II. (Gött. 1842) S. 
166 — 254. 
2) Denn dieſer befaßt noch außerdem auch a) die Beiſchaffung 
von Perſonen, wie von Sachen; p) und die Vertheidigung. 
S. §. 71. No. 1—3. 5 
a) Mit der Generalunterſuchung verwechsle man nicht die ſ. g. Pras 
liminarunterſuchung oder Information (inquisitio 
generalissima): worunter man nur die Conſtatirung und Prü⸗ 
fung des Fundamentes der Generalunterſuchung (§. 225. N. a) 
. und welche alſo kein wirklicher Theil der Unterſuchung 
er iſt. 
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ſition oder Hauptanterfudung iſt der Theil der 
Unterſuchung, welcher auf Erlangung vollſtändigen 
Beweiſes der Schuld oder Unſchuld und aller 
die Strafbarkeit beſtimmenden Thatſachen ab⸗ 
zielt b). Sie beldet den feierlichen Unterſuchungsproceß, 
und vertritt die Stelle des förmlichen Ankla ge proceſſes o) 
(S. 233 — 238). 


5. 221. 
B) Einzelne Verſchiedenhelten der beiden Theile: 1) In Hinſicht des 
Zwecks und Gegenſtandes a). 


I) Der Zweck und Gegenſtand der Vorunterſu⸗ 
chung befteht in Begrändung und Vorbereitung 


3) Vergl. hierüber §. 221. Note b *. 

b) Abegg (§. 150. Note) unterſcheidet drei Haupttheile der Unterſu⸗ 
chung: inquisitio generalis; summaria; und spe cialis: auch 
unter den Namen: Vorbereitungs verfahren; eigentliche 
Unterſuchung; und Schluß verfahren. Andere unterſcheid en 
zwiſchen General⸗ und Specialunterſuchung; theilen aber letztere 
wiederum in die ſummariſche und in die formelle (oder ar⸗ 
ticulirte) Specialinquiſition. v. Feuerbach §. 625. 630. 636. 
Martin 5. 123 — 133. Heffter & 643). 5 

*) Ebenſo auch Müller: 5. 176 — 185. Man vergl. darüber 

; Bauer's Kritik, in §. 221. N. e. 

c) Stübel 5. 2748. 

a) Dieſe Verſchtedenheit iſt die wichtigſte und durchgreifendſte. Es 
herrſchen jedoch über den Unterſchied der beiden Abſihnitte der Un⸗ 
terſuchung ſehr abweichende Anſichten, welche ihren Grund theils 
darin haben, daß man nur einzelne, oder nur un weſentliche, 
Verſchiedenheiten zu Grund legte; theils darin, daß man den Un⸗ 
terſchied a priori feſtſtellen, oder ihn hiſtoriſch ableiten, wollte: 
ſtatt denſelben fo aufzufaſſen, wie er ſich in der Wirklichkeit“) 
findet. — Eſchen bach: Von der Generalinquiſttion. Cap. II. 
§. 6—8. Klein: Ueber den weſentlichen Unterſchied zwiſchen der 
General⸗ und Specialinquiſition. Im A. Archiv I. St. 1. N. 3. 
leinſchrod: Ueber General⸗ und Specialinquiſition. Im. A. 
Archiv III. St. 1. N. 2. Meiſter 5. 368. 369. Hübner: pr. 
proc. inquis, p. 21 sq. Siewert: Ueber den Unterſchied der 


6) Hierüber ſ. das gerechte Lamento von Feuerbach: §. 636. N. 4. 
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tines förmlichen ) Strafverfahrens wider eine beſtimmte 
Perſonb). 4) Zu jener Begründung gehört die 
Ausmittelung der Bedingungen ſeiner rechtlichen Statthaf⸗ 
tigkeit: nemlich 1) des Daſeyns von einem Verbrechenz 


und 


2) der Exiſtenz hinreichender Verdachtsgründe 


wider eine gewiſſe Perſon. B) Zu dieſer Vorberei⸗ 
tung des förmlichen Strafverfahrens hingegen gehort die 
Aufſuchung und Sammlung alles zur genauen Erforſchung 


— 


1 
b) 


7 


— 


Generals v. der Specialinquiſition. Im A. Archiv V. St. 2. N. 4. 
Hagemeiſter: Ueber Generale u. Specialinquiſition. Berl. 1804. 
Biener: Beiträge zur Geſch. des Inquiſ. Proc. S. 145 f. 182 f. 
Mittermaier §. 104. 105. 125. 132. 

D. h. feierlichen. S. F. 220 in f., u. unten Note h. 


Sie iſt jedoch ſchon wirklicher Theil der Unterſuchung; und 
iſt nicht blos Vorbereitung der Unterſuchung überhaupt)), fons 
dern nur Begründung und Vorbereitung der Ha uptunterſuchung: 
als des feierlichen Unterſuchungsproceſſes. Erſteres ergibt ſich 
auch daraus, daß zuweilen ſchon auf die Vo runterſuchung das 
Endurtheil folgt *) (6. 232). 
Denn dieſe Vorbereitung einer jeden (General over Special- 
oder ſummariſchen) Inquifition heißt nicht Vo runterſuchung; 
ſondern Prälim in arunterſuchung (§. 225. N. a); und von 
ihr handeln die §. 223 — 226. 
und (fo ſetze ich hinzu) bei allen leichteren Verbrechen ſogar 
folgen muß: weil bei dieſen keine Hauptunterſuchung folgen barf. 
L. 232. N. a und F. 233. N. b. 

Ebendeßhalb aber kann, — fo wird man hier vielleicht ein⸗ 
werſen, — bei dieſen leichteren Verbrechen der Zweck der Vor⸗ 
unterſuchung unmöglich in einer bloßen Präparation der 
Hauptunterſuchung beſtehen; ſondern er muß die Begründung des 
Endurtheiles ſeyn. Allein dieſer Einwurf würde auf einem 
Mißverſtändniſſe beruhen: nämlich auf der Unterſtellung, als 
ob Bauer alle Unterſuchung überhaupt in Vor⸗ und in Haupt⸗ 
nnterſuchung zerlegt habe. Er hat dies aber, kraft ſeiner Titels⸗ 
Rubrik auf S. 195, nur allein mit dem ordentlichen Unter⸗ 
ſuchungsproceſſe ſo gehalten; während er den ſummariſchen 
keineswegs in 2 Stadien geſpaltet (5. 245). Auf die leichte⸗ 
ren Verbrechen wird uno tenore erſchöpfend (zu Fundirung 
einer Definitivſentenz) inquirirt; wenngleich allerdings mit mög⸗ 
lichſter Zeit⸗ und Koſten⸗Erſparniß! 
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der Wahrheit dienlichen Stoffes o). II) Der Zweck und 
Gegenſtand der Hauptunterſuchung beſteht in Erlan⸗ 
gung eines, extenſiv und intenſiv, vollſtändigen Be⸗ 


weiſes aller erheblichen Thatſachen d). 


e) 


„Beide Zwecke machen, in der Regel, eine ſummariſche Ver⸗ 


nehmung des Verdächtigen, und zwar als ſolchen ), noth⸗ 
wendig: die daher mit zur Generalunterſuchung gehört, und durch 
welche der Angeſchuldigte noch nicht in den Stand der Anſchul⸗ 
digung verſetzt wird: wie dies auch immer durch den (milden) 


Beinamen „In culpat“ (im Gegenſatze von „Inquiſit“) 


*) 


d) 


ausgedrückt wurde. — Nach Andern foll der Unterſchied der 
beiden Abſchnitte der Unterſuchung darin beſtehen, daß die Haupt⸗ 
unterſuchung gegen eine beſtimmte Perſon “), als Anges 
ſchuldigten, gerichtet iſt (§. 220. N. b). Allein dies widerſpricht 
theils der Natur der Sache: da die Erforſchung des Thatbeſtandes 
und des Thäters meiſt unzertrennlich verbunden find, und ohne 
Vernehmung des Verdächtigen, als eines ſolchen, die 
Statthaftigkeit der Hauptunterſuchung nicht wohl beurtheilt werden 
kann; theils der Praxis: nach welcher jene Handlungen, welche zur 
Stellung des Verdächtigen vor Gericht dienen, und die ſumma⸗ 
riſche Vernehmung des Inculpaten, noch zur General iuquiſition 
gehören. Daher kommen auch zwei verſchiedene Vertheidigun⸗ 
gen zur Abwendung der Unterſuchung vor: die Eine, zur Ab⸗ 
wendung aller Unterſuchung: ſogar der ſummariſchen; die 
Andere zur Abwendung der Special unterſuchung. Wo nun aber 
auf Letztere erkannt wird, da iſt immer erſt die ſummariſche 
Vernehmung des Jnuculpaten vorher gegangen! 
Mithin nicht als eines bloßen Zengen! Derſelben Mepnung 
iſt, aus ſchlagenden Gründen, auch Grolman: S. 596 — 599. 
Vergl. unten §. 231. f 
Hierin findet Feuerbach den Deſtinetivcharakter der Special⸗ 
inquifition (§. 630): die er dann wieder in die ſummariſche 
zerlegt (§. 632 — 635) und in die feierliche (8. 636 — 641). 
S. oben §. 220. N. b. 5 
Der Uebergaͤng zur Hauptunterſuchung läßt ſich mit der Ver⸗ 
fepung in den Anklagezuſtand des franzöſiſchen Strafproceffes ver⸗ 
gleichen. Auch dieſer geht eine bereits wider den beſtimmten An⸗ 
geſchuldigten gerichtete Vorunterſuchung voraus, welche, — gleich 
der Generalinquiſition, — darauf abzweckt, die Beurtheilung der 
Statthaftigkeit der förmlichen Unterſuchung moglich zu 
machen und dieſelbe vorzubereiten! worauf ſodann erſt über die 
Verſetzung in den Anklagezuſtand förmlich erkannt wird. Und 
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§. 222. 
2) Sonſtige Verſchiedenheiten. 


Aus jener Haupt verſchiedenheit zwiſchen Vor⸗ und 
Hauptunterſuchung fließen mehrere andere: nemlich 1) iu 
Hinſicht der Form. In der Vo runterfuchung wird, ſo⸗ 
viel die Erforſchung des Thäters betrifft, im Ganzen 
ſummariſch verfahren ); während hingegen in der Haupt⸗ 
unterſuchung ein foͤrmlicheres genaueres Verfahren Statt 
findet, welches ſich beſonders auch in dem articulirten 
Verhöre zeigt (S. 237) ). 2) In Anſehung der Zeit⸗ 
folge. Die Vorunterſuchung geht ſtets der Hauptunter⸗ 
ſuchung (welche durch ſie erſt begründet und vorbereitet 
werden ſoll) voraus ); wenngleich beide Theile nicht im⸗ 
mer förmlich getrennt ſind; ſondern die eine oft unmerk⸗ 
lich in die andere übergehty). 3) In Anſehung der 
Bedingungen ihrer Statthaftigkeit. Dieſe ſind 


— — ñſ eee ee 


gerade hierin zeigt ſich vorzüglich der Werth der Abtheilung: 
indem dieſelbe eiue größere Sicherheit gegen übereilte Verſetzung 
in den Stand der Anſchuldigung gewahrt. 

1) S. § 221. Note c. 

a) Manche entlehnen den Begriff der Hauptauterſuchung von der Are 
tikelform; und betrachten dieſelbe als eine bloße Wiederho⸗ 
lung des erheblichen Inhaltes der Ver unterſuchung. Stel⸗ 
zer: Criminalrecht, §. 761. 


2) Vorausgeſetzt natürlich, daß eine Vorunterſuchung nöthig ſep, 

. und alfo geſchehen müffc. Denn wenn ſchon auf die Prälimi⸗ 
uar - Unterſuchung ſogleich die Special⸗Inquiſition kann gebaut 
werden, unterbleibt die General⸗ over e 8 §. 226. 
No. III. 


b) Doch wird die Treanung Beider häufig, ſowohl a8 ein Ere 
kenntniß auf förmliche Specialinguifition (welches fedes mal 
erfolgen ſollte, S. 235), als durch Anlegung von geſonderten 
Acten bänden, deutlich ausgeſprochen. Beide Unterſuchungen 
werden auch wohl, über verſchiedenerlei Gegenſtände, neben⸗ 
einander geführt *). 

) S. S. 286. a. E. 
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bei beiderlei Abſchnitten der Unterſuchung ſehr verſchie⸗ 
den (5. 223 f. 239 f.). Insbeſondere bedarf es zur 
förmlichen Specialinquiſition, wodurch der Verdächtige in 
den Stand der Anſchuldig ung verſetzt wird, eines höhe⸗ 
ren Grades von Verdacht. 4) In Hinſicht der Noth⸗ 
wendigkeit. Die Borunterſuchung ijt, wenigſtens mate⸗ 
riell, ſtets nothwendig; und es bedarf nur dann keiner 
förmlichen Genera linquiſition, wenn fic aus ber bloßen 
Information (8. 225) ſchon die Rothwendigheit der 
Hauptunterſuchung genügend ergibt. Dieſe Letztere hin⸗ 
gegen unterbleibt in allen jenen zahllofen Fällen, wenn 
aus der beendigten Vorunterſuchung ein Mangel an ihren 
Borausſetzungen hervorgeht c). Alle dieſe Verſchieden heiten 
zeigen ſowohb die Wahrheit, als den theoretiſchen und 
practiſchen Werth, der Unterſcheidung zwiſchen der Vor⸗ 
und Hauptunterſuchung 4). 


Erſtes Capitel. 
Von der Vo runterſuchung. 


§. 223. 
I) Begründung der Vorunterſuchung: A) Nothwendigkeit einer 
85 “ Begründung a). 
I) Die Einleitung einer Unterſuchung bedarf ſtets einer 
gehörigen Veranlaſſung (fundamenlum inquisiltonis): 


c) In dem hier dargeſtellten Sinne tft der Unterſchied zwiſchen Bors 
und Hauptunterſuchung im Hannover. Entw. §. 87 ff. aufge⸗ 
faßt; und fo hat ihn auch der Verfaſſer dieſes Lehrbuches in un⸗ 
zähligen Criminalacten aus den verſchiedenſten Ländern praktiſch 
beobachtet gefunden. 
d weifel hiergegen (wie z. B. bei Tittmann 5. 683) beruhen auf 
l e vom Weſen dieſer Unterſcheidung. So⸗ 
gar jene Geſetze, welche dieſelbe fo rmell nicht billigen (wie das 
Oeſterr. G. B. und die Preuß. Cr. O.) behalten ſie doch 
theilweiſe materiell bei. Mittermaier I. 5. 104. S. 8. 11. 


~ 
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d. h. einer zum Beweiſe der Nothwendigkeit und Statthaf⸗ 
tigkeit einer Unterſuchung hinreichenden Urſache. Dieſe 
bezieht ſich A) entweder blos auf das Daſeyn eines von 
Amts wegen zu ahndenden, noch nicht getilgten, Verbre⸗ 
chens: und zwar entweder unmittelbar, oder mittelbar 
(indem fie auf ein Sndicium des Verbrechens gerichtet 
iſt); oder B) zugleich auf eine beſtimmte Perſon, als Thä⸗ 
ter. Nur in letzterem Falle wird dadurch die Einleitung 
des Verfabrens gegen ein gewiſſes Subject begründet. 
II) Schreitet der Richter ohne genügende Veranlaſſung zur 
Unterſuchung, ſo macht er ſich dem Staat und dem Bethei⸗ 
ligten verantwortlich. Ul) Daher iſt es nothwendig, 
daß die Veranlaſſung zur Unterſuchung ſogleich durch Auf⸗ 
nahme eines Protocols, oder einer Regiftretur, acten⸗ 
mäßig gemacht werde. 


§. 224. 
B) Arten der Veranlaſſungen. 


Veranlaſſungsgründe einer Unterſuchung ſind alle, dem 
Richter bekannt werdenden, Umſtände, welche das Daſeyn 
eines Verbrechens wahrſcheinlich machen. Es gehören dazu 
beſonders: J die eigne Wahrnehmung des Richters: 
fey es als eines Criminal⸗, oder als eines Civil⸗, Richters a); 
II) die Selbſtanzeige des Thäters p); III) die Er⸗ 


n) Kleinſchrod: Ueber die Veranlaſſungen, eine Generalunterſuchung 
anzuſtellen. Im A. Archiv IV. St. 2. N. 1. Eſchenbach: V. 
der Generalinquiſ. Hauptſt. III. *) 


*) Bauer 's Abhandlungen, Bd. II. S. 171 f. und vergl. Jage⸗ 
mann: in Weiske's Rechtslexik. v. S. 463 f. . 
§. 89 — 98. Abegg: F. 151. 


a) Auch als Privatmann, oder als Betheiligter? *) 


*) Antwort: Nimmermehr! S. Stübel: 5. 2873 u. Müller: 
§. 173. N. 1. 


h) Wohin auch deſſen Selbſtberühmung mit der That gehort *). 
) Stübel: §. 2877 — 2886. Ueber die Motive und die Verdäch⸗ 
tigkeit der Selbſtanklagen ſ. Kitk a: Beitr. z. L. üb. Erhebung 


» 
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gretfung deſſelben auf friſcher That); IV) Anges 
bung (Denunciation): d. h. die durch einen Dritten c) 
an den Richter gemachte Anzeige von criminaliſtiſchen 
Thatſachen, welche bezweckt, daß der Richter dieſelben 
von Amts wegen berüͤckſichtigen moge. 4). V) Die Eut⸗ 
ſchädigungsklage ) des durch das Verbrechen Ver⸗ 
letzten e). WM Das Gerücht: d. h. ein Inbegriff meh⸗ 
rerer unverbürgter ) Zeugniſſe. Durch weitere Verbrei⸗ 
tung und ſtärkeren Glauben, welchen es im Publicum 
findet, wird jedoch das Gerücht nicht zur Offenkundig⸗ 
keit) Notorietät): als welche in derjenigen Gewiß⸗ 


— — — — — 


des Thatbeſtandes. §. 39 u. vor Allen Feuerbach 's merkw. 
Verbrechen. Bd. II. S. 449 — 637. A 

1) S. die Carolina: Art. 16. Der Sachſenſpiegel (I. 35) penn 
dies: „handhaftige That.“ 

c) Dazu iſt auch die bloße Anzeige von Seiten des Berletzten, fo 
wie die Angabe eines Mitſchuldigen, zu zählen. 

d) Berſchieden von der Denunciation“) tf die Anklage; die 
Civilklage; die Adhäſion (S. 216); und die außergerichtliche 
Diffamation. 

*) S. Stübel: 5. 87 — 2911 u. Henke: §. 72 u. Pfiſter's 

Criminalfälle: V. 502 f. u. 506 f. Auch vergl. §. 225. 

2) S. Ritta: über Erheb. d. Thatbeſt. S. 118 — 120. 

e) Eben fo die in einem Civ il proceß vorgeſchützte Einrede eines 
begangenen Verbrechens. — Der Auftrag zur Eröffnung einer 
Unterſuchung, von Seiten einer oberen Negierungs⸗ oder Juſtiz⸗ 
behörde, ſollte ſtets nur unter Angabe des Veraunlaſſungs⸗ 
grundes ertheilt werden. Immer iſt aber das beauftragte Gericht, 
wegen nicht gehörig begründeter nachtheiliger Handlungen ge⸗ 

- gen den Verdächtigen, dieſem Letzteren verantwortlich. Volk⸗ 
mann: Sächſ. Er. N. §. 269 *) 

*) Bergl. v. Jagemann: in Weiske's Rechtslerik. Od. V. 
S. 465. N. 5. 

3) Muß heißen: „außergerichtlicher Zeugniſſe vom Hörenſagen!“ 
S. Stübel: 8. 2914 — 2929. Vergl. oben 8. 218. Note 3. sub 
C. und die Carolina: Art. 6. u. 16. 

A) Denn fonft würde die Carolina im Art. 16, wo das Verbrechen 
deßhalb „un zwelfelich“ genannt wird, weil es vor vieler Leute 
Augen iſt (öffentlich) verübt worden, nicht erſt noch ein Geftand- 
niß erheiſchen und die Tortur anordnen. 

Grun. rec. 5 14. 14 
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heit beſteht, die ſchon ohne den Gebrauch vow Beweismittel 
eis iſt ). 


5.6225. 
C) Prüfung des Grundes der Unterſuchung. 


D Die vorhandene Veranlaſſang einer Unterſuchung 
bedarf ſtets einer ſorgfältigen Prüfung ihrer Zulänglach⸗ 
keit): wobei es vorzüglich auf den materiellen · Grand 
derſelben, — und alſo theils auf deren Quelle, theils auf 
die Umſtändlichkeit, theils auf den Gegenſtand, ankommt, 
und hierbei vorzüglich darauf, ob dadurch entweder 
nur eine Erforſchung des objectiven Thatbeſtandes be⸗ 
gründet werden ſoll, oder auch eine Unterfuchung wider 


f) Linde: Lehrb. des Civilproc. §. 254 5). 

) Vergl. meinen Civilproceß⸗Schlüſſel. S. 189 f. u. Henke: 
S. 454. Nimmermehr iſt aber Notorietät — auch im laxe⸗ 
ſten Sinne (worin es nämlich Gemeinkundigkeit im Volke 
bedeutet: zum Unterſchiede von der gerichtlichen Gewißheit) 
— ſpnonym mit Gerücht (beffer „Berüchtigtheit“): wie dies 
Mittermaier: U. 30. N. 24 fälſchlich behauptet. Beide vere 
verhalten ſich zueinander wie Ueberzeugtheit und Argwohn. 

In der franzöſtſchen Sprache heißt das Gerücht Rumeur; 
die Gemeinkundigkeit aber. Notoriété publique. 

a) Dieſe Prüfung des Fundaments der Unterſuchung wird auch wohl 
inquisitio generalissima, oder Präliminarunterſu⸗ 
chung, genannt: welche Ausdrücke jedoch nicht angemeſſen. 
find: weil die gedatzte Prüfung noch kein Theil der Ruterſu⸗ 
Hung th. Auch verſteht man unter Prälkminarunterfuthung wohl 
das ſ. g. Informativ verfahren, welches nur im augenblick⸗ 
licher vorläufiger Conſtatirung der zu Veranlaſfung und Fundirung 
einer Unterſuchung geeigneten Thatfachen befteht, und auch von den 
Policeibehörden vorgenommen werden kann (§. 47). Hiernach 
iſt der Ausdruck „Infermativverfahren“ zur 5 
der Generalinquifition nicht ) paſſend. 


*) In Baden bisher üblich geweſen: ledoch fo, 855 e, 


wie auch bei ſehr vielen Theorttikern “), — die Prdtiminare 
Unterſuchung mit verſtanden war. S. Pfiſter's Griminalfatte 
V. S. 568—575, 


) Vergl. Mittermater I. 1 N. 1. 


U 
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eine beſtimmte Perſon. Aus diefen allgemeinen Ge⸗ 
ſichtspuncten ergeben ſich die, bei Prüfung der einzelnen 
Peranlaſſungsgründe, zu nehmenden eigenthümlichen 
Rückſichten. Was insbeſondere die Denunciation betrifft v), 
fo iſt theils auf die Perſon des Denuncianten c), theils 
auf die etwaigen Beweggründe (mithin auf den Unterſchied 
zwiſchen nothwendiger, freiwilliger und lohneintragender 
Angebung) zu achten; theils auf den Inhalt derſelben: 
befonders auf die angegebenen Gründe des Wiffens, und 
die einzelnen Umſtände; theils auf die Perſönlichkeit des 
Denunciirten. II) Mit der Prüfung des Veraulaſ⸗ 
ſun gs grundes der Generalinquifition if zugleich die Er⸗ 
forſchung und Prüfung der jenigen Gründe zu verbinden, 
welche die Strafbarkeit ausſchließen oder tilgen. 


§. 226. 5 
D) Ergebniſſe der Prüfung des Grundes einer Unterſuchung. 


Ergibt ſich aus der geſchebenen Prüfung der vorhan- 
denen Peranlaſſung zur Unterfuchung, I) daß ſolche, nach 
Form oder Juhalt, den Anforderungen nicht entſpreche, 
ſo unterbleibt die Unterſuchung. Das Nemliche gilt, 
wenn ſich die erfolgte Tilgung des Verbrechens heraus⸗ 
ſtellt. Doch kann ſich in erſterem Falle der Richter zu fort⸗ 
geſetzter Aufmerkſamkeit veranlaßt fepen. I) Ueber⸗ 
zeugt fic hinge gen der Richter von der Statthaftigheit und 
Nothwendigkeit einer Unterſuchung, — ſey es blos hinſichi⸗ 
lich vom Daſeyn eines Berbrechens, oder auch in Ris 
ſicht einer der That verdächtigen Perſon, — ſo iſt er zur 
alsbaldigen Eröffnung der Generalinquifition 1), und zwar 
entweder blos in erſter, oder zugleich auch in letzterer Hin⸗ 


p) Kleinſchrod: Abhandlungen. Th. I. N. VI. 

c) Beſondere Vorſicht ißt in Hinſicht der Bezuchtigung von Seiten 
eines Mitſchuldigen nöthig! Die Merkmale ihrer Glaubwür⸗ 
digkeit, als Anzeige, beftimmt die P. G. O. Art. 31. 

II Jr aber das fragliche Verbrechen nur tin leichteres, fo beginnt er 
jetzt die ſummariſche Unterſuchung. S. 6. N 
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ſicht, verpflichtet. IM) Es kann ſich aber auch aus der 
gedachten Prüfung ſchon das Daſeyn aller Vorausſetzun⸗ 
gen der Hauptunterſuchung (§. 233) ergeben: fo daß die 
Borunterſuchung unnöthig iſt. In dieſem Falle findet 
gleich jetzt ſchon die Hau ptunterſuchung Statt. 


§. 227. 
I) Verfahren in der Vorunterſuchung. Einleitung. 


D Das Verfahren in der Generalnnterſuchung beſtimmt 
ſich im Allgemeinen nach dem Zweck und Gegenſtande der⸗ 
ſelben. Ihr Zweck beſteht in Begründung und Vorberet- 
tung der Hauptunterſuchung (§. 221). Hiernach iſt ihr 
Gegenſtand zwiefach: A) Erforſchung vom Daſeyn eines 
Verbrechens (objectiver Thatbeſtand); und B) Auf⸗ 
ſuchung und Sammlung der Verdachtsgründe wider eine 
beſtimmte Perſon, als des Thäters ). I) Die Rei⸗ 
henfolge der hierauf abzweckenden Unterſuchungshand⸗ 
lungen iſt durch keine Generalregel genau beſtimmbar ); 
ſondern es laſſen ſich nur folgende allgemeine Regeln ge⸗ 
ben. A) Die Erforſchung des objeetiven Thatbeſtandes iſt 
gewöhnlich die nächſte Aufgabe der Vorunterſuchung. 
B) Hiermit iſt aber die Ausmittelug des der That verdaͤch⸗ 
tigen Subjects oft fo genau verbunden, daß die Un⸗ 
terſuchung auf beide Gegenſtände gleichzeitig gerichtet 
werden muß. O) Zuweilen wird ſogar mit den auf Erfor⸗ 
ſchung des Thaters abzweckenden Handlungen anzu⸗ 
fangen ſeyn. D) Auf die Ordnung des Verfahrens kön⸗ 
nen außerdem folgende Rückſichten Einfluß haben. 1) Die 


a) Der Ausdruck Thater wird in dieſer ganzen Lehre im weiteren 
Sinne genommen, wo er alle Arten von Teilnehmern an dem 
Verbrechen ») umfaßt. ü 

) D. 5. Miturheber, Gehülfen und Begünſtiger. S. Bauer's 
. Lehrb. d. Strafr. §. 73 — 79. 0 

1) So wenig als die der Schachbrett⸗Züge. S. darüber die claſfiſchen 
Winke von Pfifter (Criminalfälle: Bd. v. S. 508 f.) u. Bauer's 

Anl. zur Criminalpraxis. §. 28, 
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Art der Veranlaſſung der Unterſuchun . 224). 
2) Die Natur der anwendbaren S 141 575 
namentlich es erfordert, daß man dasjenige zuerſt ge⸗ 
brauche, welches entweder Eile erheiſcht, oder zur großeren 
Beförderung der Unterſuchung zu dienen ſcheint. 3) Die 
Ergebniſſe der zunächſt vorgenommenen Handlungen. 
Nach dieſen Rückſichten muß der Inquirent, in jedem ein⸗ 
zelnen Falle, den Gang der Vorunterſuchung leiten, in 
welcher hiernach gewiſſe Abſchnitte entſtehen können. 
Für die theoretiſche Darſtellung des Verfahrens 
bietet die Unterſcheidung der beiden Hauptgegenſtände 
der Vorunterſuchung (1) die natürlichſte Grundlage dar. 


F. 228. 5 
A) Verfahren in Hinſicht des Thatbeſtandes: 1) Begriff und Eintheilung 
des Thatbeſtandes a). l 


I) Thatbeſtand eines Verbrechens (corpus delioti) 
A) in Abstracto iſt der Inbegriff aller geſetzlichen Merk⸗ 
male eines Verbrechens; B) in Concreto aber iſt er das 
wirkliche Daſeyn aller dieſer Merkmale bei einer be⸗ 
ſtimmten vorgefallenen Handlung ) (die Wirklichkeit 
eines Verbrechens). Vom Begriffe des Thatbeſtandes iſt 
theils die Frage nach der Gewißheit des Thäters 
ausgeſchloſſen; theils auch alles Das, was die Stufen der 
Strafbarkeit betrifft b). II) In Rückſicht der Natur ſeiner 
Erforderniſſe iſt der Thatbeſtand A) entweder objee⸗ 
tiver: d. h. der Inbegriff fener Merkmale, welche die 


a) Die verſchiedenen, zum Theil unrichtigen Begriffe vom Thatbeſtande 
umd ſeinen Arten machen es ndthig, dieſen Gegenſtand an die 

Spitze zu ſtellen. Vergl. Bauer: Lehrb. des Strafr. II. Ausg. 
§. 122 — 124, 

1) Da es auch Verbrechen gibt, die im Nichthandeln (unterlaſſen) 
beſtehen, ſo iſt dieſe Definition zu enge. é 

b) Der Ausdruck „corpus delicti* wird im Strafverfahren auch nicht 
felten in ſeinen bekannten Neben bedeutungen gebraucht). 

) Bergl. oben 5. 150. N. 2. 
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Handlung an ſich betreffen: insbeſondere die Art der 
Thätigkeit, den Gegenſtand derfelben, und deren Erfolg. 
B) Oder ſubjeetiver Thatbeſtand: d. h. der Inbegriff 
derer Merkmale, welche ſich auf das handelnde Sub⸗ 
fectc) beziehen: insbeſondere auf die erſorderliche per⸗ 
ſönliche Eigenſchaft 4) und die Art der Verſchuldung e). 


§. 229. 
2) Erforſchung des Thatbeſtandes. 


D Wenn ſinnlich erkennbare Spuren des Ver⸗ 
brechens vorhanden ſind, welche entweder Merkmale, oder 
Anzeigen, des Thatbeſtandes bilden, ſo hat der Inquirent 
A) vor allen Dingen für die Erhaltung derjenigen 
Spuren, welche dem baldigen Verlöſchen, oder der ab⸗ 
ſichtlichen Vertilgung, ausgeſetzt ſind, Sorge zu tragen, bis 
daß ſolche acetenmäßig gemacht werden können. B) Die 
Eianehmung des Augenſcheins, die Hausſuchung, 
die Beſchlagnahme von Sachen, und die Ausmittelung er⸗ 
hellicher Zritbeſtimmungen, ſind alsdann moͤglichſt zu be⸗ 
ſchleunigen, und, — nöthigenfalls unter Znziehung von 
Sachverſtändigen, — nach den oben (§. 87—91. 134—140) 
vorgetragenen Regeln dergeftalt förmlich und (mit Nuck⸗ 
ſicht auf ſämmtliche Merkmale des Thatbeſtandes) or ſchö⸗ 
pfend vorzunehmen, daß es keiner Wiederholung dete 
fetden bedarf. Auch kunn es nöthig ſeyn, hierbei ſchon 
ſolche Uunſtande auszamitteln, welche auf die Strafbar⸗ 


c) Unter dem ſubjectiven Thatbeſtande verſtehen Manche die 
Perfon des Thäters. Dies verſtößt aber ſowohl gegen den 
Bgriff des Watbeſtandes, als gegen den Sprachgebrauch, und 
führt auch zu Mizverſtändiſſen. Der Thatbeſtand eines Verbre⸗ 
chens kann ausgemittelt feyn, ohne daß noch irgend eine 
Spur des Thäters vorhanden iſt. f : 

d) 3. B. beim Rindesmorde die Mutter; beim BauddtebRnbl: die 
Eigenſchaft eines Dienſtboten; bei Standesverbrechen der be⸗ 
ſondere Stand des Thners. 

e) Z. B. dolas, Reberlegung, Abficht der Zueignung, der Thren⸗ 
kränkung. sy — ; 
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keit Einfluß haben. I) Fehlt es an ſinulich wahrnehm⸗ 
baren Thatſachen, ſo ſind alsdann fammilide Perſonen, 
von welchen ſich erwarten läßt, daß fie über das Verbre⸗ 
chen einige Auskunft geben können, ohne Rückſicht auf. thre 
Tüchtigkeit a), vorlinfigermafen ſummariſch und unbeeidigt 
als Zeugen zu vernehmen. Iſt bereits ein Angeſchul⸗ 
digter vorhanden, fo wird diefer gleichfalls in Hinſicht 
auf den Thatb eſtand befragt. Sind dergleichen Handlungen 
von Policetbebirden vorgenommen worden, fo müſſen fle, 
wo moglich, wiederholt werden. 5 


§. 230. 
B) Ausmittelung der Beweiſe in Pinſicht des Thäters: 1) ueberhaupt. 


Zur Auffindung der Beweiſe gegen den noch unbekann⸗ 
ten, oder noch nicht hinreichend verdächtigen, Thäter ge⸗ 
hört, I) falls ſinnlich erkennbare Gegenſtände Anzeigen 
der Schuld oder Unſchuld darbieten können, daß bei Ein⸗ 
nahme des Augenſcheins alle dergleichen Thatſachen 
mitbeachtet und actenmäßig gemacht werden. Hiernächſt 
ID find die allgemeinen Anzeigen, welche auf den 
Chater ſchließen laſſen (§. 164 — 167), mit Rückſicht auf 
die beſonderen Verhältniſſe des vorliegenden Falles, zu 
erwägen, und die ſich hierauf beziehenden Thatſachen, — 
wozu insbeſondere der Leumund des Verdächtigen) ge⸗ 
hört, — zu erforſchen. III) Die Perſonen, von welchen 
vorauszuſetzen iſt, daß fie etwas für Erforſchung des Thaters 
Erhebliches ausſagen können, ſind ſummariſch und, in der 
Regel, unbeeidigt als Zeugen zu vernehmen (§. 141 f.). 
Selbſt Derjenige, gegen welchen nur noch ein geringer 


oo 


a) Untüchtige werden blos als Informations zeugen vernom⸗ 

men ). 

*) um nämlich anderweitige Beweismittel von ihnen zu erfahren. 
Ein unmiindiges Kind z. B. weiß anzugeben, wo die Beute 
eines Raubmordes vergraben liegt. 

1) S. über dieſe Leumunds⸗ und Lrbenslauf⸗Erforſchung Pfifter’s 

Criminalfälle. V. 578 — 591. NN 
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Verdacht obwaltet, kann auf dieſe Weiſe in der Eigenſchaft 
eines Zeugen vernommen werden. IV) Wo ſich das 
Daſeyn von Urkunden vorausſetzen läßt, iſt far deren 
Herbeiſchaffung (durch Beſchlagnahme oder Edition) zu 
ſorgen (§. 90. 151). V) Es kann auch nöthig ſeyn, 
öffentliche Aufforderungen zur Mittheilung ſolcher 
Thatfaden, die zur Entdeckung des Thaters führen können, 
— allenfalls unter Auslobung einer Belohnung, — 
ergehen zu laſſen ). VI) Sind Confrontationen oder 
Recognitionen für den Zweck der Vorunterſuchung 
nöthig, fo finden dieſe aud ſchon hier Statt (5. 92. 131) 


§. 231. 
2) Insbeſondere von der ſummariſchen Vernehmung des Verdächtigen a). 


Sf der Thatbeſtand wahrſcheinlich, und hat ſich 
entweder ſchon aus dem Anlaſſe der Unterſuchung (§. 223 
— 226), oder aus dem bisherigen Verfahren (5. 229. 230), 
Verdacht gegen eine gewiffe Perſon, als den muthmaß⸗ 
lichen Thäter, ergeben, fo iſt dieſer Verdächtige nun, 
durch die oben beſchriebenen Mittel (deren gehöriger Ge⸗ 
brauch ſich nach den dort angegebenen Vorausſetzungen 
richtet [S. 72 — 85) vor Gericht zu ſtellen, und moͤg⸗ 
lichſt bald Ee eat zu vernebmenb): damit ea 


a) Dieſes Mittel kann auch zur Erforſchung des objectiven That⸗ 
beſtandes gebraucht werden: z. B. wenn der Leichnam eines un⸗ 
bekannten Menſchen mit Spuren tödlicher Verletzungen iſt ge⸗ 
funden worden. 

a) C. T. Fiſcher: Von der ſummariſchen Vernehmung im peinlichen 
Proceſſe. Leipz. 1789. 

b) Gegen die ſummariſche Vernehmung findet jedoch, auf Verlangen 
des Verdächtigen, eine Vertheidigung Statt ). Meiſter 
§. 387. N. a. 392. 

) Dieſen Gerichtsgebrauch muß man wohl, mit Sagemann 
(Weiske's Rechtslexikon, Bd. V. S. 464. N. 114), einen un⸗ 
vernünftigen und verderblichen nennen: zumal da die kaltblütige 
Vorlegung eines Verdachtsgrundes noch keine Beſchul⸗ 

: digung involvirt. S. Rote d. 
1) S. oben 5. 221. N. b*. 
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im Galle der Unſchuld, Gelegenheit erhalte, den gegen 
ihn vorhandenen Verdacht zu beſeitigen; oder damit ſich 
aus ſeinen Ausſagen weitere Verdachtsgrände wider 
ihn ergeben. Dieſer alternative Zweck des ſummariſchen 
Verhörs macht es ndthig, daß der Verdächtige nun ale 
ſolcher vernommen, und ihm daher der Verdacht eröffnet, 
werde. Er iſt deshalb nicht nur, durch allgemeine Fr a⸗ 
gen, zu einer zuſammenhängenden Erzählung aufzufordern; 
ſondern es find ihm auch allgemeine Vorhaltungen zu 
machen, deren Stoff und Form beſonders durch den Grad 
des vorhandenen Verdachtes beſtimmt wird c). Da jedoch 
der Verdächtige durch dieſe Vernehmung noch nicht in den 
Stand der Anſchuldigung verſetzt wird d), fo muß die- 


c) Die Einſchränkung der ſummariſchen Vernehmung auf Befra⸗ 
gung des Verdächtigen über ſeine per ſoͤnlichen Berhaliniffe und 
über die Urſache ſeiner Vernehmung (oder Verhaftung) würde 
dem Zwecke dieſes Berhöres nicht genügend entſprechen. Mit⸗ 
termater S. 125. S. 83. Gleichwohl fol, nach der Preuß. 
Cr. O. S. 203, jede Aeußerung des Verdachtes gegen denſelben 
vermieden werden; und nach dem Baier. St. G. B. II. Art. 86 
wird der Verdächtige nur als Zeuge vernommen. Hingegen 
nach dem Oeſterr. G. B. 5. 292 ſoll vemfelben von dem Bere 
brechen und den Anzeigen ſo viel vorgehalten werden, als 
unmittelbar nöthig iſt, um ihn in Kenntniß der Beſchuldigung 
zu ſetzen. Die Beftimmung des Hannover. Entw. Art. 103 
vergl. mit Art. 123 entſpricht dem oben bemerkten Zwecke des 

ſummariſchen Verhoͤrs. a 

d) Seder rechtliche Wenſch kann, durch zufällige Umſtande, oder eignes 
Berſchulden, eines Verbrechens verdächtig werden. Wenn ihm 
nun der Richter, durch ſchonende Borhaltung des Verdachts, 

Gelegenheit gibt, dieſen von ſich abzulehnen, ſo wird er dadurch 
noch nicht in den wahren Skand der Anſchuldigung verſetzt; 
und es entſpringt hieraus, falls er fi rechtfertigt, kein Rechts⸗ 
nachtheil für ihn. Das ſummariſche Verhör gehort daher nicht 
ſchon zur Special inquiſition. Meiſter §. 384. Mitter⸗ 
mater 5. 125. A. M. find Feuerbach 5. 630. 631 und nach 
im Martin 5. 130. Abegg 8. 157. Heffter 5. 645. — 

Jn denen Ländern, worin keine abweichende Straſproerbord⸗ 
nungen beſtehen, wurde das ſummariſche Verhör ſtets zur 
General taqutftion gezählt, und in ſolchen Acten, worin beide 
Dpeeile ver Unterſuchung ſichtbar getrennt (geheftet) waren, pat 
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ſelbe moglichst ſchon end eingerichtet werden ); weshalb 
die vorläufige Geheimhaltung des Verfahrens auch in 
dieſer Hinſicht noͤthig iſt. Das ſummariſche Verhör wird 
fo oft als nöthig fortgeſetzt, und kann, nach Umſtänden, 
ſchen beſtimmt auf Erlangunz eines Geſtändniſſes ge⸗ 
richtet werden. Erfolgt ein ſolches, ſo zielt alsdann das 
Verhör auf vollſtändige Erforſchung aller erheblichen 
Umſtände ab: insbeſondere alles Deſſen, was zur Be⸗ 
wahrheitung des Geſtändniſſes dienen kann: in welchem 
Falle dann die Vor umterſuchung ſchon eine materielle 
Haupt unterſuchung enthält. a 
§. 22. 
I) Schluß und Erfolg der Vorunterſuchung. 


I) Das Unterſuchungsgericht ſchließt die Vorunter⸗ 
ſuchung, wann von demſelben alle anwendbaren Mittel 
zur Erreichung des Zwecks der Vorunterſuchung gehörig 
gebraucht worden ſind. Sollten ſich nachher noch neue 
Umſtände ergeben, oder das erkennende Gericht eine 
Lücke in der Vorunterſuchung bemerken, ſo findet eine Er⸗ 
gänzung Statt: worauf dann der endliche Schluß erfolgt. 
N Das nun, in der Regel, vom erkennenden Gerichte 
zu fällende Urtheil (§. 235) richtet ſich nach den verſchie⸗ 
denen Ergebniſſen der geſchloſſenen Vorunterſuchung. 


— 


der Verfaſſer dieſes Lehrbuches, nach ſeiner mehr als dreißigjähri⸗ 
gen Erfahrung, das ſummariſche Verhör immer als ein Ingre⸗ 
dienzſtück der Gen er al unterſuchung gefunden. Auch läßt ſich 
meiſtens erſt nach gehaltenem ſummariſchen Verhöre, mit Sicher⸗ 
heit, über die Statthaftigkeſt der Hauptunterſuchung urtheilen. 
e) Hierauf beziehen ſich auch die ſchonenderen Namen: Inculpat, 
Denunciat, Comparent, Conſtitut, Arreſtgt. Beſſer 
- ®t aber die Bezeichnung: „Verdächtiger,“ oder „Angeſchul⸗ 
„digter“: welchem Letzteren dann in der Hauptunterſuchung 
das Prädicat „peinlich Angeſchuldigter“ beizulegen wäre. 
) Warum ſollten wir etwa das kurze und dabei altherkömmliche 
Prädicat „Inquifit“ abſchaffen? Doch nicht gar aus deutſch⸗ 
- , thitmelnnen Purismus 7! 


* 
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Hat ſich nemlich aus derſelben A) das Daſeyn aller Be⸗ 
dingungen der Haupt unterſuchung (§. 233) ergeben, ſo 
wird auf dieſe erkannt. 3) Zeigt ſich hingegen ein 
Mangel an dieſen Erforderniſſen, ſo fehlt es 1) entwe⸗ 
der blos an der erforderlichen Schwere des Verbrechens ). 
Hier iſt die geſchloſſene Generalinquiſition als ein beendig⸗ 

tes ſummariſches Unterſuchungsverfahren, welches auch 
dir materielle Ha u pt unterfuchung mit enthatt, zu betrach⸗ 
ter. Es wird daher nan, — nachdem der- Angeſchurdigte 
zuvor mit der (etwa von ihm verlangten) Vertheldigung 
gehort worden iſt, — entweder ein Endurtheil gefällt r), 
oder auf den Reinigungseid erkannt. 2) Fehlt es an der 
Wahrſcheinlichkeit des Thatbeſtandes, fo wird die Unter⸗ 
ſuchung einſtweilen eingeſtellt. 3) Mangelt es an bem, 
zur Hauptunterſuchung erforderlichen, Grade des Ver⸗ 
dachtes wider den Angeſchuldigten, ſo erfolgt deſſen Los⸗ 
ſprechung von der Inſtanz J. Hat ſich aber O) der gangs 
liche Ungrund des, wider den Angeſchuldigten entſtandenen, 
Verdachts ergeben d) ſo iſt derſelbe vollig loszuſprechen e). 


a) Die Beſchränkung der Specialunterſuchung auf ſchwere (pein⸗ 
liche) Verbrechen hat ihren Grund theils darin, daß ſonſt die 
Zak und die Dauer der Unterſuchung außer Verhälmniß mit 
der Strafe fteben würden; theils in der Nothwendigkeit der 
Abkürzung des Strafverfahrens bei leichteren Verbrechen. 
Boehmer ad CCC. Art. 20. §. 10. Quiſtorp §. 665. Mei ⸗ 
ſter §. 306. v. Feuerbach § 635. Stübel §. 2751. Der 
Hannover. Entw. Art. 123. 5. 2 beſtätigt Dteſes für den Fall, 
wenn in der Vorunterſuchung ein rechtsgültiges Bekenntnis 
abgelegt in. G. 6. 203. bei N. b. 

p) Auch ein S tra furthell kann jetzt ſchon erfolgen. Nettelbladt, 
D.: de sententia condemnatoria sine praevia inquisitione. Hal. 1777. 
Ouiftorp 5. 665. Hannover. Entw. Art. 173. 8. 2. 

c) Gine bloße Einſtellung der Bor unterſuchung, von welcher 

der Hannover. Entw. Art. 105. N. 2 hier ſpricht, würde eine 
ſtillſchweigende Losſprechung von der Inſtanz ſeyy, welche 
für unſtatth aft zu halten iſt (8. 193. N. d.) 

) Oahin gehört auch der Fall, wenn ein genügender Entſchuldi⸗ 
gungsbeweis vorlegt. 5 

e) Nach dem Hannover, Entw. Wet. 105. N. 3 ſell hier die Un⸗ 

j terſuchung, ſo weit fis wider den Angeſchulbigten gerichtet iſt, 
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Zweites Capitel. 
Von der Hauptunterſuchung. 


§. 233. 


I) Begründung der Hauptunterſuchung: A) Bedingungen ihrer 
Statthaftigkeit. 


Die förmliche a) Hauptunterſuchung (5. 221) . 
zu ihrer Statthaftigkeit, J ein ſchwereres Verbrechen b); 
I) Gewißheit, oder wenigſtens Wahrſcheinlichkeit, 
vom Thatbeſtande dieſes Verbrechens c); 1) dringen⸗ 
den Verdacht) wider den Angeſchuldigten, daß er das 
Verbrechen begangen, oder auf irgend eine verſchuldete 
Weiſe an demſelben Theil genommen, habe e). 


§. 234. 
B) Mittel zur Abwendung der Hauptunterſuchung. 


Die, in Eröffnung der Hauptunterſuchung liegende, 
Berſetzung des Verdächtigen in den Stand der 


ZU— . — 


aufgehoben werden. Dies konnte man für eine bloße Losſpre⸗ 
Gung von der Inſtanz halten; während doch in dieſem Falle 
nothwendig etne gänzliche Losſprechung eintreten muß: weil 
deren Voraus ſetzungen vorhanden find (§. 194). 

a) Nur von der förmlichen Hauptunterſuchung iſt hier die Rede. 
Die materielle Hauptunterſuchung kann ſchon in ee Vorunters 
ſuchung enthalten fepi *). 

*) S. . 232, vor Rote b. Ebenſo wie die Ser matte 

riell in der PraliminarsUnterfuung fteden kann. § 226, III. 

b) 5. 232. N. a. 

e) P. G. O. Art. 6. vergl. mit Art. 30. BR auch die befondere 
Natur des Verbrechens noch nicht aus gemittelt, ſo muß doch Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit darüber vorliegen, daß überhaupt ein Verbrechen, 

und zwar ein ſchweres, vorhanden fey. 

d) Dieſer Verdacht muß wenigſtens die⸗ Stärke eines halben Be⸗ 
weiſes erreichen. Arg. CCC. Art. 11. 12. coll. e. Art. 30. Koch: 
inst. jur. crim. §. 782. Quiſtorp 5. 667. 

e) Daß das Verbrechen nicht bereits getilgt fey, gehort fon zu 
den Vorausſetzungen der Vor unterfuchung (5. 25. IU). 


= 
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peinlichen Auſchuldigung ) it, nach der Natur der 
Sache, für dieſen drückend: indem dadurch nicht nur das 
Daſeyn eines höheren Grades von Verdacht wider ihn 
“nusgefproden, inithin derſelbe anrüchig, wird, fondern 
auch Uyterfudung und Haft verlängert, und die Koſten 
vermehrt, werden ⸗). Ueberdies kann, wenn det Angeſchul⸗ 
digte ein Staatsdiener iſt, nach Beſchaffenheit des Amtes 
und des Verbrechens, die Suſpenſion deſſelben noth⸗ 
wendig ſeyn b). Iſt nun gleich der Richter verpflichtet, die 
Statthaftigkeit der Hauptunterſuchung, von Amts wegen, 
genau zu prüfen, ſo hat doch der Angeſchuldigte das 
Recht, ſich gegen die Einleitung eines für ihn ſo drückenden 
Verfahrens, und zwar auch ſchon bevor darauf erkannt 
worden iſt c), noch beſonders zu vertheidigen J). Zu 


＋ 


1) S. 5. 331. Note e. 

a) Was die P. G. O. Art. 12 von den, durch die erhobene Anklage, 
dem Angeklagten zugefügten „Schmach, Koſten und Scha⸗ 
„den“ ſagt, gilt auch von Eröffnung der Hauptunterſuchung *). 
Meiſter §. 395. N. c. Andere Nachtheile find durch die Gee 
ſetze nicht damit verknüpft. Insbeſondere iſt es falſch, wenn mauche 
Aeltere die Specialinquiſition für inf amirend gehalten! 

*) S. S. 220, a. Ec. 

b) Leyſer Sp. 52. M. 6. Auch die Wahlfähigkeit des Ange⸗ 
ſchuldigten zu Aemtern, und zu dem Beruf eines Deputirten, in 
Ständeverſammlungen iſt inzwiſchen ſuſpendirt. Da jedoch der 
ſich im Stande der Anſchuldigung Befindende noch kein Berur⸗ 
theilter tt, fo muß ihm der einſtweilige Fortgenuß des Dienſt⸗ 
einkommens bleiben. Mevius: P. VIII. Dec. 144. Mitter⸗ 
mater § 132. Pfeiffer: Pract. Ausführungen. II. S. 362 f. 
A. M. iſt Heffter im N. Archiv XIIl. S. 167 *). 

) Weislich reſtringirt Heffter ſeine Behauptung nur auf ein 
einſtweiliges Retentionsrecht: und auch dieſes — fagt er — 
muß dem Juculpirten noch die Competenz übrig laſſen. 

c) Das Baier. St. G. B. II. Art. 99. 102 unterſcheidet zwiſchen 

der vorläufigen Verantwortung, bevor die Specialinquiſition ver⸗ 

7 fügt wird, und der Vertheidigung wider die erkannte Spe⸗ 
cialinquifition, Der Hannover. Entw. Art. 109 ſpricht blos 
von letzterer. 8 , 

d) Meier, D.: de defensione pro avertenda inquisitione. Lips. 1738. 
Meiſter §. 397. — Unflatthafte Nittel zur Abwendung 
der Spetialinquiſition find: das Anerbieten zum Reiniguagss 
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den Vertheibigungs gründen gehort der Nangel irgend 
einer Bedingung der Statthaftigkeit der Haupkunterſuchung 
(5. 233). Es fdunen insbeſondere auch Mängel des Ber⸗ 
fahrens in der Vorunterſuchung gerügt werden, inſofern“ 
ſolches zur Schwächung der erforderlichen Beweiſe dient e). 
Dem Bertheidiger iſt, zu dem Ende, nicht nur eine Un⸗ 
terredung mit dem verhafteten Angeſchuldigten, ſondern, 
in der Regel, auch die Acteneinſicht, zu geſtattten 1). 


eide, die Berufung auf Milderungsgründe und der Antrag 
auf Vernehmung über gewiſſe Puncte. Kleinſchrod: 
SR die Bernchmung über gewiffe Punete eine zuläffige Procefart 

: in peink Jälfen? Im A. Archiv UL St. 3. N. I. 

e) Daß auch woeehhinderade Einreden (wie der Tilgung des Berbre⸗ 
chens, des Mangels aller Verſchuldung, der Incompetenz), wenn 
fle nicht ſchon zur Abwendung der Vor unterſuchung fruchtlos vor⸗ 
geſchützt waren, hier geltend gemacht werden können, iſt außer 


1) Denn die Aeteneinſicht tft unembehrliches Mittel für den Zweck 
der Bertheidigung (C 184). Koch: inst. jur. crim. §. 770. 
‘et ibi cit. Pufendorf: proc. crim. Cap. 13. F. 11. Stübel 
5. 2341. Meiſter §. 391. v. Grolman 8. 509. Mitter⸗ 
mater: Vertheidigungskunſt. S. 52. Marſchner: Anleit. zur 
Berth. §. 126. A. M. iff Tittmann 5. 810.) — Nach dem 
Hannover. Entw. Art. 109 foll weder Mittheilung der Ber- 
dachtsgründe, noch Acteneinſicht, Statt finden; ſondern dem 
Angeſchuldigten blos das Verbrechen, nebſt Ort, Zeit und Gee 
genſtand deſſelben, bezeichnet werden. Es iſt einleuchtend, daß 
dieſe Mittheilung nicht genügt, um ihn zur Vertheidigung in den 
Stand zu ſetzen. f N 

) N. k u. J. Sein waſchweibiſcher Grund lautet buchſtäblich 
alſo: „Weil hieraus Mißbrauch eutſtehen und Dinge bekannt 
„gemacht werden könnten, welche den Angeſchuldigten zu Lügen 
„und Ausflüchteu zu verführen im Stande find.” 

Aus dieſem nämlichen ſauberen Grunde der Mißbrauch «Bee 
ſorgniß läßt ſich ſehr füglich auch die Norm der päpſtlich⸗ſpani⸗ 
ſchen Ketzer Inquiſition rechtfertigen, daß dem Inculpaten weder 
ſeines Denuncianten, noch eines Anſchuldigungszeugen, Name 
ſolle genannt werden! S. Biener's Geſch. d. Inquiſ.⸗Prot. 
S. 73. b 
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§. 285. 
O Erkenntniß auf die Hauptunterſuchung. 


Die große Wichtigkeit der Verſetzung eines Berdächti⸗ 
sen in den Zuſtand der peinlichen Anſchuldigung, die daraus 
für ihn entſpringenden Nachtheile (§. 234), die Nothwen⸗ 
digkeit und Schwierigleit einer ſorgfältigen Prüfung whrer 
Vorausſetzungen, verbunden mit der Analogie der Losſpee⸗ 
chung von der Inſtanz, fo wie des Erkenatniſſes auf den 
Reinigungseid und der Verſetzung in den Anklagezu⸗ 
ſtand e), erheiſchen, daß zum Hinäberſchreiten in die Haupt⸗ 
unterſuchung ein, — in der Regel von Seiten des er⸗ 
kennenden Gerichtes zu fällendes, — Zwiſchenurtheil 
erforderlich ſey b). Das Unterſuchungsgericht hat daher, 
nach geſchloſſener Borunterſuchung, die Acten an jenes Ge⸗ 
richt einzuſendenc): welches dann, nach einer genauen 
Prüfung vom Daſeyn der Bedingungen der Hauptun⸗ 
teafudjung (§. 233), — insbeſondere der Zulänglichkeit des 
vorhandenen Verdachtes, — 1) entweder ein Juſtructo⸗ 
rium erläßt ); II) oder alsbald ein Enduriheil fällt 


— —— — — — 


a) Da die Verſetzung in den Anklage zuſtand, welche der Richter 
durch die Ladung des Angeklagten ansſpricht (5. 242), auf den 
nemlichen Vorausſetzungen beruht, wie bie Verfepung in den 
Stand der Anſchuldigung durch Erkenntniß auf Spectal⸗ 
inquifition®), fo iſt die Analogie Beider nicht zu verken⸗ 
nen! v. Grolman § 530. 581. v. Feuerbach 5. 546. Noch 
mehr ſpringt ſolche aber Sei dem franzöſtſchen und engliſchen 
Straſproceſfe ins Auge. 
) SE. 5. 220. a. E. 
p) Mittermaier 8. 129. Nach Heffter 5. 652 ſell es kleines 
. Srtenutniffes auf Specialinquiſition bedürfen ). — 
+) Heffter ſelber hat ſich nicht bemüht, irgend einen Grund für 
diefe ſeine abſprecheriſche Behauptung anzugeben. Wohl aber 
finden ſich ſolche bei (ſeinem und Martin“! Aſfentienten) 
Müller: 6. 179. Note 6. S. dagegen Marſchuer's Anleit. 
3 Bertheidigung: §. 88. 5 
c) Oder an ein Spruch collegium. 
10 S. K 101. B. 
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(S. 232. II. B. u. II.); III) oder auf den Reinigungseid 
erkennt; oder IV), durch Erfenntnif auf Haup tunterſuchung, 
den Verdächtigen in den Zuſtand der Anſchuldigung 
verſetzt 4). Weil indeſſen die Statthaftigkeit und Nothwen⸗ 
digkeit der Hauptunterſuchung nicht felten klar vorliegt, fo 
pflegen die Unterſuchungsgerichte meiſtens ohne ein ſolches 
Erkenntniß, und ſogar ohne einen eignen ausdrücklichen 
Beſchluß, zu ihr überzugehen. Dies ſollte ihnen jedoch 
nur aus nahmsweiſe e), unter genauer Beſtimmung der 
Vorausſetzungen, geſtattet t), und dabei die Faſſung eines, 
nebſt den Gründen, zu regiſtrirenden, Beſchluſſes zur 
Pflicht gemacht, werden 8). 


4) Shon dieſe Mannichfaltigkeit der Erkenntniſſe, welche auf 
die geſchloſſene Vorunterſuchung gefällt werden können, beweiſt, 
daß in der Regel nur das erkennende Gericht hierüber zu 
urtheilen habe. Ausdrücklich iſt dieſes vorgeſchrieben im Baier. 
St. G. B. I. Art. 98. Hannover. Entw. Art. 100. 

e) Nach Martin S. 127) ſoll es, umgekehrt, in der Regel keines 
Erkenntniſſes bedürfen; ſondern der Inquirent auf ſeine Ge⸗ 
fahr zur Hauptunterſuchung überzugehen befugt ſeyn. Nur aus⸗ 
nahmsweiſe, falls der Angeſchuldigte ſich gegen die Special⸗ 
inguifition vertheidigt hat, oder der Inquirent an der genügen⸗ 
den Stärke des Verdachtes zweifelt, ſoll ein Erkenntniß ndthig 
ſeyn. Und im letzteren Falle ſoll der Inquirent, nicht um des 
Angeſchuldigten willen, ſondern zu ſeiner eignen Sicherheit, eine 

8 Rechtsbelehrung ſuchen. 

*) Shum widerſpricht, mit Recht, Henke: S. 830 f S. Note b. 

t) Die aus dem Baier. St. G. B. U. Art. 97 in den Hannov. 
Entw. Art. 108 aufgenommenen Fälle, in welchen der Suquirent 
ausnahmsweiſe, ohne Anfrage beim erkennenden Gerichte, 

zur Hauptunterſuchung fortſchreiten darf, bedürften zum Theil einer 
näheren Prüfung und genaueren Beſtimmung. 

8) Durch das Erforderniß eines förmlichen, motivirten Beſchluſſes 
tritt theils der Uebergang zur Hauptunterſuchung bemerkbar 
hervor; theils wird der Inqutrent dadurch zur forgfaltigeren 
Prüfung der Statthaftigkeit der Specialinquiſition veranlaßt, 
und ſolchergeſtalt ſowohl er ſelber, als der Angeſchuldigte, gegen 
die Folgen der Uebereilung geſchützt. Auch bringt ſolches die 
Analogie der Regel mit ſich, wonach die Begründung der 
Vo runterſuchung actenmäßig muß gemacht werden (§. 223. III). 
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§. 236. 
II) Verfahren in der Hauptunterſuchung: A) Ueberhaupt. 


I) Der Zweck der Hauptunterſuchung beſteht in mög⸗ 


lichſt vollſtändiger Inſtruction der Sache, durch Ausmitte- 
lung der Wahrheit aller erheblichen Thatſachen a): damit 
ſolche, ſo weit es thunlich iſt, völlig ſpruchreif gemacht 
werde b). II) Zur Erreichung dieſes Zwecks bedarf es eines 
förmlichen und erſchöpfenden Unterſuchungsverfah⸗ 


rens. 


Dazu gehört im Allgemeinen: 4) die Benutzung 


aller, nach den Umſtänden anwendbaren, Beweismittel. 
B) Die Förmlichkeit und Vollſtändigkeit ihres Ge⸗ 
brauches. C) Die förmliche Wiederholung der etwa 


Der Hannover. Entw. Art. 108 ſchweigt zwar von einem 
ſolchen Beſchluſſe; ſchreibt jedoch Art. 109 allgemein vor, daß 
der Angeſchuldigte von der verfügten Hauptunterſuchung in 


Kenntniß geſetzt werden müſſe. Rathfam ware es, ſolches (wie es 


im urſprünglichen Entwurfe geſchehen war) aus zudrücken: 
beſonders da dem Angeſchuldigten doch ſtets die Bertheidigung 
gegen einen ſolchen Beſchluß zuſteht. f 


a) Durch Beſchränkung der Inquiſttion auf erhebliche Thatſachen 


wird unnütze Weitläufigkeit, Zeitverluſt und Vergrößerung der 
Acten vermieden. Preuß. Cr. O. § 274. Freilich erfordert 
aber die Beurtheilung der Erheblichkeit gründliche Kenntniß 
des Strafrechtes! — Da der Thatbeſtand oft ſchon durch die 
Vorunterſuchung vollſtändig ausgemittelt ſteht, fo wird die Haupt⸗ 
unterſuchung meiſt nur darauf gerichtet ſeyn, die Schuld oder 
Unſchuld des Angeſchuldigten, und alle die Strafbarkeit be⸗ 
ſtimmende Thatſachen, in Gewißheit zu ſetzen. 


b) Iſt der Angeſchuldigte mehrerer Verbrechen beſchuldigt, fo müſſen 


in der Regel alle vollſtändig erforſcht werden: da fie ſaͤmmtlich 
auf die Strafbeſtimmung von Einfluß fepn können. Manche 
Geſetze enthalten hierüber einſchränkende Vorſchriften: zur 
Verhütung allzugroßer Ausdehnung und Weitläufigkeit der Unter⸗ 
ſuchungen. Preuß. Cr. O. 8. 416. Baier. St. G. B. I. 
Art. 111. Hannover. Entw. Art. 115. Auch wird in dem 
Erkenntniß auf Specialinquiſition zuweilen beſtimmt, auf 
welche Verbrechen dieſelbe alle in gerichtet werden ſolle. Vergl. 
Mittermaier 5. 141. S. 160. 


Urim.⸗Prot. B. 15. 15 


226 Von dem ordentl. Unterſuchungsproceſſe. §, 236. 237. 


vorher nur ſummariſch vorgenommenen Unterſuchungs⸗ 
handlungen. III) Die hauptfadlidften Beſtandtheile der 
Hauptunterſuchung find: das articulirte Verhör des Ange- 
ſchuldigten (§. 237) und der Zeugen c), nebſt den erfor⸗ 
derlichen Confrontationen. Doch kann es auch neuer Augen⸗ 
ſcheine, oder der Einholung anderweiter Gutachten u. dergl. 
m., bedürfen. IV) Die Reihenfolge dieſer Handlungen 
läßt ſich im Allgemeinen nicht beſtimmen; ſondern richtet 
ſich nach der beſonderen Lage einer jeden Unterſuchungs⸗ 
ſache, welche daher der Inquirent genau kennen und ſtets 
im Auge behalten muß. y) Ergeben ſich aus, oder wäh⸗ 
rend, der Hauptunterſuchung neue Thatſachen, — 
insbeſondere neue Verbrechen, — des Angeſchuldigten, 
ſo muß ſolche, in Hinſicht dieſer, erſt durch die Bor⸗ 
unterſuchung begründet und vorbereitet werden: wo 
dann beide Theile der Unterſuchung, jedoch über verſchie⸗ 
dene Gegenſtände, nebeneinander fortſchreiten ). 


§. 237. 
B) Insbeſondere vom articulirten Verhöre. 


Den wichtigſten Theil der Hauptunterſuchung bildet 
das articulirte Verhör des Angeſchuldigten. Die⸗ 
ſes beſteht in Vernehmung deſſelben über alle erhebliche 
Umſtände, mittelſt Vorlegung einzelner, beſtimmter, erſchö⸗ 
pfender Fragen (Inquiſitions artikel). Von der 
richterlichen Vorbereitung auf dieſes Verhör, von deſſen 
äußerer und innerer Einrichtung, von den Erforderniſſen 
und Mängeln der Fragen, und von den Mitteln, den An⸗ 
geſchuldigten zum Geſtändniſſe zu bringen, gelten die oben 
vorgetragenen Regeln (§. 123 — 133). Das Eigenthüm⸗ 
liche deſſelben beſteht darin, daß es ein vollſtändiges 


c) Wenn auch mit den Zeugen kein förmlich articulirtes Verhör 
vorgenommen wird, fo muß doch das erforderliche Gpectal- 
zeugenverhör materiell die Eigenſchaften eines articulirten Ver⸗ 
hörs haben (§. 147). . 

1) S. F. 222. Note b. 
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Ganzes bildet, worin die Thatſachen bis in die geringſten 
Einzelnheiten zergliedert find, und deſſen Zweck dahin geht, 
vom Angeſchuldigten über ſämmtliche erhebliche Puncte ge⸗ 
nügende Auskunft zu erhalten, und hierdurch, unmittelbar 
oder mittelbar, die ganze Unterſuchung dergeſtalt zum 
Schluſſe zu bringen, daß auf dieſelbe ein Endurtheil ge⸗ 
gründet werden kann. Die Inquiſitionalartikel ſind 
a) theils Generalartikel: welche ſich auf die perſön⸗ 
lichen Verhältniſſe beziehen; b) theils Specialartikel: 
deren feder nur einen einzigen Thatumſtand betrifft. 
Unter dieſen unterſcheidet man noch die Additional⸗ 
und die Schlußartikel. Letztere beſtehen in Befragung 
des Angeſchuldigten über etwaige Erinnerungen oder Be⸗ 
ſchwerden; über die Beſtellung eines BVertheibigers; und . 
über ſeinen Geſundheitszuſtand. Den Stoff zu den Arti⸗ 
keln liefern die Aeten. Sie werden vorher entworfen a), 
natürlich geordnet, und im Verhöre ſelbſt, den Umſtänden 
zufolge, nach Inhalt oder Faſſung, modificirt und er⸗ 
gänztb). Eine dem Verhör vorangehende Mitthei⸗ 


a) Nur bei einer vorhergehenden forgfaltigen Entwerfung der 
Artikel laſſen ſich die Erforderniffe derſelben gehörig wahren 
und die Mängel vermeiden. Auch läßt ſich nur auf dieſe Weiſe 
die erſchöpfende Vollfländigkeit und die zweckmäßige Anord⸗ 
nung der Artikel erreichen, welche ſo ſehr viel zur Erreichung 
des Zwecks der Hauptunterſuchung beitragen, und worin gerade 
ein vorzüglicher Nutzen des articulirten Verhörs beſteht. Die 
Beſorgniß, daß der Inquirent die voraus entworfenen Artikel, 
ohne die im Verhöre nöthig werdenden Aenderungen, ſtarr befol⸗ 
gen werde (Mittermater 8. 136), dürfte wohl un gegründet 
fepn. Nur ein ganz un fähiger Richter wird fic ängſtlich an ſei⸗ 
nen Entwurf binden, und Fragen beibehalten, deren Stoff im 
Verhöre verſchwindet; oder erhebliche Fragen, deren Veranlaſ⸗ 
fung und Stoff erſt aus den Antworten hervorgeht, vorzulegen 
unterlaſſen. 

b) Der unverkennbare Werth des gehörig eingerichteten articulirten 
Verhörs ergibt ſich ſchon aus vorſtehender Beſchreibung ſeiner Ein⸗ 
richtung. — Hurlebuſch: Beiträge zur Civil- u. Criminalgeſetzg. 
H. UH. S. 168. Die dagegen erhobenen Zweifel beziehen ſich 


nur auf Mißbräuche! Manche ſtoßen ſich 1 den unwe⸗ 


2 . 
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1 ung der Artikel zu fordern, iſt der Angeſchuldigte nicht 
berechtigt. 


§. 238. 
III) Schluß der Hauptunterſuchung. 


D Die Hauptunterſuchung wird geſchloſſen, wenn 
entweder ihr Zweck (§. 236. D erreicht ſteht, oder doch 
Alles zu dieſem Behufe geſchehen iſt, und keine gegrün⸗ 
dete Hoffnung vorwaltet, eine weitere Aufhellung erheb⸗ 
licher Thatſachen zu gewinnen ). II) Es iſt dies jedoch 
kein unbedingter Schluß; ſondern es kann, auch nach- 
dem er bereits erfolgt iſt, noch eine Ergänzung der 
Hauptunterſuchung nothwendig werden. Dieſe findet Statt: 
A) wenn ſich irgend eine neue erhebliche Thatſache, oder 
ein neuer Beweis, ergibt. B) Wenn der Vertheidiger 
noch die Aufklärung einer Thatſache verlangt b): insbeſon⸗ 
dere wenn er einen Vertheidigungsbeweis zu führen ſucht. 
O) Wenn das erkennende Gericht (oder Spruchcolle⸗ 
gium), an welches die Acten zur Urtheilsfällung eingeſendet 
worden, ein Inſtruetorium ) erläßt, wodurch eine Er⸗ 
gänzung der Unterſuchung (in Hinſicht der Form oder 
des Stoffs) beftimmtc) vorgeſchrieben wird d). III) Be⸗ 


ſentlichen, aber doch bezeichnenden, Namen der Artikel. Keins 

der vorgeſchlagenen, oder in Landesgeſetzen vorgeſchriebenen, Sur⸗ 

rogate (wie z. B. Vernehmung des Angeſchuldigten über einen 

ihm vorgelegten status caussae) vermag daſſelbe völlig zu erſetzen. 

a) Nach der Preuß. Cr. O. §. 418 bedarf es, zur Beendigung der 

Unterſuchung, eines Schlußverhöres über die weſentlichſten 

Puncte: wobe} dem Vertheidiger die Anweſenheit gee 
ſtattet iſt. 


b) Es iſt rathſam, ſchon vor Einreichung der Vertheidigungsſchrift 


bierauf anzutragen: z. B. auf einen Verſuch, ob es dem Angee 
ſchuldigten, bei ſeiner Körpergröße, möglich war, durch die kleine 
Oeffnung (zum Stehlen) einzuſteigen. 

1) S. F. 191. B. 

e) Die un beſtimmte Auflage, eine gewiſſe Thatſache näher auszumit⸗ 
teln, ohne beſtimmte Angabe der Weiſe, wie ſolches geſchehen 


ſoll, iſt unzweckmäßig und fruchtlos. 
e 


Von dem Anklageproeeſſe. §. 238. 239, 229 


darf es nun einer förmlichen Hauptvertheidigung 
(. 177), fo hat das Gericht dafür, fo weit ihm ſolches 
obliegt, die noͤthige Sorge zu tragen e): womit dann die 
Inſtruection der Unterſuchungsſache beendigt iſt. — In 
Rückſicht der übrigen Hauptabſchnitte des Strafverfahrens 
Cnemlid der Urtheilsfällung, des Remedurver⸗ 
fahrens und der Vollſtreckung) hat der Unterſu⸗ 
chungsproceß keine ſolchen Eigenthümlichkeiten, welche 
hinreichenden Stoff zu einer beſonderen Abhandlung 
darboͤten 1). Vielmehr bleibt es hierin bei den oben, im 
II., III. und IV. Hauptabſchnitte des erſten Buches, aufge⸗ 
ſtellten Lehren. §. 189 — 215. 


Zweiter Titel. 
Von dem Anklagproceſſe ). 


§. 239. 
Einleitung. 


Der Anklagproceß (proc. accusationis s. accusato- 
rius) iſt dasjenige Strafverfahren, worin ein Ankläger 


d) Dieſe verschiedenen Beranlaſſungen können aud nach einander eine 
treten, und daher mehrmalige Ergänzungen der geſchehenen 
Unterſuchung Statt finden. 

e) S. 175 - 188. Nach dem Baier. St. G. B. II. Art. 141 f. 
findet ein eigenes, auf die Vertheidigung ſich beziehendes, Schluß⸗ 
verfahren (oder Vertheidigungs verfahren), in einem dazu 
anberaumten Vertheidigungs termine, Statt. 

t) Die wenigen Abiveichungen, z. B. in. Hinſicht der Rechts mittel, 
wurden ſchon oben gelegentlich angegeben. 

a) Dorn: Commentar II. S. 520 ff. v. Quiſtorp 8. 799 — 807. 
Meiſter 8. 436 — 438. v. Grolman S. 526 — 531. Martin 
§. 135 — 138. Stübel 5. 609 — 623. Mittermaier 5. 210. 
211. Abeg g S. 162 — 166 *). 

6) Vergl. oben §. 218. 
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die Rechte des Staats wider den Uebertreter verfolgt b). 
Der Ankläger iſt eine vom Richter verſchiedene ) Per⸗ 
ſon, welche den Antrieb zum Verfahren gibt, und dem 
Angeſchuldigten dergeſtalt gegenüberſteht, daß zwiſchen 
Beiden, als Parteien, die Sache verhandelt wird. I) Der 
Anklagproceß, — welcher nicht nur die römiſch⸗recht⸗ 
liche e), ſondern auch die älteſte deutſche Form des Straf⸗ 
verfahrens iſt, — ging, mit denen durch das ſpäter ent⸗ 
ſtandene Unterſuchungs verfahren bewirkten Modifi⸗ 
cationen, in die Carolina über d). Deſſen Gebrauch 
wurde jedoch, wenn er gleich, dem gemeinen Rechte ge⸗ 
mäß, noch jetzt als gültig angeſe hen werden muß, fac⸗ 
tiſch immer ſeltener, und iſt jetzt in den meiſten deutſchen 
Ländern ganz verſchwunden e). II) Es findet bei dem 
Anklageverfahren, inſoweit deſſen beſondere Natur es ge⸗ 
ſtattet, die Analogie, ſowohl des Civil proceſſes, als 
des Unterſuchungs proceſſes, Statt. Das immer mehr 
vorherrſchend gewordene Unterſuchungs verfahren hat 
insbeſondere die Folge gehabt, daß der Beruf des Richters, 
im Anklageproceß, ſich nicht auf die Leitung der Par⸗ 
tei verhandlungen beſchränkt, ſondern daß derſelbe auch 
von Amts wegen thätig iſt ?): indem er theils das 


b) Iſt nicht zu verwechſeln mit dem Adhäſionsproceß und mit dem 
Unterſuchungsproceß, in ſo fern dieſer nur auf Verlangen des Be⸗ 
theiligten Statt findet. §. 217. N. f. — Vom Unterſchiede zwiſchen 
dem Anklag⸗ und dem Ynquifitionsproceffe, und von dem Werthe 
beider ſ. §. 218. 219. 

1) Nämlich körperlich verſchieden! S. oben §, 218. 

c) Ueber den römiſchen Anklageproceß Matthaei: De crimin. L. 
48. tit. 13. Schweppe: Römiſche Rechtsgeſch. u. Rechtsalterth⸗ 
§. 618 ff. Laboulaye: lois crim. des Romains. Paris 1845. S. 146 f. 

d) P. G. O. Art. 11 — 18. 165. 

e) Neuere Strafproceßordmingen ſchweigen vom Anklageproceß: 
insbeſondere Oeſterr. G. B., Preuß. Cr. O., Baier. St. 
G. B., auch der Hannover. Entw. Das Bater. St. G. B. 
5 nur beim Standrechte eines öffentlichen Anllägers. 

rt 

2 Mit Recht folgert Grolman (5. 531. N. o) ſchon aus dem Art. 
54 der Carolina, daß der Richter den Anſchuldigungsbeweis 
ex officio müſſe zu vervollſtaͤndigen ſuchen. 
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Daſeyn der Bedingungen der Statthaftigkeit des 
Anklageverfahrens prüft; theils die Wahrheit aller erheb⸗ 
lichen Thatſachen, im Intereſſe der Gerechtigkeit, — 
mithin auch ) infofern fie zur Vertheidigung des An⸗ 
geklagten dienen können 1), — zu erforſchen ſucht. III) Die 
Eigenthümlichkeiten des Anklageproceſſes beziehen ſich 
hauptſächlich nur auf die Inſtruction: von welcher da⸗ 
her hier ausſchließlich zu handeln iſt. 


§. 240. 
IJ) Von dem Ankläger. 


Ankläger (accusator) heißt die Perſon, welche die 
Rechte des Staats gegen einen Uebertreter der Strafge⸗ 
ſetze vor Geticht verfolgt ). 1) Der Ankläger iſt entweder 
öffentlicher, oder Privat⸗, Ankläger. Erſterem iſt 
dieſe Function entweder als ein Amtsberuf übertragen 
(Fiscal, Staatsanwalt) b); oder er wird damit nur 
in einzelnen Fällen beauftragt. Nur der öffentliche An⸗ 
kläger tft zum Anklagen verpflichtet (nothwendiger 
Ankl.); alle übrigen hingegen ſind freiwillige Ankläger: 
indem kein Bürger zum Anklagen gezwungen werden 
kann c). 2) Die Fähigkeit, als Privatankläger auf⸗ 
zutreten, hat Jeder, den die Geſetze nicht beſonders aus⸗ 
ſchließen. Dieſen zufolge find a) manche Perſonen a b⸗ 
ſolut unfähig, als: Frauensperſonen, Pupillen, Min⸗ 


3) So daß alſo unſer Anklageproceß einen Zwitter aus purer Ver⸗ 
handlungs⸗ und aus purer Unterſuch⸗Form vorſtellt. Sein Un⸗ 
terſchied von Letzterer liegt darin, daß in ihm ein Ankläger das 
Recht zum Eingreifen und Beihelfen hat und ausübt. S. Henke: 
S. 856 u. Müller: 5. 189. 

f) P. G. O. Art. 47. 

a) Verſchieden vom Ankläger tft der Angeber; der Diffam ant; 
der Adhärent; und der Civilkläger. 5. 224. N. d. 

b) Das Amt eines öffentlichen Anklagers beſteht nur in einzelnen 
Ländern, und gewöhnlich nur für gewiſſe Arten von Verbrechen. 

c) L. un. C. ut nemo invitus agere vel accusare cog. (3, 7). L. 19. 
D. de acous. P. G. O. Art. 214. 
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derjährige, Ehrloſe und falſche Zeugen 4). b) Andere ſind 
nur relativ unfähig, als: Todfeinde, Kinder, Eltern, 
Geſchwiſter unter ſich; und der Vaſall, in Hinſicht ſeines 
Lehnsherrne). Die Ausſchließung aller dieſer Per⸗ 
ſonen fällt jedoch hinweg, wenn fie ſelber die Belei⸗ 
digten ſind, und als ſolche den Beleidiger anklagen wol⸗ 
len t). 3) Der Ankläger kann jetzt auch durch einen A n⸗ 
walt auftreten; und Mehrere haben einen gemein⸗ 


ſchaftlichen Anwalt zu beſtellen. 4) Zur Sicherung des 


Angeklagten gegen Calumnie und Tergiverſation ), wie auch 
wegen etwaiger Entſchädigungsforderung, iſt der Pripatan⸗ 
kläger verpflichtet, durch Bürgen oder Pfand, Caution 
zu leiſten g), deren Betrag der Richter, mit Rückſicht 
auf ihren Zweck, beſtimmt. Vermag der Ankläger nicht, 
die Caution zu ſtellen, ſo wird er, bis zu genügender Be⸗ 
gründung der Anzeigen, verhaftet h). 


§. 241. 
II) Beſtandtheile der Inſtruction: A) Anklage. 


Das Inſtructionsverfahren beginnt mit der Anklage 
(accusatio, actio criminalis): welche in dem gerichtlichen, 


d) L. 1. K 8 L. 2. S. 1. L. 8 9. D. de accusst. L. 15. F. 6. DP. 


de adulter. L. 15. C. de his qui accus. non poss. (9. 1). 

e) Cap. 7. 19. X. de accus. I. 11. 6. 1. D. de accus. L. 13. 14. 
C. qui gcc. non poss. (9, 1). II. Feud. 33. F. 1. 

) I. 11. pr. §. 2. D. de accus. I. 14. C. qui acc. non poss. 

1). D. h. muthwilliges Fallenlaſſen (Desitere) der begonnenen 
Anklag⸗Operationen. S. darüber Matthaeus de crimin. Buch 48. 


Tit. 17. Cap. 3. §. 9. u. Rein's Criminalrecht d. Römer. 1844 
S. 275 f. u. 803 f. a 


8) P. G. O. Art. 12— 15. 181. Nach römiſchem Rechte ») hatte 


in crimen subscriptio *), für den Fall der calumnia, Statt. 
L. 3. pr. §. 1. L. 7. pr. D. L. 13. C. de accusat. 


*) und nach päpftlichem. S. das Cap. 16. X. v. 1. 
) D. h. die ſchriftliche Selbſtübernahme der Talions⸗Strafe, 
auf den Fall des Scheiterns der Anklage. S. darüber 
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auf die Beſtrafung einer beſtimmten Perſon, wegen 
eines gewiſſen Verbrechens, gerichteten Antrage bee 
ſteht ). D Der Form nach wird die Anklage entweder 
mündlich zu Protocoll erklärt; oder ſchriftlich über⸗ 
reicht (Anklagelibell). Dieſer Libell kann entweder 
ſelber in Artikelform abgefaßt ſeyn ); oder die Artikel 
können (welches rathſam iſt) demſelben abgeſondert bei⸗ 
gelegt werden b). II) Der Inhalt der Anklage hat 
folgende Beſtandtheile: A) das Factum: d. h. die Er⸗ 
zaͤhlung vom Hergange des Verbrechens, mit allen erheb⸗ 
lichen Umſtänden; nebſt vorläufiger Erörterung des That⸗ 
beſtandes, und beſtimmter Angabe der Anſchuldigungs be⸗ 
weiſe. B) Der Klagegrund: welcher in Anfuͤhrung 
des in Anwendung zu bringenden Strafgefeges beſteht. 
O) Die Bitte: und zwar 1) einerſeits die proceſſua⸗ 
liſche Bitte um die etwa erforderliche nähere Erörterung 
des Thatbeſtandes, ſo wie um Vorladung oder Verhaftung 
und Vernehmung des Angeklagten c); D und anderſeits die 


J. Gothofredi: Comment. ad L. IX. T. 1. l. 5 des Codex 
Theodosianus. 

h) F. G. O. Art. 12 — 15. 181. 

a) Verſchieden von der Anklage iſt die Denunciation “), und die, von 
Seiten des Betheiligten gefchehende, Aufforderrung an den 

Richter zur Einleitung eines Unter ſuchungs verfahrens. 

6) Sit. oben §. 224. 

1) Auf die Autorität von Martin (§. 136. N. 4) behauptet Mit ⸗ 
termaier Il. 706. N. 9 kategoriſch: „Das Verbot der Artikel 
„im Civilproceß muß auch hier wirken.“ Martin felber aber 
ſtellt blos die naive Anfrage: „Warum will man hier das Vere 
„bot des J. R. A. 5. 34 nicht analog anwenden ?“ Antwort: 
weil es ein correctoriſches Verbot für den Civil⸗Proceß iſt; 
correetoriſche Geſetze aber bekanntlich firict interprecirt werden 
müſſen: alſo keineswegs analogiſch anwendbar find! I. 32. 
F. ult. C. VII. 62. Thibaut: Theor. d. logiſchen Ausleg. §. 20. 

p) Die Artikel find nach den oben 5. 128. 129 und S. 237 vorgetra⸗ 
genen Regeln einzurichten. . 

c) Befondere Geſuche um vorläufige ſummariſche Aufnahme 
gewiſſer Beweife können dieſer Bitte angehingt, oder auch 
ſchon, — inſofern fie nicht gegen eine Beftimmte Perſon gerichtet 
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Sachbitte: um Berurtheifung des Angeklagten in die 
verwirkte Strafe d) und in die Koſten. 


§. 242. 
B) Verſetzung in den Anklagezuſtand. 


I) Die Statthaftigkeit eines Anklageverfahrens 
beruht auf denſelben Borausſetzungen, durch welche die 
Haupftunterſuchung bedingt iſt (§. 233). Sie erfordert 
alſo theils ein ſchwereres Verbrechen a); theils wenig⸗ 
ſtens Wahrſcheinlichkeit vom Thatbeſtande dieſes 
Verbrechens; theils dringenden Verdacht wider den Ange⸗ 
klagten. II) Zur Begründung und Vorbereitung 
des Anklagever fahrens dient, A) auf Seiten des Anklä⸗ 
gers, das Beſtreben, in dem Anklagelibell das Daſeyn 
aller jener Borausfegungen darzuthun: zu welchem Behuf 
er auch (theils ſchon vor deſſen Uebergabe, theils in dem⸗ 
felben) auf gewiſſe alsbaldige Beweis aufnahmen an⸗ 
tragen kann ). B) Auf Seiten des Richters eine ſorg⸗ 
fältige Prüfung vom Daſeyn der gedachten Erforderniſſe, 
ſo wie auch der Gerichtszuſtändigkeit, der Zuläſſigkeit des 
Anklägers, und der gehörigen Cautlonsleiſtung. Können 
die, ſich etwa ergebenden, Anſtände durch mündliche Ver⸗ 
nehmung des Anklägers, oder durch vorläufige Beweisauf⸗ 
nahmen, beſeitigt werden, ſo iſt ſolches zunächſt zu 
verſuchen. Jenes Beſtreben des Anklägers, und dieſe 
richterliche Prüfung, vereinigt bilden ein der Vorunter⸗ 
ſuchung analoges Verfahren, deſſen Reſultat in einem 
Erkenntniſſe beſteht, welches die Anklage entweder (an⸗ 
gebrachtermaßen, oder völlig) verwirft; oder für ſtatt⸗ 
haft erklärt. Durch Letzteres wird der Angeklagte in den 


find, — vor Einreichung des Anklagelibells e werden. 
v. Grolm an § 528. N. . 

d) Iſt es gleich nicht nöthig, daß um Zuerkennung ade beſtimm⸗ 
ten Strafe gebeten werde, ſo kaun plas doch geſchehen. 

a) L. 6. D. de.aceusat. 

1) S. § 241. Note c. 
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Anklagezuſtand verfegt, welcher dieſelben Folgen für 
ihn hat, wie die Verſetzung in den Stand der Anſchul⸗ 
digung, mittelſt Erkennung auf Hauptunterſuchung 
(S. 234). In Folge jenes Erkenutniſſes wird dann ber - 
Angeklagte, — jedoch ohne Mittheilung des Anklage⸗ 
libells b), — vorgeladen), oder (nach Umſtänden) 
durch Eines der oben (S. 72—85) beſchriebenen anderen 
Mittel vor Gericht geſtellt. 


§. 243. 
C) Vernehmlaſſung des Angeklagten. 


Der Angeklagte muß perſönlich im Gericht erſchei⸗ 
nen, und hat ſich mündlich über die Anklage zu erklären. 
Dieſe Vernehmlaſſung kann folgende Beſtandtheile ent⸗ 
halten: I) Proceßbindernde Einreden (als: der 
Verjährung, Begnadigung, Losſprechung, oder der bereits 
erlittenen Beſtrafung). II) Verzögerliche Ein reden 
(3. B. der Incompetenz, der fehlenden Caution). Ueber 
dergleichen Einreden wird nun der Ankläger erſt ver nome 
men, und dann über die Fortſetzung des Verfahrens er⸗ 
kannt. III) Eventuelle oder unbedingte Einlaſſung, 
durchs Beantworten aller einzelnen Punkte der An⸗ 
Hage. Zur Erlangung einer beſtimmten deutlichen Ver⸗ 
nehmlaſſung dient ein (nun vorzunehmendes, nach den obi⸗ 
gen Regeln §. 126 ff. §. WA. einzurichtendes) Verhör: 
wozu hauptſächlich der Libell und die ihm beigelegten Artikel 
den Stoff geben ); welches aber zugleich auch auf die 


: b) Die alsbaldige Mittheilung des Libells würde ſehr nachtheilige 
Suggeſtionen enthalten. v. Grolman § 530. N. e. Der 

2 Name des Anklägers iſt jedoch dem Angeklagten ſogleich zu nen⸗ 
nen: da dies zu ſeiner Vorbereitung auf die Verantwortung 
nöthig ſeyn kann. 

c) Wird die Verſetzung in den Anklagezuſtand nicht beſonders aus ⸗ 
geſprochen, fo liegt fie ſactiſch in der ergangenen Vorladung 
des Angeklagten „zur Verantwortung auf die Anklage.“ 

a) Thatſachen, wovon die Anklage ſchweigt, darf der Richter nicht 
einmiſchen. Stübel §, 619. 
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Berthetdbigungs gründe abzuzielen if. IV) Zerftdr- 
liche Einreden: d. h. ſolche, welche die Strafbarkeit 
entweder ausſchließen (als: der Nothwehr, der fehlen⸗ 
den Zurechenbarkeit, der Wahrheit bei Injurien), oder 
mindern, ſollen e). M Der Vortrag von Gründen, 
welche die Strafbarkeit herabſetzen (§. 182). 


§. 244. 
D) Beweisverfahren und Schluß. 


Hierauf folgt, ohne daß es deshalb eines Zwiſchen⸗ 
urtheils bedarf, das Beweisverfahren. I) Der Anklä⸗ 
ger hat die zum Anſchuldigungsbeweiſe (§. 97) gehorenden, 
vom Angeklagten abgeleugneten, Thatſachen zu be⸗ 
weiſen a); wogegen dem Angeklagten der Gegenbeweis ge⸗ 
bürt. II) Von Seiten des Angeklagten wird der Ent⸗ 
ſchuldigungsbeweis (§. 98) geführt: welchen der Ankläger 
durch Gegenbeweis zu entfrdften ſucht. III) Der Richter 
hat, in Hinſicht dieſer verſchiedenen Beweiſe, von Amts 
wegen dahin zu wirken, daß alle erhebliche Thatſachen 
zur Gewißheit gebracht werden, und daß überhaupt die 
Sache gehörig zum Erkenntniſſe vorbereitet wird. IV) Nach 
beendigter Beweisaufnahme iſt der Ankläger befugt, eine 
Ausführung des Beweiſes zu übergeben; wogegen dann 
dem Angeklagten das Recht zukommt, eine förmliche Ver⸗ 
theidigungsſchrift (§. 183 ff.) einzureichen. Es wird 
auch wohl Jedem der beiden Theile noch eine weitere 
Schrift (Replik und Duplik) geſtattet. — In Anſehung 
der Urtheilsfällung, des Remedurverfahrens und der Voll⸗ 


b) Eine Gegenanklage (recriminatio) findet, als ſolche, vicht 
Statt; kann aber als Einrede wirken, oder eine beſondere Un⸗ 
terſuchung (von Amts wegen) veranlaſſen. 

a) Dieſer Beweis iſt zwar an keine Friſt gebunden; die P. G. O. 

9 Art 12. geftattet jedoch dem Richter, wegen Verdachts der Ca- 
lumnia, dem Ankläger eine zerſtörliche Friſt zu ſetzen, binnen 
welcher er ſeine Beweiſe vorbringen ſoll; und droht dem Ankläger 

das Präjudiz, den Angeklagten zu entſchädigen. 
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ſtreckung bleibt es bei den oben, im erſten Buche (Haupt⸗ 
abſchn. II. Il. IV), vorgetragenen Lehren. 5 


Dritter Titel. 
Von einigen beſonderen Arten des Strafproceſſes. 


) Von dem gemiſchten Strafproceſſe. 


§. 245. 
A) Miſchung des Unterſuchungs⸗ und Anklageverfahrens. 


Die, in manchen Ländern übliche, Miſchung der Un⸗ 
ſuchungs⸗ und der Anklageform beſteht darin, daß im In⸗ 
quiſitionsproceſſe, wenn die Unterſuchung bis zu einem ge⸗ 
wiſſen Puncte geführt iſt, ein öffentlicher Ankläger) 
auftritt, und als ſolcher bei dem weiteren Verfahren 
mit wirkt 5). Die Art dieſer Mitwirkung richtet ſich nach 
dem verſchiedenen Zeitpuncte ſeines Auftretens. Erfolgt 
dieſes nemlich J nach geſchloſſener Vorunterſuchung ), 
ſo hat er aus den hierüber geführten Acten einen Anklage⸗ 
libell, nach den obigen Regeln (§. 241), abzufaſſen und 
einzureichen; worüber dann der Angeſchuldigte, wie im 
Anklageproceſſe, vernommen, und in dieſer Form 


— 


2) Der ordentliche, oder auch der für jeden beſonderen Fall erſt zu 
ernennende, Ankläger heißt gewöhnlich Fiscal — Criminalfis- 
cal: weshalb dieſer gemiſchte Proce auch fiscaliſcher Proceß 
genannt wird: welche Bezeichnung aber unbeſt im mt tft: da es 
mehrere Arten ſiscaliſchen Proceſſes gibt. Meiſter: Einleit. in 
die peinl. Rechtsgel. Abſchn. I. Hauptſt. 8 *). 

*) S. auch Henke: S. 376 f. 5 

b) Verſchieden hiervon iſt der Fall, wo das begonuene Anklage⸗ 
verfahren, aus irgend einem Grunde, nicht fortbetrieben, und nun 
die Sache in den Unterſuchungs proceß hinübergeleitet, wird. 


1) S. oben § 232. : 


288 Won eisig. befor. Arten bes Gtrafpeoe. F. 245. 246. 


die Sache zwiſchen beiden Theilen weiterverhandelt wird c). 
I) Tritt hingegen der öffentliche Ankläger erſt nach dem 
Schluſſe der Hauptunterſuchung auf ), ſo überreicht 
er eine ſolche Anklageſchrift, worin er durch Beweis⸗ 
deduction und Rechtsausführung ſeinen Strafantrag zu 
begründen ſucht; wogegen dann der Angeklagte eine form- 
liche Vertheidigungsſchrift übergibt. Auch wird wohl 
noch eine Replik und eine Duplik geſtattet. 


§. 246. 


B) Miſchung aus Civils und Strafverfahren — Ad has ionsproceß a). 
1) Begriff. 


Der durch ein Verbrechen Verletzte kann, zur Ver⸗ 
folgung ſeines Privatintereſſe, drei verſchiedene Wege 
einſchlagen: indem er I) entweder bei dem bürgerlichen 
Gerichtsſtande des Beleidigers eine reine Civilklage an⸗ 
ſtellt. Oder II) indem er beim Strafgerichte b), theils 
als Ankläger, theils als Betheiligter, auftritt: und alſo die 
Civilklage mit der Criminalklage häuft. Hier iſt 
er in beiden Hinſichten Haupt partei c), und handelt als 


c) Kleinſchrod im A. Archiv B. II. St. 4. R. I. 5. 10. 11. Ranfft: 
Ebend. B. III. St. 4. N. 4. 5. 3. f. Eſchenbach: Von der 
Generalinquif. Cap. I. §. 5. Claproth: Summar. Proc. §. 496. 

2) S. oben §. 238. 


ea) H. Becker, D.: de tertia specie processus, mixti scilicet seu de- 


nunciatorii ejusque indole et differentia a. proeessu tam civili quam 

criminali. Rost. 4760. G. A. Kleinschrod: Theoria processus 
sic dicti denunciatorii seu potius adhaesionis in causs. crim. obve- 
nientis. Wirceb. 1797. Deutſch in deff. Abhandl. tp. III. Abth. 2. 
S. 461 ff. Mittermaier: 5. 213 c). 

*) Vergl. noch Plank's Mehrheit der Rechtsſtreitigkeiten. Gott. 
1844. S. 99 f. u. Jordan: in Weiske's Rechtslexikon. I. 
122 — 132, 

b) Hingegen kann er nicht beim Civil richter die Anklage mit der 

Civilklage häufen. 

c) Es iſt alſo in dieſem Falle keine“) Intervention, mithin kein 

bloßer Adhaͤſtonsproceß, vorhanden. 

*) Ausgelaffen tft „acceſſoriſche“ (Intervention). S. meinen Ci⸗ 
vilpr.⸗Schlüſſel. §. 109— 110. Vergl. Plan !: J. e. S. 384. 
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ſolche in dem, bier nebeneinander eintretenden, Straf⸗ 
und Civil verfahren. Er kann aber auch II) dem 
Strafverfahren, zum Zwecke der Geltendmachung feiner 
Civilanſprüche, abhäriren ). Dieſer letzte Weg iſt der 
leichteſte und ſicherſte. Es entſteht dann hirraus, ſowohl 
in Hinſicht des Gegenſtandes, als des Verfahrens, 
eine Miſchung von Straf⸗ und Civilproceß: unter dem 
„Namen Adhäſionsproceß ). Dies iſt alſo diefenige 
Proceßart, worin die Civilpartei dem Strafverfah⸗ 
ren zu dem Ende beitritt, um ihr Privatintereffe 
zu verfolgen f). 


§. 247. 
2) Statthaftigkeit des Adhaͤſlonaproceſſes. 


I) In Hinſicht der Proceßart und Proceßlage 
iſt die Intervention des Adhürenten A) nicht nur im Unter⸗ 
ſuchungs⸗, ſondern auch im Anklag⸗Proceſſe ſtatthaft, 
falls letzterer entweder von dem öffentlichen Anktäger, 
oder von einem, als Privatankläger, auftretenden Drit⸗ 
ten, war eingeleitet worden. Da jedoch der Anklageproceß 
außer Gebrauch tft, fo kommt die Adhäſion jetzt nur noch 
als Beitritt zum Unterſuchungs proceſſe vor. In dieſem 
ſindet ſie jedoch B) in jederlei Stadium der Unterſuchung 
Statt, ſo lange nur noch der Zweck der Intervention er⸗ 


d) Von Amts wegen erkennt der Strafrichter nicht auf Schaden⸗ 
erſatz. Die P. G. O. Art. 207 weiſt den Strafrichter nur an, 
dem Kläger ſchleunig zum Rechte zu helfen. Nach der Preuß. 
Cr. O. F. 6 ſoll bei der Unterſuchung mit dahin gewirkt werden, 
daß dem Beſchädigten zum Erſatze verholfen wird. 

e) Der ehemals übliche Name „Denunciationsproceß,“ welcher 

d ſich ie auf den Fall bezieht, wo der Verletzte zugleich als An⸗ 
geber auftritt, ft nicht paffend (Eſchenbach a. a. O. Cap. I. 
5. 7) und jetzt außer Gebrauch. S. oben Note a. 

f) Die Grundlage dieſer, durch Doctrin und Gerichtsgebrauch aus⸗ 
gebildeten, Proceßart findet ſich ſchon in der P. G. O. Art. 198. 
201. 207. 208. 
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reichbar iſt⸗). I) In Hinſicht der Perſon des Adha- 
renten wird vorausgeſetzt, daß er ein bei der fraglichen 
Strafſache fir ihn vorhandenes Civil intereſſe nachzu⸗ 
weiſen vermöge. II) Zur Begründung des Adhafions- 
verfahrens bedarf es einer ſchriftlichen, oder zu Protocol 
zu gebenden, Erklärung des Betheiligten, daß er, wegen 
ſeiner Civilanſprüche, dem Strafverfahren beitreten wolle: 
verbunden mit der erforderlichen Beſcheinigung ſeines 
Intereſſe. Soll jedoch durch dieſe Erklärung erſt die Er⸗ 
öffnung eines Strafverfahrens bewirkt werden, fo muß 
» der Betheiligte dem Strafrichter zu gleicher Zeit die hierzu 
erforderlichen Beweiſe angeben. 


§. 248. 
3) Berfabren. 


Im Abhafionsproceffe wird jeder der beiden Gegen⸗ 
ſtände deſſelben nach den Regeln des für ihn geeigneten 
Verfahrens, — alſo beziehungsweiſe des Stra fproceſſes, 
— behandelt. Das aus der Verbindung beider Pro⸗ 
cefarten entſpringende gegenſeitige Verhältniß beſtimmt ſich 
aber nach folgenden Regeln: I) Beide Verfahren find 
unabhängig voneinander; und die Entſcheidung der 
einen Sache präjudieirt der anderen nicht ). II) Die 
eigenthümlichen Regeln des Verfahrens in der einen 
Sache, — beſonders in Hinſicht der Beweiſe ), der 


— 


a) Nach der Preuß. Cr. O. S. 69 muß, falls der Civilpunct eine 
weitläufige Erörterung verlangt, deſſen Berichtigung dem 
Civilrichter überlaſſen werden. 

1) S. Plant: a. a. O. S. 521 f. u. Brackenhoeft's Eröoͤrterun⸗ 
gen über den allgem. Theil von Linde. 1842. 5. 58. 

2) Namentlich darf der Adhärent auch den Schiedseid deferiren. 
Mittermaier meynt zwar (II. S. 213. N. 26): „Die Eideszu⸗ 
yſchiebung kann wegen der Eigenthümlichkeit des Angeſchuldigten 
„bedenklich werden. Das Verbrechen an ſich erweckt ſchon Beſorg⸗ 
„niſſe der Wahrhaftigkeit *) des Angeſchuldigten.“ — 

) Sollte heißen: „Verdacht gegen die Wahrhaftigleit.“ 


— 
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Rechtskraft, und. der Anfechtung der Erlenntniſſe, — 
dürfen nicht auf die andere übertragen werden. Doch 
können beiderlei Verfahren ſich gegenſeitig unterſtützen 
(S. 69). UI) Die Strafſache if die Hauptſache. 
Daher iſt dem Adhärenten nichts zu geſtatten was das 
Strafverfahren beeinträchtigt); und wenn die Strafſache 
ſpruchreif iſt, ſo wird darüber erkannt, falls auch 
die Civil ſache noch nicht genugend inſtruirt feyn ſollte. 
IV) Dem Adhärenten iſt jedoch die Mitwirkung bei dem 
Strafverfahren zu geſtatten, inſoweit ſolche zur Wahrung 
ſeines Priva tintereſſe dient, ohne dieſes Verfahren zu 
ſtö ren b). a 


I) Von dem ſummariſchen Strafproceffe. 


§. 249. 
A) ueberhaupt a). 


Nach Partieularrecht findet, der Analogie des Civit- 
proceſſes zufolge, bei leichteren Verbrechen b) zur Ab⸗ 


— ee 


Hierauf vient zur Replik: 

1) Trotz dieſer Bedenklichkeit darf bekanntlich der Civilkläger 
ſeinem Beklagten über des Delictes Exiſtenz den Eid deferiren. 
S. z. B. L. 52. §. 27. D. de furt. 47, 2. u. vergl. Linde s Ci⸗ 
vilproc. §. 302. Note 11. 

2) Dieſer Bedenklichkeit unterliegt noch weit tiefer der Aus⸗ 
ſchwörer eines Reinigungseides im Criminal forum: weil gegen 
ihn ſchon halber Schuld beweis geführt ſteht; aber dennoch 
darf ſogar der Landfritdensbruch⸗Adcusams ihn ſchwören: nach 
R. K. G. O. v. 1555. Thl. II. Tit. 10. 5 1 S. oben S. 100. 
Note *. ö 

a) 3. B. Anwefengett bei dem Verhöre. n 
b) So kann er namentlich dem Richter Beweismittel und Indicien 
angeben; auf Ergänzung der Lücken und Mängel der Unter⸗ 
ſuchung dringen; Fragſtücke, worüber die Zeugen zu vernehmen 
find, einreichen; bei Beſtimmung der Cauttonsſumme die Beach⸗ 
tung feiner Anſprüche fordern; die (nur durth obige Rückſicht be⸗ 
ſchränkte) Acteneinſicht verlangen; und die Vertheidigung des 
: Angeſchuldigten wiverlegen, . 
4) Eschenbach: de inquisitione supimaria, In deſſen Comment. 
Atrun.-Proc. 5 16. 16 
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karzung der Unterſuchungen und zur Noſtenerſparuntz, write 
Hin im Intereſſe des Ganzen und ves Unzeſchuldigfen, ein 
ſummariſcher Strafproces Statt. Das Eigentham⸗ 
liche deſſelben läßt ſich, Sei der Verſchiedenheit der 
andesgefege, im Allgemeinen nicht anders bezeichnen, als 
daß es in Beſchränkanz des Verfahrens auf Beobachtung 
der abſolut weſentlichen Stücke beſteht: modgen dieſe 
awn natürlich oder potty, materiell oder formell, weſent⸗ 
liche Beſtandtheile des Strafproceffes ſeyn (§. 53). Im 
Giazelnen laſſen ſich nur folgende Abweichungen dom 
ordentlichen feierlichen Serafderfahren, als die gewöhn⸗ 
licheren, angeben: 1) Es wird nicht die vollſtändig be⸗ 
ſetzte Gerichtsbank erfordert; doch iſt ein Protocollführer 
nothwendig. 2) Die Specialinquiſition unterbleibt (§. 232. 
N. a). 3) Es bedarf keiner förmlichen Vertheidigung: 
wenn der Angeſchuldigte Ke nicht verlangt (§. 177). 
4) Die formelle Vollſtändigkeit des Beweiſes iſt nicht 
durch die Beobachtung fimmtlider Föͤrmlichkeiten be⸗ 
dingt. Doch muß Alles, was zur Erforſchunz der Wahrheit 
atthwendig ft, gewahrt werden c). 


§. 250. 
B) Insbeſondere vom Standrechisverfahren a). 


Den ſchleunigſten fummariſchen Strafproceß bildet 
das Standrecht, welches früherbin nur im Kriegspro⸗ 


Ind. Faso, I. * 8. Rest. 1088. ODerſelbe: B. d. Genetalinquiſ. 
S. 12. Boehm er: ad Cerpz. C. 107. 0. 1.9 
) Stübel: 8. 2989 — 3039. 
h) Von dem policeigerichtlichen Verfahren i hier nicht die Rede. 
e) Ob die Zeugen zu breidigen ſeyen, hut das Gericht gewöhnlich 
nach den Am ſtönden zu beurthetlen ), und hierbei beſonders 
auf vie Wichtigkeit ves Falles, die Olaabwütdvigkeit der 
Srugen, und das Zuſammentreſfen mit anderen Beweiegründen, 
du achten. Deſtert. G. B. U. 5. 311. 
) Dies heißt: ſich über das gemeine Recht muthwillig bhinweg⸗ 
ſetzen! Nach 1. 9. Cod. IV. 30. foll jeder Heage beeidigt 
werden: fo daß ein u nerſihwemts Temmenvum kbenſowenig 
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ceffe, Bet ganz offenkundigen Militair verbrechen, ald 
war b); in der neueren Zelt aber, durch Landesgeſetze e), 
für den Fall, wo das Ueber handnehmen ſchwerer Verbrechen 
(wie Aufruhr, Branbſtiftung, Mord und Raub) vie öffent⸗ 
liche Sicherheit ſehr bedroht, als außerordentliches Roth: 
mittel eingeführt iff. Es muß fedod zuvor von der zu⸗ 
ſtaͤndigen oberen Behörde die Nothwendigkeit des 
ſtandrechklichen Verfahrens aus geſprochen, und daß 
dieſes nunmehr eintreten werde, öffentlich bekannt gemacht, 
werden. Die ganze Unterſuchung, — welche in ſummari⸗ 
ſcher Vernehmuntz des Angeſchuldigten und der Zeugen über 
bir weſentlichen Pantte beſteht, — geſchieht bei verſammel⸗ 
tem Standrechte. Die Richter erkennen ſodann alsbald, 
ohne foͤrmliche Vertheidigung, über die Fragen: ob ein 
Standrechtsfall vorhanden fey, und ob der Angeſchuldigte 
die That verübt habe? worauf, ohne daß Rechtsmittel 
oder Begnabigungsgeſuche Statt fänden, das Erkenntniß 
ſogleich vollſtreckt wird. Fehlt es an der zur Fällung 
eines Endurtheils erforderlichen Stimmenmehrheit, ſo wird 
der Angeſchuldigte dem ordentlichen Gerichte, zu for m⸗ 
licher Unterſuchung, übergeben. 


MI) Bou dem Contumacialproceffe. 


§. 251. 
A) Statihaftigkrit a). 


Contumacialproceß ift jenes ſtrafterichtliche Ver⸗ 
fahren, welches gegen einen abweſenden ungehor⸗ 


— re ee 


em Jengniß it wie ein Ungetauftes ein Cpriks und nach 

Cap. 99 u, 31. K. L 20 iſt fogar eines Religiosus unbe- 

erences Beuguiß null und { 

a) C. need De judicio statario. Jena 1727. C. d. de Wink- 

ler: opusc. min. V. I. f. 125. Kleinſchrod: Usher das Stand⸗ 
recht. Im N. Archtv IX. S. 270 ff. o) 

) St. vorzüglich noch Jenull's oſterr. Criminalr. Bd. IV. S. 

440 — 477. 
b) Ludovicts Einleitung zum Kriegsproceß. Cap. 10 5 
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ſamen Angeſchuldigten zu dem Ende Statt findet, daß 
über ihn ein Urtheil gefällt werden könne b). Durch 
ſeinen Zweck unterſcheidet ſich daſſelbe von der Anwendung 
der Mittel, einen flüchtigen Angeſchuldigten blos vor 
Gericht zu ſtellen (§. 76 f.). Zur Statthaftigkeit des 
Ungehorſamsverfahrens gehört: D ein ſolches Verbre⸗ 
chen, deſſen ordentliche Strafe auch gegen einen Ab we⸗ 
ſenden, wenigſtens zum Theil, vollſtreckt werden kann. 
Doch findet es bei manchen ſchweren Verbrechen auch ohne 
dieſe Vorausſetzung Statt. Immer iſt erforderlich, daß der 
Thatbeſtand des fraglichen Verbrechens wenigſtens wa hr⸗ 
ſcheinlich fey. I) Ein, aus der Vorunterſuchung hervor⸗ 
gegangener, zur Begründung der Hauptunterfudung hin⸗ 
reichender, Verdacht wider den Abweſenden. III) Ge⸗ 
wißheit des Ungehorſams: welche erfordert, daß der 
Angeſchuldigte öffentlich, unter Androhung des Con⸗ 
tumacialverfahrens, fey vorgeladen worden, und ſich 
nicht geſtellt habe ). 
c) Oeſterr. G. B. I. 5. 500 f. Baier. St. G. B. Met. 441 f. 
a) Schöpf: De processu in contumaciam · in causs. crimin. Tub. 1733. 
De Winkler: De reo contumace. In opusc. minor. V. I. n. 10. 
p. 85 8. Kleinſchrod: Ueber das Contumacialverfahren gegen 
peinlich Angeklagte. Im A. Archiv I. St. 4. S. 124. Meiſter 


§. 451. 452. Mittermaier 5. 202 f.“) — Oeſterr. G. 8B. 


5. 490. Preuß. Cr. O. 5. 577 f. Baier. St. G. B. II. 
Art. 419 f. Hannover. Entw. Art. 337 f. 
) Stübel: 5. 810 — 826. f g 
b) Schon nach römiſchem Rechte fand ein ſoßches Verfahren (requi- 
sitio und adnotatio) Statt. Tit. Dig. et Cod. de requiren- 
dis vel absentibus damnandis (48, 17 u. 9, 40). Es konnte 
jedoch keine Capitalſtrafe wider den Abweſenden erkannt wer⸗ 
den. L. 5. D. de poenis. Nach älterem deutſchen Recht wurde 
die Acht wider den Abweſenden aus geſprochen: woraus ein eigner 
Achts⸗ oder Bann ⸗Proceß entſtand ») (S. 7. N. a). 
) Stübel: 5. 624 — 635. , 
t) S. Stübel: §. 1591 — 1610. 
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0 e 
§. 252. 
B) Verfahren 1) während der Dauer der Abweſenheit des Augeſchuldigten. 


D Nach fruchtloſem Ablaufe der geſetzten Friſt wird 
die Hauptunterſuchung ſo vollſtändig geführt, als 
dies ohne die Anwefenheit des Angeſchuldigten geſchehen 
kann, und ber Güterbeſchlag angeordnet. Auch findet 
eine Vertheidigung deſſelben Statt. I) Der Erfolg 
der geſchloſſenen Inſtruction richtet ſich nach der Verſchie⸗ 
denheit ihres Ergebniſſes. Wenn nemlich A) aus der⸗ 
ſelben die Unſchuld des Abweſenden hevorgeht, ſo wird 
er losgeſprochen. B) Wird er hingegen ſchuldig be- 
funden, ſo kommt es auf die Beſchaffenheit der verwirkten 
Strafe an. 1) Kann dieſe wider den Abweſenden gar 
nicht vollzogen werden ), fo wird kein Urtheil gefällt; 
ſondern das Gericht verfügt die einſtweilige Aufbewahrung 
der Acten. Wenn aber 2) die verwirkte Strafe auch gegen 
den Abweſenden, ganz oder zum Theil, vollſtreckbar iſt, 
ſo wird derſelbe, gleich als ob er anweſend wäre, in die⸗ 
felbe verurtheiltz h) dieſes Exkenntniß öffentlich be⸗ 
kannt gemacht; und die Strafe, fo weit als moglich, 
vollzogen. Doch iſt es den Angehörigen des Verurtheil⸗ 
ten geſtattet, Rechtsmittel zu ergreifen. 


: 5. 253. 
2) Nach der Rückkehr des Angeſchuldigten. 


Stellt ſich nachher der Ungehorſame, oder wird er 
ergriffen, ſo findet ein ordentliches Unterſu⸗ 
chungs verfahren wider ihn Statt, nach deſſen Schluß 
dann auf die neuen Acten ein Urtheil gefällt wird. 
War nemlich J) das Erkenntniß aus geſetzt gewefen, fo 
wird es nunmehr ausgeſprochen. Wenn hingegen I) ein 

a) Eine Strafverwandlung, zum Behufe der Bollſtreckbarkeit, 
findet hier nicht Statt. 
b) L. 5. de poenis. 
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Contumactalurtheil ergangen war, fo wird, mit Auf⸗ 
hebung deſſelben, eine neue Sentenz gefällt, und hierin 
A) entweder der Angeſchulbigte freigeſprochen, B) ober 
zu elner anderen Strafe verurtheilt, O) oder das vorige 
Erkenntuiß wiederholt. Jm erſten und zweiten Falle 
find zugleich die, in Folge des Contumacialurtheils 
ergangenen, Verfügungen aufzuheben. Auf Berlan- 
gen des Angeſchuldigten iſt das Urtheil öffentlich be⸗ 
kannt zu machen. 


IV) Von dem franzöſiſchen Strafverfahrens). 
§. 254. 
Borerinntrung. 


Der franzöſiſche Strafproceß iſt in mehreren deutſchen 
Ländern in Gebrauch. Auch hat deſſen Keuntniß ein nicht 


a) Die franzöſ. Strafproceßordnung vom 27. Nov. 1808. 
unter dem Titel: Code dc instruction eriminelle, saivi des motifs 
etc. & Paris 1809. Neberſetzt von Flarland. Strasb. u. Paris 
1809. In mehreren Stücken abgeändert durch die Geſetze vom 
2. Mai 1827, 4. März 1831 und 28. April 1832. — Schriſten : 
1) über die Strafgerichtsverfaſſung: A. Bauer: Abriß 
der Gerichtsverfaſſung des Königreichs Weſtphalen. Marburg 1811. 
Die Gerichtsverfaſſung u. das gerichtl. Verfahren in den Rhein⸗ 
provinzen. Berl. 1820. v. Feuerbach: Die Gerichtsverfaſſung 
und das gerichtl. Verfahren Frankreichs. Gießen 1825 (als II. Theil 
der Betrachtungen über Oeffentlichkeit und Mündlichkeit). Hen- 
rion de Pansey: De autorités judic. (neue Aufl.] Paris 1827. 
IL Vol. Eyraud: De Tadministration de la justice et de l'ordre 
judiciafre. Paris 1823. III. Vol. Mittermaier: I. 4. 36—41. — 
2) Ueber das Strafverfahren: Pigeau: Cours élémettaire 
du Code pénal et du Code d'instruction (neue Aufl.) Panis 1942, 
Carnot: Instruction criminelle etc. Paris 1812. II. Vol, 1817. 
III. Vol. 3. Ausg. Brüſſel 1832. VI. Vol. 8. Berenger: De la 
justice ctiminelle en France. Paris 1818. De Serres: Manuel 
de cours d’assises ou examen de la procedure par Jurés. Paris 
1628. HI. Vol. Legraverend: Des lacunes et des besoins de 
la législation francaise. Paris 1824. I. Vol. Mithermater: IL 
§. 131. 149. 189. 199, 0 
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geringes wiſſenſchaftliches Jutereſſe. Su beiden 
bedarf es hier einer Derſtellung deſſelben, eens 
jedoch auf einen furzen, geordneten Abriß befdranten muß. 


A) Strafgerichtsverfaſſung. 


§. 255. 
I) Meberfaupt: A) Gerichte. 


Nach der Art und Größe der geſetzlichen Strafe richtet 
ſich folgende Abſtufung der Strafgerichte. J Poltcei⸗ 
gerichte (tribenaux de police): nemlich der Frie⸗ 
densrichter: theils ausſchließlich; theils mit dem Maire 
zuſammentreſſend. Sie erkennen über Police i nbeptretun⸗ 
gen (contraventions): b. h. ſolche Deliete, deren ge⸗ 
ſetzliche Strafe nicht über 15 Franken Geldbuße, oder 5 Tage 
Gefangniß, hinausgeht. I) Zuchtpoliceigerichte (Cor⸗ 
rectionsgerichte, tribuneux en matière correctio- 
nelle): nemlich die Tribunale erſter Juſtanz. Sie find für 
Vergehen (delite, Zuchtpoliceifälle) zuſtändig: b. h. ſolche 
Delicte, deren geſetzliche Strafe 15 Franken Geldbuße, oder 
5 Tage Gefängniß, überſteigt. Von den Erkenntniſfen 
der Policeigerichte kann an die Correctionsgerichte, und 
von dieſen an die löniglichen Gerichts hö fe, appellirt wer⸗ 
den. ) Die Aſſiſenböſe, mit der Jury (S. 256 f.): 
welch über Criminalſachen (crimes) zu erkennen haben: 
d. h. ſolche Delicte, die mit Leibes oder entehrenden 
Strafen bedroht find. Privilegirte Gerichtsſtaͤnde gibt 


©) Der kürzeſte Abriß des anz. Crim. Proceffes iſt enthalten im 
Cours de droit criminel“ von Berriat-Saint-Prix: 5, Ausg. 
Brüöffel 1887. S. 63 — 114. Ein ausführliches Compendtum tft 
der Band II. von M. Nanter'e tand dy dro® crim. franc. 
Paris 1836. Ein lobenswerthes Collegienheft darüber ents 
hält das Opus posthumum von Boitard: Lecons sur les codes 
péaal et d'iaetruction oriminelia Ausg. IV. Paris 1847. S. 802 
304. Ein vortreffliche und ausführlicher Commentar darüber 
i@ aber F. Hélie's serie du cede d'iastrection crimin. Paris 
1845. (Rem wntollenret.) 
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esd, außer ber Pärstammer, nicht. Der Caſſationshof 
i kein Juſtanzgericht; ſondern erkennt nur über Nüllitäten, 
und verweiſt, wenn er ein Urtheil caffirt, die Sache an 
ein anderes Gericht. 


8. 256. 
B) Staatsbehörde. 


Nach der franzöſiſchen Gerichtsverfaſſung beſteht eine 
eigne Staatsbe hörde (ministére public, Staatsanwalt⸗ 
ſchaft), welche den Gerichten beigeordnet iſt, und im 
Allgemeinen den Beruf hat, über Beobachtung der Geſetze 
zu wachen und das Intereſſe des Staats bei der Juſtiz⸗ 
pflege zu wahren. An der Spitze dieſer Behörde ſteht der 
Generalſtaatsprocurator beim Caffationshofe. Bei 
jedem königlichen Gerichtshofe (Appellationshofe) befindet 
fide ein Generalprocurator mit Subſtituten; und bei 
jedem Tribunale erſter Inſtanz ein königlicher Procu⸗ 
rator. In Hinſicht der Strafrechtspflege wirkt der 
Staatsanwalt theils als Beamter der gerichtlichen Policei; 
theils als oͤffentlicher Ankläger; theils als Wächter des 
ore und. Bertreter des Staats: in welcher Eigenſchaft 

er ſtets mit ſeinen Anträgen zu hören iſt; theils als Organ 
der vollziehenden Gewalt: indem er die Vollſtreckung 
der Urtheile betreibt und leitet ). Bei den Policeige⸗ 
tebten bildet der Policeicommiſar, und aus hülflich der 
e oder deſſen Adjunct, die Staatsbehörde. 


§. 257. 
C) Beamte der gerichtlichen Poliecri. 


Die Beſtimmung der gerichtlichen Policei beſteht 
in Kak n begangener Verbrechen, — und 


0 In dieſer Eigenſchaft führt er auch die Aufficht über die Strafan⸗ 
fatten, und über die Sicher ungsgefängniſſe. Letztere find 
von breifacer Art: 1) maisons de depot (Berwahrungsgefängniſſe), 
zur Feſthaltung blos Verdächtiger; 2) mais ons d'arrét (Anſchuldi⸗ 
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Sammlung der Beweife, und Auslieferung der Verbrecher 
— fammt den Bewetsmitteln, — an die zuſtändigen Ge- 
richte. An der Spitze der Beamten der gerichtli⸗ 
chen Policei ſtehen die Staatsanwälte (§. 256), welchen 
die Friedensrichter, die Gendarmerie, die Policeitommiſſaire, 
die Maires und deren Adfuncten, die Wald⸗ und Feld⸗ 
wächter u. dergl., als Hälfsbeamte untergeordnet ſind. 
Auch gehort zu jenen Beamten der Unterſuchungs⸗ 
richter (juge diinstruction): als ein mit viefem Geſchäft 
beauftragter Richter (Aſſeſſor) des Tribunals erſter Inſtanz, 
welcher den Requiſitionen des Staatsanwaltes Folge zu 
leiſten hat, und unter deſſen Auſſicht ſteht ). 


II) Insbeſondere von den Aſſiſenhöfen: A) Von den dazu gehöricen 
Gerichtsperſonen. i , 


Die Inſtruction und Beurtheilung eigentlicher Crimi⸗ 
nalſachen gebürt den Aſſiſenhöfen: wozu im weiteren 
Sinne auch die Geſchwornen gehoren. 1) In der 
Regel wird alle drei Monate, in jedem Departementshaupt⸗ 
ort, eine Aſſiſenſitzung gehalten, um über alle inſtrnirte 
Eriminalſachen abzuurtheilen. Der eigentliche Hof: d- 
5. der Inbegriff der Gerichtsperſonen: bildet eine Commiſ⸗ 
ſion, und beſteht fests) aus drei Richtern, — deren 


— 


gungsgefängniſſe), für die bereits in der Vorunterſuchung Befind⸗ 
lichen; 3) maisons de justice (Anklagegefängniſſe), für Dieſroigen, 
welche in Anklagezuſtand geſetzt ſind. 

a) Dieſer Inſtructionsrichter iſt ſehr verſchieden vom deutſchen Unter⸗ 
ſuchungsrichter: theils darin, daß er eine Unterſuchung, in der 
Regel, nicht von Amts wegen, ſondern erſt nach Aufforderung 
des Staatsanwaltes, beginnt; theils daß er dieſem über die Er⸗ 
gebuiſſe bertchten muß; theils daß er manche proceſſualiſche 
Handlungen nicht ohne Zuziehung, oder Vernehmung, des Staate: 
anwaltes vornehmen darf. 

a) Nach dem Code d'instr. Art. 252 gehörten zum Aſſiſenhofe 5 Bete 
figer. Durch Geſetz vom 4. März 1831 wurde dieſe Zahl, wegen 
einer Veränderung vom Berufe des Hofes, auf 3 herabgeſetzt. 


* 
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Einer vom Juſtizwiniſter zum Präſidente n ernannt wird; 
einem Staatsanwalt; und einem Greffier. Ju dem⸗ 
jenigen Departement, worin der königliche Gerichtshof 
ig, werden Glieder deſſelben beauftragt; und der Generals 
procmater if Staatsanwalt. In den übrigen Departes 
ments führt ein delegirter Appellatiensrichter den Vorſig; 
und zu Beiſitzern werden Glieder des Tribunals erer 
Juſianz beſtimmt. Ein GubRitut des Generalprocura⸗ 
tors hat hier die Berrichtungen des ministare public. 2) Ihre 
Heſtimmung G, die öffentliche Verhandlung zu leiten, 
und nachdem die Jury ihren Ausſpruch über die Thatfrage 
gefällt hat, über die Reßtsfrage zu entſcheiden. 
Bei der ganzen Leitung iſt das Amt des Präſidenten, 
— theils an ſich, theils wegen des ihm eingeräumten 
pouvoir discrétionnaire>), — von größtem Einfluß. 
3) Gegen die vom Affiſenho fe gefallten Urtheile finden 
keine ordentliche Rechtsmittel Statt. Es kann nur, 
wegen Nichtigleit des Urtbeils oder des Verfahrens, 
( inébefondere wegen Incompetenz, wegen Berfaumung 
einer, bei Strafe der Nullität, vor geſchriebenen Form, und 
wegen Verſtoßes gegen das Strafzeſetz, —) Caſſatien 
eingelegt werden e). Hierzu find beide Theile, der Staats⸗ 
anwalt jedoch, im Falle der Los ſprechung, uur im Su 
tereſſe des Geſetzes, befugt. Die Einlegung muß bannen 
3 Tagen geſchehen, und hat aufſchiebende Kraft. Vernichtet 
der Caſſationshof das Urtheil, fo verweiſt er die Sache, 
nach Berſchiedenheit des Grundes der Nullität, entweder 
an einen anderen l. Gerichtshof, oder an einen anderen 
Aſſiſenhof, oder an ein anderes Tribunal erſter Inſtanz. 


§. 259. 
I) Som Geſchwornengerichte: 1) Bildung deſfelben. 


Die, durch's Geſetz vom 2. Mai 1827, in mehrfacher 
Hinſicht verbeſſerte ) Bildung der Jury gefeieht im We⸗ 


bh) Code Art. 268, 
c) Cade Art. 416 — 4. 
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ſeutlichen auf folgende Weiſe. Der Präfect verfertigt jähr⸗ 
lich, aus den hböchſtbeſtenerten Mitgliedern der Wahlcolle⸗ 
gien, und aus folchen, deren höhere Bildung eine Garantie 
darbietet (inſofern gegen fie, nach öffentlicher Bekauntma⸗ 
chung der Verzeichuiſſe, keine gegründete Reclamation 
erfolgt iſt) eine, nicht über 300 Perſonen enthaltende, Lifte 
Derer, die zum Dienſt als Geſchworne, für das nächſte 
Jahr, beſtimmt ſind. Vor Eröffnung der Aſſiſe werden 
deren Namen, in öffentlicher Sitzung, in die Urne gewor⸗ 
fen, und daraus 36, nebf 4 Erſatzgeſchwornen, hervorgeze⸗ 
gen. Jeden derſelben kann a) erſt der Angeklagte, 
b) und dann der Staatsprocurator, — und zwar ohne 
Augabe der Gründe, — verwerfen: Beide jedoch 
eine gleiche Zahl; und überhaupt nur fo viele, daß deren 
zwölf übritz bleiben. Die 12 zuerſt Gezogenen, und nicht 
Verworfenen, bilden daun das Schwurgericht. 


8. 260. 
2) Beſtimmiung der Jury 1). 
Die Geſchwornen ſind beſtimmt, über die That⸗ 
frage) zu entſcheiden. Um ſich hierzu in Stand 


a) Nach den Beſtimmungen des Code d'instr. Art. 381 f. war theils 
die Fähigkeit, Geſchwortner zu ſeyn, durch den Beſitz eines gewiſfen 
Sermögens, oder eines gewiffen Einommens, bedingt; weils hatter 
der Prdfect und der Aſſiſenpräſden (und alfa die Regierung) 
zu großen Einfluß auf die Wahl der Geſchwornen. a 

1) Mit Staunen lieſt man in Zöpfl's Grundſätzen des Staattrechte 
(Heidelb. 1846. S. 349) nachſtehende Charakteriſtik der Jury: 
„Die richterlichen Behörden ſelbſt können auf zweifache Veiſe 
„organiſirt werden: entweder nämlich werden die richterlichen 
„Funktionen an einen von der Krone zwar ernannten, jedoch von 
„der Adminiſtratlon unabhangigen, gelehrten Beamtenſtand (Rich ⸗ 
„terſtand) übertragen, oder die Funktlon des Rechtſpre⸗ 
„chens wird einer aus dem Volke ſelbſt hervorgehen⸗ 
„den Repräſentation (Yury) überlaſſen.“ 

a) Die Thatfrage und die Rechtsfrage laſſen ſich jedoch ſehr 
häuſig nicht ſcharf trennen ). 

*) Das dieſe Behauptung, welche in Deutſchlaud zuerſt Feuerbach 
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zu ſetzen, wohnen ſie der offentlichen Inſtruetion bei, und 
durfen, mit Erlaubniß des Präſidenten, dem Angeklagten, 
ſo wie den Zeugen, Fragen vorlegen. Am Schluſſe der 
Inſtruction ſtellt ihnen der Präſident die zu beantworten⸗ 
den Fragen ſchriftlich zu. Es iſt dies immer die allgemeine 
Frage: ob der Angeſchuldigte des, in der Anklageurkunde, 
genau angegebenen Verbrechens f chuldig fey? Auch find 
fiber fic). ergebende Erſchwerungsgründe beſondere 
Fragen zu ſtellen; und wenn der Angeklagte einen Ent⸗ 
ſchuldigungsgrund vorgebracht hat, ſo muß der Prä⸗ 
ſident, bei Vermeidung der Nichtigkeit, auch hierauf eine 
Frage ſtellen; außerdem aber die Geſchwornen darauf auf⸗ 
merkſam machen, daß ſie ihren Ausſpruch auch auf die, etwa 
von ihnen entdeckten, Milderungsgründe zu richten 
haben d). Außer den Fragen werden den Geſchwornen 
auch die Anklageurkunde und die BWeten, mit Ausſchluß der 
niedergeſchriebenen Zeugenausſagen, eingehändigt: worauf 
ſie ſich in ihr Berathungszimmer begeben: in welchem ſie 
von allem Verkehre mit Andern ausgeſchloſſen ſind. Ihr 
Vorſteher: d. h. Derjenige, deſſen Name zuerſt aus der 
Urne gezogen iſt, oder den ſie dazu wählen: fordert ſie 
zur Ablegung ihrer Stimmen auf: welche ſie, ohne an eine 
geſetzliche oder natürliche Beweistheorie gebunden zu ſeyn, 
blos nach ihrer, durch den Totaleindruck hervorgebrach⸗ 
teu, ſubjectiven Ueberzeugung (intime conviction), ohne An⸗ 
gabe von Gründen und ohne alle Rückſicht auf die 
Folgen, abzugeben angewieſen ſind o). Zu einem ver⸗ 
urtheilenden Ausſpruche find mehr als 7 Stimmen 
erforderlich d), und das Verhältniß der Stimmen wird nicht 


(Betracht. üb. d. Geſchwornengericht. 1813. S. 212 f.) procla⸗ 
mitt hat und die noch jüngſt Mittermaier (I. infra c. S. 370 f.) 
und v. Stemann (1. c. S. 273 f.) ihm nachgeſprochen haben, 
iſt längſt ſchon ſiegreich widerlegt von Zentner (I. c. S. 368 f.) 
und abermals von Boitard (legons etc, 1847) 5. 294 — as 
my, Geſetz v. W. April 1832. a 
c) Code d'instr. Art. 342. 


) Gefet v. 4. März 1891. Schon die weſtphäliſche Strafpro⸗ 
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angegeben. Gegen den Ausſpruch des Schwurgerichtes 
findet kein Rechtsmittel Statt t). Wenn jedoch der 
Aſſiſenhof eiaſtimmig ) der Meinung iſt, daß die Geſchwor⸗ 
nen, indem ſie das Schuldig ausſprachen, ſich materiell 
geirrt hätten, ſo kann derſelbe, jedoch nur von Amts 
wegen ), die Urtheilsfällung ausſetzen, und die Sache 
zur folgend en Aſſiſenſitzung, und an andere Geſchworne, 
verweiſen 8). Auch findet, in drei geſetzlich beſtimmten 


Fällen, eine Reviſion des auf den Ausſpruch der Jury 


gefällten Urtheiles Statt b). 


eeß ordnung Art. 78 erforderte / der Stimmen. Nach dem Code 
Art. 347 genügte einfache Stimmenmehrheit: alſo 7 Stimmen ). 
Auf diefen Fall bezieht ſich das dem Affiſenhofe, durch Art. 351, 
eingeräumte Recht, welches aber zu dem Mißbrauche der Verab⸗ 
redung einer einfachen Stimmenmehrheit führte. Ueber einen 
anderen, noch weit gefährlicheren, Mißbrauch: nemlich die Anma⸗ 
ßung einer Allmacht, vermöge deren die Geſchwornen ſich für 
befugt halten, Schuldige loszuſprechen, wenn fie die geſetzliche 
Strafe für zu hart halten: ſ. Courrent: De Tonmipatenee du 
Jury. Faris 1829. N 
) Durch eine Novelle vom 9. Sept. 1835 iſt dieſe Norm der 
Hinlänglichkeit von ſimpler Majorität (7 gegen 5) wieder⸗ 
hergeſtellt worden. 

T) Code d'instr. Art. 350. 

2) Hat die Jurp nur durch ſimple Majorität condemnirt ?) (— und 
hiervon muß fie ebendeßhalb dem Tribunale jedesmal Anzeige 
machen! —), ſo genügt zu dieſer Maßregel des Tribunals (de la 
„cour“) deſſen ſimple Stimmen mehrheit: d. § 3 gegen 2. Gee 
ſetz vom 9. Sept. 1835. . : 

) S . Rote d. A 

3) So daß niemand ihn dazu auffordern darf. 

g) Art. 352. 7 

h) Art. 443 — 445. — Schriften über den Werth ') des Geſchwor⸗ 
nengerichts ſ. bei Mittermaier L §. 40. N. 1. Vergl. N. Archiv 
des C. R. v. S. 673. 

*) Am gründlichſten iſt in Deutſchland dieſer Werth contradictoriſch 

nachgewieſen worden von Zentner. (Das Geſchwornengericht. 
Freib. 1830.) Energiſch haben ihm (hauptſächlich auch gegen 
Feuerbach und Trefurt) ſecundirt: Welker (im Staats⸗ 
lexikon, Bd. IX. S. 8 — 160), Braun Gauptſtücke des öffent⸗ 


& 


* 
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B) Steafgeriottiges Verfahren. 


§. 261. 
D Som Berfahren im Allgemeinen. 


Zu den allgemeinen Grundzügen des framzöſiſchen 
Strafverfahrens gehört 1) die Anklageform, welche in 
demſelben vorherrſcht: indem bei allen Arten von Straf- 
gerichten die Staatsbehörde als Ankläger auftritt. Doch 
iſt das Vorverfahren inquiſitoriſch (§. 262); auch kann die 
Civilpartie adhariren. I) Oeffentlichkeit des Verfah⸗ 
seus; jedoch in ſehr beſchränkter Weiſe. Es tt dies nem⸗ 
lich A) nur duGere Oeffentlichkeit: welche in dem geſtat⸗ 
teten Zutritte des Publikums beſteht; während. es hingegen 
an manchen, zur inneren Oeffentlichkeit (S. 65) gehörigen, 
wichtigen Stücken gebricht. B) Nur ein Theil des eigent⸗ 
lichen Criminal verfahrens iſt öffentlich: nemlich die Schluß⸗ 
ver handlung (§. 264): bis zu welcher ein völig ge⸗ 
heimes Verfahren Statt findet (§. 262). Auch kann O) eine 
geheime Verhandlung) vom Gerichtspof angeordnet 
werden, falls Gefahr für die Sitten zu defürchten iſt. 
II) Mündlichkeit. Dieſe findet gleichfalls nur bei der 
Schlußverhandlung Statt: bis zu welcher das Verfahren 
ſchriftlich iſt. Auch werden Protocolle der geheimen In⸗ 


lich⸗ mündlichen Strafverf. Leipz. 1848) a, Schleiter Coie Nhei⸗ 
niſche Gerichtsverfafſung. Altenb. 1847). Nur die engziſche Dury, 
auf engliſchem Boden, läßt gelten v. Stemann (ie Jury 
in Strafſachen. Pamb. 1847). Ein Hohnreduer derſelben iſt 
v. Jagemann (Zeitſchr. f. d. Strafverf. N. F. Bd. Il. 1844. 
S. 335 f.), deſſen Votum fein Nachtrrter P. A. Samaria 
„beachtenswerth“ nennt (Gebrechen ic. S. 299). Mit⸗ 
termater ſchwankt, als Anceps, zwiſchen beiden Parteien. 
1. §. 44 
1) Aber, NB., nur Verhandlung (Deb)! Die Schtaß⸗Zuſam⸗ 

smenfittiung (Résumé) des Priifidenten, ſeine Fragenftellang an 

Imp, wid die Urtheilsverkündung, find auch fier Bfentlid. A. 

Morin: Dictiou. du drok criminel. Pur. 1842, G. 398. 
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ſtruction oft ta der öffentlichen Sigunz vorgeleſen, und 
Atten den Geſchwornen mit in das Berathungozimmer 
ergeben. V) Mangel einer zeſetzlichen Beweis⸗ 
theorier indem der Code nut wenige, thells negattve, 
theils formelle, Borſchriften gibt ). v) Große Verſchie⸗ 
denheit des Verfahrens, je nach der Beſchaffenheit des 
Verbrechens. A) Bei Vergehen (dent) urthetten 
rechts verſtändige Richter, ſowoßl uber die Thaffruge, als 
Wer die (weiſt genau damit verwebte [S. 260. N. 11) 
Rechtsfrage, und die, hier geſtattrte, Appellation ge⸗ 
waprt eine großere Garantie gegen Einſetkigkeit und Irr⸗ 
thum ). 3) Ori Verbtechen (orimes) hingegen find die 
Entſcheidungen der Thatfrage and der Nechtsfrage ge⸗ 
treunt (§ 265. 266); und es findet gegen das Urtheil 
keine Berufung Statt ). 


§. 262. 


II) Insbeſondere vom Verfahren in eigentlichen Criminalſachen: 
A) Vorverfahren: 1) Guridtung deſſelben. 


Das eigentliche Criminalverfahren -) zerfallt, ſeinem 
Swede nach, in zwei ſehr ungleiche Theile: nem⸗ 
lich in das Vorverfahren, und des Hauptverfah⸗ 
ren. Erſteres hat den Zweck, die Sache fo weit zu 
infienizen, damit über die Frage: ob der Angeſchuldigte 
fa Anklagezuſtand zu verſetzen fey? enkſchieden werden 
Jann; und umfaßt Alles, was vom erſten Begiune der 
Unterſuchung bis zar Schlußverhandlunz geſchieht ). 1) Die 


2) S. eben & 104. N. 
3) S. 5. 263. No. HI. 
4) S. oben §. 258. No. 3. : 


) : 

a) Nur von deſſen näherer Darſtellung M hier die Rede *)! 

) D. h. Bauer will ſich nicht befaſſen mit der bloßen Policei⸗ 
gerichtsprocedur: weder de ,police simple”, noch de ,police 
,votrectionelle”, Eine Skizze davon gibt Rauter: traité du 
drok crim. fr. Paris 1886. Bb. I. S. 411 — £28, 

1) Die klarſten Schriften darüber find: de Molénes: des fonctions 

d’officier de police judiciaire. Parks 1084. Delem orte Feli- 
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Behörde, von welcher dieſes Verfahren geführt und ge⸗ 
leitet wird, find die Beamten der gerichtlichen Policet 
(F. 257). II) Das Verfahren ſelber sft inquiſito riſch, 
und hat einen policeilichen Character, welcher ſich in 
folgenden Stücken zeigt: 4) Das ganze Vorverfahren iſt 
völlig geheim: indem es dabei an jeder Art der inne⸗ 
ren und äußeren Oeffentlichkeit mangelt. Zugleich iſt daſ⸗ 
felbe B) ganz willkürlich: da der Code gar keine Bor⸗ 
ſchriften für daſſelbe gibt b): ſelbſt nichteinmal über die 
ſorgfältige Erhebung des (objectiven) Thatbeſtandes. 
Indem alſo das Princip der Klugheit und Zweckmäßigkeit 
nicht durch geſetzliche Beſtimmungen beſchränkt iſt, werden 
nicht felten unerlaubte Mittel (S. 132) zur Erforſchung 
der Wahrheit, — insbeſondere zur Erlangung eines Ge⸗ 
ſtändniſſes, — angewendet c). Ueberdies tft O) wab- 
rend des Vorverfahrens dem Angeſchuldigten der Beiſtand 
eines Vertheidigers gänzlich verſagt. 


§. 263. f 8 
2) Ergebniſſe des Vorverfahrens a). 


Auf den vom Unterſuchungsrichter an die, dazu be⸗ 
ſtimmte, Rathskammer des Tribunals erſter Inſtanz 
erſtatteten Bericht beſchließt dieſe J entweder, daß kein 
Grund zu einem Strafverfahren vorhanden fey; U) ares 
daß eine ſchlichte Policetdbertretung vorliege, und 

alſo die Sache vor das Policeigericht gehöre; II oder, 
Haß es ein Corrections vergeben. fey, mithin die Zu⸗ 


* 


nes: manuel du juge d instruction. Valence 1836. u. Buverger: 
manuel des juges d'instruction. Niort. 1844. 3 Bde. 
d) So iff im Code nicht einmal die gerichtliche Leichenöffnung 
vorgeſchrieben. N 
c) 3. B. Anſtellung von Spionen, und das metire au secret: d. h. 
das einſame Einſperren in einen engen finfteren Kerker, unter Auf⸗ 
bebung jedes Verkehrs mit den Angehörlgen:; welches als eine Art 
von Folter anzusehen iſt. 
-), Code Art. 127 f. 217 f. 


Von einig. vefowd. Arten des Strafproc. F. 263, 264, 257 


ſtändigkeit des Zuchtpoliceigerichtes eintrete. In letzteren 

beiden Fällen wird die Sache, durch den k. Procurator, an 
das betreffende Gericht abgegeben, welches dann über die 
That⸗ und die Rechtsfrage entſcheidet, und gegen deſſen 
Erkenntniß Appellation Statt findet 9. Iſt hingegen 
die Rathskammer IV) der Meynung, daß die That zu einer 
eriminellen Beſtrafung geeignet, und wider den Ange⸗ 
ſchuldigten ein genügender Verdacht vorhanden, ſey, ſo wird 
die Sache, durch den k. Procurator, an den k. Gerichtshof 
(Appelhof) abgegeben, deſſen (hierzu beſtimmte) Anklage⸗ 
kammer, auf den Vortrag des Generalprocurators, — 
allenfalls nach vorheriger Ergänzung der Inſtruction, — 
über die Vorfrage, ob eine peinliche Anklage wider den 
Angeſchuldigten Statt finde? durch ein förmliches Urtheil 
entſcheidet. Geht nun dieſes Urtheil auf Zulaſſung der 
Anklage b), ſo wird der Angeſchuldigte vor den Aſſiſenhof 
verwieſen, und hierdurch in Anklagezuſtand verſetzt. 
Hierauf verfaßt der Generalproeurator die Anklageurkunde; 
der Angeklagte wird zur Beſtellung eines Vertheidigers auf⸗ 
gefordert, und die öffentliche Sitzung völlig vorbereitet. 


§. 264. 


B) Hauptverfahren, oder Schlußverhandlung in öffentlicher Sitzung: 
1) Eroffnung der Sitzung. 


Das Hauptverfahren beginnt mit der feierlichen 
Eröffnung (Hegung) der Sitzung (oder der Audienz). 
Gegenwartig find: der Aſſiſenhof ), die, durch das Loos 
beſtimmten, nicht recuſirten 12 Geſchwornen (§. 259); ihnen 
gegenuber der Angeklagte, nebſt ſeinem Vertheidiger; die 


1) S. 5. 261. No. V. F 
Anklagekammer kann auch auf Unſtatthaftig⸗ 

Rs 2271 eee oder auf Verweiſung der Sache an 
das Policeigericht, oder an das Corrections gericht, gehen. 
Code Art. 229. 230. 

1) Ehemals beſtehend aus einem Priffdenten und 4 Seifipern (25); 
jetzt im Ganzen nur aus 3 Aſſeſſoren. 

Urin- Prec. B. 17, 5 17 
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etwa zu vernehmenden Zeugen; und — außerhalb der 
Schranken. — das Publicum. Der Aſſiſenpräſident 9, wel- 
chem die Policei der Audienz und die Leitung. der ganzen, 
Verhandlung gebürt, befiehlt, den Angeklagten vorzufn h⸗ 
ten, befragt ihn über ſeine perſönlichen Berhaltnitle, 
läßt. die Geſchwornen den geſetzlich vorgeſchriebenen Eid. 
ſchwören, und weiſt dann die Zeugen an, ſich vorläufig in, 
das für ſie beſtimmte Zimmer zu betzeben. 


§. 265. 


2) Theile des Hanptverfahrens: a) Berhandlung und Entſcheidung der 
Thatfrage. 


Zu den Beſtandtheilen vom erſten Theile des Haupt⸗ 
verfahrens gehören folgende Auftritte: 1) Die An lag e⸗ 
vorträge: nemlid) theils die Vorleſung des Erkennt- 
niſſes auf, Anklage, und der Anklage urkunde ;, theils 
eine Wiederholung und Erläuterung ihres Inhaltes, durch 
den Präſidenten; theils eine Anklagerede von Seiten des 
Generalprocurators, 2) Vernehmung. des An ge⸗ 
klagten⸗) und Zeugenabhörung. Mit jener oder 
mit dieſer den Anfang zu machen, hängt vom Ermeſſen des 
Prafidenten ab. Die Zeugen werden herbeigerufen, und 
vor ihrer Abhörung beeidigt. Mit diefen. Verhoͤren find, 
nach Umſtänden, Anerkennungen und Gegenſtellungen ver⸗ 
bunden. 3) Vortrag des Staatsprocurators zur 
weiteren Begründung der Anklage; und er ſte ) Verthei⸗ 


2) Seine Functionen find ſehr klar geſchildert in de Lacuisine’s. 
traité du pouvoir judiciaire dans la direction des débats criminels. 
Dijon, 1843. 


a) Dieſe Vernehmung ift von dem Verhör im deutſchen Strafpro- 
ceffe darin verſchieden, daß fie nicht fo beftimmt auf Erlangung 
eines Geftdndniffes abzielt, und. daß der Angenagte nicht zum 

g Antworten, gendthigt wird) : 

) Vergl. 5. 124. 


1) Ueber die zweite ſ. 5. 266. N. 2. 


Von einig. befowds, Arten bes Strufpwee. ., 265. 206. 289 


nigung vob en. Beibp Vortrage betreffen vie Tats 
fodjens: ins beſondere die Schuld oder 2 des 9 
Hagten z und find daher hauptſachtich aw vie G e ſichwornen 
gerichtet h“ Zuweilen folgt auch wohl eine Replib anv 
Duplf 4) Résumé bes Präſidenten: welches in 
einer, an die Jury gerichteten, gedrängten Darſtellung der 
Gegebniffe der ganzen Verhandlung byſteht 4). 5): Fa ſ⸗ 
ſung der Fragen, und Einhändig ung derſelbon, 
ſummt den dazu beſtimmten Actenſtäcken, an den. Erſten · der 
Geſchwornon (S. 260); 6) Abgang ver. Ge ſchwor⸗ 
nen in ihr Berathungszimmer: worin fie bis zur Findung 
des, Urtheils verſammelt bleiben (F. 260): 7) Wieder- 
eimtritt, der. Gie ſchwornen in den Sitzungsſaak, wo 
deren · VBorſte her ben A us (pou ch über die ihnen vorgeleg⸗ 
ten Fragen: erſti mündlich vortraͤgt / und dann ſchriftlich dem 
Yrafidventon. überreicht. Lautet nun der Ausſpruc auf 
Nich tſchuldig, fo erklärt der Prifident- fogteidy die Lose 
yr e chung des Wngehlagten,. und verordnet, daß er 
alsbald aufi freien Fuß geſetzt werde e): worauf die Sitzung 
aufgehoben wird. Sprachen hingegen die Geſchwornen das 
Schuldig aus, ſo folgt nunmehr der zweite Theil der 
offentlichen Verhandlung. 


§. 266. 
b) Verhandlung und Entſcheidung der Rechtsfrage. 


Der zweite. Theil. des. Hauptverfahrens betrifft die 
Vorbereitung und Fällung des Urtheils über die Anwen⸗ 


b) Alſo ein vierfacher Angriff, bevor der Angeklagte zur Vertheidi⸗ 
gung kömmt! 

c) Dieſe Richtung hat großen Einfluß auf die Art der Vertheidigung: 
ſowohl in Hinſicht der Gründe, als der Art des Vortrages. 

d) Der Angeklagte hat alſo nicht das letzte Wort! Der Einfluß 
des Résumé tft umſo ſtärker, da der Eindruck, welchen die Ge⸗ 
ſchwornen hierdurch empfangen, der letzte, und daher der 
bleibendſte, iſt. f 

e) Wegen der nemlichen Thatſache findet keine neue Anklage des 
Losgeſprochenen Statt. Art. 360. 7. 
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dung des Strafgeſetzes auf die, durch den Ausſpruch 
der Jurp gegebene, Thatſache. Es gehören dazu folgende 
Handlungen: 1) Der Vortrag des Staatsanwaltes: 
worin er den Aſſiſenhof zur Anwendung des Strafgeſetzes 
auffordert, und ſeinen Strafantrag begründet. 2) Die 
Vertheidigung des Angeklagten hiergegen. Auch 
hier findet wohl eine Replik und eine Duplik Statt. Bei⸗ 
derlei Vorträge ſind an den Aſſiſenhof gerichtet, und 
betreffen die Frage: welches Strafgeſetz, und in welchem 
Maaße ſolches, anzuwenden ſey; insbeſondere auch, welcher 
Einfluß den etwa vorhandenen milderuden oder erſchwe⸗ 
renden Umſtänden gebüre? 3) Berathſchlagung und 
Erkenntniß des Aſſiſenhofes. Das Urtheil wird alsdann 
förmlich abgefaßt, und es muß in demſelben ausdrücklich 
des zur Anwendung gebrachten Strafgeſetzes gedacht 
werden. Auch kann der Hof darin den Verurtheilteu der 
Gnade des Koͤnigs empfehlen. 4) Verkündigung des 
Urtheils durch den Präſidenten, nebſt Belehrung des 
Verurtheilten über den Gebrauch der Caſſation (5. 258). 


Drittes Bad. 
Von den Criminalkoſten ). 


5. 267. 
Vorerinnerung. 


Die Lehre von den Criminalkoſten gehört keinem eingel- 
nen Abſchnitte des Strafverfahrens und keinem beſonderen 
Theile der Strafproceßtheorie an b), ſondern bezieht ſich 


a) P. G. O. Art. 17. 61. 70. 75. 83. 204. 206. 219. — J. H. 


Boehmer, D.: de expensis criminalibus. Hal. 1716. (Exerc. ad 


. Pand. T. VI. Ex. 98.) P. I. Heister, D.: de expensis criminalib. 


b) 


in processu inquisitorio. Hal. 1769. J. T. Carrach: Bon der 
Schuldigkeit, die Koſten einer Inquiſition zu tragen. (In Plitt's 
Repertorium. Thl. I. S. 128 f.) I. C. Eschenbach, Pr.: de 
expensis criminal. stricte sic dictis. Rost. 1781. (In comment. ju- 
rid. Fasc. I. n. 2.) Emmerich: Ueber die Proceßkoſten u. ſ. w. 
Gött. 1792. Ad. Weber: Ueber die Proceßkoſten u. ſ. w. 5. Ausg. 
Schwerin 1811. Kleinschmit, D.:; de expens. crim. Gott. 
1822. Dorn U. 5. 454 f. Quiſtorp 5. 812 — 821. Titt⸗ 
mann . 927 — 932. Stübel 5. 486 — 586. Mittermaier 
§. 190 — 192. Abegg 5. 173 — 176. Volkmann: Sächſ. 
Crim. R. S. 422 f. 


Der Umſtand, daß im Urtheile mit über die Koſten zu erkennen, 


und alſo bei der Urtpeilsfällung die Lehre von den Koſten zu be⸗ 
rückſichtigen, it, enthalt keinen genügenden Grund, die Theorie 
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auf alle Abſchnitte und auf alle Formen des Verfahrens. 
ea ift deshalb angemeffen, derſelben ihre Stelle am Schluß 
der ganzen Theorie anzuweiſen c). 


§. 268. 
1) Begriff der Criminalkoſten. 


Criminalkoſten (peinliche Koſten, expensae crimi- 
nales) heißen alle Arten von Aufwand, welcher durch 


der Criminalfoften in dem Abſchnitte von den ſtrafgerichtlichen Ur ⸗ 
theilen abehndem (wie ſelchen von Abegg und Mitter⸗ 
mater geſchieht v). Nach einer ſolchen, mit den Forderungen 
eines Syſtems vom Strafverfahren unvereinbaren, Anſicht 
müßten folgerichtig viele andere Gegenftinde in die Lehre von 
der Urtheilsfällung aufgenommen werden *): wodurch die Einheit 
ſehr geſtoͤrt werden würde. 

*) Wie auch von Müller (S. 494 f.) u. von Henke (S. 749 f.). 

Bauer folgt, mit guten Grunve, dem Beiſpiel von Feuer⸗ 
bach (§. 650 f.) u. von Grolman (5. 545). 

*) Dem Perth Dr. “Matter will dies (l. c. S. 495) nicht ein⸗ 
leuchten. Er Andet es ſrür pulſſend, duß bel Gelegenheit ber 
TMorie Her vie Urthetls Formen, ves „ Sufa mmeu > wari” 
wegen, auch über denjenigen Neben ⸗Urtheils⸗ Stoff ex 
professo geſprochen werde, welcher Koſtentracht⸗Obligatio 
Heim; begreift aber nicht, daß dieſer nämliche Selebte Zuſam⸗ 
menhang auch eine igrüadliche Abhandlung · vom Ha. ut ⸗Urtheils⸗ 
Stoffe vechifertigen, oder gar poftiliten, würve: d. h. don der 
Strafbarktit und tren Graden. 

Auch verwirft er, mit Recht, die Martin ' fee Eintubricirung 
dieſer Hoſten⸗Lrhre in den allgemein en Theil Cf. deſſen §. 16): 
weil deren Berſtändlich leit dine genaue Pro ced ur ⸗Kunde vor⸗ 
ausſthe. Dennoch aber fiellt er felber dieſe Lehre, — ebenſo 
wie Mitternrater (5. 197 f, — vor der Erections: 
und vor der Rechtsmittel. ⸗Srvecvur dar! — Mittrvm aier 
ſchickt ihr ſotzar / vie ganze Lehre won ner Ancklacʒ - Prorcvur, wie 
etuen Mavandeur, hintennach. B. II. (S. 700 ad eminem! — 

c) So bei Outftorp, Tittmann, v. Srolmun, v. Feuerbach, 
Heffter, Volkmann und in mehreren neueren Strüſproce ßord⸗ 
nungen: Oeſterr. G. B., Preu¥. Er. D., unh ow. Eu tw. 
Dieſe Stellung rechtfertigt Ke vadurth, daß wie onen tüberhaupt 
kein Theil des Verfahrens find, und. alſo auch Hinter Dar⸗ 


Von den Ertminalfoſten. §. 208. 269. 363 
die Strafredhtspfle'ge verurſacht wirb. Dieſe ſind ais 
1) entweder allgemeine Criminalkoſten 9): d. 5 Nes 
Berwaltung der Strckfiuſtiz überhaupt nöthig werden: 
wohin insbeſondere die Errichtung und Ünterhaltung der 
Gerichte, der Gefängniſſe und der Strafanſtalten ge⸗ 
Hort. Dieſe fallen dem Staate, und beziehungsweiſe dem 
Sithaber der Strafterichtsbarkeit, zur Laft (§. 16). 11) Oder 
beſondere Eriminalkoſten: d. h. ſolche, die durth Aus⸗ 
übung der Strafiuſtiz in einem einzelnen Falle verür⸗ 
ſacht werden: — Criminalkoſten im engeren Sinne ). 


Von Letzteren iſt in folgender Abhandlung ausſchließ⸗ 
lich die Rede. 


§. 269. 
II) Arten der Criminalkoſten. 


Unter den Eriminalkoſten im engeren Sinne 5) finden 
ſich folgende Berſchieden heiten: J) In Hinſicht ihrer 
Veranlaſſung ſind fie entweder eigentliche, oder 
uneigentliche. Erſtere werden durch das Strafver⸗ 
fahren ſelber verurſacht; Letztere durch die Verpfle⸗ 
gung des verhafteten Angeſchuldigten: wohin die Koſten 
der Ernährung, Kleidung, Erwärinung und Heilung vef- 
ſelben zu zählen ſind. II) Die eigentlichen Criminal⸗ 
koſten find A) in Hinſicht des Gegenſtandes 1) entweber 
Koſten der Inſtruetion: welche ſich in Anſchuldi⸗ 
gungs⸗ und in Vertheidigungs koſten eintheilen laſſen; 
2) ‘oder Koſten der Urtheilsfällung; 3) ober Voll- 
ſtreckungskoſten⸗). B) In Hinſicht der Perſonen, 


ſtellung des Verfahrens keine Stelle erhalten können: wonach 
folglich die Lehre von den Koſten als ein Anhang aufzuftellen if. 
1) Sie find Criminal⸗Inſtitut⸗Koſten; perennirend und unaus⸗ 
bleiblich. 
2) Sie find Criminal⸗Procedur⸗Koſten; transitoriſch und caſuell. 
1) S. S. 268. Rote 2. . 
a) 3. B. das f. 8. Henkergeld, und die Koſten der Fortſchaffung in 
die Strafanſtalt. Man unterſcheidet auh wohl peinliche Pro⸗ 
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elche ſie bezahlt werden, ſind die Koſten 1) entwe⸗ 
85 7 20 i 5 t li ie insbeſondere die Gerichtsſporteln b) ; 
2) oder außergerichtliche. Hierzu gehoren a) theils 
die verſchiedenen Arten poſitiven Aufwandes (baarer 
Verlag), welchen gerichtliche Handlungen erfordern: als, 
Gebüren und Reiſekoſten der Sachverſtändigen und der 
Zeugen; Briefporto und Inſertionsgebüren; Transport⸗ 
und beſondere Bewachungskoſten u. dergl.; b) theils die 
Gebüren des Vertheidigers. 


§. 270. 
TH) Koſtenvorſchuß. 


I) Die eigentlichen Criminalkoſten, und zwar A) fol- 
cher Handlungen, welche der Richter von Amts wegen 
vornimmt, werden vor der Hand aufgezeichnet, und 
beziehungsweiſe aus der Gerichtscaſſe ausgelegt. Werden 
hingegen B) gerichtliche Handlungen blos auf den Antrag 
eines Betheiligten, — insbeſondere des Anklägers, oder 
des Angeſchuldigten (oder des Vertheidigers von dieſem) 
— vorgenommen 2), fo muß derſelbe die Koſten dazu her⸗ 
ſchießen. II) Die uneigentlichen Criminalkoſten hat der 
Angeſchuldigte ſelber auszulegen; oder Derjenige, welcher 
denſelben zu unterhalten verbunden iſt. Iſt jedoch die 
zum Vorſchuß verpflichtete Perſon dazu außer Stand, ſo 


ceßkoſten: d. h. ſolche, die auf die Unterſuchung und Entſchei⸗ 
dung verwendet werden; und peinliche Koſten: worunter man 
die Vollſtreckungskoſten verſteht. Es fehlt aber gemeinrechtlich an 

„einem Grunde zu einer ſolchen Unterſcheidung, durch welche nur 
die Terminologie noch mehr verwickelt wird. 

b) P. G. O. Art. 206. — Die Strafjuſtiz wird meiſt unentgeltlich 
und ſtempelfrei verwaltet. Nur die Unterbedienten haben gewiſſe 
Gebüren, für beſondere Verrichtungen, zu beziehen; und für das 
Urtheil pflegt eine Tare geſtattet zu ſeyn. Oeſterr. St. G. B. 
526. 535. Hannover. Entw. Art. 343. Anders nach der 
Preuß. Cr. O.: laut der ihr angehängten Gebürentaxe. 


a) 3. B. die vom Vertheldiger verlangte Einholung eines Gutachtens, 
oder Actenverſendung. 


Von den Criminalkoſten. §. 270. 271. 265 


find auch alle die Koſten, welche zunächſt im Intereſſe eines 
Betheiligten verwendet werden, aus der Gerichtscaſſe 
vorzuſchießen: weil ſie ja doch die 88 der dffent- 
lichen Gerechtigkeit bezwecken. 


5. 274. 


IV) Tragung der Criminalkoſten: A) Hauptverbindlichkeit. 1) Allge⸗ 
meine Grundfage. 


I) Die Verbindlichkeit, die Koſten hauptſächlich zu über⸗ 
nehmen, ruht zunächſt auf dem Grundſatze der Verwen⸗ 
dung zum Nutzen einer Perſon; wonach alſo A) die 
Anſchuldigungskoſten dem Staate, B) die Verthei⸗ 
digungs⸗ und Verpflegungskoſten aber dem Ange⸗ 
ſchuldigten, zur Laſt fallen. U) Ein anderer Grund der 
gedachten Verbindlichkeit beſteht in der Verſchuldung 
des Koſtenaufwandes. Hiernach leidet alſo jener Grundſatz 
keine Anwendung, wann und inwiefern Jemand durch 
ſein Verſchulden, — ſey dieſes Dolus oder Culpa, — das 
Verfahren, und alſo die darauf verwendeten Koſten, ver⸗ 
urſacht hat: mithin, nach den Rechtsgrundſätzen vom 
Schadenerſatze, zur Tragung und (beziehungsweis) 
Erſtattung derſelben verpflichtet iſt. Nur wenn zufällige 
Umſtände das Strafverfahren wider den Angeſchuldigten 
veranlaßten, bleibt es bei dem Princip der Verwen⸗ 
dung e). III) Die Frage von Uebernahme und Erſtattung 
der Criminalkoſten iſt als eine Civilſache b), mithin als 
ein für ſich beſtehender, von dem Strafverfahreu verſchie⸗ 


a) Dies bringt auch die Analogie des Anklageproceſſes mit ſich. 
. P. G. O. Art. 75. — Bien er (Lichtwehr): De finibus ex- 
pensar, crim. inter domin. jurisdict. ejusque subdit. regund. Lips. 
1806. p. 8. Volkmann 5. 423. N. b. A. M. iſt Stübel 
§. 547. 548. *) a 
+) Die richtigen Grundſätze über die Verbindlichkeit a) zur Koſten⸗ 
Auslage (No. 1), b) und zum Rücker ſatze dieſer Koſtenaus⸗ 
lage (No. II), finden ſich am deutlichſten ausgeſprochen in H. A. 
Zachariä's Entwurf. S. 301 f. 
b) Stübel 5. 510 f. 
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dener, bürgerlicher Streitpunct zu betrachten: wonach 
alfo das in ber Straſſache gefällte Urtheil in Hinſicht des 
Diritten, welcher wegen des Koſtenerſatzes in Anſpruch 
genommen wird, keine Rechtskraft hat (S. 69). NV) Die 
Verbindlichkeit zur Koſtenerſtattung geht auf die Erben 
der zunächſt hierzu verpflichteten Perſon über c). V) Meh⸗ 
rere Mitſchuldige ſind in Hinſicht der Koſtenerſtattung 
nicht als Sammtſchuldner zu betrachten d); ſondern 


c) Kleinschmit l. e. p. 89 f. — Kann gleich, falls der Angeſchul⸗ 
digte vor dem Urtheile ‘flixbt, dieſes in Hinſicht der Straf ſache 
nicht gefällt werden, ſo läßt ſich doch über die, der Eivilverbind⸗ 
lichkeit zur Koſtenerſtattung zu Grunde liegende, Thatſache der 
Verſchuldung des Koſtenaufwandes, auch noch nach dem Tode 
deſfelben, erkennen. A. M. iſt Mittermater §. 191 *). 

) Einverſtanden mit Bauer iſt der Hauptmonograph: Emmerich 
(N. Archiv d. Cr. R. III. 658 f.) und Henke: S. 754. N. 18. 
Mittermaier's Gegenargument lautet (II. 594. N. 23) fo: 

„Ein Urthetl kana nicht gefällt werden, und ohne Urtheil iſt 
„doch keine Gewißheit der Schuld da.“ 

Replik: Dies iſt eine Conclusio a baculo ad angulum. 
Keine eriminalproceſſualiſche Gewißheit der peinlichen 
Strafbarkeit th vorhanden. Hier aber genügt die efbit- 
proceſſualiſche Gewißheit (Erwieſenheit) der culpoſen Beranlaſ⸗ 
ſung der Eriminalprocedur und ihres Ko ſte n aufwandes! 
Dieſe Gewißheit iſt z. B. durch die Selbſidenuntiation völlig 
hergeſtellt: d. h. durch den Beweisgrund der Confessio. 

d) Die Verbindlichkeit zum Erſatze des, in dem Koſtenaufwande be⸗ 
ſtehinden, Schadens hat ihren Rechtsgrund in Handlungen, wo⸗ 
durch diefer auf ſchuldhafte Weiſe verurſacht worden iſt (ſ. oben II). 
Dazu können nun mancherlei unvorſichtige und bösliche Handlun⸗ 
gen gehoren: insbeſondere auch ein Verbrechen: fey dies nun jenes 
Verbrechen, welches den Gegenſtand dieſes Strafverfahrens aus⸗ 
macht, oder ein Amtsmißbrauch des Richters, oder eine Calumnie 
des Anklägers: in welchen Fällen dann dergleichen Handlungen 
theils (als Veranlaſſungen des Strafverfahrens) zum Ko⸗ 
ſtenerſatz verbinden, theils, als Verbrechen, Strafe nach ſich 
ziehen, und zum Erſatze des durch das Verbrechen ſelbſt dem 
Beleidigten zugefügten, und mit zum Thatbeſtande dieſes Ver⸗ 
brechens gehörigen, Schadenz verpftichten. Nur dieſe letztere 
Verpflichtung hat, nach den Geſetzen, die Natur kiner Sammt⸗ 
verbindlichkeit: welche geſetzliche Beſtimmung Noch auf den 
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es haſtot lader für die allgemeinen Unterſuchungsloſten 
nur thril weiſe e); für die von ih m verurſachten S pes 
cin lloſten aber allein. 


F. 272. 
2) Eingetne Falke. 


VBermöge des Grundfatzes der Verſchuldung (5. 


2d. W find zur Tragung, und brziehungsweis Erfiattung, 
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Koſtenaufwand um deswillen nicht ausdehnbar th, wril diefer 
nicht durch das Verbrechen, ſondern durch die Unterſuch ung, 
verurſacht, letztere hingegen durch das Verbrechen nur ver⸗ 
anlaßt, wird. Derſelben Anſicht, wenngleich zum Tell aus un⸗ 
haltbaren Brünven, oder oh we Angube der Gründe, ſind Wer r- 
ther: Obs. forens. Vol. V. P. 8. ‘obs. 456. Hommel: Rhaps. 
Muse. Obs. 451. Püttmann: lem. jur. crim. §. 1073. Stũ- 
bel 5. 531 — 533. Tittmann 5. 929. Kleinschmit: Diss. 
cit. p. 127 3. Mittermaier § 191. S. 391. Abegg S. 176. 
N. ) Krderer Meynunz ‘flud Klrinſch rod: Ueber die Correal⸗ 
Verbindlichkeit mehrerer Mitſchuldigen zur Entrichtung der peinl. 
Pro ceßloſten. Im N. Archiv H. S. 568 fl. H. Becker, D.: de 
natura et indole obligationis correalis, in specie ex delicto, pree~ 
cipue quoad expensas. Rost. 1759. §. 26 f. Boehmer: ad CCC. 
Art. 204. §. 6. Outftorp 5. 820. Dorn II. S. 655. Mei⸗ 
ſter §. 464. Martin S. 16. N. 7%. Hübner: Princ. proc. 
inquis. p. f17 3. — Mehr oder weniger ‘firenge Beſtimmungen 
über Correalverbind lichkeit geben Oeſterr. G. B. Th. l. 
Anhang S. 474. Preuß. Cr. O. 5. 629. 630. Hannover. 
Entw. Met. 547. Wo aber auch elne folhe Saunmtverbindlichkeit 
gebilligt iſt, da follten wenigſtens vie Berp flegungs und die 
Bertheildigungskoſten ausgenommen ſeyn: als welche, ver⸗ 
möge des Grundſatzes der Berwendung, jeder Mitſchuldige, für fid 
zu tragen und zu erſtatten hat. Dieſer Anſicht folgt der Han- 
mover. Entw. 
Auch Gente (S. 753), Miller (S. 497. N. 8) und H. A. 
Zocha ri ä. S. 303. f 
Eine vorfüglihe Wonbgrarhie Mer dieſe Controveeſe von 
Oumel Rede im Archiv f. d. Praxis des oldend. R. Bd. II. 
No. VII. 
Neuerdings hat Martin ſeine Vertheidigung des Solldaritats- 
Dogma fundirt in Demme's Annalen. Bd. I. S. 89 f. (1837). 
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der Criminalkoſten verpflichtet: ID der Angeſchuldigte: 
und zwar 4) wenn er als ſchuldig verurtheilt wird, 
ſtets und in Hinſicht aller Koſten. B) Im Falle der 
Losſprechung, — ſey es auch blos von der Inſtanz, — 
trägt er die Koſten nur dann, wenn und inwieweit er 
das Verfahren durch ſein Verſchulden nothwendig gemacht 
hata). Ohne dieſe Vorausſetzung iſt er nicht nur von 
allen Koſten frei, ſondern es gebürt ihm auch die Erſtat⸗ 
tung ſeiner Auslagen. II) Der Staat iſt zur Koftentra- 
gung verbunden, wenn durch Schuld ſeiner Angeſtellten 
(wohin auch der Fiscal gehört) ein nicht rechtlich begrun⸗ 
detes Strafverfahren geführt worden war b). Falls jedow 
zufällige Umſtände das Verfahren nöthig gemacht haben, 
trägt er nur die Anſchuldigungskoſten (§. 271, 1). 
III) Dritte Perſonen haften fir die Koſten, inſofern fie 
ſolche durch ihr Verſchulden verurſacht haben. Dahin kön⸗ 
nen befonders gehören: A) der Ankläger (S. 240. N. 4); 
B) der bösliche Denunciant und falſche Zeugen; O der 
Adhärent: wenn er durch unbegründete Anträge einen 
beſonderen Koſtenaufwand veranlaßt; D) und der Ver⸗ 
theidiger, falls derſelbe durch Pflichtverletzungen Koſten 
verurfacht. 


e) Die Quoten der einzelnen Theilnehmer find, billigerweiſe, nach 
Verhältniß ihres Antheils an der Hauptſache zu beſtimmen. 

a) P. G. O. Art. 61. Kleinschmit l. c. p. 68s. — Der Bes 
hauptung, daß der von der Inſtanz Losgeſprochene ſtets zur 
Koſtentragung verbunden fey, fehlt es an einem rechtlichen Grunde. 
Kleinſchrod: Abhandl. I. S. 222. Gleichwohl iſt ſolche in 
mehreren Landesgeſetzen gebilligt. Oeſterr. G. B. §. 337. 
Preuß. Cr. O. §. 617. Baier. St. G. B. Art. 407. — Der 
Hannover. Entw. Art. 344. 346 befolgt den oben aufgeſtellten 
Grund. Nach Stübel 5. 534 f. müßte der von der Inſtanz 
Losgeſprochene ſtets mit dem Koſtenerſatz verſchont werden. 

b) Daſſelbe gilt von der pflichtwidrigen Verzögerung eines wohl⸗ 

— begründeten Verfahrens. — Dem Staate gebürt jedoch der Re⸗ 
greß gegen ſeinen Angeſtellten. 


t 
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S. 273. 5 
B) Subfidiarverbindlichkeit. 


I) Aus hülflich fallen die Criminalkoſten dem Staat, 
oder dem Beſitzer der peinlichen Patrimonialgerichtsbarkeit, 
zur Laſt. Dieſes findet Statt: 4) wenn in dem concreten 
Falle weder durch Verwendung „noch durch Verſchuldung, 
irgend Jemand zur Koſtentragung hauptſächlich verpflichtet 
iſt. B) Wenn der zunächſt und hauptſächlich Verpflichtete 
die Koſten nicht zu tragen, oder zu erſtatten, vermag a). 
I) Zu einer Verpflichtung der Gerichtsunterthanen, 
die Criminalkoſten dem Gerichtsherrn zu erſtatten, fehlt es 
an einem Rechtsgrunde >). Wo eine ſolche Verbindlichkeit 
vorkömmt, beruht ſie auf Vertrag oder Verjährung: 
wonach denn auch deren Umfang zu beurtheilen iſt ). 


2) Zur Sicherung des Koſtenerſatzes findet nöthigenfalls, ſchon wah 
rend der Unterſuchung, Güterbeſchlag Statt. Unzuläſſig tft es 
aber, den Un vermögenden zum Ab verdienen der Ronee (durch 
Arbeit) anzuhalten. Stübel 5. 557. 

b) Stübel 5. 562 f. Klüber: Oeffentl. Recht des deutſchen Bun⸗ 
des. IV. Ausg. von Morſtadt. §. 368. . 

1) S. hierüber G. J. F. Meiſter's prakt. Bemerkungen. Gott. 1791. 
Bd. L S. 159 f. Heil uns, daß dieſer controverſen Behaup⸗ 
tung Bauer' s, ſeit der deutſchen Früßlings⸗Revolution v. 1848, 
welche der Gerichtsherrlichleit den Todesſtoß verſetzt hat, auf ewig 
ihr Gegenſt and tft entſchwunden! 


— 


Regiſter. 


— — 


(Die Zahlen deuten auf die Paragraphen; die Buch ſtaben aber auf 
die Noten.) 


A. 

Abfaſſung der Urtheile 196— 199. 
Abolition 209 b. 
Abſolution 193. 194. 
Abweſende Inculpaten 251. 
Mgcudationsproces i 4 280 f. 
Achtsproceß 7 a. 251 b. 
Actenanlegung 64. 
Acteneinſicht 184. 234 f. 
Actenmäßigkeit 62. 
Actenverſendung 196. 
Actuar 30. 
Additionalartikel 237. 
Aehätent 246. 
Adhaͤſionsproceß 246. 
Adnotatio bonor. 81. 
Aechtheit der Urkunden 152. 
Aerzte 136. 
Alibi 99 c. 172 a. 
Alternative Urtheile 195. 
Amts folge 77. 
Analogie des Civilproceſſes 9. 
Anerkennung der Perſon 92. der 

Sachen 93. der Leiche 136. der 

Urkunden 152. 
Angelöbniß 74 c. 
Angeſchuldigter 232 e. 
Ankläger 240. 


Auklagelammer, 263. 
Fntingelhek 241, 
Anklageproceß 4. 239 f. 
Anklageſtand 263. 
Anllagsatte — framò f. 250 
Anſchuldigungs bemisst 97. 110. 111. 
Anſchuldiguneszaſt ande 236,. 
Autwortpflicht! 124. 
Anwalt, 32. 3a, 

5 160 ff. 
Appellation 205, 
Arreſt 75. 
Articulirtes Verhör 237. 
Artikel, Inquißtiangl⸗ 237. 
Aſſtſenhof 258. 
Audienz 264. 
Aufzeichnung des Vermögens 81. 
Augenſchein 134 f. 
Ausfluchtbeweis 99. 
Auslieferung 44. 
Aus ſagen 115. 


B. 


Bannproceß 7 a 

Bedingte Urtheile 195. 

Befundſchein 139. 

Betzuadigungsgeſuche und Anträge 
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Beichwater 141. 


Negiſter. 


Beiſitzer 29. 

Bekenntniß 115 f. 

Beſchlag der Güter 81. 
Beſchlagnahme der Papiere 90. 
Beſchwerde 203 e. 

Beſetzte Gexichtsbank 27, 
Beſchädigter 246. 
Beſichtigung 134 f. 
Beſtätigung der Urtheile 199. 
Beſtandtheile des Strafprot. 53. 54 
Betretung 38. 
Bevollmächtigte 33. 

Beweis überhaupt 95— 118. 
Beweisaufnahme 108. 
Beweiseinreden 98. 
Beweisfriſt 108. 
Beweisführung 108. 
Beweisgründe 95. 
Beweiskraft 109. 

Beweislaſt 105. 
Beweismittel 106. 
Beweisſatz 105. 
Beweistheorie 104. 
Beweisverfahren 108. 
Blutbann 14 c. 
Brieferbrechung 91. 

Bürgen 74. 

Büttel 31. 


E. 
Cabinetsjuſtiz 25 e. 
Captiöſe Fragen 128. 
Carolina 9. 
Caſſation 258. 
Caution 74. 240. 
Cent 14 c. 
Circumffantieller Neweis, 160. 
Citation 73. 
Civilgericht 24, 
Civilproceß 3; 103. 
Civilpunct 246. 


Code d'instruction criminelle., 254 a. 
Collifion der Gerichtsſtände, 40. 41. 


Collufion 48. 49. 
Commiſion 25, 


Confrontation: 131. 
Conneritat, 67, 
Contraventions 14. 
Contumacialverfabren 251 f. 
Corpus delicti 228. 229. 
Correferent 197. 

Crimes 14. 
Criminalgeridtebarkeit: 18. 
Criminalgerichte 21, 
Criminalkoſten 267. 
Criminalpraxis 3. 
Criminalproceß 1 f. 
Criminalurtheil 189. 
Criminalverbrechen 14. 
Curator 33. 


D. 


Damniſicat 246. 

Decisa 190 b. 

Decret 190 N. 1. 

Defenſion 175 f. 

Defenſor 179, 180, 

Delicta majora, mingra 14 
Delictum flagrang 75. 

Delits 14. 

Denunciation 224. 
Denunciationsproceß 246. f. 
Deprehenſion 38. 
Devolutiveffect 204. 

Diener des Strafgerichts 31. 
Diffeſſionseid 152. 
Document. 148. f. 
Dolmetſcher, 123. 
Durchführung einge Verbrechers 77. 


E. 


Edictalladung 80. 251. 
Editionspflicht 89. 

Eid 153 f. 

Eidesmündigkeit 142. b. 

Einnahme des: Angezſcheins 194 7f. 
Einreden 99 c. 

Einſtimmigkeit der Richter 198. 
Endurtheil 192 f. 
Entbindungsurtheilg 193194. 
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Entſchaͤdigung 195. 246 f. 
Entſcheidungsgründe 195. 


Ergreifung 75. 

Erkenntniſſe 199 f. 
Erkenntnißgründe der Wahrheit 94. 
Ermahnung 130. 

Eröffnung der Urtheile 200. 
Erſuchungsſchreiben 78. 

Exceptio 99. 

Execution 210 f. 


F. 
Fama publica 224. 
Fatalien 55. 202. 
Favor defensionis 178. 
Feierlicher Proceß 6. 221. 
Ferien 73. 


disc 

discaliſcher Proceß 245. 
Fiscus 16. 273. 

Flagrans delictum 75. 

Flucht 73. 

Folter 133. 

Formalitäten 6. 

Forum (competens) 34 l. 
Fragen 127 f. 

Fragſtücke 147. 

Fraiss 14 c. 

Franzoͤſiſcher Criminalproceß 254 f. 
Freiſprechung ſ. ee 


Fundament der Unterſuchung 223 f. 


G. 
Geberdenprotocoll 123. 
Geburt lebendige 138. 
Gefängniſſe 48 f. 
Gefangene 49. f 
Gefangenwärter 31. 


Regiſter. 


Gegenanklage 243. 
Segenanzeigen 161. 
Gegenbeweis 99. 
Gegenindicien 161. 
Gegenſtellung 131. 
Geheimes Verfahren 261. 
Geheimhaltung 231. 
Geiſtliche 39. 141. 
Gemeinkundige Thatſachen 105 e. 
Generalinquifition 220 f. 
Generalprocurator 256. 
Generalverhör 125. 231. 
Gerechtigkeit 56. 
Gericht 21 f. 
Gerichtsbank 27. 
Gerichtsbarkeit 13 f. 
Gerichtsdiener 31. 
Gerichtsgebrauch 9. 
Gerichtshalter 17. 
Gerichts ſchreiber 30. 
Gerichtsſtand 34 f. 
Gerichtsverfaſſung (peinl.) Franks 
reichs 255 f. 
Gerichtszwang 34. 
Gerücht 224. 
Geſandte 39 a. 
Geſchworne 259. 260. 
Geſtändniß 115 f. 
Gewißheit 96. 
Gewohnheitsrecht 9. 
Gnadenmittel 209. 
Güterbeſchlag 81. 
Gutachten 135. 


H. 
Halsgericht 215. 
Hals und Hand 14. 
Handhaftige That 47. 75. 
Handſchriſtenvergleichung 152. 
Hauptunterſuchung 233 f. 
Hauptvertheidigung 181 ff. 
Hausarreſt 74 a. 
Hausſuchung 87. 88. 
Haut und Haar 14. 
Hegung des Halsgerichts 215. 


Reghiters: 


Henker 31. 


Pochnothpeluliches Halsgerich n 225, 
Hülfsmittel des Strafproc 10. * 


Hülfsſchreiben 78. 
Huissier 75. 


2. 


Ineidentpunct 68 G. 
Inculpat 232 e. 

Indicien 160 ff. 
Information 220 a. 
Informativverfahren 47. 
Inqutrent 28. f 
Inquiſtt 221 c. 
Inquiſition 220. 
Inquiſitionsartikel 237. 
Snquifitionsprecef 217 ff. 
Inscriptio in crimen 240 K 
Inſtruction 71 ff. 
Inſtructionsrichter 25%. 
Instructorinm 191. 
Interlocut 191. 
Intimation 200. 
Jurisdietion 13 f. 

Jurp 259. 


K. 
Ketten 48. 123. 
Kindes mord 138. 
Klagen aufs Cwünteſt 2 f. 
KAlagfrei⸗Erklärung 192. 
Koſten 267 ff. 
Künſtlicher Beweis 160. 
Kunſtverſtändige 135. 


S. 
Ladung 73. 
Legalfection 136 f. 
Leichenſchau und Oeffnung 186 fe 
Leichnam 92 b. 136. 
Leumundserforſchung 230. 
Litteratur 11. 


Los ſprechung 194. von der Safes 


193. 
Crim Proc. B 18. 


Lügen 121 b. 
Lungenprobe 138. 


we. 
Marter 133. 
Media eruendae veritatis 107. 


Medicina forensis 10. 
Milderungsgründe 187, 


Militärgerichte 39. 


Ministére public 256. 
Mündlichkeit 261. 
Muthmaßung 96 c. 


N. 
Nacheile 77. 
Nachrichter 31. 
Nichtigkeit 54. 
Nichtigkeitsbeſchwerve oe 


 Rotariug: 80, 


Notorietät 105 0. 

O. 
Obduction 136. 
Oberaufficht 199. 
Obergerichte 22. 
Obſervanz 9. 
Ocularinſpection 134 ff. 
Oeffentlichkeit 65. 261. 
Ortsbeſichtigung 134. 


P. 
Page, effene. 72. 
Pam ere, deren Brſchlagnahud 60. 
Parteien 239. 
Patrimontalgerichtebarkrtt 17. 
Peinlich Angeſchuldigter 23t 0. 
Peinliche Fälle 14. 
Peinliche Frage 133. 
Peinliche Koſten 287 ff. 
Peinliche Strafe 14. 
Perhorrescenzeid 28 d. 
Phypficus 136. 
Plan 236. 237. 
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Policeibehoͤrden 47. 
Präludiclalſachen 68. 
Präaliminarunterſuchung 220 a. 
Präͤlocut 191. 

Prdfumtionen 161 b. 
Prävention 41. 

Praxis 9. 
Privatgenugthuung 195. 246. 
Privilegirte Gerichtsſtände 39. 
Proceßkoſten 267. f 
Procurator 32. 

Protocoll 63. 5 
Prorogation 35. 

Publication 200. 

Puncte 234 bd. 
Purgatorium 154 f. 


2 Q. ' . ‘ 
Oualificirtes Geſtändmß 117. 
Quellen des Proteſſes 91 
Querela nullit. 207. super protr. 

justitia 203 e. : 
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N. a 
Realcitation 73. 
eee 188. 
Rechtsfrage 266. 
Rechtskraft 202. 
Rechtsmittel 203 ff. 
Rechtsvermuthungen 103. 161 b. 
Recognition der Perfonen MW der 
Sacha. der Les 136; me 
Urkunden 152. e 
Recrimizathix 2. a 
Retuſatian 28d. 
Referent 197. 7 
Regiſtratur N me | 
Reinigungseid 134 f. 
Relation 197. 
Requifition 47. 78 
Reſtitution 208. 


Reverſalen 78. „ 8 See 


. oi 
v. C4 


Notul 146, 
Riigeprocep 246. 


S. 


Sachverſtändige 135. 
Sachwalter 33. 

Salvus conductus 82 fl. 
Schadenerſatz 195. 286 ef 
Scharfrichter 31. 
Schlußverhoͤr 238 a. 
Schoppen 29. 

Schutzſchrift 183. 
Secretarius 30. 


, Section 136. 


Sectionsprotocoll 136. 


Selbſtanzeige 224. 


Sequeſtration 81. 


Sicheres Geleit 82 fl. 


Sicherheitsleiſtung 74. 240, 
Gignalement 69. 
Singularität der Zeugen 144. 


Siſtirung 44 42. 
Soldaten 39. 


Specialacten 64. 


Specialinquiſition 220. 232 f. 


Sporteln 269. 


Spruchcollegien 196. 


Spruchreif 107. 
Staatsanwalt 32. 205. 
Staatsbehörde 256. 
Steckbriefe 79... ee 
Stimmenmehrheit 198, 
Strafgericht 21 f. außerordentli⸗ 
ches 25. 
Strafproceß 1. 190 2 6. 
Strafproceßtabellen 45. 


Strafurtheil 190 a. 194, 
Stumme 122. 


Subscriptio in crimen .240 g. 


Snuggeſtionen 19. 


Summariſcher Proceß 249. 


egies 


Sufpenfion wegen helene 
tion 234. 580 31435. 2810 
8 2087 „min 
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Tabellen 45. 
Taubſtumme 123. 
Territion 107. ; 
Thiter 97. 228 d. 


Thatbeſtand 228. ‘a . 


Thatfrage 260. 265. 266, 
Todesurtheil 199. 
Tortur 133. 


U. 


Ueberzeugung 96. 

ungeborſamsverfahren 251 f. 

Unkoſten 267 ff. 

Unſchuldsanzeigen 161. 

Unſchuldsbeweis 98. 

Unſchuldserkenntniß 194. 

Untergerichte 22. 

Unterredung mit dem Angeſchuldig⸗ 
ten 184. 

Unterſuchung 220. 

Unterſuchungsgefängniß 48. 

Unterſuchungsgerichte 23. 27 ff. 

Unterſuchungsproceß 4. 216 ff. 

Urfehde 213 a. 

Urkunden 148 ff. 

Urkundsperſonen 29. 

Urtheile 189 ff. 

Urtheilsfällung 196 ff. 

Urtheilsgründe 195. 

Urtheilsvollzug 210 f. 


. 74.1 os N 


Berdön Tunturi brs- Benet dts, 
ee D den. er 127 
7. ' 
Verjährung 55 a. ra 7 
Vermögensaufzeichnung 8. 1.7 ee 
Vermuthung 161 b. 
Vernehmung 123 ff. 


e Verſchwiegenheit 147. 


Verſendung der: Aches 196. 
Vertheidiger 33. n 1 J f „ 
Berthetdigung 175 f. 
Verweigerung der Antwort 124. 
Verzicht 58. 

Visum et repertum 139. 
Verzeichniß der Verhaſteten 50 b. 
Viſttation 49. 50. 

Vogtei 14 c. 


BVrollſtändiger Beweis 101. 


Vollſtreckbarkeit 201. 
Vollſtreckung 210 f. 
Vollziehungsreife 201. 
Vorbereitung zum Verhör 126. zur 
Vertheidigung 184. 
Vorbeſcheide 191. 
Vorhalte 130. 
Vorladung 73. 80. 
Vorleſen der Protocolle 63. 
Vorſchuß der Koſten 270. 
Vorunterſuchung 220 f. 
Vorverfahren 262. 


W. 
Wahrheit, wirkliche, förmliche 58. 
103. fubjective 96. 260. 
Wahrheitserforſchungsmittel 107. 
Wahrſcheinlichkeit 102. 
Warnungsanzeige 79 b. 


V. Wechſelvorträge 218. 
Beranlaſſung ger nterfa ung Q23ff. Weſentliche Beſtandtheile 53. 
Berdadtefirafen 111. Widerlegbemeid 09 
Berdammüung Revel 194: „ n iberüß des Geſtändniſſes 121. 


Berfängliche Fragen 128. 
Verfahren öffentliches 65. 261. 
Vergleichung der Handſchriſten 152. 
Verhaftung 75. 


Wverſprüche 124 b. 

Wiederaufnahme der Unterfudung 
208 Anmerk. 

Wiedereinſetzung 208. 


Zuchthäuſer 16 u. F 
Zuchtpoliceigench 965. 
Zuſammengeſetzter Beweis 173. 


— 


Zuſaunntreffen der. Zuſtände 160 d. 


Zuſtand der Anſchulvigung 233. 
Zuſtändigkeit des Gerichts 34 f. 
Zwang 1323. 
Zweckmäßigkeit 577. 
Zwiſchenurth eile 191. 
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